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Sehr geehrter Herr Prof. Kreft, sehr geehrter Herr Dr. Bürsch, sehr geehrter Herr Ternes, liebe 
Freiwillige, sehr geehrte Damen und Herren, 
 
ich begrüße Sie ganz herzlich in Berlin. Ich freue mich, dass bei unserer Tagung neben den 
Fachleuten aus Wissenschaft, den Verbänden, der Politik und den Verwaltungen auch viele 
junge Menschen dabei sind, die in Freiwilligendiensten tätig sind. 
 
Das bietet die Chance viele persönlichen Erfahrungen in die Diskussion mit einzubeziehen. 
Denn wir sollten gerade die Erfahrungen der jungen Menschen aufnehmen, wenn wir die Frei-
willigendienste weiter entwickeln wollen. Das in diesem Jahr von der UN ausgerufene Interna-
tionale Jahr der Freiwilligen bietet für uns die Chance, den unverzichtbaren Beitrag der Frei-
willigenarbeit für eine lebendige Demokratie und den sozialen Zusammenhalt in den Mittel-
punkt zu stellen. 
 
Wir wollen aber im Jahr der Freiwilligen auch über die Strukturen der Freiwilligenarbeit nach-
denken und sie weiter entwickeln. Es ist unser Ziel, die große Zahl der freiwillig engagierten – 
in Deutschland sind dies rund 22 Millionen Menschen – zu unterstützen und noch mehr Men-
schen Wege zur ehrenamtlichen Betätigung aufzuzeigen. 
 
Wir beschäftigen uns heute und morgen mit der Zukunft der Freiwilligendienste. Diese Dienste 
nehmen eine Schlüsselstellung ein, wenn es um die Frage geht, wie wir zukünftig Gesellschaft 
gestalten wollen und wie wir Bürgerinnen und Bürger davon überzeugen können, in dieser 
„Zivilgesellschaft“ eine aktive Rolle zu spielen. 
 
Wir wollen mit dieser Tagung einen politischen und gesellschaftlichen Diskurs über Stellen-
wert und Zukunft der Freiwilligendienste in Gang setzen, der letztlich auch gesetzgeberische 
Folgen haben soll. Wir wollen auf der Grundlage der Erfahrungen der letzten Jahre und Jahr-
zehnte diese Dienste weiter entwickeln. Z. B. wenn es um neue Einsatzfelder geht, um neue 
Einsatzmöglichkeiten weltweit oder um Aspekte der Berufsbildung in einzelnen Einsatzmög-
lichkeiten. Dies gilt für die nationale Ebene und für Europa. Um die Freiwilligendienste weiter 
zu entwickeln, brauchen wir die Erfahrungen der Teilnehmerinnen und Teilnehmer an den 
bestehenden nationalen und internationalen Freiwilligendiensten und auch die Verbände, die 
Träger der Freiwilligendienste sind. 
 
Wenn wir die Rahmenbedingungen für bestehende Freiwilligendienste verbessern und ausbau-
en wollen, dann geschieht das vor dem Hintergrund, dass wir Pflichtjahre, seien sie nun sozial 
oder ökologisch, für den falschen Weg halten. Die Stimmen, die angesichts der demographi-
schen Veränderungen unserer Gesellschaft Pflichtdienste in die Diskussion bringen, mehren 
sich. 
 
Dabei werde ich das Gefühl nicht los, dass es zwar vordergründig darum geht, junge Menschen 
zu verantwortungsvollen Mitgliedern unserer Gesellschaft zu machen, hintergründig jedoch 
das Bild vom bevormundenden Staat gepflegt wird, der den jungen Menschen vorschreibt, wie 
und in welcher Weise ein Dienst an der Gemeinschaft gestaltet werden soll. Wir können keine 
aktive Bürgergesellschaft oder eine Zivilgesellschaft durch „Zwang“ errichten. Wir müssen 
„überzeugen“, nicht jedoch „erzwingen“. Das erfordert Mut, Weitblick und verantwortliches 
Handeln. Dazu soll diese Tagung einen Beitrag leisten. 
 
Ich sehe die Rolle des Staates bei der Zukunft von Freiwilligendiensten eher begleitend und 
unterstützend. Die Bürgergesellschaft muss von unten wachsen, aus dem Wurzelwerk der Ge-
sellschaft. Dies nach Kräften zu fördern, das ist allerdings staatliche Aufgabe. Die politische 
und gesellschaftliche Frage vor dem Hintergrund unserer Freiwilligendiskussion lautet 
schlicht: Ist es vorstellbar, dass wir den Begriff der Solidarität mit Hilfe des freiwilligen Enga-
gements mit neuem Leben erfüllen können? Das sollte uns gelingen, wenn wir die Folgen der 
gesellschaftlichen Veränderungen nicht einfach nur hinnehmen. 
 
Zu den Veränderungen zählt beispielsweise der Umstand, dass ein Drittel aller Frauen, die 
noch 1965 geboren wurden, voraussichtlich keine Kinder haben werden. In der Mitte des 21. 
Jahrhunderts werden vermutlich vierzig Prozent der Einwohner älter als 60 Jahre sein. Zudem 
verändert die Digitalisierung in einem bislang nicht gekannten Ausmaß den Umfang und die 
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Struktur der Erwerbsarbeit. Neue Lebensformen, veränderte Rollenbilder von Frauen und 
Männern und der demographische Wandel werden unsere Gesellschaft grundlegend verändern. 
 
Das soziale Zusammenleben und das was wir Solidarität nennen, muss vor diesem Hintergrund 
neu mit Leben gefüllt werden. Dabei spielt das freiwillige Engagement und das Ehrenamt in 
unserer Gesellschaft eine zentrale Rolle. Ehrenamt, Freiwilligenarbeit und bürgerschaftliches 
Engagement werden zu Eckpunkten einer „neuen Bürgersolidarität“, die mehr auf gegenseitige 
Vernetzung setzt. Diese sozialen Netze stehen in engem Zusammenhang mit der Situation und 
dem Wohlbefinden der Menschen. Je stärker sich ein Mensch in sozialen Zusammenhängen 
aufgehoben fühlt, dort Rückhalt und Bestätigung findet, desto mehr wird er sich beheimatet 
fühlen. 
 
Aus freiwilliger Arbeit und Ehrenämtern erwächst eine Kultur der wechselseitigen Achtung, 
der Zugehörigkeit und des Gemeinsinns. Diese Werte, die wir soziales Kapital nennen, sind 
das was moderne Zivilgesellschaften im Innersten zusammenhält. Es geht um die Frage: Was 
können wir tun, um unter geänderten Bedingungen das soziale Kapital unserer Gesellschaft zu 
erhalten und nach Möglichkeiten zu erhöhen? Eine Antwort lautet: Wir müssen die Freiwilli-
gendienste in unserer Gesellschaft ausbauen und umstrukturieren. Wir müssen sie zu einem 
wesentlichen Teil einer Sozial- und Bürgerkultur ausbauen, in der sich der Einzelne seiner 
Verantwortung für sich und Andere bewusst ist, von der Möglichkeit der Mitwirkung in der 
Gesellschaft Gebrauch macht und Eigeninitiativen entwickelt. 
 
Wer bürgerschaftliches Engagement entwickeln und Menschen für dauerhaftes Engagement 
gewinnen will, muss bei jungen Menschen damit anfangen. Darauf macht ja auch der „Freiwil-
ligensurvey 99“ aufmerksam. Es ist die erste und umfassende Bestandsaufnahme, die in 
Deutschland zu ehrenamtlichem Engagement im Auftrag meines Hauses gemacht wurde. Aus 
dieser Umfrage geht hervor, dass Jugendliche im Alter von 14 bis 24 Jahre eine besonders 
aktive Gruppe sind. In dieser Altersgruppe ist die Zahl der freiwillig beziehungsweise ehren-
amtlich Engagierten mit 37 % (Durchschnitt 34 %) besonders hoch. Die Untersuchungen besa-
gen, dass es den Jugendlichen, von denen 70 % Schüler oder in Ausbildung sind, relativ gut 
gelingt, einen beträchtlichen Teil ihrer Zeit für freiwilliges Engagement zu erübrigen. Im Rah-
men ihrer freiwilligen Arbeit haben sie umfangreiche, regelmäßige zeitliche Verpflichtungen. 
Fast die Hälfte aller engagierten Jugendlichen wendet mehr als fünf Stunden pro Woche für 
freiwillige Tätigkeiten auf. In einigen Bereichen kommt man ohne das Engagement der Ju-
gendlichen überhaupt nicht mehr aus. Dies ist insbesondere im Sportbereich sowie im Unfall- 
und Rettungsdienst der Fall. 
 
Junge Menschen zeigen in vorbildlicher Weise Solidarität, indem sie da helfen, wo Not am 
Mann oder an der Frau ist. Die jungen Menschen, die sich in unterschiedlichen Gruppen und 
Initiativen engagieren, geben Anlass für die Hoffnung, dass die Wandlung des Sozialstaates 
hin zu einem „aktivierenden Sozialstaat“ gelingen wird. Dieser aktivierende Sozialstaat wird 
die Hilfe zur Selbsthilfe fördern. Denn was der Einzelne besser lösen kann, dass muss, das soll 
der Staat nicht übernehmen. 
 
Das darf aber keineswegs so verstanden werden, dass der Staat sich weitgehend aus der Ver-
antwortung zurückzieht. Es ist mir ganz wichtig zu betonen, dass freiwilliges und bürgerschaft-
liches Engagement nicht dazu führen darf, bisher öffentlich finanzierte Dienstleistungen zu 
ersetzen. 
 
Aber wir müssen auch erkennen: vorbei sind die Zeiten, in denen Vater Staat noch das Gefühl 
vermitteln konnte, er könne alle Probleme der Menschen lösen. Das glaubt niemand mehr. Der 
Staat braucht die Bürgerinnen und Bürger als Partner zur Problemlösung. 
 
Damit gibt er Aufgaben und Verantwortung zurück an die Menschen und setzt auf ihre Gestal-
tungskraft. Und darum ist uns das, was heute diskutiert wird, besonders wichtig. Wir wollen 
die Menschen, insbesondere die jungen, in die notwendigen Änderungen einbinden, um ge-
meinsam zu neuen Lösungen zu kommen. 
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Die Freiwilligendienste modernen Erfordernissen anzupassen heißt dreierlei: 
 
1. Die Einsatzfelder müssen verbreitert werden; 
 
2. Die Freiwilligendienste erhalten zunehmend eine Orientierungsfunktion für einen zukünf-

tigen Beruf; diesem Umstand muss in der Ausgestaltung Rechnung getragen werden; 
 
3. Junge Menschen, die einen Freiwilligendienst im Ausland leisten, müssen denjenigen, die 

ihren Dienst im Inland leisten, gleichgestellt werden. Eine unterschiedliche Behandlung 
bei der Absicherung der Freiwilligen in der Sozialversicherung ist nicht gerechtfertigt. 

 
Das Freiwillige Soziale Jahr gibt es seit 1964 und das Freiwillige ökologische Jahr seit 1993. 
Beide Freiwilligendienste wurden in den vergangenen Jahren kontinuierlich ausgeweitet. Wa-
ren es 1993 noch 7.100 Jugendliche, so hat sich die Gesamtzahl mit rund 13.000 im Jahre 1999 
fast verdoppelt. Diese Zahlen sind ein Beweis dafür, dass eine steigende Zahl Jugendlicher 
bereit ist, sich sozial oder ökologisch zu engagieren, wenn sie ihr Engagement als sinnvoll 
empfinden. 
 
Der Erfolg der bestehenden Dienste ist nicht zuletzt darauf zurückzuführen, dass die Freiwilli-
gendienste den Jugendlichen die Möglichkeit bieten, die Bereitschaft zum freiwilligen Enga-
gement mit konkreten praktischen Erfahrungen im beruflichen Einsatz zu verbinden. So ver-
wundert es nicht, dass 91 % der Teilnehmerinnen und Teilnehmer ihr freiwilliges Jahr mit sehr 
gut oder gut beurteilen. Dies ist eine außerordentlich hohe Akzeptanz, die uns zeigt, dass wir 
mit diesem Angebot auf dem richtigen Weg sind. 
 
Studien belegen, dass für fast alle Jugendlichen der Freiwilligendienst auf dem Weg in die 
berufliche Zukunft zunehmend eine richtungsgebende Funktion einnimmt. Er hilft den jungen 
Menschen angesichts verschiedener Wahlmöglichkeiten, eine fundierte Berufsentscheidung zu 
treffen. 
 
Auf die beschriebenen Entwicklungen will die Bundesregierung reagieren. Wir streben deshalb 
noch in dieser Legislaturperiode eine Novellierung der Gesetze zum freiwilligen sozialen und 
zum freiwilligen ökologischen Jahr an. Zur Attraktivitätssteigerung sollen neue, vielfältigere 
Einsatzbereiche erschlossen werden. Als ersten Schritt hat mein Haus ein dreijähriges Modell-
projekt mit der Deutschen Sportjugend im Deutschen Sportbund vereinbart. 
 
Damit kann das Freiwillige Soziale Jahr nun auch in der Jugendarbeit des Sports, in Verbänden 
und Vereinen bundesweit absolviert werden. Hierbei spielen Sportvereine, in denen sich Ju-
gendliche aus sozialen Brennpunkten engagieren, eine besondere Rolle. 
 
Außerdem wird im September 2001 ein Modellprojekt „Freiwilliges soziales Jahr im kulturel-
len Bereich“ beginnen, das wir mit der Bundesvereinigung Kulturelle Jugendbildung verabre-
det haben. Darüber hinaus ist beabsichtigt, berufsorientierende und berufsqualifizierende Ele-
mente in die Freiwilligendienste aufzunehmen. Die Freiwilligen sollen zukünftig ein Zertifikat 
erhalten, mit dem sie ihre erworbenen Kompetenzen und Erfahrungen ausweisen können. Die-
ses Zertifikat soll den Einstieg in die Ausbildungs- und Berufswelt erleichtern. 
 
Wir wollen die Dienste flexibler machen. Deshalb sollen Möglichkeiten geschaffen werden, 
den Dienst in Blöcken (z. B. drei Monate) abzuleisten. Auch eine freiwillige Verlängerung um 
bis zu sechs Monate über die Höchstdauer hinaus ist geplant. So sollen junge Menschen in die 
Lage versetzt werden, sich Zeitfenster für ihr freiwilliges und ehrenamtliches Engagement zu 
erschließen, wenn es in ihre persönliche Lebensplanung hineinpasst. 
 
Unser Reformvorhaben berücksichtigt auch das große Interesse von Jugendlichen, einen frei-
willigen Dienst im Ausland zu absolvieren. Es ist schon lange nicht mehr nur alleine das euro-
päische Ausland, das in den Überlegungen junger Menschen auf der Suche nach interkulturel-
len Erfahrungen eine Rolle spielt. Deshalb haben wir uns auf den Ausbau und die rechtliche 
Absicherung nationaler und grenzüberschreitender Freiwilligendienste vorgenommen. Mit dem 
Gesetzentwurf soll die bisherige Beschränkung des freiwilligen sozialen Jahres und des freiwil-
ligen ökologischen Jahres auf das europäische Ausland aufgehoben werden. Die Teilnehmerin-
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nen und Teilnehmer an einem freiwilligen Jahr im Ausland sollen in der Zukunft nach Maßga-
be der neuen FSJ- und FÖJ-Gesetze einheitlich gefördert werden. So bei der Einbeziehung in 
die gesetzliche Renten-, Kranken-, Pflege- und Unfallversicherung sowie bei der Arbeitslosen-
versicherung und bei der Zahlung von Kindergeld. 
 
Im Rahmen der Debatte um die Freiwilligendienste darf aber auch die Situation des Zivildiens-
tes nicht vergessen werden. Es sind jährlich rd. 140.000 junge Männer, die den Zivildienst 
absolvieren, in den gesetzlich geregelten Freiwilligendiensten sind es wie bereits erwähnt rd. 
13.000, davon annähernd 90 % Frauen. Wir wollen den Zivildienst und die Freiwilligendienste 
in Zukunft stärker miteinander verzahnen. Deshalb ist es unser Ziel, das Zivildienstgesetz so zu 
fassen, dass anerkannte Kriegsdienstverweigerer anstelle des Zivildienstes auch ein Freiwilli-
ges Soziales oder Freiwilliges Ökologisches Jahr (FSJ/FÖJ) neuer Prägung ableisten können in 
Einsatzfeldern, die dafür geeignet sind. Wenn junge Männer ein soziales oder ein ökologisches 
Jahr von mindestens zusammenhängend zwölf Monaten Dauer absolviert haben, entfällt dann 
die Heranziehung zum Zivildienst. 
 
Bei der Weiterentwicklung der Freiwilligendienste ist unser Ziel, die Dienste für alle Jugendli-
chen bereit zu stellen und ihnen die tatsächliche Teilnahme durch geeignete Angebote zu er-
möglichen. So werden in Zukunft die Absolventen von Hauptschulen eine größere Rolle spie-
len. 
 
Für eine aktive Bürgergesellschaft brauchen wir aber gleichermaßen das Engagement von 
Erwachsenen. Deshalb bedarf es insgesamt mehr Anreize zur freiwilligen Übernahme von 
Aufgaben. Mittelfristig wird darüber nachgedacht werden müssen, wie in der Zukunft über die 
Altersgruppe der Jugendlichen hinaus  auch Freiwilligendienste für ältere Menschen erprobt 
und rechtlich abgesichert werden können. Die Erfahrungen der nächsten Jahre werden zeigen, 
ob es vor diesem Hintergrund gelingt, einen gesellschaftlichen und politischen Konsens für ein 
allgemeines Freiwilligengesetz zu erreichen. 
 
In diesem Zusammenhang möchte ich mich stellvertretend bei Ihnen, Herr Dr. Bürsch, für die 
fundierte und hilfreiche Arbeit der Enquetekommission im Deutschen Bundestag bedanken, die 
mit Ihren Anhörungen und Expertisen viel zu dieser Konsensfindung beiträgt. 
 
Nur gemeinsam, durch die Zusammenarbeit der Verantwortlichen auf allen Ebenen und die 
Integration der bestehenden Erfahrungen, können wir die notwendigen Rahmenbedingungen 
für eine aktive Bürgergesellschaft schaffen. Wir müssen und wir wollen neue Wege aufzeigen 
und noch mehr bürgerschaftliches Engagement wecken. Denn wir brauchen den Ideenreichtum 
und die Erfahrung aller Menschen, um den Wandel in unserer Gesellschaft hin zu einer aktiven 
Zivilgesellschaft zu gestalten. 
 
In diesem Sinne wünsche ich der Tagung einen interessanten und ergebnisreichen Verlauf und 
allen Teilnehmerinnen und Teilnehmern viele informative, interessante und anregende Begeg-
nungen. 
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Frau EU-Kommissarin Reding 
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1.  Das Internationale Jahr der Freiwilligen und entsprechende EU-Aktivitäten 
 
• Das von den Vereinten Nationen ausgerufene Internationale Jahr der Freiwilligen ist für 

die Europäische Kommission von Bedeutung. Die Hauptziele dieses Jahres stimmen voll-
ständig mit dem überein, was wir zu erreichen versuchen. Für uns alle, die wir mit Freiwil-
ligendiensten zu tun haben, ist es ganz wichtig, dass während eines Jahres die verstärkte 
Anerkennung der Freiwilligendienste und der Wichtigkeit der Freiwilligenarbeit in den 
Mittelpunkt des Interesses rückt. Die Kommission hat mit dem für dieses Jahr zuständigen 
Team der Vereinten Nationen zusammengearbeitet und in den meisten unserer 30 Pro-
grammländer nehmen die Nationalen Agenturen an den Aktivitäten im Rahmen des Inter-
nationalen Jahres der Freiwilligen teil. 

 
• Die Europäische Kommission führt das weltweit größte Programm freiwilliger Jugend-

arbeit durch. Tausende von jugendlichen Freiwilligen im Alter zwischen 18 und 25 Jahren 
nehmen jährlich am Europäischen Freiwilligendienst teil, der selbst ein Teil des JUGEND-
Programms ist. 

 
Seit Beginn des Europäischen Freiwilligengesetzes haben 7000 Jugendliche an diesem 
Dienst teilgenommen. 
 
30 Staaten haben sich am JUGEND-Programm beteiligt. 
 
Es beinhaltet auch Formen der Zusammenarbeit mit den Ländern in der Heranführungs-
phase und Drittstaaten. Die beitrittswilligen Staaten haben sich dem Europäischen Freiwil-
ligendienst erst vergangenes Jahr angeschlossen. Trotz der kurzen Zeitspanne können sie 
jedoch schon schöne Erfolg vorweisen. 

 
 
2. Der Europäische Freiwilligendienst – Ziele und Erfolge 
 
• Eines der Ziele des Freiwilligendienstes ist es, einen Beitrag zur Gesellschaft zu leisten. 

Wir wissen, dass junge Leute in dieser Hinsicht sehr motiviert sind und dass ihr Beitrag 
und ihr Engagement für die Gemeinden, wo sie Dienst tun, von großer Bedeutung sind. 
Ein weiteres wichtiges Ziel in einem „Europa des Wissens“ ist die Vermittlung sog. 
nicht-formaler Lernerfahrungen an Jugendliche, die sich außerhalb der formalen Bildungs-
strukturen befinden. 

 
Im Kontext des lebenslangen Lernens, das, wie Sie wissen, zur Zeit im Zentrum des poli-
tischen Interesses steht, ist dies einer der Aspekte des Europäischen Freiwilligendienstes, 
die das Programm zu etwas Besonderem machen und die mehr Beachtung finden sollten. 

 
• Eine eben fertig gestellte Evaluierung des Europäischen Freiwilligendienstes zeigt einige 

interessante Auswirkungen des Europäischen Freiwilligendienstes auf die jungen Freiwil-
ligen. 

 
In der Evaluierung wird klar festgestellt, dass der Europäische Freiwilligendienst signifi-
kant positive Auswirkungen auf die Jugendlichen hatte. 
 
So trägt er zur Förderung ihres interkulturellen Bewusstseins bei, ermöglicht es ihnen, 
neue Fähigkeiten zu erwerben und ihr Selbstbewusstsein, ihre Kreativität und ihre Initia-
tivkapazität zu steigern. 
 
Natürlich ist es schwer, diese Einflüsse in Zahlen widerzugeben. Zur Zeit suchen wir nach 
Indikatoren, die es ermöglichen, diesen Einfluss besser messbar zu machen. Wir freuen 
uns auch darauf, das „Measuring Volunteering Toolkit“ kennen zu lernen, das von den 
Vereinten Nationen im Rahmen des Internationalen Freiwilligenjahres entwickelt wurde. 
 
In diesem Zusammenhang sei auf die interessante Studie des ISS (Institut für Sozialar-
beit und Sozialpädagogik) verwiesen, die 1999 mit Hilfe des zuständigen Bundesministe-
rium realisiert wurde. Zitat aus dem Bericht: „Es wurde klar: junge Leute werden sich auf 
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freiwilliger Basis Sozialprojekten in anderen Staaten widmen; sie sagen, dass sie davon 
sowohl persönlich als auch aus beruflicher Sicht profitieren.“ 
 
97,8 % aller Teilnehmer am Europäischen Freiwilligendienst bewerten ihre Teilnahme 
an dem Programm positiv. 

 
• Um diese positiven Auswirkungen zu erzielen, wurde in den vergangenen Jahren rund um 

den Europäischen Freiwilligendienst eine ganze Reihe von unterstützenden und Ausbil-
dungsmaßnahmen geschaffen. Die europäischen Freiwilligen werden durch ein Set von 
Kursen auf ihre Tätigkeiten vorbereitet, sie erhalten einen Mentor zur Seite gestellt, 
bewerten ihre Erfahrungen und erhalten Unterstützung in den verschiedensten Bereichen. 

 
Auch die Menschen, die mit den Freiwilligen arbeiten, wie z. B. ihre Tutoren, erhalten die 
Möglichkeit, an Trainingseinheiten teilzunehmen und sich mit Partner in anderen Staaten 
zu vernetzen. 

 
• Der Einfluss des Europäischen Freiwilligendienstes auf die Entsende- und Gastgemein-

den sollte nicht unterschätzt werden. Die Evaluierung gab Aufschluss darüber, dass die 
Anwesenheit eines europäischen Freiwilligen in einer Gemeinde den Aktivitäten vor Ort 
eine internationale Dimension verlieh. 

 
Die Freiwilligen brachten in die sie empfangenden Projekte neue Ideen und Inspirationen 
ein. Viele der Organisationen, die am Europäischen Freiwilligendienst teilnehmen, verfü-
gen über eine begrenzte Teilnehmerzahl und keine vorangegangenen Kenntnisse auf dem 
Gebiet der  internationalen Zusammenarbeit. Der Europäische Freiwilligendienst bietet ih-
nen die Möglichkeit, sich Europa auf ihre eigene Art und Weise anzunähern. Organisatio-
nen und Projekte entwickeln mit Hilfe des Freiwilligen Formen der Zusammenarbeit, die 
die Bürger Europas einander näher bringen. 

 
• Der letzte Bereich, der durch die Evaluierung näher erforscht wurde, ist jener der Politik 

und Gesetzgebung. Selbst wenn nicht nachweisbar ist, dass der Europäische Freiwilli-
gendienst zu wichtigen Veränderungen in Politik und Gesetzgebung beigetragen hat, so 
konnte er doch dort, wo solche Änderungen anstanden, als gutes Beispiel dienen und zum 
Wandel beitragen. 

 
Im Hinblick auf die Jugendpolitik gibt es übrigens ein interessantes Beispiel aus Deutsch-
land, wo der Europäische Freiwilligendienst offensichtlich eine neue Form der nicht-
formalen Bildung anbot und der Politik für Jugendliche mit besonderen Bedürfnissen eine 
neue Dimension verleihen konnte. 

 
• Die Auswirkungen des Europäischen Freiwilligendienstes auf Nichtregierungsorganisa-

tionen erwies sich als noch signifikanter. Er bot Beispiele für neue Arbeitsmethoden und 
neue Konzepte des langfristigen Freiwilligendienstes. Darüber hinaus hat die Tatsache, 
dass der Europäische Freiwilligendienst einen Schwerpunkt auf die persönliche Entwick-
lung legt, die Organisationen dazu veranlasst, einen Teil ihrer Aktivitäten neu zu definie-
ren. 

 
• Eine Herausforderung und ein Hauptziel des JUGEND-Programms ist es, benachteiligte 

Jugendliche in die Aktivitäten zu integrieren. Seit dem Start des ersten Programms für 
Jugendbegegnungen im Jahr 1988 wurde eine beachtliche Arbeit auf diesem Gebiet geleis-
tet. 

 
Als der Europäische Freiwilligendienst 1996 startete, hatte man sich die Integration be-
nachteiligter Jugendlicher zu einem der Schwerpunktthemen gemacht. Es erwies sich als 
schwierig, junge Leute mit Benachteiligungen in den Europäischen Freiwilligendienst zu 
integrieren. Um ihnen den Zugang zu erleichtern, schuf man 1998 die Möglichkeit, an 
kurzfristigeren Projekten mit einer Dauer von drei oder mehr Wochen teilzunehmen. Man-
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che Organisationen haben das Programm dazu genutzt, mit benachteiligten Jugendlichen1 
zu arbeiten. 
 
Auf diesem Gebiet muss noch mehr getan werden. Um die Bedeutung der Integration noch 
stärker hervorzuheben und die Anzahl der am Programm benachteiligten Jugendlichen zu 
erhöhen, wird zur Zeit im Rahmen des JUGEND-Programms und unter Mitwirkung der 
Nationalen Agenturen eine Strategie für die Integration benachteiligter Jugendlicher 
fertiggestellt. Die Strategie nennt eine Anzahl von Gebieten – wie Information oder Aus-
bildung – wo Handlungsbedarf besteht. Wir hoffen, die entsprechenden Auswirkungen 
innerhalb der kommenden zwei Jahre feststellen zu können.  

 
 
3. Die Zukunft des Europäischen Freiwilligendienstes 
 
• Die Zukunft des transnationalen Freiwilligendienstes und des Europäischen Freiwilligen-

dienstes im Besonderen sind höchst aktuelle Themen. Dies nicht zuletzt dadurch, dass die 
Europäische Kommission zur Zeit mit dem Weissbuch zur Jugendpolitik, das im No-
vember 2001 von der Europäischen Kommission präsentiert werden soll, einen Entwurf 
für die zukünftige Gestaltung der europäischen Jugendpolitik liefert. 

 
Im Laufe ihrer intensiven, interessanten und lohnenden Beratungen mit Jugendlichen, Ver-
tretern der Zivilgesellschaft und den Mitgliedstaaten hat die Kommission eine ganze An-
zahl von Schlüsselbotschaften bekommen. Die jungen Leute haben uns aus ihrem reich-
haltigen Erfahrungsschatz berichtet, insgesamt kann ihre Botschaft aber mit dem Wort 
Partizipation zusammengefasst werden. 
 
Junge Menschen wollen am Aufbau Europas, ihres Landes und der lokalen Gemeinden 
teilnehmen. 

 
Sie wollen aktiv am Entscheidungsprozess teilnehmen. 

 
Wie wir alle, wollen sie ernst genommen werden und wünschen sich, dass man ihnen zu-
hört. 

 
Sie wollen nicht auf die Zukunft warten, sie wollen die Zukunft gestalten. 

 
Die Schaffung der Europäischen Union ist eines der größten Projekte dieses Jahrhunderts. 
Die Zukunft dieses historischen Projektes kann ohne Einbeziehung der Jugendlichen we-
der geplant noch realisiert werden. 
Wir müssen beginnen, junge Leute als eine Ressource zu sehen und ihnen jene Verantwor-
tung zukommen lassen, die sie verdienen. Diesem Thema wird im Rahmen des Weiss-
buchs eine große Bedeutung zugemessen. 

 
• Freiwilligenarbeit bedeutet, in der Gesellschaft eine aktive Rolle zu übernehmen und ein 

aktiver Bürger zu werden. Die Tausende junger Leute, die jedes Jahr am Freiwilligen-
dienst teilnehmen, zeigen uns, dass an Engagement, Solidarität und Neugier wirklich kein 
Mangel herrscht. 

 
Die Kommission, die Zivilgesellschaft und die Mitgliedstaaten müssen Wege finden, da-
mit junge Leute, die am Freiwilligendienst teilgenommen haben, ihre Erfahrungen aus-
tauschen und sie für andere Aktivitäten einsetzen können. Die Jugendlichen sollten auch 
dazu beitragen, zu definieren, was zur Weiterentwicklung und –gestaltung der nationalen 
und transnationalen Freiwilligendienste notwendig ist. 

                                                           
1 Es gibt keine für alle Programmstaaten einheitliche Definition des Begriffs „benachteiligt“. 

Die Kommission hat jedoch festgelegt, dass Benachteiligungen sowohl kultureller, physi-
scher, sozialer, ökonomischer sowie geografischer Art sein können und dass es jedem Staat 
obliegt, eine für seinen nationalen Kontext relevante Definition zu finden. Die jeweilige De-
finition ist in den Arbeitsprogrammen der Nationalen Agenturen zu finden. 
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• Die im Zusammenhang mit dem Freiwilligendienst aktiven Jugendvereine haben einen 

Kontext der Jugendpartizipation geschlossen. Junge Freiwilligendienste selbst schaffen 
wiederum andere Möglichkeiten für weitere Jugendliche und ermutigen sie, sich aktiv zu 
beteiligen. 

 
In unserer zukünftigen Jugendpolitik sollten wir die Bedeutung dieser Vereine hervorhe-
ben. Der Europäische Freiwilligendienst hat uns gezeigt, dass nach Hause zurückgekehrte 
Freiwillige sich auch noch weiterhin engagieren und anderen Jugendlichen helfen wollen. 
Sie haben Vereine für Ex-Freiwillige geschaffen. Diese Initiative wird von der Europäi-
schen Kommission unterstützt. 

 
• Freiwillige in nationalen und transnationalen Freiwilligeneinrichtungen haben darunter zu 

leiden, dass sie keinen legalen Statuts haben. Es liegt in der Verantwortung der Mitglied-
staaten, hier die notwendigen Maßnahmen zu ergreifen. 

 
Wenn wir den Freiwilligendienst ausweiten und ihm eine größere Bedeutung beimessen 
wollen, brauchen wir einen legalen Status für die Freiwilligen. 

 
Wenn wir die jungen Leute dazu ermuntern, Freiwilligendienste zu leisten, sich zu beteili-
gen und neue Fähigkeiten zu erwerben und wenn sie dann zu all dem bereit sind, aber da-
bei auf eine Vielzahl von Hindernissen stoßen – wer hat dann die Schuld daran, wenn der 
ein oder andere demotiviert wird? 

 
• In vielen Mitgliedstaaten hat der transnationale Freiwilligendienst eine lange Tradition. 

Dennoch gibt es Hindernisse im Hinblick auf Freiwilligendienst und Mobilität, wie z. B. 
bei Visen, Aufenthaltsgenehmigungen, Steuergesetzgebung usw. Dies hat schwerwiegende 
Konsequenzen für zukünftige Entwicklungen. 

 
Die Kommission hat daher zum Thema Mobilität eine Empfehlung abgegeben, in der die 
Mitgliedstaaten dazu aufgefordert werden, besondere Maßnahmen zur Abschaffung von 
die Mobilität behindernden gesetzlichen und administrativen Faktoren beizutragen, die Ju-
gendlichen zum Erlernen von Sprachen zu ermutigen und Arrangements für Finanzhilfen 
zu entwickeln. 

 
Die Empfehlung wurde im Mai 2001 durch das Europäische Parlament und den Rat ange-
nommen. 

 
Darüber hinaus gibt es einen während des Europäischen Gipfels in Nizza angenommenen 
Aktionsplan für Mobilität, der eine Anzahl ganz konkreter Maßnahmen beinhaltet, wie 
die Mobilität von Studenten, Lehrern und Freiwilligen gesichert werden kann. 

 
Wir hoffen, dass die gemeinsamen Anstrengungen dazu beitragen werden, die Situation zu 
verbessern und schon in naher Zukunft konkrete Resultate zeitigen. 

 
• Junge Leute, die ca. ein Jahr ihres Lebens in ein Projekt investieren, an das sie mit Begeis-

terung glauben, können einen wichtigen Beitrag zur Gesellschaft und für Europa liefern. 
Sie erlernen neue Fähigkeiten, eine Sprache und entwickeln sich selbst weiter. Die Aner-
kennung nicht-formaler Lernerfahrungen ist jedoch im allgemeinen gering und in den 
meisten Staaten überhaupt nicht vorhanden. In einem Europa, wo „lebenslanges Lernen“ 
mehr bedeuten sollte als bloß ein paar nette Worte, muss nicht-formale Bildung in ihrer 
Wertigkeit voll anerkannt werden; sie sollte in den Erziehungsprozess und die Jugendpoli-
tik integriert und auf allen Ebenen der Gesellschaft diskutiert werden.  

 
Junge Leute und insbesondere Jugendliche ohne formal höherwertige Erziehung erwarten 
sich mit Recht eine formale Anerkennung ihrer Tätigkeit im Rahmen des Freiwilligen-
dienstes. 
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• Manchmal werden Vertreter der Kommission gefragt, warum sich auch viele Jugendliche 
mit einer höherwertigen Erziehung vom Europäischen Freiwilligendienst und der damit 
zusammenhängenden nicht-formalen Erziehung angesprochen fühlen. 

 
Die Antwort liegt darin, dass angesichts all der Schwierigkeiten, mit denen junge Europäer 
beim Eintritt in den Arbeitsmarkt konfrontiert sind, der Freiwilligendienst deswegen so 
hoch eingeschätzt wird, weil er die Beschäftigungsfähigkeit erhöht. 

 
Es wäre zu wünschen, dass dieser Weg in Zusammenarbeit mit den den Arbeitsmarkt rep-
räsentierenden Gesprächspartners weiter verfolgt werden kann. 

 
• Es gibt auch Organisationen und Projekte, die sich zur Zeit außerhalb des traditionellen 

Freiwilligensektors befinden. Die Gesellschaft befindet sich in einem ständigen Wandel 
und der Freiwilligendienst sollte diesen Trends folgen. 

 
Die verschiedenen Staaten folgen hier ganz unterschiedlichen Traditionen und es liegt 
an uns, den auf europäischer Ebene erzielten Mehrwert in einem noch größeren Ausmaß 
zu konkretisieren, um zum Austausch von Erfahrungen und Wissen beitragen zu können. 

 
• Einige Mitgliedstaaten haben uns Beispiele gezeigt, wie der Privatsektor mit dem Frei-

willigensektor zusammenarbeitet und zu seinem Gelingen beiträgt. Viele der kleineren in 
den Europäischen Gemeinschaftsdienst involvierten Organisationen erzählen uns über ihre 
Schwierigkeiten mit der Finanzierung ihrer regulären Aktivitäten und – in einem noch 
höheren Ausmaß – ihrer internationalen Aktivitäten. 

 
Es wäre in der Tat interessant zu sehen, ob Diskussionen mit dem Privatsektor in diesem 
Bereich neue Möglichkeiten eröffnen könnten.  

 
• Es gibt eine ganze Reihe von jungen Leuten, die wir mit unseren Informationen über die 

Bedeutung der Freiwilligenarbeit, die nicht-formale Erziehung, lebenslanges Lernen etc. 
nicht erreichen. 

 
Manche von ihnen sind aus sozio-ökonomischen Gründen sowohl von der formalen als 
auch von der nicht-formalen Erziehung ausgeschlossen. Es ist aber wichtig, dass allen Ju-
gendlichen der Zugang zu diesen Möglichkeiten erschlossen wird. 

 
Auf dem Gebiet der Freiwilligenarbeit müssen wir eng mit europäischen, nationalen, regi-
onalen und lokalen Organisationen und Projekten zusammenarbeiten, um diesen jungen 
Leute eine Chance zu geben. 

 
Wir müssen die richtigen Informationswege und Partnerschaften finden, um alle jungen 
Leute zu erreichen und die notwendigen unterstützenden Strukturen für eine Kontrolle und 
Messbarmachung unserer Ergebnisse auf diesem Gebiet zu errichten. 

 
• Sie werden einige der hier präsentierten Ideen und Zukunftsperspektiven in dem Weiss-

buch über die Jugendpolitik finden. Es bedeutet Änderungen für uns alle, die wir an der 
nationalen und transnationalen Freiwilligenarbeit interessiert sind und an diese Sache 
glauben. 

 
Das Internationale Jahr der Freiwilligen legt den Schwerpunkt auf Angelegenheiten, die 
für die Zukunft von Bedeutung sind. Es wird unserer aller Mithilfe bedürfen, einen gesetz-
lichen Rahmen für die Freiwilligenarbeit zu schaffen, Behinderungen der Mobilität aus 
dem Weg zu räumen und Formen des nicht-formalen Lernens anzuerkennen. Erst wenn 
dies geschafft ist, und nur dann, kann der Freiwilligensektor sein volles Potential errei-
chen.  
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Perspektiven für Freiwilligendienste in Deutschland 
- aus der Sicht des Bundestages 

 
1.  Einleitung 
 
Die Freiwilligendienste erfahren derzeit eine ungeahnte Aufmerksamkeit und sind Gegenstand 
öffentlicher und fachpolitischer Diskurse. Für diese besondere Aufmerksamkeit lassen sich 
zwei Gründe ausmachen: einmal die anstehenden Veränderungen beim Zivildienst und zum 
anderen die Bemühungen um eine Stärkung der Bürgergesellschaft. Angesichts der Verände-
rungen beim Zivildienst, die aus den gesetzlichen Novellierungen bei der Wehrpflicht resultie-
ren, rücken die Freiwilligendienste als Ressource neu in den Blick. Die Freiwilligendienste 
können allerdings die Einschränkungen bei den Zivildienststellen nicht einfach kompensieren. 
Darauf werde ich im Verlauf meines Beitrags noch näher eingehen. 
 
Die Aktualität der Debatte um Freiwilligendienste ergibt sich allerdings nicht nur aus den Ver-
änderungen beim Zivildienst, sondern wird auch von den Diskussionen um einen Ausbau und 
eine Stärkung der Bürgergesellschaft getragen. Die Freiwilligendienste repräsentieren eine 
besondere Form bürgerschaftlichen Engagements. Das ist der Anknüpfungspunkt für unsere 
Enquete-Kommission, sich mit dem Thema intensiver zu befassen. Wir haben im Februar die-
sen Jahres eine ganztägige Anhörung durchgeführt, zu der wir zahlreiche Verbände und Träger 
von Freiwilligendiensten sowie auch ausgewählte wissenschaftliche Experten eingeladen ha-
ben. Das war auch als Zeichen gemeint, welche Bedeutung wir den Freiwilligendiensten bei-
messen. 
 
Zunächst möchte ich auf die jugend- und bildungspolitische Bedeutung der Freiwilligendienste 
eingehen und auf die Möglichkeiten, die Freiwilligendienste als Lernorte für bürgerschaftliches 
Engagement zu verstehen. Im Zentrum meines Beitrages zu den „Perspektiven von Freiwilli-
gendiensten“ stehen dann die Probleme und der Handlungsbedarf bei den derzeitigen Regelun-
gen, was die Durchführung von Freiwilligendiensten betrifft. Dabei gehe ich sowohl auf not-
wendige gesetzliche Initiativen als auch auf Reformbedarf bei der Organisation der Dienste 
ein.  
 
 
2.  Freiwilligendienste als Lernorte für bürgerschaftliches Engagement 
 
Bevor ich auf die Bedeutung der Freiwilligendienste für bürgerschaftliches Engagement einge-
he, möchte ich die Ergebnisse einer Umfrage der Bertelsmann Stiftung zum Engagement und 
Engagementinteresse Jugendlicher vorstellen. Demnach würde sich jeder fünfte Jugendliche 
gerne stärker für die Gesellschaft engagieren. Weitere 33 Prozent hätten immerhin ein beding-
tes Interesse, sich künftig für bürgerschaftliche Aufgaben in Vereinen, Schülervertretungen 
oder Kirchen einzusetzen. Für 45 Prozent der Jugendlichen ist bürgerschaftliches Engagement 
kein Thema.  
 
Freiwilligendienste wie das Freiwillige Soziale Jahr (FSJ), das Freiwillige Ökologische Jahr 
(FÖJ), die Freiwilligendienste im Ausland und der Europäische Freiwilligendienst (EFD) erfül-
len verschiedene Funktionen. Ihre jugendpolitische Bedeutung besteht vor allem darin, dass sie 
jungen Menschen und dabei vor allem jungen Frauen Orientierungsmöglichkeiten für ihre 
berufliche Entwicklung, aber auch für umfassende Sinn- und Wertfragen bieten. Befragungen 
von Freiwilligen, die einen solchen Dienst absolvieren, zeigen die große Bedeutung der Tätig-
keit für die berufliche Orientierung und die Erprobung beruflicher Fähigkeiten. Darüber hinaus 
erhalten die Freiwilligendienste als umfassende Bildungserfahrung Bedeutung für die Jugend-
lichen und jungen Erwachsenen. Sie ermöglichen den Freiwilligen den Erwerb neuen Wissens, 
setzen Lernprozesse in Gang, eröffnen Möglichkeiten des Kennenlernens fremder Lebenswel-
ten und tragen damit dazu bei, den jungen Menschen neue Sinnhorizonte zu erschließen. Bei 
den Freiwilligendiensten im Ausland kommen Prozesse interkulturellen Lernens hinzu, indem 
die Freiwilligen mit ihrer Tätigkeit im Ausland Zugang zu einer fremden Kultur und Sprache 
erhalten. 
 
Freiwilligendienste sind aber auch Lernorte für bürgerschaftliches Engagement, und die Frei-
willigen erwerben dabei Kompetenzen, die für eine demokratische Bürgergesellschaft von 
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hohem Wert sind. Die jungen Freiwilligen entwickeln Sensibilitäten für die Probleme von 
Menschen, denen es in dieser Gesellschaft weniger gut geht. In ihren Einsatzstellen in Kran-
kenhäusern, Altenheimen und Behinderteneinrichtungen erhalten sie Einblick in die Lebens-
welten von Menschen, die in besonderer Weise Belastungen und Benachteiligungen ausgesetzt 
sind und mit gesellschaftlicher Ausgrenzung zu kämpfen haben. Im Freiwilligen Ökologischen 
Jahr werden die Freiwilligen mit Problemen der Umwelt, der Stadt- und Dorfentwicklung und 
mit ökologischen Fragen konfrontiert. Mit ihrem Freiwilligendienst übernehmen die Freiwilli-
gen soziale Verantwortung für sich und für andere Menschen. Sie unterstützen andere Men-
schen in ihrer Lebensführung, geben Hilfestellungen bei der Bewältigung von Problemen und 
engagieren sich für das Gemeinwesen und die Umwelt. Insofern erfüllen die Freiwilligendiens-
te eine wichtige Funktion für die Sozialisation Jugendlicher und junger Erwachsener in ein 
gemeinwohlorientiertes, bürgerschaftliches Engagement, die von anderen Institutionen wie der 
Schule so nicht erbracht werden - jedenfalls bislang nicht. Die Besonderheit der Freiwilligen-
dienste dürfte dabei aus der besonderen Mischung von Lernort für bürgerschaftliches Engage-
ment einerseits sowie Arbeitsplatz mit konkreten Anforderungen und Verantwortlichkeiten 
andererseits bestehen. Im Unterschied zum Leben der meisten Jugendlichen in ihren Herkunfts-
familien und in den Schulen stellt der Freiwilligendienst Anforderungen an die Freiwilligen, 
die 'Ernstcharakter' tragen. Die Freiwilligen übernehmen verantwortungsvolle Aufgaben, die 
für das Leben anderer Menschen folgenreich sein können. Sie werden mit den Problemen ande-
rer Menschen, mit Leidenserfahrungen und Grenzsituationen konfrontiert, auf die sie mit ihrem 
Handeln reagieren müssen. Diese besondere Mischung ist offensichtlich Grundlage und Vor-
aussetzung für den Erfolg von Freiwilligendiensten und deren hohe Akzeptanz bei den jungen 
Menschen, die als Freiwillige einen solchen Dienst absolviert haben.  
 
 
3.  Handlungs- und Regelungsbedarf bei den Freiwilligendiensten 
 
Das Freiwillige Soziale Jahr blickt auf eine fast 40jährige Geschichte zurück und zielte bei 
seiner Entstehung explizit auf die Heranziehung junger Frauen zu einem 'Dienst' für die Gesell-
schaft. Insofern war die Ausrichtung auf Einsatzfelder im Sozial- und Gesundheitsbereich 
naheliegend. Die Etablierung des Freiwilligen Ökologischen Jahres vor nunmehr fast 10 Jahren 
stellt den Versuch dar, durch eine Ausweitung auf Einsatzfelder im Umweltbereich auch ande-
re Zielgruppen junger Freiwilliger anzusprechen.  
 
Insbesondere in den 90er Jahren sind die Zahlen der Freiwilligen in Freiwilligendiensten stark 
gestiegen, so dass mittlerweile zwischen 13.000 und 14.000 junge Menschen einen Freiwilli-
gendienst als FSJ und FÖJ absolvieren. Hinzu kommen ca. 1.100 Freiwillige in Auslandsdiens-
ten, von denen allerdings der größte Teil einen sogenannten „Anderen Dienst im Ausland“ 
ableistet. Im Rahmen des Europäischen Freiwilligendienstes kommen noch einmal etwa 1.000 
Freiwillige als entsandte deutsche Freiwillige und in Deutschland aufgenommene Freiwillige 
hinzu.  
 
Die festgestellte Diskrepanz zwischen dem großen Interesse an Freiwilligendiensten und den 
begrenzten Realisierungsmöglichkeiten war ein Kontext, in dem Forderungen nach einer Re-
formierung und Erweiterung der bestehenden Freiwilligendienste entstanden sind. Auch wenn 
man Mehrfachbewerbungen der jungen Leute in Rechnung stellt, so konnte der Bedarf an Plät-
zen für einen Freiwilligendienst in den vergangenen Jahren offensichtlich nicht gedeckt wer-
den. Engpässe gab es insbesondere bei 'attraktiven' Einsatzfeldern etwa im Bereich der Kinder- 
und Jugendarbeit, im Umweltbereich sowie - sehr ausgeprägt - bei den Freiwilligendiensten im 
Ausland.  
 
Ein anderer Kontext für die Reformdiskussion sind die eingeleiteten und absehbaren Verände-
rungen beim Wehrdienst und beim Zivildienst. In einem Manifest „Jugend erneuert Gemein-
schaft“ hat eine Expertenkommission auf Initiative der Robert-Bosch-Stiftung weitreichende 
Vorschläge für eine Ausweitung von „Jugendgemeinschaftsdiensten“ entwickelt. Für die Trä-
ger von sozialen Einrichtungen und Diensten erscheint ein Ausbau der Freiwilligendienste 
interessant, um damit den Wegfall von Zivildienstressourcen in ihren Einrichtungen und 
Diensten zumindest teilweise zu kompensieren.  
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Aus der Perspektive der Enquete-Kommission „Zukunft des Bürgerschaftlichen Engagements“ 
sind die Freiwilligendienste vor allem in ihren Möglichkeiten für eine Stärkung der Bürgerge-
sellschaft interessant. Dabei geht es darum, jungen Menschen Möglichkeiten der Partizipation 
und Mitgestaltung von Gesellschaft zu eröffnen. Die Freiwilligendienste sehe ich als wichtige 
Instanzen, um jungen Menschen den Zugang zu einem möglichst dauerhaften bürgerschaftli-
chen Engagement zu ermöglichen. Ein Regelungs- und Handlungsbedarf für eine Neuordnung 
der Freiwilligendienste besteht - aus meiner Sicht - vor allem in folgenden Punkten:  
 
 
Ausweitung der Einsatzfelder 
 
Um Freiwilligendienste für Jugendliche und junge Erwachsene attraktiver zu machen und auch 
junge Menschen anzusprechen, die bisher nicht zur Zielgruppe für einen Freiwilligendienst 
gehörten, ist die Ausweitung der Einsatzfelder von großer Bedeutung. Die Fokussierung des 
Freiwilligen Sozialen Jahres auf den Sozial- und Gesundheitsbereich resultiert aus der Entste-
hungsgeschichte des FSJ und erweist sich aber heute als überholt. Zwar wurde mit der Schaf-
fung des Freiwilligen Ökologischen Jahres (FÖJ) Anfang der 90er Jahre eine Erweiterung der 
Einsatzfelder auf dem Umweltbereich ermöglicht. Dies allein reicht aber nicht aus. Neben dem 
sozialen und ökologischen Bereich sollten Freiwilligendienste in Zukunft auch in anderen 
Feldern möglich sein: im Sport; in der Kultur - und dabei in etablierten Kulturinstitutionen 
ebenso wie in soziokulturellen Zentren oder in kleineren Initiativen; im Denkmalschutz; in der 
Stadtteilarbeit sowie in Netzwerken bürgerschaftlichen Engagements wie Freiwilligenbüros, 
Bürgerbüros und ähnlichen Einrichtungen. Und ich denke auch, dass man den politischen Be-
reich für Freiwilligendienste öffnen sollte: Dazu gehören Parteien, aber auch Bürgerinitiativen, 
Eine-Welt-Gruppen, Agenda-Initiativen etc. Ein Freiwilligendienst im politischen Bereich 
bietet jungen Menschen die Möglichkeit für Lernerfahrungen in der Politik und könnte damit 
eine Chance sein, junge Leute wieder stärker für ein Engagement in der Politik zu gewinnen - 
gerade in diesem Bereich gibt es enorme Nachwuchssorgen, z. B. im Bereich der Kommunal-
politik. 
 
Wenn man eine Ausweitung der Freiwilligendienste will, dann ist eine Erweiterung der 
Einsatzfelder unbedingt notwendig. Um zum Beispiel auch junge Männer für einen Freiwilli-
gendienst zu gewinnen, sollte muss man die starke Orientierung des FSJ auf den sozialen Be-
reich aufbrechen und auch Tätigkeiten in anderen Feldern zulassen und finanziell fördern. 
Nichts spricht allerdings auch dagegen, auch junge Männer für soziale Aktivitäten zu interes-
sieren und zu gewinnen. 
 
Die Erweiterung der Einsatzfelder muss mit der Zulassung neuer Träger für Freiwilligendienste 
einhergehen. Wenn man zum Beispiel auch Freiwilligendienste im Sport fördern will, müssen 
die Sportverbände und -vereine miteinbezogen werden. Analog gilt dies für die Organisationen 
im Kulturbereich und in der Politik.  
 
 
Integration von Jugendlichen mit Hauptschul- und Realschulabschluss 
 
Die Freiwilligendienste werden stark in Anspruch genommen von jungen Frauen, zumeist 
Abiturientinnen, die zwischen Schule und Ausbildung ein Freiwilliges Soziales oder Ökologi-
sches Jahr absolvieren. Diese Dominanz von jungen Frauen mit einem hohen Bildungsab-
schluss ist in der Entstehungsgeschichte der Freiwilligendienste, in der vorhandenen Wehr-
pflicht für junge Männer, aber auch in den Einsatzfeldern und in der Konzeption der Freiwilli-
gendienste begründet. Jugendliche mit einem Hauptschul- oder Realschulabschluss werden 
bislang davon kaum angesprochen. Für die Integration von Jugendlichen mit Hauptschulab-
schluss, die bisher bei der Freiwilligendiensten völlig unterrepräsentiert sind, dürfte eine Er-
weiterung der Einsatzfelder zum Beispiel im Sportbereich von großer Bedeutung sein. Aller-
dings sollten dabei nicht neue Projekte eingerichtet werden, um Jugendliche mit Hauptschul- 
und Realschulabschluss separat für einen Freiwilligendienst zu gewinnen. Wie wir aus der 
Jugendberufshilfe wissen, verursachen derartige Projekte vielfältige Probleme und tragen häu-
fig zur Diskriminierung Jugendlicher bei. Durch Integration in die regulären Freiwilligendiens-
te könnte es gelingen, über eine Ausweitung der Einsatzfelder, auch Jugendliche mit anderen 
Bildungserfahrungen und Interessen für einen Freiwilligendienst zu gewinnen. 
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Befragungen von jungen Freiwilligen zeigen auch, dass für Nicht-Abiturienten die Verknüp-
fung des Freiwilligendienstes mit einer konkreten beruflichen Perspektive besonders wichtig 
ist. Der Freiwilligendienste muss anschlussfähig an die Ausbildung sein und Vorteile dafür 
bieten. 
 
Gefordert wird zum Teil auch, für Freiwilligendienste nicht nur die Altersgruppe der Jugendli-
chen und jungen Erwachsenen, sondern auch die Seniorinnen und Senioren anzusprechen. Dem 
stehe ich nicht grundsätzlich ablehnend gegenüber, sehe derzeit aber deutliche Prioritäten bei 
den Angeboten für junge Menschen. 
 
 
Regelungsbedarf bei den Freiwilligendiensten im Ausland 
 
Ein drängender Handlungsbedarf besteht bei der Neuregelung der Freiwilligendienste im Aus-
land, bei denen sich junge Erwachsene in einem Zeitraum zwischen sechs Monaten und zwei 
Jahren im europäischen oder außereuropäischen Ausland engagieren. Mangels einer umfassen-
den gesetzlichen Regelung für längerfristige Freiwilligendienste im Ausland hat sich § 14b des 
Zivildienstgesetzes de facto „als ein beliebtes, aber unzureichendes Instrument zur Entsendung 
von jungen Männern als Freiwillige“ entwickelt. Ende 1998 waren 837 junge Männer als aner-
kannte Kriegsdienstverweigerer in einem solchen Freiwilligendienst im Ausland. Junge Men-
schen, die davon unabhängig einen Freiwilligendienst im Ausland absolvieren möchten, kön-
nen auf keinerlei öffentliche Unterstützung zurückgreifen. 
 
Organisationen wie sie sich in der „Aktionsgemeinschaft Dienst für den Frieden“ und im „Ar-
beitskreis Lernen und Helfen in Übersee“ zusammengeschlossen haben, verfügen über langjäh-
rige Traditionen bei der Durchführung solcher Freiwilligendienste. Die Freiwilligen werden im 
Bereich der internationalen Friedensarbeit tätig oder engagieren sich während ihres Freiwilli-
gendienstes in gemeinnützigen Organisationen in dem jeweiligen Aufnahmeland. Nach Aus-
kunft der Trägerorganisationen hat das Interesse an Freiwilligendiensten im Ausland in den 
letzten Jahren stark zugenommen und kann von den bestehenden Organisationen und mit den 
vorhandenen finanziellen Ressourcen nicht abgedeckt werden. 
 
Das zentrale Problem besteht aus meiner Sicht darin, dass die Freiwilligendienste im Ausland - 
wenn sie sich nicht im Rahmen von § 14b des Zivildienstgesetzes bewegen - gegenüber den 
Freiwilligendiensten im Inland aufgrund fehlender gesetzlicher Regelungen eindeutig benach-
teiligt sind. Dies wird in der finanziellen Förderung spürbar, aber auch in Problemen wie dem 
Wegfall des Kindergeldes oder einer Waisenrente, wenn Jugendliche einen Freiwilligendienst 
im Ausland absolvieren.  
 
Die vorhandenen gesetzlichen Regelungen stellen keine tragfähige Grundlage für eine adäquate 
Förderung und Ausweitung der Freiwilligendienste im Ausland dar. Insbesondere der formu-
lierte Anspruch auf die Einbeziehung der Freiwilligen in alle Zweige der deutschen gesetzli-
chen Sozialversicherung ist folgenreich und steht - nach Einschätzung der Trägerorganisatio-
nen - einem Ausbau der Freiwilligendienste im Ausland entgegen. Das besondere Problem 
besteht - neben Finanzierungsfragen - darin, dass die Sozialversicherungspflicht der Freiwilli-
gen im Ausland als arbeitnehmerähnlicher Status gewertet wird und die Freiwilligen entspre-
chend als Arbeitnehmer eingestuft werden. Im europäischen und vor allem im außereuropäi-
schen Ausland bringt das für die Freiwilligen zahlreiche Schwierigkeiten im Zusammenhang 
mit ihrem Aufenthaltsstatus, der Arbeitserlaubnis, der Zahlung von Steuern sowie den Rege-
lungen für Mindestlöhne. Die Regelung dieser Probleme ist mit einem zusätzlichen organisato-
rischen Aufwand oder gar mit unüberbrückbaren Hindernissen verbunden, die den Einsatz 
Freiwilliger erheblich einschränken. 
 
Eine Übertragung der gesetzlichen Regelungen für das Freiwillige Soziale Jahr auf Auslands-
dienste ist also offensichtlich mit vielfältigen Problemen verbunden und trägt nicht dazu bei, 
jungen Menschen den Zugang zu Freiwilligendiensten im Ausland zu erleichtern. Die Träger 
von Auslandsdiensten haben unter Federführung der Aktionsgemeinschaft Dienst für den Frie-
den, der Katholischen Bundesarbeitsgemeinschaft Mittelfristige Internationale Soziale Freiwil-
ligendienste und dem Kommissariat der deutschen Bischöfe einen Vorschlag für eine gesetzli-
che Regelung der Freiwilligendienste im Ausland erarbeitet, der einen differenzierten Umgang 
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mit der Sozialversicherungspflicht vorsieht. Im Kern geht darum, dass den Freiwilligen der 
sozialrechtliche Status erhalten bleibt, den sie vor Beginn des Dienstes hatten. Die Freiwilligen 
sind während des Dienstes in angemessener Weise in der gesetzlichen Sozialversicherung als 
Nicht-Arbeitnehmer abzusichern. Kranken-, Unfall- und Haftpflichtversicherung werden 
selbstverständlich gewährleistet. Bei der Arbeitslosenversicherung ist vorgesehen, dass die 
Freiwilligen den Status behalten, über den sie vor Beginn des Freiwilligendienstes verfügten. 
Das heißt, wenn sie zuvor Ansprüche in der Arbeitslosenversicherung erworben haben, bleiben 
diese auch nach einem oder zwei Jahren Freiwilligendienst erhalten. Bei der Rentenversiche-
rung schlagen die Träger vor, dass der Freiwilligendienst als beitragsfreie, zusätzliche Anrech-
nungszeit (über die drei Jahre hinausgehend, die bereits heute für Schule und Studium gewährt 
werden) gilt.  
 
 
Europäischer Freiwilligendienst (EFD) 
 
Mit dem Europäischen Freiwilligendienst erhält die Bildungs- und Lernorientierung der Frei-
willigendienste eine explizit europäische Ausrichtung. Der Europäische Freiwilligendienst ist 
Teil der von der EU-Kommission in der Agenda 2000 beschriebenen Politik der Wissensförde-
rung und des Ausbaus eines europäischen Bildungsraumes. Der Europäische Freiwilligendienst 
unterscheidet sich von seiner Anlage her von den anderen Freiwilligendiensten. Er unterliegt 
nicht den rechtlichen Regelungen von FSJ und FÖJ. Die Einsatzfelder und Trägerstrukturen 
sind vielfältiger. So hat die Einrichtung des EFD in Deutschland auch dazu beigetragen, dass 
Träger einen Freiwilligendienst anbieten, die dies bisher nicht getan haben. Eine Besonderheit 
des EFD ist das Prinzip der Wechselseitigkeit bei der Aufnahme und der Entsendung von 
Freiwilligen. Aufnahme- und Entsendeorganisationen sollen kooperieren, so dass nicht nur bei 
den jungen Freiwilligen, sondern auch auf der Ebene der Trägerorganisationen Kontakte und 
Austausch entstehen.  
 
Als grenzüberschreitender Freiwilligendienst hat der Europäische Freiwilligendienst mit ähnli-
chen Problemen zu kämpfen wie die anderen Freiwilligendienste im Ausland. In anderen euro-
päischen Ländern gibt es keine rechtlich geregelten Freiwilligendienste, wie wir sie mit dem 
FSJ und dem FÖJ in Deutschland haben. Die sozial- und arbeitsrechtlichen Regelungen in 
anderen europäischen Ländern sind nicht kompatibel mit den Konstruktionen deutscher Frei-
willigendienste. Beim europäischen Freiwilligendienst ist zwar mittlerweile die Frage nach der 
Weiterzahlung des Kindergeldes und der Waisenrente geklärt. Weitere gesetzliche Regelungen 
stehen aber noch aus. Dabei stellt die Angleichung des Europäischen Freiwilligendienstes für 
deutsche Jugendliche im Ausland an das FSJ und FÖJ keine angemessene Lösung dar. Proble-
me würden insbesondere aus den unterschiedlichen Trägerstrukturen sowie aus den unter-
schiedlichen arbeits- und sozialrechtlichen Regelungen in den jeweiligen Ländern resultieren. 
Auf die Probleme und den notwendigen Klärungsbedarf bei der Frage der rentenrechtlichen 
Absicherung hat Prof. Dr. Klaus Sieveking bei der Anhörung der Enquete-Kommission ver-
wiesen.  
 
Handlungsbedarf besteht demnach auf der europäischen Ebene sowie auch in Deutschland. Auf 
europäischer Ebene muss es um eine Angleichung der unterschiedlichen länderspezifischen 
Regelungen gehen. Ganz wichtig ist auch die Klärung des Status von Freiwilligen. Im Rahmen 
der Europäischen Union sollte darauf hingewirkt werden, dass eine Richtlinie zur Freizügigkeit 
von Freiwilligen entsprechend der Regelung für Studierende geschaffen wird. Für die deutsche 
Situation sind politische Aushandlungsprozesse notwendig, in denen die Frage der Sozialversi-
cherungspflicht von EFD-Freiwilligen geklärt werden muss. 
 
 
4.  Perspektiven der Freiwilligendienste - Notwendigkeit einer umfassenden Regelung 
 
Bei der Auflistung der Probleme und offenen Fragen wird der Handlungsbedarf bei der Neure-
gelung der Freiwilligendienste offensichtlich. Die Bandbreite der Probleme, die von einer Re-
formierung des etablierten Freiwilligen Sozialen Jahres bis hin zu den offenen Fragen bei den 
Auslandsdiensten und beim Europäischen Freiwilligendienst reicht, spricht aus meiner Sicht 
für Regelungen in einem umfassenden Freiwilligengesetz.  
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Im Kern müsste es in einem neuen Freiwilligengesetz darum gehen, Vielfalt und Pluralität bei 
der Gestaltung der Freiwilligendienste zu ermöglichen - ohne dabei einzelne Dienste zu bevor-
teilen oder zu benachteiligen. Vielfalt bedeutet, eine plurale Trägerstruktur zu ermöglichen, die 
auch bisher nicht präsente Träger bei den Freiwilligendiensten im Blick hat. Vielfalt bezieht 
sich auch auf die Dauer und den Ablauf von Freiwilligendiensten. Neue Modelle wie die Ab-
leistung eines einjährigen Freiwilligendienstes in vier Blöcken von je drei Monaten könnte für 
neue Gruppen von Jugendlichen interessant sein. Vielfalt bezieht sich auch auf die Erweiterung 
der Einsatzfelder in Bereichen wie Sport, Kultur und Politik. Bei der Ausweitung der Freiwilli-
gendienste ist darauf zu achten, dass Qualitätsstandards zum Beispiel bei der Zulassung neuer 
Träger und bei der pädagogischen Begleitung nicht unterlaufen werden.  
 
In einem solchen neuen Freiwilligengesetz müssten die Frage der pädagogischen Begleitung 
ebenso wie die Bedingungen für eine verstärkte Einbeziehung ehrenamtlicher Mentoren gere-
gelt werden.  
 
Aus der Sicht einer Stärkung der Bürgergesellschaft wären eine Ausweitung der Freiwilligen-
dienste ein wichtiges Instrument, um junge Menschen als engagierte Bürgerinnen und Bürger 
anzusprechen und zu gewinnen. Die Anfragen bei den Trägerorganisationen der bestehenden 
Freiwilligendienste und insbesondere bei den Auslandsdiensten zeigen, dass das Potential en-
gagementbereiter Freiwilliger bislang nicht ausgeschöpft werden kann. In diesem Zusammen-
hang stellt sich natürlich auch die Kostenfrage. Ebenso wie für die Förderung bürgerschaftli-
chen Engagements insgesamt gilt auch für eine Ausweitung der Freiwilligendienste, dass dies 
nicht umsonst zu haben ist. Dabei ist aber nicht nur der Staat gefragt und die neu entstehenden 
Kosten können auch nicht allein den Trägern aufgebürdet werden. Hier muss über neue Finan-
zierungsmodelle nachgedacht werden, die die Institutionen der Bürgergesellschaft stärker mit-
einbeziehen. Im Rahmen des Manifestes „Jugend erneuert Gemeinschaft“ wurde ein Vorschlag 
für eine bundesweite „Stiftung für Freiwilligendienste“ erarbeitet. Darüber hinaus geht es auch 
darum, den Aufbau von Freiwilligendiensten gezielt für Spendenkampagnen zu nutzen und auf 
Landes- und Bürgerstiftungen offensiv zuzugehen  
 
Abschließend möchte ich noch etwas zu der aktuellen Diskussion um die Veränderungen beim 
Zivildienst und mögliche Auswirkungen auf die Freiwilligendienste sagen. Ich kann hier keine 
konkreten Lösungsvorschläge präsentieren, will aber auf die Chancen und Probleme hinwei-
sen, die mit der Idee einer Kompensation der wegfallenden Zivildienstressourcen durch Frei-
willige einhergehen. Die große Chance besteht natürlich darin, dass durch die Veränderungen 
beim Zivildienst finanzielle Ressourcen freigesetzt werden, die für einen Ausbau der Freiwilli-
gendienste genutzt werden könnten. Dabei müsste allerdings sichergestellt sein, dass die Frei-
willigendiensten damit nicht in die Nähe von Pflichtdiensten geraten. Von den Trägerorganisa-
tionen und dabei vor allem von den für die Freiwilligendienste zuständigen Fachreferentinnen 
und Fachreferenten wurde bei der von der Enquete-Kommission durchgeführten Anhörung und 
in abgegebenen Stellungnahmen die Differenz zwischen Zivildienst und Freiwilligendienst 
betont. Die Träger lehnen den Vorschlag einer Übertragung der Regelung des „Anderen Diens-
tes im Ausland“ nach § 14b des Zivildienstgesetzes auf einen „Anderen Dienst im Inland“ (vgl. 
Arbeitsgruppe Zukunft des Zivildienstes 2000) eindeutig ab. Als zentrales Argument führen sie 
an, dass dadurch der Freiwilligendienst in die Nähe von Pflichtdiensten gerückt wird. Die Trä-
ger können sich allerdings eine Regelung vorstellen, nach der die Teilnahme an einem zwölf-
monatigen Freiwilligendienst zum Erlöschen der Wehrpflicht und damit auch zum Erlöschen 
der Ersatzdienstpflicht führt.  
 
Bei Überlegungen, wegfallende Zivildienststellen durch Freiwillige zu ersetzen, muss auch 
bedacht werden, dass dies aufgrund der unterschiedlichen Arbeitsplatzanforderungen und Auf-
gaben nicht so einfach möglich sein wird. Der Charakter des Zivildienstes als Pflichtdienst hat 
zur Folge, dass den Zivildienstleistenden auch zahlreiche Aufgaben übertragen werden, die 
wenig attraktiv sind. Dies wird bei Freiwilligen nicht so einfach möglich sein. Aufgrund der 
Freiwilligkeit der Tätigkeit müssen sich die Träger und Einsatzstellen auch immer um eine 
attraktive Gestaltung der Arbeitsbedingungen kümmern, um Freiwillige zu gewinnen und zu 
halten. Selbst wenn es also einen Ausbau der Freiwilligendienste geben sollte, können diese die 
große Zahl an Zivildienstleistenden nicht ersetzen. 
 



 29  
 

Und ein letzter Punkt, auf den ich noch hinweisen möchte: Ein Problem steckt in der Idee, den 
Trägern die Kosten für die Finanzierung der neuen Stellen eines Freiwilligendienstes für aner-
kannte Wehrdienstverweigerer durch das Bundesamt für Zivildienst zu erstatten. Darin wäre 
eine Benachteiligung der bestehenden Freiwilligendienste angelegt, die die Träger selbst finan-
zieren müssen. Eine derartige Kostenverteilung könnte zur Folge haben, dass Freiwillige - und 
das wären dann zumeist junge Frauen - aus den Einsatzfeldern verdrängt werden, weil sie letzt-
endlich für die Träger teurer sind als anerkannte Wehrdienstverweigerer, die im Rahmen eines 
Freiwilligendienstes tätig werden.  
 
Neue gesetzliche Regelungen müssen sich an den Interessen der Jugendlichen und jungen 
Erwachsenen orientieren. Dabei kann ich mich auf Staatssekretär Haupt aus dem Bundesminis-
terium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend beziehen, der bei unserer Anhörung am 12. 
Februar folgendes gesagt hat: „Die Zielrichtung der Freiwilligendienste kann es nicht nur sein, 
in erster Linie Hilfen für die jeweiligen Einrichtungen der sozialen Dienste zur Verfügung zu 
stellen, sondern wir müssen zukünftig stärker die Interessenlagen der jeweiligen Menschen 
berücksichtigen.“ Dies ist ganz im Sinne einer Bürgergesellschaft, in der es darum geht, den 
Bürgerinnen und Bürgern neue Möglichkeiten der Beteiligung zu eröffnen. In diesem Sinne 
müssen die Freiwilligendienste so konzipiert sein, dass sie jungen Menschen Möglichkeiten 
der Beteiligung und Mitgestaltung eröffnen. Freiwilligendienste sind dann nicht eine zusätzli-
che Pflicht, sondern eröffnen jungen Menschen neue Rechte. 
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a) Inputs  
b) Protokolle  
c) Impulsreferate/Berichte 
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Werkstattgespräch: 
Vorbereitung der bundesweiten Tagung Freiwilligendienste im Juni 2001 in Berlin auf 
Einladung des BMFSFJ am 23.01.2001 im Centre Français de Berlin 
 
 
I.  Standortbestimmung 
 
1. Die aktuellen Überlegungen aus dem BMFSFJ zur Neuordnung der Freiwilligen-

dienste 
 
Das BMFSFJ möchte im Internationalen Jahr der Freiwilligen flankierend zu gesetzgeberi-
schen Überlegungen mit der großen Tagung einen politischen und gesellschaftlichen Diskurs 
über Stellenwert und Zukunft der Freiwilligendienste in Gang setzen. Die gesetzgeberischen 
Überlegungen lassen sich wie folgt zusammenfassen: 
 
- Das FSJ/FÖJ Gesetz soll für Einsatzmöglichkeiten im gesamten Ausland geöffnet werden. 
- Die Einsatzfelder sollen erweitert werden und die Einsatzmöglichkeiten auch zeitlich fle-

xibler gestaltet werden können. 
- Berufsorientierende und berufsqualifizierende Elemente sollen in die Freiwilligendienste 

integriert werden und Kompetenzen und Erfahrungen zertifiziert werden. 
- In Zukunft soll auch die Möglichkeit bestehen, an Stelle des Zivildienstes ein FSJ/FÖJ 

neuer Prägung ableisten zu können, dort wo Einsatzfelder dafür geeignet sind. 
 
Angestrebt werden Rahmenbedingungen, die es ermöglichen attraktive Angebote für junge 
Menschen aus allen gesellschaftlichen Schichten zu machen. Erfahrungen mit Modellen für 
neue Einsatzfelder, z. B. im Sport und in der Denkmalpflege können dabei hilfreich sein. Mit-
telfristig wird auch darüber nachgedacht werden müssen, wie in Zukunft über die Altersgruppe 
der Jugendlichen hinaus auch mittel- und längerfristige Freiwilligendienste älterer Menschen 
erprobt und rechtlich abgesichert werden können. 
 
 
2. Die gesellschaftliche Bedeutung der Freiwilligendienste zur Entwicklung der 

Zivilgesellschaft 
 
Der Begriff der „Zivilgesellschaft“ wurde von den Teilnehmern des Werkstattgesprächs als 
Synonym 
 
- der Beteiligung von Jugendlichen und jungen Erwachsenen an der Gesellschaft 
- deren Integration in die Gesellschaft und 
- als ein Ausdruck der Solidarität mit der Gesellschaft 
 
definiert.  
 
Die aktuellen Diskussionen um die Frage der Wehrgerechtigkeit (Ersatzdienste) wie die Dis-
kussion um eine neue Bürgergesellschaft und ihre Erweiterung im Bereich des ehrenamtlichen 
Engagements wurde zur Kenntnis genommen. Es ging den Teilnehmern des Werkstattge-
sprächs in erster Linie um zwei Gesichtspunkte: 
 
- die Erhöhung der Beteiligungschancen durch eine neue Vielfalt der Freiwilligendienste 
- die Bedeutung der Freiwilligendienste im Sinne einer jugendpolitischen Strategie. 
 
Dabei sind die handlungsleitenden Prinzipien einer Jugendpolitik:  
 
- Anerkennung, Erfahrung, Erkenntnis und Mitwirkung der Jugendlichen und jungen Er-

wachsenen wie  
- das Einüben von verantwortlichen gesellschaftlichen Mitgliedsrollen und 
- ihre Beteiligung am gesellschaftlich demokratischen Prozess. 



 36  
 

3.  Die Diskussion 
 
a)  Die Zukunft der Freiwilligendienste ist jugendspezifisch 
 
Die Erkenntnisse der Jugendforschung, dass Jugendliche bereit sind, sich freiwillig zu engagie-
ren, aber verordnete und erzwungene Beteiligungen ablehnen, sind zu berücksichtigen.  
 
Die Jugendlichen und jungen Erwachsenen wollen sich aussuchen, wo sie sich mit welchen 
Aktivitäten engagieren.  
 
Sie wollen sich nicht vereinnahmen lassen und auch nicht überfordert werden.  
 
Junge Menschen möchten nicht nur Anderen, sondern gleichzeitig auch sich selbst helfen.  
 
Jugendliche und junge Erwachsene suchen Kontakt und Kooperation in einer von ihnen selbst 
mindestens mitbestimmten Gesellungsform, d. h. sie suchen Freiräume zur Gestaltung ihrer 
eigenen Individualität.  
 
 
b)  Die Zukunft der Freiwilligendienste ist international 
 
Wenn wir den Platz/die Bedeutung von Freiwilligendiensten in der Zivilgesellschaft ernst 
nehmen, müssen wir die heutige Gesellschaft als in einer Transformation von einer national-
staatlich ausgerichteten industriellen Gesellschaft zu einer internationalisierten (Globalisie-
rung) Wissensgesellschaft beschreiben. Die Internationalisierung gesellschaftlicher Bezugs- 
und Wertesysteme, das angemessene Agieren und Reagieren auf die damit verbundenen Ver-
änderungsanforderungen. Der Internationalisierung von Freiwilligendiensten kommt deshalb 
zukünftig eine besondere Bedeutung zu. 
 
 
c)  Die Zukunft der Freiwilligendienste ist zielgruppenspezifisch und multioptional 
 
In der Diskussion der Teilnehmer dieses Werkstattgespräches führte die Diskussion um die 
Attraktivität, sprich die Erweiterung der Zielgruppen von Freiwilligendiensten eine besondere 
Rolle. Momentan ist festzustellen, dass das Angebot Freiwilligendienste nur für Jugendliche 
und hier insbesondere für junge Frauen mit einem mittleren, mehr noch mit einem höheren 
Bildungsabschluss interessant ist.  
 
Unter Berücksichtigung der zivilgesellschaftlichen Bedeutung von Freiwilligendiensten ist 
diese faktische Begrenzung auch deswegen nicht zu akzeptieren, da aus der Sicht der Teilneh-
mer die Freiwilligendienste als Lern- und Bildungsort, der die zukünftige Teilhabe und Integra-
tion der Jugendlichen und jungen Erwachsenen prägt.  
 
Das neue Gesetz muss deshalb Optionen bieten, für jede Zielgruppe das passende Angebot 
entwickeln zu können. 
 
 
d)  Die Zukunft der Freiwilligendienste ist partizipativ 
 
Freiwilligendienste sind dann Option für alle Jugendlichen und jungen Erwachsenen, wenn  
 
- Freiwilligendienste sich lohnen 
- ihr Ernstcharakter offensichtlich und folgenreich ist 
- Engagement, persönliche Nähe, Lockerheit, Freude und Spaß bieten und 
- nicht durch die Betonung von Pflichtwerten oder Wertgebundenheit dominiert werden 
- Partizipation zu einer Stärkung des Selbstbewusstseins beiträgt, in dem das Gefühl ge-

braucht zu werden, vermittelt wird 
- Mitwirkung sichtbar ist und durch die Herstellung von Öffentlichkeit als Medium der 

Selbstinszenierung wirken 
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- engagierte Erwachsene sie unterstützen, ohne die Expertenschaft von Jugendlichen und 
jungen Erwachsenen in Frage zu stellen bzw. sie für ihre eigenen Interessen zu instrumen-
talisieren 

- Freiwilligendienste nicht eine bedeutungslose Nische, sondern konstitutiver Bestandteil 
der Lebenssituation ist. 

 
 
Fazit: 
 
Diese jugendpolitische Matrix (jugendspezifisch, international, zielgruppenspezifisch, multiop-
tional, partizipativ) zugrunde gelegt, lässt die neuen Anforderungen an eine Novellierung des 
Gesetzes Freiwilliges Soziales Jahr diskussions- und letztlich auch entscheidungsfähig machen.  
 
Diese Matrix muss angelegt werden bei der Diskussion, welche Träger zukünftig Träger von 
Freiwilligendiensten mit welchen Zielgruppen und unter welchen Finanzierungsbedingungen 
anbieten sollen.  
 
Dabei sind die Fragen nach  
 
- einer sozialen Sicherung 
- einer Kombination mit anderen Leistungsgesetzen (z. B. SGB III, SGB VIII, BSHG) 
- der Einbeziehung der Städte und Gemeinden 
- der Entwicklung neuer Vermittlungsformen von Freiwilligendiensten (z. B.  

Agenturen) wie  
- der Implementation von Aspekten des internationalen Jugendaustauschs  
 
die Grundlage einer Neustrukturierung der Freiwilligendienste. 
 
 
II.  Bundesweite Tagung Freiwilligendienste im Juni 2001 in Berlin 
 
Die Teilnehmer des Werkstattgespräches stimmten darin überein, dass die Teilnehmerinnen 
und Teilnehmer von Freiwilligendiensten und internationalen Diensten in ihrer Rolle als 
Experten aktiv und qualifiziert an der Tagung zu beteiligen sind. 
 
Um den Teilnehmerinnen und Teilnehmern von Freiwilligendiensten Gewicht und Stimme zu 
geben, schlugen die Teilnehmer des Werkstattgesprächs vor, für diese Zielgruppe eine geson-
derte Tagungsvorbereitung als Bestandteil der Gesamttagung (siehe 3.) mit aufzunehmen. 
 
Die bundesweite Tagung Freiwilligendienste wendet sich deshalb an drei Zielgruppen: 
 
1.  Zielgruppen 
 
a) Beteiligung von Teilnehmern/innen aus den bestehenden Freiwilligendiensten und interna-

tionalen Freiwilligendiensten  
b) Beteiligung von Vertretern der Verbände, Einsatzstellen, Entsendestellen 
c) Beteiligung von Vertretern aus Politik, Verwaltung, Medien 
 
 
2.   Beteiligung der „Freiwilligen“ 
 
Diese Vorbereitung wird in zwei Abschnitten vorgeschlagen: 
 
a) Vorbereitung im Rahmen der Bildungsseminare/Auswertungstreffen o. ä. der Träger der 

Freiwilligendienste/-jahre 
b) Vorbereitungsplenum der jungen Erwachsenen 
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Auf der Grundlage der zu bearbeitenden Fragestellungen und ihrer persönlichen Erfahrungen 
werden die Veranstalter der Bildungsseminare im FSJ und FÖJ, aber auch die Träger von Ju-
genddiensten und Jugendaustauschmaßnahmen gebeten, mit ihren Teilnehmerinnen und Teil-
nehmern die zuvor genannten Fragestellungen auf dem Hintergrund ihrer eigenen Praxis zu 
diskutieren und neue Vorschläge zu entwickeln. 
 
Den Teilnehmern des Werkstattgespräches war es wichtig, dass die jungen Erwachsenen Zeit 
und Gelegenheit bekommen, ihren Standort, ihre Position und ihre Expertenschaft zu reflektie-
ren und sich diesen gegenseitig versichern zu können. Anders ausgedrückt: Den Teilnehmern 
des Werkstattgespräches war es wichtig, dass sich die jungen Erwachsenen stark, qualifiziert 
und gleichberechtigt in die Diskussion der Tagung einbringen können. 
 
 
Teilnehmer des Werkstattgespräches: 
Dr. Frank Braun 
Hartmut Brocke 
Günter Gerstberger 
Burkhard Hintzsche 
Peter Klausch 
Dr. Wolfgang Linckelmann 
Helga Salzmann 
Klaus Schäfer 
Uwe Slüter 
Thomas Thomer 
Hans-Georg Wicke 
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Zu bearbeitende Fragestellungen zur Vorbereitung der „Freiwilligen“ und ihrer  
Institutionen 
 
Zur Vorbereitung der Fachtagung und zur Orientierung der Teilnehmerinnen und Teilnehmer 
werden diese gebeten, ihre Sichtweisen und Positionen anhand einer Standortbestimmung und 
vorgegebenen Fragestellung herauszuarbeiten, die dann in den Arbeitsforen der Tagung ge-
meinsam bearbeitet und diskutiert werden können: 
 
1. Standortbestimmungen 
 

-  Bestandsaufnahme I 
Erfahrungen, Interessen der Jugendlichen 

-  Bestandsaufnahme II 
der IST-Stand: Was haben wir heute? 

- Bestandsaufnahme III 
Modelle, Experimente, best practice, Zukunftsoptionen und die Folgen Zielgruppen-
diskussionen 

 
 
2. Fragestellungen 
 
Diese Bestandsaufnahmen sind an Fragestellungen geknüpft, die die gesellschaftspolitische 
Einordnung an Freiwilligendiensten und die jugendpolitische Ausrichtung von Freiwilligen-
diensten reflektiert: 
 
- Freiwilligendienste und Einsatzstellen als Lern- und Erfahrungsorte  
- Freiwilligendienste als wichtiger Bestandteil der Persönlichkeitsentwicklung und Biogra-

phieentwicklung  
- der formelle und informelle Nutzen für die Jugendlichen (Zertifikate, persönliche und 

berufliche Schlüsselqualifikationen, gesellschaftliche Konkurrenzvorteile der Teilnehme-
rinnen und Teilnehmer von Freiwilligendiensten 

- die geschlechtsspezifische Chancengerechtigkeit der Angebotsstrukturen eines neuen 
Modells „Freiwilligendienste“. 

 
 
3. Unter Berücksichtigung der Zukunftsanforderungen an ein grundlegend novelliertes Frei-

willigengesetz können die Arbeitsforen wie folgt thematisch strukturiert werden: 
 

- Arbeitsforum Internationales 
Freiwilligendienste und Austauschdienste (Entsenderichtlinien) 

- Arbeitsforum Zielgruppen 
vielfältige Angebote für unterschiedliche Lebenslagen von jungen Menschen 

- Arbeitsforum neue Handlungsfelder 
Jugend, Soziales, Gesundheit, Umweltschutz, Gemeindeselbstverwaltung etc. 

- Arbeitsforum neue Kooperationen 
z. B. Gemeinschaftsmodelle der Bundesanstalt für Arbeit mit dem BMFSFJ, der Eu-
ropäischen Union, den Städten und Gemeinden etc. 

- Arbeitsforum Qualität/Zertifizierung 
Qualitätsmanagement der Anbieter, Zertifizierung von persönlichen und beruflichen 
Qualifikationen 
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b) Protokolle Fachforen 
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Fachtagung „Zur Zukunft der Freiwilligendienste“ am 26./27. Juni 2001 in Berlin 
 
 
Forum „Internationales“ 
 
 
Moderation:  Hans-Georg Weigel (ISS e.V. Frankfurt/Main) 
 
Referenten:  Ulrich Beckers (Jugend für Europa) 

Roland Becker 
 
 
Zusammenfassendes Protokoll: 
_______________________________  
 
Vier Diskussionspunkte stehen auf der Tagesordnung: 

 
1. Freiwilligendienste und Einsatzstellen als Lern- und Erfahrungsorte 
2. Freiwilligendienste als wichtiger Bestandteil der Persönlichkeits- und Biografieentwick-

lung 
3. Formeller und informeller Nutzen 
4. Geschlechtsspezifische Chancengleichheit. 
 
Als Folge des Vormittags zeigt sich großer Diskussionsbedarf über die Novellierung des Ge-
setzestextes für FSJ und FÖJ. Ein Teil des Nachmittags soll dieser Diskussion gelten, die of-
fensichtlich unter den Nägeln brennt.  
 
Roland Becker, wiss. Mitarbeiter des ISS verspricht, dass sein Beitrag  Grundlage gerade auch 
für dieses Thema sein wird. Zunächst wird er die beiden ersten Fragen der Tagesordnung zu-
sammenfügen, auch, weil sie für ihn unmittelbar zusammen gehören. 
 
In seinem Beitrag bezieht er sich auf drei Studien: auf  eine Untersuchung des Ministeriums 
zum freiwilligen sozialen Jahr/FSJ) im Ausland, eine Untersuchung der Bedingungsfaktoren 
für Lernprozesse, und seine Dissertation, die Bildungsprozesse im Sozialen Jahr evaluiert und 
dabei auf Gestaltungsfragen im Ausland eingeht. 
 
Ausgangsfrage seines Beitrags ist die nach den Beweggründen junger Menschen Freiwillige 
Dienste zu leisten. Was sind das für Menschen, was treibt sie, was haben sie vorher gemacht. 
Gespräche mit, immerhin, vier Freiwilligen ergaben ein unerwartetes Bild. Nicht der erwartete 
Altruismus stand im Vordergrund. Eigennützige Gründe waren es, eine ganz eigentümliche 
Eigeninteressiertheit, die ihn aufhorschen ließ, da sie ihm nicht logisch, nicht plausibel er-
scheinen wollte. War der Aufwand für eigennützige Motive nicht viel zu groß? Konnte er ih-
nen glauben. Er stellte das Nichtvorhandensein altruistischer Gründe sehr in Frage und ver-
suchte, das Spannungsverhältnis zwischen Eigeninteresse und dem Bedürfnis, für das Allge-
meinwohl Nützliches zu leisten, zu deuten.  
 
Er kategorisierte zwei Typen jugendlicher Freiwilliger: junge Menschen mit Schwierigkeiten 
beim Übergang ins Erwachsenenleben. Für sie schien das FSJ die Auszeit zwischen Jugend 
und persönlichem Reifungsprozess, eine Zeit der Interessenklärung. Ihr Profit lag in der ge-
wonnenen Zeit. 
 
Der andere Typus war der Altruist. Es waren zwei, die er hier einordnete. 
Einer, Italiener, hatte für das FSJ auf seine Studienpläne verzichtet. Wollte in Deutschland 
bleiben und seinen Ersatz- und Wehrpflichtsvorteil ausgleichen. Becker fand dafür den Begriff 
der „sittlichen Vergemeinschaftung“. 
 
Den zweiten bezeichnete er als den „programmierten Altruist“, der im Spannungsverhältnis 
zwischen Eigeninteresse die Balance nicht fand, der die Frage, was tue ich für mich, was für 
andere für sich nicht beantworten konnte und im Freiwilligen Dienst einen Rahmen für die 
eigene Unsicherheit suchte. 
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Für beide Fälle bieten die Freiwilligen Dienste, so Beckers These ein staatlich und gesell-
schaftlich legitimiertes Programm. Jedenfalls im Inland. Wie steht es damit im Ausland? Es 
gibt bislang keine Identitätsbildung für eine Europäische Bürgerschaft. Es gibt kein europäi-
sches Gesetz in diesem Zusammenhang, keine europäische Identifikation, beides gibt es nur 
auf nationalstaatlicher Ebene.  
 
Ein zweiter Aspekt, den er herausstreicht:  
 
Die Altruisten in seiner Studie – die ist allerdings nicht repräsentativ – sind die Männer? Wa-
rum, was ist der Grund? Einer könnte im Zivildienst liegen. Hier haben die jungen Männer ein 
soziales Jahr auf der Pflichtebene längst abgegolten. Die, die trotzdem zusätzlichen Freiwilli-
gen Dienst machen sind von vornherein motiviert. 
 
Daher das Bild der besonderen männlichen Altruismus. Ein schiefes Bild? 
 
Beckers Fazit: Junge Menschen suchen nach der Schulzeit nach Bewährungsmöglichkeiten. 
Dafür ist der Freiwillige Dienst gut. Das eigene Interesse koppelt sich hier mit einer gesell-
schaftlich anerkannten Aufgabe, mit gesellschaftlich gewährter Allgemeinwohlleistung. 
 
Die Frage ist, was das, sollte seine Annahme sich als repräsentativ bestätigen, für einerseits die 
nationalen, andererseits die internationalen Dienste heißt? Was für die pädagogische Beglei-
tung, wenn diese eine Vertiefung des Gelernten und Erfahrenen sein soll, andererseits aber die 
Freiwilligkeit nicht allzusehr in Bildungsstrukturen zwängen soll? 
 
Er fragt, ob bestimmte Pflichtseminare entfallen sollen, damit die Absolventen der Dienste 
„ernsthafte Freiwillige“ bleiben können? 
 
Das bestehende Gesetz scheint ihm in diesem Punkt vernünftig. Es nähme der Praxis nicht 
allzuviel Spielräume weg. Die pädagogische Begleitung wäre tatsächlich Begleitung und stän-
de nicht im Vordergrund. 
 
 
Für Freiwillige im Ausland bedeutet der Dienst eine Phase der persönlichen Reife, der Ablö-
sung von den Eltern, gleichzeitig aber auch die Erziehung zur Weltoffenheit, der Toleranz und 
der kulturellen Differenziertheit  
 
Sie verfügen über diese Haltungen aber bereits vorher in hohem Maß.  
 
Auf die Frage, was Freiwillige an informeller Bildung im Gastland mit welchen Bedingungs-
faktoren erwerben können antworten die Freiwilligen- und Trägerinstitutionen:  
 

Interkulturelles Lernen 
 Identitätsbildung 
 Spracherwerb 
 Flexibilität etc. 
 
Die Identifizierung mit dem europäischen Integrationsprozess spielt ihres Erachtens für die 
Freiwilligen keine große Rolle. 
 
Die Bedingungsfaktoren für den informellen Lernprozess sind  
 
1. die Qualität der Betreuung durch die Einsatzstelle ab. Die Einführung, die Anleitung und  

die begleitenden Betreuung. 
2. Die Bandbreite der Eingangsmotivation der Freiwilligen. „Große Bandbreite – großer 

Profit“. 
 
Daraus folgt 
Für die Trägerlandschaft: eine Profilierung der Dienste, die Klärung des Status der Freiwilli-
gen, ihre gesellschaftliche Anerkennung ideell wie materiell. 
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Ist das gewährleistet wäre das, so Beckers Fazit, vielleicht ein Weg zur Identifizierung der 
Freiwilligen mit dem europäischen Gedanken. 
 
Die anschließende Diskussion teilt sich in drei Aspekte: 
 
- Direkte Fragen zu den Studien 
- Bedeutung der Seminare 
- Frage nach den Lernorten 
 
In der Diskussion um die pädagogische Begleitung ist Einigkeit über deren Notwendigkeit da, 
aber wie und warum. Freiwillige betonen wie groß der Bedarf des Austausches der Freiwilli-
gen untereinander ist, der Erfahrungsaustausch auch mit ehemaligen Freiwilligen. Sie sehen die 
Bedeutung des informellen Lernens im Land selbst, wollen von den Bezugspersonen dort ler-
nen.  
 
• Seminare haben nur dann für sie einen Sinn, wenn sie auf das Land und die Bedingungen 

der dortigen Einsatzstellen vorbereiten. Die europäische Identifikation scheint ihnen, den 
Freiwilligen nicht so wichtig, wohl aber das Kennenlernen der Länder Europas, der dorti-
gen Lebensweisen.  

 
Die eigentlichen Fragen entstünden vor Ort und sollten auch dort bearbeitet werden. Einer hört 
den Namen Europa in der Diskussion zu oft, es gehe schließlich auch um globale Konflikte. 
Die Seminare, so wie sie praktiziert werden, wären nicht themenbezogen genug, warum nicht 
solche durchführen, die thematische Gemeinsamkeiten aufwiesen. 
 
Vertreter der Träger wenden sich empathisch gegen den Abbau von Pflichtseminaren. In der 
Vorbereitung würden die erst beim dritten und vierten Seminar wirklich interessant und für die 
Freiwilligen bedeutend. Zu ihnen würden die vom ersten Seminar Frustrierten auf der Basis der 
Freiwilligkeit nicht mehr kommen. 
 
Einigung wird über die Qualität der Seminare erzielt: Krisenintervention würde zu sehr betont. 
Aufgabe der Seminare und der Pädagogischen Begleitung als Einheit sei es, den Wert des Jah-
res in den Augen der Freiwilligen zu steigern. Man sollte die Seminare nicht kippen, dem Se-
minarleiter aber die Möglichkeit geben, über das Image eines Krisenmanagers hinauszukom-
men. Sie sollten auch keine Institutskunde sein. Sie sollten vor allem das informell Gelernte 
vertiefen. 
 
Oft seien die jugendlichen Freiwilligen benachteiligte Jugendliche. Sie hätten keine klare Vor-
stellung von dem Land ihrer Wahl als „Lernort“. Hier ist Vertiefung notwendig. Sicher sei es 
ein Irrtum, Bildung fände ohne Pädagogik nicht statt, allerdings müsse die Pädagogische Be-
gleitung das Einordnen des informell Gelernten leisten, sie sollte auf das kollektiv Erfahrene 
verweisen und an kollektive Erinnerungen anknüpfen, sie sollte Reflexion ermöglichen. Zum 
Strukturieren und Kanalisieren würden professionelle Kräfte gebraucht.  
 
Der Begriff und die Bedeutung des Mentors wird hier in die Diskussion gebracht. 
 
Pädagogische Begleitung sei eine Form der Politischen Bildungsarbeit. 
 
Die Diskussion spitzte sich an der Stelle zu, wo Herr Thomer vom Ministerium für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend auf die Notwendigkeit einer regelmäßig vierwöchigen Einfüh-
rungszeit direkt vor dem Jahr und eine einwöchige Nachbereitung unmittelbar danach verwies. 
Dies als Pflichtveranstaltung wäre ganz besonders für die kleinen Träger ein Kostenfaktor, da 
mit dieser Regelung die volle sozialversicherungsrechtliche Absicherung der Freiwilligen nach 
bundesdeutschem Sozialversicherungsrecht erreicht werden soll. 
 
Die Zusammenfassung der Diskussionsergebnisse ergibt die Notwendigkeit eines „professio-
nellen Settings“ der pädagogischen Begleitung bei gleichzeitiger Aufrechterhaltung der Frei-
willigenorientierung, die Einbeziehung ehemaliger Freiwilliger in den Bildungsprozess der 
Freiwilligen auch im Ausland, die Ausgestaltung der Figur eines Mentoren, die Berücksichti-
gung des Anspruchs der Politischen Bildungsarbeit und – und vor allem – das Problem des 
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zeitlichen Rahmens. Hier wird es später, in der Diskussion der gesetzlichen Novellierung von 
FSJ und FÖJ eine sehr erregte Diskussion geben. Hier brennt es unter den Nägeln, denn die 
Verlängerung des FSJ auf mehr als 13 Monate um die volle sozialversicherungsrechtliche 
Absicherung zu ermöglichen, ist das eigentliche Thema dieses Nachmittags. 
 
Für Becker ist das allerdings ein anderes Thema und hat mit den Inhalten der Seminare nichts 
mehr zu tun. Eine Verlagerung des Problemschwerpunktes? 
 
Uli Beckers führt in den zweiten Teil der Forumsdiskussion ein. Seine eigentlichen Themen 
sind das Verhältnis von formellem und informellem Nutzen der Dienste sowie die geschlechts-
spezifische Chancengerechtigkeit..  
 
Ausgangspunkt seiner Überlegungen sind das Konzept der EU Kommission für Lebenslanges 
Lernen, das Bildung als dynamischen Prozess des Lebens versteht. 
Es unterscheidet zwischen  
 
- formalem Lernen (Institutionen, qualifizierter Abschluss) 
- nicht formalem Lernen (nicht unbedingt formaler Abschluss) 
- informellem Lernen (nicht intentionales Lernen) 
 
Die freiwillige Entscheidung Jugendlicher für die Dienste ist konstituierend für ihr Leben. 
 
Ein europäisches Bewusstsein steht nicht im Interessenszentrum der Jugendlichen, aber es 
findet in der Begegnung mit anderen Kulturen und in einem gemeinsamen Wertezusammen-
hang statt. 
 
Im Vordergrund steht für die jungen Freiwilligen die Eigenverantwortung, die persönliche 
Autonomie, Reife, Horizonterweiterung, also Kriterien der informellen Bildung. 
Sie lernen Schlüsselqualifikationen, Fachwissen etc,  
 
Unklar ist die Verwertung der Zertifikate auf den Arbeitsmärkten. Hier ist Werteverbesserung 
notwendig. 
 
Zur geschlechterspezifischen Verteilung der Freiwilligen kommt er überraschend auf einen 
großen prozentualen Überhang weiblicher Freiwilliger. 
 
Gründe dafür mögen in der Wehrpflicht liegen oder bei den Angeboten, die möglicherweise 
nach wie vor typisch weibliche Qualifikationen verlangten und förderten. 
 
Großer Protest in der Diskussion. Angebote sind durchaus interessant und geschlechtsübergrei-
fend ... Wichtig sei eine gezielte Öffentlichkeitsarbeit. 
 
Zur Frage der Aura der Exklusivität, die die Freiwilligen Dienste in der Öffentlichkeit sicher 
noch immer hätten entsteht Einigkeit darüber, dass erreicht werden müsste dass die Teilnahme 
an den Freiwilligen Diensten deutlich für alle soziale Schichten offen sein müsste. Die Pro-
gramme sollten sich durchaus weiter mit exklusiven Themen befassen, wenn die Situation 
ausgegrenzter gesellschaftlicher Randgruppen beispielsweise als exklusiv bezeichnet werden 
kann. Der „Blick über den Tellerrand“, den die Arbeit mit anderen sozialen Lebenswelten 
bedeutet, sollte nicht verlorengehen. 
 
Aber beteiligen sollten sich alle, bis ins hohe Alter. 
 
 
Für die Diskussion um die Gesetzesnovellierung stellt Jan Thilo Klimisch für die Freiwilligen 
ihre in der Arbeitsgruppe festgehaltenen Forderungen vor. 
 
Uwe Slüter fasst die Problematik zusammen. Wenn FSJ/FÖJ weltweit gelten soll und eine 
volle Sozialversicherung für alle (eben auch für die Zivis) gelten soll, sei eine Situation ge-
schaffen, die sich die Träger nicht leisten könnten. Die Freiwilligen bekämen in den Ländern 
einen Arbeitnehmerstatus, erhielten nicht die volle Aufenthaltserlaubnis und verlören das Kin-
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dergeld. Der Bund könnte aus verfassungsrechtlichen Gründen für die Kosten nicht aufkom-
men. Zurückzahlen an die Kranken- und Rentenversicherung müssten die Träger. Im Zusam-
menhang mit dem Zivildienst sah das nach dem Gesetz anders aus. 
 
 
Eine vernünftige Auslandsregelung auch in dem Punkt der Absicherung sei notwendig. Aber, 
so die Teilnehmer, man soll die positiven Punkte der bestehenden Gesetze berücksichtigen und 
nicht etwas vollkommen Neues machen, was neue Probleme mit sich brächte. Mit dieser Emp-
fehlung endete die Diskussion.  
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Gemeinsame Forderungen der Freiwilligen der AG „Internationale Freiwilligendienste“ 
für eine Rahmengesetzgebung zur Regelung internationaler FW-Dienste: 
 
 
- Klärung des sozialrechtlichen Status (kein Arbeitsnehmerstatus), Fortzahlung des Kinder-

geldes 
 
- qualifiziertes Anerkennungsverfahren der Träger auf Bundesebene 
 
- variable Dienstzeiten zwischen 6 und 24 Monaten 
 
- Sicherung einer intensiven und flexiblen pädagogischen Begleitung der Freiwilligen 
 
- Bildungstage auch im Ausland anerkennen und finanziell unterstützen 
 
- Förderung des Austauschs unter Freiwilligen vor, während und nach dem Dienst 
 
- mehr Informationen über internationale Freiwilligendienste BRD-weit, evtl. Einrichtung 

einer zentralen Informationsstelle 
 
- Anerkennung der Freiwilligendienste für Studium, Ausbildung und Beruf 
 
- keine Altershöchstgrenze für Freiwillige unter 27 Jahren 
 
- sicherer rechtlicher Status für Incomer/Reverse 
 
- Unterstützung von Ehemaligeninitiativen 
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Fachtagung „Zur Zukunft der Freiwilligendienste“ am 26./27. Juni 2001 in Berlin  
 
 
Forum „Neue Zielgruppen“  
 
 
Moderation:  Dr. Heike Förster, Ralf Kuhnke, Birgit Reißig  

(Deutsches Jugendinstitut/ Regionale Arbeitsstelle Leipzig) 
 
Referenten: Wolfgang Krauß, Caritas Cottbus (Freiwilliges Soziales Jahr) 

Axel Markmann, Diakonie Stralsund (Freiwilliges Soziales Trainingsjahr) 
Annette Trierweiler, Landesjugendring Brandenburg  
(Freiwilliges Ökologisches Jahr) 
Sandra Bußmann, Kreisjugendamt Steinfurt  
(Internationale Freiwilligendienste) 

 
Gäste:   SPOTLIGHT Hamburg – Theaterprojekt zur Berufsorientierung 
 
 
Zusammenfassendes Protokoll: 
_______________________________ 
 
1. Themenschwerpunkte des Arbeitsforums 
 
1.1 Ehrenamtliches Engagement: Pro und contra 
 
Es geht in diesem Zusammenhang vor allem um die Frage, wie junge Leute dazu motiviert 
werden können, sich als Freiwillige zu engagieren, und wenn ja, wodurch und warum? Welche 
Veränderungen sind notwendig, um Freiwilligendienste künftig attraktiver zu gestalten? Wel-
che Motive haben junge Menschen, wenn sie sich engagieren? 
 
Verschiedene Untersuchungen zeigen, dass Jugendliche heute für ihr Engagement in Freiwilli-
gendiensten nicht nur altruistische, sondern verstärkt auch „egoistische“ Motive haben wie 
Selbstverwirklichung, aber vor allem Berufsorientierung . Sie erhoffen sich bessere Berufs-
chancen, neue Erfahrungen und Einblicke sowie soziale Unabhängigkeit. Die Untersuchungen 
zeigen ferner, dass Teilnehmer/innen am FSJ und FÖJ häufig bereit sind, auch später 
ehrenamtlich aktiv zu sein. 
 
Auch nach den Erfahrungen der Teilnehmer/innen des Arbeitsforums sprechen heute vor allem 
die Möglichkeiten  
 
- der individuellen Berufs- und Lebensorientierung,  
- der Praxiserfahrung und der  
- Persönlichkeitsentwicklung, Selbstfindung und Selbstverwirklichung  
 
für eine freiwilliges Engagement. Auch das Engagement aus sozialen und ökologischen Moti-
ven ist nach wie vor stark verbreitet. 
 
Umgekehrt hält vor allem die Angst vor einem Zeitverlust für Ausbildung und Beruf Jugendli-
che von einem solchen Engagement ab. Studium und Ausbildung gehen häufig vor. 
 
Weitere Gründe, die gegen ein freiwilliges bürgerschaftliches Engagement sprechen:  
 
- Die Angst, als billige Arbeitskraft ausgenutzt zu werden,  
- die schlechte Bezahlung, 
- Informationsdefizite bzgl. der Möglichkeiten, die Freiwilligendienste bieten (vor allem in 

Richtung Berufsorientierung und -vorbereitung). 
 
Festgestellt wurde ferner, dass das Angebot an attraktiven Plätzen zu klein ist.  
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1.2 Zugangsvoraussetzung: Abitur? 
 
Ebenso wie junge Frauen sind Jugendliche mit hohen Bildungsabschlüssen in den Freiwilli-
gendiensten überrepräsentiert; entsprechend sind Jugendliche mit Haupt- und Realschulab-
schluss schwächer vertreten, wenn auch erfreulicherweise mit steigender Tendenz. Die Gründe, 
warum Abiturienten/innen die Freiwilligendienste nach wie vor dominieren, sind vielfältig und 
auf beiden Seiten – Jugendliche und Träger – zu suchen. Beispielsweise werden Abiturien-
ten/innen häufig von den Trägern bevorzugt, und zwar nicht, weil sie Abitur haben, sondern 
weil sie volljährig sind und daher z.B. schon einen Führerschein haben oder Maschinen bedie-
nen dürfen. Auch das Stichwort Aufsichtspflicht für Minderjährige fiel in diesem Zusammen-
hang. Nach wie vor gibt es allerdings auch weniger Bewerbungen von Haupt- und Realschü-
lern, weil sie z.B. einen Ausbildungsplatz bevorzugen. Ferner neigen sie dazu, ihre Bewerbung 
zurückzuziehen, wenn sie einen Ausbildungsplatz gefunden haben. Auch die Eltern von Haupt- 
und Realschüler/innen stehen dem FSJ/FÖJ nicht zuletzt aus finanziellen Gründen nicht so 
aufgeschlossen gegenüber wie die Eltern von Abiturienten/innen, die häufiger zu den „Besser-
verdienenden“ zählen und einen vorübergehenden „Verdienstausfall“ ihrer Kinder besser ver-
kraften können. Eine der zentralen Forderungen der Diskussionsteilnehmer/innen lautete daher, 
bei Haupt- und Realschüler/innen gezielt für die Freiwilligendienste zu werben und vor allem 
mehr Plätze speziell für jüngere Haupt- und Realschüler einzurichten. Dazu müssten aber erst 
neue Rahmenbedingungen geschaffen werden (vgl. Punkt 2). 
 
Gute Erfahrungen wurden in NRW mit einer Quotierung nach Bildungsabschlüssen gemacht, 
wodurch der Anteil von Haupt- und Realschüler/innen in den Freiwilligendiensten deutlich 
gesteigert werden konnte. Andererseits konnten in NRW Stellen nicht besetzt werden, weil die 
Träger keine Hauptschüler finden konnten. Auch die Jugendlichen im FSJ/FÖJ sind laut einer 
Umfrage mehrheitlich dagegen. Hauptargument: Niemand sollte wegen „Überqualifizierung“ 
abgewiesen werden. Eine Quotierung wurde auch als „Verschleierungsmanöver“ von Politik 
und Wirtschaft bezeichnet, um eigene Versäumnisse in der Ausbildungspolitik (die Hauptschü-
ler diskriminiert) zu kaschieren und zu kompensieren. Nicht alle Diskussionsteilnehmer konn-
ten sich daher mit diesem Verfahren anfreunden. Um auch Hauptschüler an die Freiwilligen-
dienste heranzuführen, sollte mehr mit Schulen und Arbeitsämtern zusammengearbeitet und 
mehr Öffentlichkeitsarbeit gemacht werden. Auch könnten Anreize (Ausstattung, Finanzie-
rung) geschaffen werden, damit mehr Stellen von Hauptschülern besetzt werden.  
 
 
1.3 Freiwilligendienste nur für deutsche Jugendliche? 

 
In Bezug auf die Integration von jungen Zuwanderern in die Freiwilligendienste wurden erheb-
liche Defizite festgestellt. Es gibt offenbar nur wenige Projekte, die sich speziell an diese Ziel-
gruppe wenden, wie beispielsweise ein Projekt in Berlin für russischsprachige Zuwanderer, 
deutsch-polnische Projekte in Brandenburg und andere multikulturelle Projekte. 
 
 
1.4 Junge Freiwillige als billige Arbeitskräfte? 

 
Die Angst, als billige Arbeitskraft ausgenutzt zu werden, ist aus Sicht der Jugendlichen ein 
Hauptgrund, der gegen ein freiwilliges bürgerschaftliches Engagement spricht. Dieses 
(Vor)Urteil ist vor allem auch in der Öffentlichkeit verbreitet. Die Diskussionsteilnehmer/innen 
bestätigten, dass nach ihren Erfahrungen diese Bedenken durchaus gerechtfertigt sind. Viele 
Träger von FSJ/FÖJ-Maßnahmen betrachten die Jugendlichen als vollwertige (und billige) 
Arbeitskräfte. Auch von (verbotenen) Nachtschichten, anderen nicht erlaubten Einsatzfeldern 
und psychischer und physischer Überforderung wurde berichtet. Viele Jugendliche (vor allem 
die jüngeren) trauen sich nicht, dagegen zu protestieren, oder interpretieren solche Einsätze als 
besonderen Vertrauensbeweis der Einsatzstellen. Die Einsatzkräfte sind auf Grund ihrer feh-
lenden pädagogischen Ausbildung häufig nicht in der Lage zu erkennen, wenn die Jugendli-
chen überfordert sind. Dies sollte vor allem Aufgabe des Trägers sein, der nicht gleichzeitig 
Einsatzstelle ist. Dazu ist ausreichendes und pädagogisch geschultes Personal notwendig und 
vor allem ein besserer Betreuerschlüssel (vgl. Punkt 2). 
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2. Vorschläge für neue Zielgruppen und Verbesserung der Rahmenbedingungen 
der Freiwilligendienste 

 
Ausführlich wurden – auch mit Blick auf den Gesetzgeber – neue Rahmenbedingungen disku-
tiert, um die Freiwilligendienste aufzuwerten und neue Zielgruppen zu erschließen. Die Vor-
schläge im Überblick: 
 
 
2.1 Neue wichtige Zielgruppen: 
 
- Junge Ausländer/innen 
- junge Behinderte 
- Geschlechtergruppen 
- Arbeitslose Jugendliche mit abgeschlossener Berufsausbildung mit Problemen an der 

„zweiten Schwelle“. 
- Junge Erwachsene über 26 Jahre 
 
 
2.2 Verbesserten Rahmenbedingungen  
 
2.2.1 Träger und Einsatzstellen 
 
- Klare Trennung von Trägern und Einsatzstellen 
- Dauerdialog zwischen Trägern und Einsatzstellen 
- Die Träger müssen eine „Wächterfunktion“ übernehmen (vor allem im Hinblick auf eine 

eventuelle Überforderung der Freiwilligen) 
- Die Träger müssen darauf achten, dass die Jugendlichen keine Regelaufgaben überneh-

men, die in die Kompetenz von Zivildienstleistenden fallen 
- Genaue Information der Einsatzstellen über die Aufgaben der Freiwilligen 
- Qualitätsentwicklung: Mindeststandards in der pädagogischen Betreuung als Orientie-

rungshilfen, bessere Betreuungsschlüssel, Begleitung und Betreuung insgesamt verbessern 
und stärken 

- Klare Richtlinien zur Sicherung des adäquaten Einsatzes der Freiwilligen 
 
 
2.2.2  Organisatorische Fragen und Finanzierung 
 
- Freiwerdende Mittel des Bundesamtes für Zivildienst sollten in die Freiwilligendienste 

fließen 
- Freiwilligendienste sollten in der Regel ein Jahr durchgängig realisiert werden 
- Die Arbeitszeitgestaltung sollte flexibler gehandhabt werden 
- Keine Quotierung, aber Anreize, um die Chancen von Hauptschülern in den Freiwilligen-

diensten zu verbessern 
- Zusammenarbeit mit anderen Institutionen (Schulen, Arbeitsämter, Betriebe etc.) 
- Bessere Öffentlichkeitsarbeit der Träger und Einsatzstellen in den lokalen und regionalen 

Medien und Einbindung der Jugendlichen in diese Öffentlichkeitsarbeit 
- Bessere finanzielle Ausstattung der Träger und Einsatzstellen, um auch sozial und finan-

ziell schwache Gruppen besser in die Freiwilligendienste einbinden zu können. 
- Gesellschaftliche Anerkennung der Freiwilligendienste und Aufwertung ihres Images in 

der Öffentlichkeit  
- Finanzielle Gleichstellung von FSJ/FÖJ und Zivildienst 
- Vernetzung der Träger untereinander und Vernetzung mit Ausbildungsstätten und anderen 

öffentlichen Einrichtungen (lokale und regionale Netzwerke, Kooperationen, 
Erfahrungsaustausch) 
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2.2.3  Arbeitsbedingungen der Jugendlichen 
 
- Einsatzstellen, die den Fähigkeiten, Möglichkeiten und Bedürfnissen der Jugendlichen 

entsprechen 
- Chancengleichheit für alle Gruppen 
- Freiwilligendienste nicht als Ersatz für fehlende Ausbildungsstellen 
- Neue attraktive Einsatzstellen und -möglichkeiten 
- Rolle der Freiwilligendienste im Rahmen der individuellen Berufsorientierung verbessern 
- Erarbeitung von Förderplänen für die Gestaltung des Jahres 
- Bundesweit anerkannte einheitliche Zertifizierung von Teilqualifikationen, um Freiwilli-

gendienste aufzuwerten 
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Fachtagung „Zur Zukunft der Freiwilligendienste“ am 26./27.06.2001 in Berlin 
 
 
Fachforum der AGJ „Neue Handlungsfelder für Freiwilligendienste“ 
 
 
Moderation:   Markus Schnapka 
 
IMPULSREFERATE: Reinhard Liebig (Universität Dortmund) 

 Adelheid Huonker-Wagner (Diakonisches Werk Württemberg) 
 
Zusammenfassung:  Britta Kunft 
 
 
WORUM GEHT ES: 
 
Die Zivildienstzeit wird kürzer, Zivi-Plätze werden abgebaut. Dadurch entstehen Lücken im 
Sozialstaat. Das Freiwilligenjahr birgt die Chance und gleichzeitig die Gefahr, diese Lücken zu 
kompensieren. Ziel ist in jedem Fall die Zivilgesellschaft sinnvoll zu unterstützen und auszu-
bauen. Angesichts dieser gesellschaftspolitischen Interessen dürfen die Bedürfnisse und Ziele 
der jungen Menschen nicht außer Acht geraten. Soll das Ziel einer verantwortungsvollen Bür-
gergesellschaft erreicht werden, müssen die Freiwilligendienste attraktiv für Jugendliche und 
junge Erwachse sein.  
 
Im Zuge der geplanten gesetzlichen Neuordnung des FSJ und des FÖJ soll die Struktur der 
Freiwilligendienste flexibler gestaltet und ihre Einsatzfelder ausgeweitet werden.  
 
 
 
I. NEUE HANDLUNGSFELDER DES FREIWILLLIGENJAHRES SIND Z.B.:  
 
Sport, Jugendarbeit, Soziales, Kommunen, Denkmalpflege, Jugendsozialarbeit. 
 
In allen Bereichen existieren bereits -mal mehr, mal weniger ausgefeilt und bekannt - Modelle 
für das Freiwilligenjahr. Zu Gast im Fachforum war je ein/e Vertreter/in der genannten Sekto-
ren. Alle Teilnehmer/innen beleuchteten ihre jeweiligen Handlungsfelder, indem sie sich auf 
drei Aspekte konzentrieren:  
 
1. Visionen erwünscht! 

(Welche Chancen gibt es für den jeweiligen Aufgaben-/ Engagementsektor?) 
 
2. Grenzen erkannt! 

(Welche Grenzen gibt es, wo ist die Trennungslinie zur professionellen Arbeit?) 
 

3. Der Rahmen bringt den Inhalt zur Geltung! 
(Welche Rahmenbedingungen braucht man, damit die Vision soweit wie möglich erreicht 
wird? 
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DIE ERGEBNISSE IM EINZELNEN: 
 
 
Sport 
Heike Brandes, Deutsche Sportjugend 
(Das FSJ im Sport gibt es bereits als Modellprojekt, läuft ab 01.09.2001 richtig an, leidet aller-
dings darunter, dass es relativ unbekannt ist.) 
 
Visionen Grenzen Rahmenbedingungen 
Einsatz in Kinder- und Jugendarbeit 
der : 
- Vereine 
- Sportbildungsstätten 
- Olympiastützpunkten (Organisa-

tion von Sport- und Spiel-festen, 
Turniere, Freizeiten) 

- Chance für „benachteiligte  
- Jugendliche“ 

- nur für Großvereine interessant, 
weil die Kleinen es sich nicht 
leisten können  

 

- neue Finanzierungsmodelle 
ausloten, z.B. Sponsoren in der 
Wirtschaft, Eltern der Kinder 
aus Sportvereinen, etc. 

 

 
 
Jugendarbeit 
Bernd Mones, LJR Brandenburg 
(Das FSJ in der Jugendarbeit existiert bereits, ist ebenfalls relativ unbekannt)  
 
Visionen Grenzen Rahmenbedingungen 
- Chance zur Freizeitgestaltung 

jenseits von Konsum und Kom-
merz 

- Ferienaktivitäten von/für  
Jugendliche 

Einsatzfelder z.B.: 
- Renovierung eines Jugendhauses 
- Begleitung von Jugendlichen in 

Gedenkstätten 
- Work-Camps 

Trennung ist notwendig zu: 
- Ehrenamtlichkeit 
- Professionalität 
 
 
 
 
 
 

- Finanzierung unabhängig vom 
Elternhaus 

- geringe bürokratische  
      Hemmnisse 
- qualifizierte Begleitung 
 
 
 
 
 
 

 
 
Soziales 
Peter Fialka, Der Paritätische Wohlfahrtsverband 
(Da dieser Bereich nicht „neu“ ist, konzentrierte sich der Referent auf eine Ausweitung des 
Freiwilligendienstes im Sektor Soziales.) 
 
Visionen Grenzen Rahmenbedingungen 
- Öffnung für alle, das heißt auch 

für sozial benachteiligte Jugend-
liche  

- gemeinwohlorientierte Projekte 
- Verknüpfung sozialer Aspekte 

allen anderen möglichen Hand-
lungsfedern Projekte mit Sozial-
raumbezug 

- interkultureller Lernort 
 

- muss freiwillig bleiben 
- Arbeitsplatzneutralität 
- Abgrenzung zu Maßnahmen der 

beruflichen Qualifizierung 
- Abgrenzung zu ehrenamtlicher 

Tätigkeit 
 

- Begleitende Betreuung 
- Träger als neutrale Institution, 

frei von Instrumentalisierungs-
absichten 

- gesetzliche Absicherung 
- zusätzliche Fördermittel, alle 

Jugendliche müssen es sich leis-
ten können 
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Kommunen 
Burkhardt Hintzsche, Deutscher Städtetag 
 
 
Visionen Grenzen Rahmenbedingungen 
- Freiwilligenagenturen müssen 

entstehen, Inhalte:  
- Vermittlung 
- Betreuung 
- Beratung 
- Service 
- Erfahrungsaustausch 
 

- Abgrenzung zu Ehrenamt 
 
 
 
 

- Gesetz das sich speist aus: 
Wehrdienst, Zivildienst, FSJ, 
FÖJ,EFD 

- Freiwilligenagenturen fördern  
- sozialversicherungsrechtliche 

Absicherung 
- Finanzierung durch Fonds,  
      Stiftungen ergänzen 
- Zertifizierung 
- Zugangserleichterung für  
      Studium 
- Anrechnungsmodell für Ausbil-

dung 
 
 

 
 
Denkmalpflege 
Silke Strauch, IJGD, LV Sachsen-Anhalt 
(Seit 2 Jahren existiert ein Projekt, Jugendbauhütte in Sachsen-Anhalt, finanziert durch die 
Deutsche Stiftung für Denkmalschutz und das Land ) 
 
Visionen Grenzen Rahmenbedingungen 
- Denkmalschutz an Jugendliche 

herantragen 
Seminare:  
- ökologisches Bauen 
- thematische Exkursionen 
- Bauphysik 
- Start ins Berufsleben 
- Anerkennung derartige Projekte 

durch weitere Bundesländer 
(demnächst: NRW, Hessen, 
MV) 

 
 

- Finanzierung noch unzureichend 
- Professionalität 
- keine Ausbildung, sondern  
      Orientierungsjahr 
 
 
 
 
 
 

- Betreuung durch Mentor 
- Raum für Gruppenerfahrungen 
- Bildungsarbeit nach Wünschen 

der Teilnehmer 
- bundeseinheitliches Gesetz, das 

Denkmalpflege mit einbezieht 
- ausweiten auf Europa 
 
 

 
 
Jugendsozialarbeit 
Henrik von Bothmer, BAG Jugendsozialarbeit 
(Auch hier existieren FSJ-Stellen, sind ebenfalls noch relativ unbekannt) 
 
Visionen Grenzen Rahmenbedingungen 
- Zwischen den einzelnen Jugend-

szenen Spaltung überwinden 
Einsatz in: 
- Jugendwohnheim 
- Migrationsdienste 
- Berufliche Qualifizierungsstel-

len 
- Hausaufgabenhilfe 
 

- Freiwillige können nur die  
      Jugendlichen sein, die schon  
      reflektiert und belastbar sind  
- Freiwillige sollten sich Einsatz-

stelle selbst aussuchen 
- keine professionelle Tätigkeit 
- keine Hilfstätigkeit 
 

- intensive pädagogische Beglei-
tung der Freiwilligen 

- Qualitätsstandards und Kon-
trollkriterien für Einsatzstellen 
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II.  FAZIT 
 
In der Diskussion nach jedem der vorgestellten Handlungsfelder kristallisierten sich zentrale 
Punkte heraus, die als interessant befunden wurden oder noch weiter debattiert werden müssen. 
 
 
Mut zur progressiven Gesetzesnovellierung 
 
Ist eine starre Gliederung des Freiwilligenjahres nach Handlungsfeldern überhaupt noch zeit-
gemäß?  
 
Ein Freiwilligengesetz der Zukunft sollte unabhängig von den Handlungsfeldern gestaltet wer-
den (also nicht FSJ, FÖJ, oder FSJ im Bereich Sport, etc.). Wir brauchen Mut zu allem, was 
gemeinnützig, arbeitsmarktneutral und bildungs-orientiert ist. Das Ziel ist das breite Spektrum 
und nicht die Frage, welche Handlungsfelder denn beispielsweise ausgeschlossen werden müs-
sen.  
 
Das Freiwilligengesetz soll also nicht nach Sparten gegliedert, sondern vielmehr die Hand-
lungsfelder an Kriterien zu orientiert werden. Ein Freiwilligengesetz soll einen Rahmen vorge-
ben, der auf neue, gekoppelte oder „selbst gebastelte“  Handlungsfelder anwendbar ist.  
 
Der Gesetzgeber macht zur Zeit eine Politik der kleinen Schritte. Hier sind progressivere 
Sichtweisen nötig, keine Verengung des Spektrums. Um die Bedeutung des künftigen Freiwil-
ligenjahres richtig zu erfassen, ist auch die wehrpolitische (Wehrpflicht und damit auch Zivil-
dienst) und die sozialpolitische (Umbau des Sozialstaates) Dimension zu berücksichtigen. 
 
 
Kopplung der Handlungsfelder 
 
Eine interessante Anregung aus der Teilnehmendenrunde war, Handlungsfelder zu koppeln: 
Zum Beispiel das freiwillige Jahr in der Behindertenarbeit mit dem Einsatz im Medienbereich 
(Lokalradio) zu kombinieren. Oder den freiwilligen Dienst im Museum (Berührung mit geho-
benen gesellschaftlichen Schichten) mit dem FSJ in einer Einrichtung für Wohnsitzlose zu 
koppeln. 
 
 
Rahmenbedingungen 
 
Der Wunsch der Einheitlichkeit wurde laut. Eine Freiwillige in Flensburg soll die gleichen 
finanziellen Bedingungen haben wie eine in München. Aber bitte ohne ein kompliziertes büro-
kratisches System. Die Entlohnung und die versicherungs-rechtliche Absicherung soll sich an 
der der heutigen Wehrdienst/Zivildienstleistenden orientieren, um die materielle Unabhängig-
keit vom Elternhaus ermöglichen zu können. 
 
 
Sprecher/innensystem mit politischer Aussage 
 
Wünschenswert ist eine Ausweitung des Sprechersystems auf alle Freiwilligenjahre wie im 
FÖJ. Die bisherige Verankerung der Interessenvertretung der Freiwilligen durch den Träger 
reicht hier nicht aus. Die Teilnehmer/innen sollten ihre Interessen selbst nach außen  formulie-
ren können.  
 
 
Internationalisierung 
 
Der Einsatz von Freiwilligen im Ausland sollte keine Ausnahme sein. In allen Handlungsfel-
dern muss geprüft werden, ob sie auch auf das Ausland ausweitbar sind. Attraktiv sind Berei-
che wie Denkmalschutz, Umweltschutz und Entwicklungshilfe. 
 



 57  
 

„Create your own“ 
 
Die Teilnehmer und Teilnehmerinnen sollten sich auch ihr eigenes Freiwilligenjahr „basteln“ 
können. Das bedeutet ganz viel Kraftaufwand, dafür aber die Chance, die individuellen Interes-
sen zu verfolgen, statt sich an vorgegebene Strukturen halten zu müssen. Dafür sollen aber die 
Träger eine Plattform zur Verfügung stellen und die entsprechende Beratung sichern.   
 
 
Kommunales Engagement im Freiwilligenjahr 
 
Kommunen bieten Felder, wo politische Gestaltungsmöglichkeit erfahren werden kann. Des-
halb ist sie für Freiwillige als Einsatzfeld interessant. Eine Arbeit der Freiwilligen in Parteien 
wird ausgeschlossen. Darüber hinaus könnten Freiwilligenagenturen, die in der Kommune 
angesiedelt sind, sinnvolle Arbeit leisten.  
 
 
Neue Finanzierungsmodelle 
 
Eine Erweitung der Finanzierungswege durch zusätzliche staatliche Leistungen, private und 
öffentliche Stiftungen, Fonds, Kontakte zur Wirtschaft etc. müssen diskutiert werden. Ein Stif-
tungspool mit bundes- und länderfinanziertem Grundstock wäre ein sinnvoller Ansatz, der 
auch auf europäischer Ebene Bedeutung erhalten kann. 
 
 
Synergie - nicht Einerlei 
 
Eine Gliederung in Freiwilligenjahr für junge Menschen und gesetzlicher Erfassung der ehren-
amtlichen Tätigkeit mit dem Ziel einer indirekten Honorierung sollte klar erkennbar sein. 
 
Der Bildungsansatz ist für die verschiedenen Altersgruppen spezifisch zu definieren, eine Bo-
nifizierung des Ehrenamtes hat einen grundsätzlich anderen Charakter. Ein Gesamtgesetzes-
werk zu Ehrenamt und Freiwilligenjahr wird nicht abgelehnt, aber die unterschiedlichen Inten-
tionen in bezug auf Bildungsansatz und Zielgruppen müssen klar erkennbar abgebildet bleiben. 
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Fachtagung „Zur Zukunft der Freiwilligendienste“ am 26./27. Juni 2001 in Berlin 
 
 
Forum „Neue Kooperationen“ 
 
 
Moderation:   Prof. Dieter Kreft (Stiftung SPI) 
 
Referenten:  Petra Dinkelacker (Servicebüro FSTJ) 

Hartmut Brocke (Stiftung SPI/FSTJ) 
Elmar Kirsch (Agens 27 Berlin) 

 
Dokumentation und  
Zusammenfassung:  Rolf-Joachim Heger 
 
 
 
1. Vorstellung von 2 neuen Kooperationsformen 
 
1 a Das Freiwillige Soziale Trainingsjahr 
 
Präsentation: Petra Dinkelacker 
 
Das Freiwillige Soziale Trainingsjahr (FSTJ) ist als Bundesmodellprojekt Teil des Programms 
„Entwicklung und Chancen junger Menschen in sozialen Brennpunkten“, das vom Bundesju-
gendministerium (BMFSFJ) aufgelegt wurde, um die Situation von Kindern und Jugendlichen 
in Stadtteilen mit besonderem Erneuerungsbedarf zu verbessern. 
 
Das FSTJ richtet sich an Jugendliche zwischen 16 und 27 Jahren, die von vorhandenen schuli-
schen oder außerschulischen Fördermaßnahmen nicht erreicht werden resp. wurden und oft 
auch in häuslichen Situationen leben (müssen), die von Arbeitslosigkeit, Armut, schlechter 
Infrastruktur und Wohn(umfeld)verhältnissen gekennzeichnet sind. 
 
Zweck und Absicht dieser jugendpolitischen Maßnahme liegt darin, auf der Grundlage eines 
freiwilligen Jahres, ein nicht stigmatisierendes Jugendhilfeangebot bereitzuhalten, das Jugend-
lichen den Einstieg in Beruf und Qualifizierung ermöglicht sowie fehlende soziale und berufli-
che Schlüsselqualifikationen vermittelt. 
 
Freiwilligkeit meint für diese spezielle Zielgruppe die eigenverantwortliche Entscheidung der 
Teilnahme vor dem Hintergrund der eigenen Lebenssituation und der Möglichkeit, die biogra-
fische (Weiter-)Entwicklung neu und/oder anders zu organisieren. 
 
Interessant ist der Zusammenschluss der beiden aufgeführten Bundesprogramme, der zu rele-
vanten Synergieeffekten führt sowie Ressourcen aus unterschiedlichen Politikfeldern wie 
Wohnungsbau, Arbeits- und Ausbildungsförderung sowie Jugendhilfe, Wirtschaft und Kultur 
nutzt, um gefährdete Stadtteile durch abgestimmte Strategien zu unterstützen. 
 
Die Finanzierung des FSTJ erfolgt aus Mitteln des Bundesjugendministeriums und des Europä-
ischen Sozialfonds (30 %), der Bundesanstalt für Arbeit (60 %) und der Kommunen (10 %). 
 
In der auf 3 Jahre angelegten Projektlaufzeit sind gegenwärtig über 1.000 Plätze an 42 Standor-
ten in der Republik besetzt (davon 40% junge Frauen) und die Einsatzfelder der Jugendlichen 
liegen in den Bereichen von Krankenhäusern, Heimen, Kitas, Sportvereinen und in weiteren 
gemeinnützigen Initiativen, in denen berufspraktische Erfahrungen und soziale wie berufliche 
Schlüsselqualifikationen erprobt und trainiert werden können. Damit erhalten diese neu ge-
wonnenen Fähigkeiten im Rahmen des FSTJ 
 
• Ernstcharakter 
• Orientierungsperspektiven 
• Motivationen zur weiteren Qualifizierung. 
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Der Kern des pädagogischen Konzepts, das dem FSTJ zugrunde liegt, basiert demnach auf der 
Verbindung von praktischen Arbeitserfahrungen und attraktiven Qualifizierungsbausteinen in 
den angesprochenen Einsatzfeldern und in der Entwicklung eines individuell abgestimmten 
Qualifizierungsplans. 
 
 
Jenny(18 Jahre):   „...ich finde hier noch keine Perspektive, denn ich 

  sehe noch nicht, dass ich eine Lehrstelle bekomme, 
   denn ich will nicht in Stralsund bleiben und ob in einer 
   anderen Stadt dann auch zählt, was ich hier mache,  
   das weiß ich nicht. Herr M. (der Betreuer) sagt immer, 
   dass ich sagen muss, was ich will. Vielleicht sollte ich 
   mal sagen, dass ich in eine andere Stadt will. Wahrscheinlich 
   machen die das dann auch noch möglich...“ 
 
 
Um diese „Möglichkeiten“ zu realisieren, bedarf es Kooperationsangeboten, die zielgerichtet 
und bedarfsgerecht umgesetzt werden („Programmpartnerschaften“), die auf lokal wirksamen 
Strukturen aufgebaut und verstetigt werden („lokale Förderpläne und Netzwerke“) und die gut 
geschultes Personal und Ausbildungsmöglichkeiten („Finanzpartnerschaften“) besitzen. 
 
 

Perspektiven in der Diskussion: 
 

Ausdehnung des „städtischen“ Ansatzes auch auf den ländlichen Raum 
 

Förderung des motivierenden Ansatzes durch die Partizipationsmöglichkeit der Jugendli-
chen 

 
Multiplikatoreneffekt durch eine mögliche (und angeleitete) Mentorenrolle der Jugendli-
chen 

 
Focussierung des präventiven Charakters des Modells auf andere Benachteiligte. 

 
 

 
Weitere Informationen unter www.fstj.de 

 
 
 

1 b Freiwilliges Einsatzprogramm für Mitarbeiter/innen von NIKETOWN Berlin 
 
Präsentation: Herr Elmar Kirsch, Agens27 Berlin 
 
Ziel dieses freiwilligen Einsatzprogrammes ist es, Mitarbeiter/innen von NIKETOWN Berlin 
ein Engagement in sozialen Projekten zu ermöglichen. 
 
Dazu wurden Mitarbeiter/innen gesucht, die - neben dem Effekt des freiwilligen Engagements 
- verschiedene Interessens- und Neigungslagen abdeckten: 
 
 Lust und Spaß am Sport mit Kindern und Jugendlichen 
 Training und Fitness als Haupteinsatzgebiete 
 Mitarbeiter/innen sind nicht Sozialarbeiter/innen 
 Mitarbeiter/innen werden während der Aktivitäten begleitet: durch die 
 Projektleitung, durch Fragebögen und Beratungs- und Auswertungsgespräche 
 Die Zeit im Einsatz wird als Arbeitszeit für NIKETOWN Berlin angerechnet 
 (2,5 Stunden/Woche!). 
 
Für die Zielgruppe der Kinder und Jugendlichen aus sozial benachteiligten Bereichen, die 
sportassoziierte oder ökologische Aktivitäten im Freizeitbereich durchführen wollen (meistens 
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über und in bereits bestehende Gruppen), organisieren, unterstützen und wirken die Mitarbei-
ter/innen von NIKETOWN Berlin mit.  
 
Dabei sind gegenseitige Lern- und Erfahrungseffekte von hoher Bedeutung: die Mitarbei-
ter/innen lernen (wieder) soziale Verantwortung, prägen den Teamgeist mit, zeichnen sich 
durch persönliches Engagement aus und sind als „good citizen“ hoch angesehen (in und außer-
halb des eigenen Unternehmens).  
 
Die Jugendlichen wiederum verspüren eine andere Art der Einbindung in ein Team, eine Grup-
pe, werden eventuell erfolgsorientierter (z.B. Steigerung der Leistungen im Volleyball) und 
übernehmen auch sukzessive persönliche Verantwortung (z.B. in der Akzeptanz „schwieriger“ 
Jugendlicher und in der Einbindung von Minderheiten in die Gesellschaft). 
 
 

Perspektiven in der Diskussion: 
 
 Projekte müssen sich eignen für die freiwilligen Unterstützer/innen 
 
 Förderung von Institutionen/Agenturen, die Mittlerfunktionen zu Unter- 
 nehmen übernehmen 
 
 es muss eine generelle Offenheit gegenüber dem sozialen Engagement von  
 Unternehmen (weiter)entwickelt werden („...weg vom gegenseitigen Tunnel- 
 blick!?) 
 
 Förderung der weiteren Professionalisierung in Unternehmen bezüglich 
 Des sozialen Engagements (Indikator: Leitbild). 
 
 
 

Weitere Informationen unter www.agens27.net 
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2. Ideensammlung für eine Neuordnung der Sozialen Dienste 
 
 
 
 
 
 
 
Sozialrechtliche Absicherung   Ausweitung interkultureller 

Austausch 
 
  Andere Zeitkontingente (1/2 Jahr Ausland, ½ Jahr Inland) 
 
 
 
 
 
 
 
 
Bildungsaspekt mehr hervorheben  Persönlichkeitsbildung, neue  

Erfahrung  
(intellektuelle Herausforderung) 

 
soft-skills als Qualifikationen  Gewährleistung als  

Bildungsmaßnahme 
 

Förderung kleiner Betriebe  Angebote für „gemischte“ Zielgruppen  
konzipieren und adäquat ausstatten 

 
Freiwilligen Jahre öffnen für junge Mütter und Väter (Erziehungsgeld) 
 

Förderung und Einbeziehung  
ländlicher Regionen durch  
zielgruppenspezifische Angebote 

 
Zielgruppenspezifische Anpassung des Betreuungsschlüssels 
 

FSJ und Schulabschluss (Kooperation 
mit Schulbehörde) 

 
 
 
 
 
 
 
Keine Flexibilisierung bei der Dauer  Mindestdauer 6 Monate 
(nicht in Blöcken 
 
 Keine zeitliche Aufteilung  zeitliche Flexibilisierung FSJ 
 

Erweiterte Einsatz-
möglichkeiten im Aus-

land 

Erweiterte 
Einsatzfelder /  
Zielgruppen 

Zeitlich flexiblere 
Einsatzmöglichkeiten 
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Keine Vermischung Zivildienst mit den Freiwilligen Diensten (unterschiedliche Ziele) 
 
 Wenn Zivildienst im FSJ/FÖJ, dann unter diesen Konditionen (kein  

„Trojanisches Pferd“) 
 
 
 
 
 
 
 
 
Sicherstellung Trägerfinanzierung  Gewährleistung der Trägervielfalt 
 
 Gleiche Unterstützung der Träger (auch der kleinen) 
 

Berücksichtigung der differenzierten Träger- und 
Einsatzstellenstruktur 

 
Erhaltung des Trägerprinzips  Nicht gegen sondern mit den  
  freiwilligen Dienstestrukturen 
 
 
 
 
 
 
 
 
Finanzpartnerschaften mit privater Wirtschaft und anderen Institutionen 
 
 Keine Sonderstellung des FSTJ sondern Integration 
 
Klare Trennung FSJ/FÖJ und   Abgrenzung der Freiwilligendienste und neue 
Modelle     von Sozialen Integrationsmodellen 
 

Eigener Raum für neue Freiwilligenmodelle Klare Zieldefinition  
(ökologische und  
soziale Motivation  
als wichtigstes 
Kriterium für die  
Teilnehmerauswahl) 

 
 
 
 
 
 
 

Sicherung Existenzminimum der Freiwilligen  Erweiterung der Einsatzfelder, 
die nicht refinanzierbar (durch 
die Einsatzfelder) sind  

 
 
 

Statt Zivildienst FSJ/FÖJ 
neuer Prägung 

Übergreifende Aspekte einer 
neuen Gesetzgebung 

Ambivalenz im Umgang mit 
neuen Modellen 

Geld regiert die Welt 
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Sozialrechtliche Absicherung auch im Ausland  Fördermöglichkeiten  
müssen im Gesetz eingebaut 
sein 

 
Sicherstellung der pädagogischen Begleitung Mehr Werbung  
 (Öffentlichkeitsarbeit im  
 In- und Ausland) 
 
Vor- und Nachbereitung der Freiwilligen durch die Träger 
 
 
 
 
 
 
 
Zertifizierung der Leistungen der jungen Freiwilligen 
 
 

Kooperationsmodelle zwischen Jung und Alt 
 

Einbeziehung des interkulturellen Aspekten (Institutionelle Zusammen-
arbeit/Vernetzung) 
 
  Maßgeschneiderte Freiwilligen-Karrieren ermöglichen 
 
   Chancengleichheit der Geschlechter ermöglichen 
 

Europäisierung/Internationalisierung aller 
Freiwilligendienste 
 
Differenzierung der Arbeitsbedingungen der 
Freiwilligen in Deutschland, Europa, außereu-
ropäische Staaten 
 
 
 
 
 
 
Stärkung der Stellung der Freiwilligen 
 
  Wichtigster Bestandteil für Freiwillige 
 

Weitere allgemeine 
Anforderungen 

Partizipation 
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Fachtagung „Zur Zukunft der Freiwilligendienste“ am 26./27. Juni 2001 in Berlin 
 
 
„Freiwillige – ab in die Soap Opera’s“ 
Aus dem Innenleben des Arbeitsforums „Neue Bonifizierung“.  
Diskussionsverläufe, Konsens  und Forderungen.  
 
Moderation:  Dr. Birgit Hoppe (Stiftung SPI) 
 
Referenten:  Viola Seeger (Robert Bosch Stiftung) 

  Hartmut Brombach (IB) 
 
Dokumentation:   Dr. Gabriele Mittag 
 
 
Begrüßung 
Die Moderatorin Dr. B. Hoppe eröffnet den workshop. Sie verweist auf die Vorkonferenz mit 
den Freiwilligen, die am Tag zuvor stattgefunden hat. Die Freiwilligen haben ihre Forderungen 
auf Plakaten festgehalten und auf den Stellwänden angebracht. Auf diese Weise sind wesentli-
che Diskussionspunkte des Arbeitsforum von Anfang auch visuell präsent.  
 
 
1.  Aspekt Was wird gelernt? Was ist an Wissens- und Kompetenzerwerb konkret 

definierbar? 
 
Input I 
Hartmut Brombach, Internationaler Bund 
 
Es gilt zwei Dinge zu unterscheiden: zum einem die Schlüsselqualifikationen und auf der ande-
ren Seite das Fachwissen. Bei der Frage, wie dieses Fachwissen bzw. die Schlüsselqualifikati-
onen festzuhalten sind, handelt es sich um eine Gradwanderung: Einerseits sollen die Freiwilli-
gen ihre Erfahrungen konkret verwerten dürfen, andererseits muss die Trennschärfe zwischen 
Freiwilligenarbeit und  Schule erhalten bleiben. Das Zeugnis sollte die geleisteten Tätigkeiten 
auflisten, aber ohne Bewertung (sonst zu große Nähe zu Schulzeugnissen).  
 
Anhand der Ergebnisse einer Studie aus dem Jahr 1998 erläutert der Referent, was die Freiwil-
ligen aus eigener Sicht als größten Gewinn ansehen: 
 
-  das FSJ/FÖJ als gute Vorbereitung auf einen sozialen Beruf  (90 %), 
-  eine Möglichkeit, eine neue berufliche Perspektive zu erkunden (83 %), 
-  Zeit der Weiterqualifizierung (50%). 
 
Aus dem FSJ nehmen diejenigen am meisten inhaltlich mit, die später im sozialen Bereich 
arbeiten werden.  
 
 
Input II 
Viola Seeger, Robert Bosch Stiftung 
 
Zunächst erläutert sie, dass die Stiftung einen anderen Blick auf das Thema hat, da sie ganz 
andere Modelle der Freiwilligendienste favorisiert und insofern die Frage der Zertifizierung 
auch nicht so brisant ist.  
 
Seit 1996 hat die Bosch-Stiftung 10 Millionen für die Freiwilligenprogramme ausgegeben, 
davon einen großen Teil in gemeinwesenorientierter Arbeit in Mittel- und Osteuropa. Freiwil-
ligendienste sollten in allen gesellschaftlichen Bereichen angeboten werden, es sollte eine 
substantielle Erhöhung von Freiwilligenplätzen und eine Vielfalt von Anbietern von Freiwilli-
gendiensten geben, so die Vorstellung der Stiftung. Eine pädagogische Begleitung wird nicht 
unbedingt für nötig gehalten. Eine Begleitung wäre auch durch ehrenamtliche Mentoren denk-
bar oder durch Personal, das bereits in der entsprechenden Einrichtung vorhanden ist.  
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Sie erhebt die Forderung nach einem allgemeinen Freiwilligengesetz. Die Bundesregierung 
hätte besser daran getan, dies zu forcieren statt sich mit einem Bonifizierungssystem zu be-
schäftigen. Ziel müsste es zunächst sein, allen Jugendlichen, die dies sie tun wollen, die Frei-
willigenarbeit zu ermöglichen,.  
 
Es besteht nach ihrer Erkenntnis kein Bedarf, die Motivation von Jugendlichen für die Freiwil-
ligenarbeit zu erhöhen. Viele Jugendliche seien dazu bereit, auch außerhalb des FSJ. Sie wür-
den jedoch an bestimmten Barrieren scheitern, zum Beispiel an der Berufsschulpflicht. Auch 
arbeitslosen Jugendlichen sei ein Engagement erschwert, weil sie nach der Freiwilligenarbeit 
nicht mehr anspruchsberechtigt seien.  
 
Ihre Position lässt sich in der Forderung nach „barrierefreier Freiwilligkeit“ zusammenfassen. 
 
Frau Seeger wurden in vielen Punkten vehement widersprochen. Ihre Einschätzung (große 
Motivation der Jugendlichen) wurde von vielen Anwesenden nicht geteilt. Im Gegenteil: Die 
Bewerbungen seien rückläufig, so die Einschätzung vieler Träger. Ein Grund sei, dass junge 
Erwachsene unter einem starken Karrieredruck stünden. Sie fragen sich heute vermehrt: Was 
nützt mir das FSJ danach bezüglich meines Berufsweges? Wenn schon FSJ, dann muss das 
ganz konkret Vorteile haben. Vehement wurde auch der Position widersprochen, dass es keiner 
pädagogischen Leitung bedürfe (unter anderem auch von den anwesenden Jugendlichen). An-
gezweifelt wurde auch, ob denn tatsächlich so viele Hauptschüler/innen sich für das Freiwilli-
genjahr entscheiden würden, wenn ihnen dadurch die Berufsschule erspart bliebe?  
 
Herr Brombach warnt von der kritiklosen Übernahme der Bürgergesellschafts-Ideologie. Die 
Freiwilligenarbeit habe einen Nutzen für drei Gruppen: die Freiwilligen, die Träger und dieje-
nigen Menschen, die unmittelbar von der Freiwilligenarbeit profitieren. Nicht mehr und nicht 
weniger. 
 
Replik Frau Seeger: 
Ziel der Programme sei es, die Mobilität von Freiwilligen zu erhöhen.  
Bei den Programmen werden die Freiwilligen vor allem in ohnehin ehrenamtlichen Vereinen 
eingesetzt. Insofern sei dieses Modell der Freiwilligenarbeit für die klassischen Träger des FSJ 
sicher nicht nachvollziehbar. „Wir erproben neue Wege. Wir haben auch Beispiele entwickelt, 
wie ein Zertifikat aussehen könnte. Ingesamt erreichen wir einfach ganz andere Jugendliche, 
andere Zielgruppen.“ 
 
Ein Mitarbeiter vom Diakonischen Werk aus Baden-Württemberg plädierte dafür, diese ver-
schiedenen Modelle nicht als Gegensatzpaare zu sehen: Das eine solle man tun, das andere 
nicht lassen: Das FSJ solle so bleiben, wie es ist. Gleichzeitig können Modelle anderer Freiwil-
ligendienste entwickelt werden. 
 
Nach Erörterung dieser diversen Nebenschauplätze wurde das anvisierte Thema „Bonifizie-
rung“ neu auf die Tagesordnung gebracht. 
 
Wofür wollen die jungen Freiwilligen Zertifikate haben? Das war eine immer wieder auftau-
chende Leitfrage. Ein interkultureller Träger wies auf die besonderen Probleme ausländischer 
Zeugnisse hin.  
 
Niedersachsen/Ökologisches Jahr: Bonifizierung  muss davon abhängig sein, was denn im FSJ 
gelernt werden soll.  
 
Internationaler Bund/Hessen: 
Warum reden wir heute über Bonifizierung? 
Weil wir bestimmte gesellschaftliche Probleme (Jugendarbeitslosigkeit, Finanzierung sozialer 
Dienste) nicht gelöst haben, gibt es die Freiwilligendienste. „Wir werden in Zukunft alle eh-
renamtlichen Hände und Herzen brauchen, weil bestimmte Arbeiten nicht bezahlt werden.“ 
 
Was ist die Gegenleistung? Das Taschengeld kann es nicht sein. Plädiert wird für den Bonus 
doppelte Wartezeit (Studium). Wichtig: Das FSJ/FÖJ muss ein freiwilliger Dienst bleiben. Das 
FSJ ist kein Pflichtpraktikum.  
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Eine enorme Erhöhung von Freiwilligen hält der Vertreter des IB für unwahrscheinlich. 
„100.000 werden wir auch nicht durch große Kampagnen gewinnen können. Aber die jetzigen 
15.000 könnten wir schon verdoppeln.“ 
 
FÖJ-Bundessprecherin:  
Am allerwichtigsten sei, dass die gesellschaftliche Anerkennung der Freiwilligenarbeit durch 
eine verstärke Lobbyarbeit gesteigert werde.  
Wichtig sei: ein offizielles Dokument/Zertifikat. Die genaue Aufdröselung der Schlüsselquali-
fikationen hält sie nicht für notwendig. Außerdem sei ja auch die Freiwilligenarbeit sehr unter-
schiedlich Die Einsatzstelle stelle ohnehin ein Arbeitszeugnis aus.  
 
Die immer wiederkehrende Forderung der Freiwilligen im Arbeitsforum: Urkunde/Zertifikat  
mit Wiedererkennungswert.  
 
 
2.  Aspekt: Welche Schlüsselqualifikationen werden erworben? Wie kann und darf dies 

überprüft werden? 
 
Statt über die oben genannte Frage zu diskutieren, erhitzte vielmehr die Frage nach dem Zerti-
fikat/Arbeitszeugnis die Gemüter. Was wird unter Zertifikat verstanden? Was unterscheidet 
dieses von den bereits bestehenden „Bescheinigungen“, wie sie im FSJ-Gesetz festgehalten 
sind?  
 
Paritätischer Wohlfahrtsverband Bayern: 
Weist darauf hin, dass die Frage der Bonifizierung besonders für die Gruppe der Hauptschüler 
sehr wichtig sei. Für diese könnte eine Bonifizierung sehr sinnvoll sein. Die jungen Leute hät-
ten so mehr Chancen in Berufe hineinzukommen, die ihnen sonst verschlossen bleiben würden. 
Das sei gerade jetzt so relevant, weil die Standards/Anforderungen immer mehr steigen wür-
den.  
 
Jemand verwies darauf, dass die Freiwilligendienste eine hervorragende Möglichkeit seien zu 
lernen, zu reflektieren, die allseits geforderten Schlüsselqualifikationen zu erwerben. Alle Welt 
fordere die sogenannten soft skills, aber niemand sage, wie man sie erwerben kann, wenn man 
den klassischen Weg „Schule-Studium“ geht. 
 
Eine Freiwillige: Pädagogische Begleitung sehr wichtig. Nur so kann aus den Erlebnis-
sen/Erfahrungen eine Schlüsselqualifikation werden.  
 
Seeger/Bosch-Stiftung: Hat dazu keinen Input, da die Jugendlichen nur relativ kurz im Projekt 
verbleiben. Schließt sich dem Plädoyer der Jugendlichen an.  
Herr Brombach zitiert noch einmal aus der Studie 1998. Ergebnisse Qualifikationen: Was habe 
ich gelernt? 
 
- (90 Prozent) Umgang mit Menschen   
- soziale Kontaktfähigkeit  
- Höhere soziale Sensibilität/Problembewusstsein  
- Besserer Umgang mit Konflikten und Belastungen 
- Toleranz 
 
Frau Dr. Hoppe gibt zu bedenken, dass die Selbstaussage/-einschätzung noch nicht unbedingt 
die Realität widerspiegelte (ob die Qualifikationen tatsächlich erworben wurden). 
 
Freiwillige: Wäre komisch, wenn dann im Zeugnis steht: hat gelernt mit Menschen umzuge-
hen.  
 
Ein ehemaliger Freiwillig, der in Italien war: Wir wollen doch nur, dass da drinsteht, was wir 
getan haben und nicht wie toll wir sind. Wir haben das Jahr genutzt, uns weitergebildet. Wir 
wollen, dass das anerkannt wird.  
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Beispiel Rheinland-Pfalz: Alle, die wollen, kriegen ein Arbeitszeugnis, individuell angepasst, 
Qualifikationen/Beurteilung wurden bei Bedarf hineingeschrieben (in Abstimmung mit dem 
Träger/ der pädagogischen Leitung). 
 
Rheinland-Pfalz/Ökologisches Jahr: Warum wollen die Freiwilligem aus dem FSJ eigentlich 
ein einheitliches Zertifikat mit einheitlichem Gesicht? Wie ist das möglich angesichts der Tat-
sache, dass die Freiwilligendienste so unterschiedlich sind? 
 
Freiwillige: Ein Tätigkeitsbericht reicht aus. Zukünftige Arbeitgeber könnten die 
Schlüsselqualifikationen daraus ableiten. 
 
Paritätischer Wohlfahrtsverband/Bayern: Es ist doch ganz offensichtlich – die Jugendlichen 
wollen vor allem öffentliche Anerkennung. „Wir brauchen eine bessere Öffentlichkeitsarbeit!“ 
Forderung: Mehr FSJ in die Soap Opera’s. Schreibt Leserbriefe! Nervt die Lokalsender! 
Schreibt e-Mails!  
 
Erfahrung Rheinland-Pfalz: Interessant ist für Ausbildungsstellen vor allem die Tätigkeit, nicht 
so sehr die Schlüsselqualifikation.  
 
Immer wieder ging es dann ungeplant um das Thema mehr Öffentlichkeit/Kampagnen. 
 
Bosch-Stiftung: Plädiert für eine Aufklärungskampagne. Gemeinsames Vorgehen der Unter-
nehmen, von Behörden, Verbänden, Träger, den Jugendlichen, den Medien etc. Das müssten 
die Träger selbst in die Hand nehmen, sozusagen die Betroffenen..  
 
 
3.  Aspekt: Welche Vorteile und Gewinne sollen und können künftig gesetzlich abgesi-

chert werden? 
 
Die Moderatorin Frau Dr. Hoppe warf die Frage auf, ob die Freiwilligen von weniger  „betuch-
ten“ Familien eventuell mehr profitieren sollten (auch in Form von Geld) als die besser 
Gestellten. Diese Überlegung wurde insofern aufgegriffen, als dass die Forderung erhoben 
wurde, dass Freiwilligenarbeit in bestimmten Fällen als 1. Ausbildungsjahr anerkannt werden 
sollte. Auf diese Weise würden nicht nur die zukünftigen Studierenden profitieren (Stichwort 
Wartezeit). Allerdings wurde auch gleich zu denken gegeben, dass für beide Gruppen von 
Jugendlichen die Zeit der Freiwilligenarbeit die Zeit der Loslösung vom Elternhaus sei. Eine 
Differenzierung des (geldlichen ) Nutzens in Abhängigkeit von den sozialen Verhältnisse 
würden Loslösungsprozesse der einen Gruppe erschweren. 
 
 
Input I 
 
Herr Brombach: Vieles kann gesetzlich nicht geregelt werden (Länderhoheit etc.). Er plädiert 
für ein gemeinsames Vorgehen von Kultusministerkonferenz, Bundesministerium, Hochschu-
len bezüglich des Aussprechens von Empfehlungen (z. B. Anrechnung als doppelte Wartezeit, 
Berücksichtigung bei Zugangsvoraussetzungen für Berufe etc.).  
 
Auch für eine bevorzugte Übernahme von Freiwilligen in Ausbildungsverhältnisse sei eine 
Empfehlung denkbar.  
 
Er setzt sich für eine Freiwilligencard ein: Nutzung von öffentlichen Verkehrsmitteln etc. Hier 
müssten sich die Kommunen und Länder Gedanken machen. 
Zudem müsse geprüft werden, was die Träger anbieten könnten: Sprachkurse, Internetkurs, 
Bewerbungstraining usw. 
 
 
Input II 
 
Frau Seeger: unterscheidet zwischen Gratifizierung (Leistungen vom Träger, der Kommune 
etc. während der Freiwilligenzeit) und Bonifizierung (welchen rechtlichen Anspruch/Vorteil 
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haben Jugendlichen nach dem FSJ zum Beispiel gegenüber Bildungseinrichtungen ...). Zur 
Bonifizierung hat sie keine Vorschläge, hier sei gesetzlich eh kaum etwas zu machen.  
 
Die Freiwilligen:  Sie fassen noch einmal zusammen, was für sie wichtig ist. Großes Thema 
mehr Lobbyarbeit. 2.) Gleiche Bescheinigung für alle Freiwilligendienste 3.) Tätigkeitsbericht 
ohne Wertung. Möglicherweise alle Bescheinigungen auf Englisch. 4.) Anrechnung von War-
tezeiten 5.) Europa-Pass. Eigener Status, Vergünstigungen. 6.) Gleiche Honorierung: orientiert 
evtl. am Sozialhilfesatz. 7.) Mehr Unterstützung in der eigenen Lobbyarbeit durch die Träger, 
Kommunen, den Arbeitsämtern etc. 8.) Bessere Öffentlichkeitsarbeit (auch der Bundesregie-
rung).  
 
Vorschlag aus Bayern: Vertreterin plädiert dafür, erschwinglichen Wohnraum bereitzustellen.   
 
Weitere Ideen: Fachspezifische Fortbildungen im sozialen Bereich; Umfrage bei den Trägern, 
was sie bereit wären zu geben, Anerkennung als Vorpraktikum für spezielle Studiengänge.  
 
Nordrhein-Westfalen: Die Anrechnung als doppelte Wartezeit sei auch problematisch., wenn 
sie zur Motivation für das FSJ werde. Man habe hiermit entsprechende Erfahrungen, die zu 
einer Ungleichbehandlung führen würden, wenn nach 6 Monaten diejenigen ausscheiden, weil 
sie ihr Studium aufnehmen können. .  
 
Bei der Landwirtschaftskammer sei erreicht worden, dass man das 1. Ausbildungsjahr nach-
träglich als Ausbildungsjahr anerkannt habe. 
 
Frau Seeger: Ganz wichtig sei, Projektmittel zur Verfügung zu stellen.  
 
Noch ein Beitrag aus Bayern.: Zivildienst wird bei der Verbeamtung berücksichtigt, nicht 
jedoch die Freiwilligenzeit. Das sollte sich ändern.  
 
Herr Brombach warnt davor, sich von der Lobbyarbeit, von der Beeinflussung von Entschei-
dungsträgern zuviel zu versprechen..  
 
 
4.  Aspekt: Geschlechtergerechtigkeit 
 
Weder die Referenten noch die Jugendlichen oder die Träger-Vertreter/innen sahen hier große 
Konfliktlinien/Ungleichgewichte. Herr Brombach gab zu bedenken, dass 95 Prozent der Frei-
willendienste von Frauen wahrgenommen werden. Die Reduzierung von Zivildienststellen 
sowie der Wegfall der Wehrpflicht für die Männer werden die Freiwilligenarbeit für Männer in 
Zukunft möglicherweise attraktiv machen.  
 
Frau Wagner vom Landesjugendamt im Rheinland wies darauf hin, dass im Jahr 2002 die No-
vellierung des Zivildienstgesetzes ansteht. Statt Zivildienst werden dann u.U. diejenigen Män-
ner, die den Wehrdienst verweigern, dann auch Freiwilligendienste leisten können (bei mögli-
cherweise 100%iger Kostenübernahme). Dadurch ist nach ihrer Einschätzung eine massive 
Benachteiligung der Frauen und von allen Männern zu befürchten, die den Wehrdienst nicht 
verweigert haben. Denn die männlichen Wehrdienstverweigerer würden für die Träger dadurch 
attraktiver (Kostenübernahme). Andere bestreiten diesen imaginisierten Andrang von jungen 
Männern in Richtung Freiwilligenarbeit, da die Freiwilligenarbeit nicht so attraktiv sei (12 
Monate statt 10 Monate, finanziell schlechter ausgestattet). 
 
Kleiner thematische Exkurs zum Schluss: 
 
Herr Heusser/Rheinlandpfalz/Kirchlicher Träger: Bei der Diskussion um die Zukunft der 
Freiwilligendienste sollten jugendpolitische Überlegungen (Bundesjugendplan – Schlüsseler-
höhung) miteinbezogen werden.  
 
Frau Seeger: Trauen Sie sich, neue Varianten der Freiwilligenarbeit zu denken! Die Freiwilli-
gen könnten auf vielfältige Weise sehr individuell betreut werden. Wenn der Schlüssel in der 
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pädagogischen Betreuung nicht ausreiche, müsse man sich die Frage stellen, wie die Freiwilli-
gen sonst noch unterstützt werden können.   
 
 
Ergebnisse: 
 
I. Zertifizierung 
 
Konsens besteht darüber, das es a) ein einheitliches Zertifikat geben soll, ohne Beurteilung und 
möglichst für alle Freiwilligendienste gleich und b) eine differenzierte Arbeitstätigkeitsbe-
scheinigung, frei von Bewertung; eine Beurteilung der geleisteten Arbeit sollen die Jugendli-
chen jedoch auf Wunsch erhalten können. 
 
 
II. Vorteile und Gewinne 
 
Es sollten verbesserte Zugangsvoraussetzungen für das spätere Studium/die Berufsausbildung 
gesichert werden. Es sei systematisch zu prüfen, inwieweit die Freiwilligendienste als Bonus 
für Berufsausbildungen Berücksichtigung finden können: z. B. Gleichstellung mit dem 
Wehr/Zivildienst bei Zugangsvoraussetzungen für Berufe, Anerkennung als 1. Ausbildungs-
jahr, Anrechnung auf Wartezeiten, Pluspunkte für die Vorauswahl an Universitäten usw. 
 
Es solle systematisch geprüft werden, welche Vergünstigungen möglich seien, z.B. im Hin-
blick auf die Rückzahlung von Bafög-Darlehen, Freiwilligencard, für Rabatte auf Fortbildun-
gen etc. 
 
Eine Gleichstellung mit dem Zivildienst – Stichwort Einstufung Beamter/Anrechnungszeiten – 
sei anzustreben. 
 
 
Weitere Konsenspunkte/Forderungen 
 
Es sei dringend erforderlich, dass junge Freiwillige in Zukunft keinen „Erklärungsnotstand“ 
mehr haben, indem sie anderen immer wieder erklären müssen, was ein Freiwilligendienst 
eigentlich ist. Hierfür ist eine verstärkte Öffentlichkeitsarbeit, sind entsprechende Kampagnen 
vonnöten. Es besteht die Forderung nach (öffentlicher) Anerkennung, die der faktisch geleiste-
ten Arbeit entspricht. Hierfür sei auch die Schaffung eines klaren rechtlichen Status als 
Freiwillige/r eine wesentliche Voraussetzung. 
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c) Impulsreferate/Berichte der Fachforen 
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Forum „Neue Kooperationen“ 
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I. Einleitung 
 
Nach der erfolgreichen Pilot-Phase des „volunteer programs“ 
mit den Mitarbeitern von NIKETOWN Berlin 1999-2000 hat 
NIKETOWN Berlin beschlossen, das Programm mit der a-
gens27 GmbH fortzusetzen.  
 
Festgelegt wurde, für die Zeit von August 2000 – Juli 2001 
insgesamt 16 Mitarbeiter für jeweils 2 ½ Stunden pro Woche 
bei Beibehaltung der Bezüge für soziale Projekte auf freiwilliger 
Basis freizustellen. 
 
Die Aufteilung der Freistellung soll so gehandhabt werden, das 
jeweils 8 Mitarbeiter für die ersten 6 Monate und danach weite-
re 8 Mitarbeiter für die Restlaufzeit in soziale Projekte vermittelt 
werden.  
 
Es wurde weiterhin festgelegt, dass die zu vermittelnden sozia-
len Projekte nicht nur sportnah sein können, sondern im erwei-
terten Rahmen eine ökologische Ausrichtung haben. 
 
Die Umsetzung der gestellten Aufgabe konnte bisher erfolg-
reich erfüllt werden. Dieser Zwischenbericht dient als Nachweis 
der erbrachten vertraglich vereinbarten Leistungen. 
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II. Inhaltliches 
 
Der Grundgedanke des NIKETOWN Berlin „volunteer program“ 
ist in den vorausgegangenen Berichten ausführlich beschrie-
ben. Zur Erinnerung kurz die wichtig-sten Punkte: 
 

1. )  Im Rahmen des Corporate Citizenship Gedankens 
von NIKE ist eine der Aktivitäten von NIKETOWN 
Berlin in diesem Bereich das „volunteer program“. 

2.)  Mitarbeiter des Unternehmens werden für Aktivitäten 
in Sozialprojekten mit Schwerpunkten von Sport und 
Ökologie für max. 2,5h pro Woche freigestellt. 

3.)  Diese Zeit wird als „normale“ Arbeitszeit gewertet 
und vom Unternehmen als Arbeitszeit bezahlt und 
versichert. 

4.)  Die Arbeit in den Sozialprojekten ist absolut freiwillig, 
das Unternehmen verpflichtet die Mitarbeiter nicht zu 
einer solchen Tätigkeit. 

5. )  Die Mitarbeiter verpflichten sich gegenüber den Pro-
jekten, zu versuchen, die Tätigkeiten über einen 
Mindestzeitraum von 6 Monaten durchzuführen. 
Hierbei werden sie eng von unterstützenden und do-
kumentierenden Maßnahmen (Auswertungsgesprä-
che, Tagebücher, etc.) begleitet und betreut. 

 
Das für die Pilot-Phase erstellte Konzept für die Durchführung 
eines „volunteer programs“ hat sich bewährt. Auch in der Fol-
gephase haben bis heute keine Paradigmenwechsel im Anlie-
gen des Programms stattgefunden. Grundsätzlich wurden im 
Vorfeld durch das Konzept die Organisation und deren Konse-
quenzen gut abgeschätzt und konnten sehr gut auf die Projekte 
und die Unternehmensstruktur im weiteren Verlauf abgestimmt 
werden. 
 
Inhaltliche Fragen, die sich schon zu Beginn hinsichtlich der 
Ergebnisse auftaten, können jetzt bestätigt und/oder vertieft 
diskutiert werden: 
 
! Was bewirkt ein solches Projekt für den Mitarbeiter 

hinsichtlich Erlernen von sozialen Kompetenzen, Moti-
vation für die Arbeit und nachhaltiger Entwicklung von 
Perspektiven? 

! Welche nachhaltigen inhaltlichen, öffentlichkeitswirk-
samen und ökonomischen Auswirkungen hat ein „vo-
lunteer program“ für das Unternehmen? 

! Was trägt ein solches Programm zur Unternehmens-
kultur bei? 

! Welche Vorteile haben die involvierten sozialen Projek-
te von diesem Programm? 
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! Welche nachhaltige gesellschaftliche Relevanz hat ein 

solches Programm? 
 
Mittlerweile liegen eine Fülle von Daten für den Versuch einer 
detaillierten Beantwortung der o.g. Fragen vor. Diese Daten 
gliedern sich wie folgt: 
 

1.)  Fragebögen 
2.)  Auswertungstagebücher 
3.)  Protokolle von Auswertungsgesprächen 
4.)  Foto- und Filmmaterial 
5.)  Statistiken 
6.)  Zwischen- und Auswertungsberichte 
7.)  Diplomarbeiten 
8.)  Presseartikel 
9.)  Veröffentlichungen 
10.)  Internetrecherche, Bibliografie 

 
Da die zusammengeführten Daten nicht wissenschaftlich empi-
rischen Untersuchungsmethoden unterliegen, erhebt dieser 
Zwischenbericht nur den Anspruch, die gestellten Fragen inter-
pretierend und beratend zu bearbeiten. 
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III. Leistungen 
 
Im Rahmen der vertraglich vereinbarten Auflagen sind folgende 
Leistungen für den Zeitraum August 2000 - März 2001 erfolgt: 
 
1.) Vermittlung von Mitarbeitern der Firma NIKETOWN Ber-
lin als Freiwillige in soziale Projekte: 
 
In folgende Projekte wurden Mitarbeiter für den Zeitraum Au-
gust 2001- März 2001 vermittelt: 
 
1.) Kiezschule Kreuzberg 
Fußball und Basketball 
Mulitkulturelle Sport AG mit Kindern im Alter von 12-14 
Freiwillige 
David El Sleiman 
Andreas Doberschütz 
 
2.) Lette-Verein Schöneberg 
Basketball und Tischtennis 
Schulabbrecher 16-19 
Freiwillige: 
Mark Philip Ostheider 
Alex Stanull 
 
3.) Gangway e.V. Lichtenberg 
Volleyball 
Russische Spätaussiedler 15-20 
Freiwillige: 
Gordon Schmidt 
Steffanie Wilhelmy 
Andreas Rahn 
 
4.) Kita Spatzentümpel 
Holzwerkstatt 
Deutsche Kinder aus sozialen Brennpunkten 3-8 
Freiwillige: 
Katrin Wetzel 
Sven Jungjohann 
Antje Schult 
 
5.) Wrangelkiez e.V. 
Fußball 
Türkische Jungen, 14-20  
Freiwillige: 
Norman Fergels 
Erkan Yilmaz 
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2.) Dokumentation und Evaluation 
 
Für den genannten Zeitraum liegen folgende direkte Daten zu 
den Projekten vor: 
 

a.)  70 Auswertungstagebücher (Freiwillige, Projekt-
leiter 

b.) 14 Protokolle der Zwischengespräche (Freiwilli-
ge, Projektleiter, Geschäftsführung) 

c.)  5 Projektberichte (Projektleiter) 
d.)  Leistungsnachweise der Projekte 
e.)  Foto- und Filmmaterial 
f.)  Zeit- und Einsatzstatistik 
g.)  Statistik über Selbsteinschätzung des Erlernens 

sozialer Kompetenzen 
h.)  Fragebögen der MA 

 
3.) Presse- und Öffentlichkeitsarbeit 
 

a.)  Entwicklung eines 3 min. Imagefilms „volunteer pro-
gram“ mit NIKE Deutschland, NIKETOWN Berlin und 
den sozialen Projekten. 

b.)  Gangway e.V. Berlin, Feier aus Anlass des 10jährigen 
Bestehens des Vereins. Mitarbeit am Programm. 

c.)   SPD-Kongress „Unternehmen und bürgerschaftliches 
Engagement“ 23. November 2000 in Anwesenheit von 
Bundeskanzler Schröder, Wirtschaftsminister Müller, 
sowie Nick Scheele, Ford Europe. Präsentation des 
„volunteer programs“ durch Patrick Kammerer, NIKE 
Deutschland. 

d.)  Pressemitteilung und Veröffentlichung des Projektes in 
verschiedenen Zeitungen. 

a.)  Wirtschaftswoche 
b.)  Die Zeit 
c.)  Berliner Morgenpost 
d.)  Allegra 
e.)  BIZZ 
f.)  SAMS (online-Magazin) 
g.)  Producer world (online-Magazin) 
h.)  Geschäftswelt (Sparkassen-Verband) 
i.)  Publikation der SPD-Fraktion 
j.)  Publikation des Bundesministerium für Familie, 

Senioren, Frauen und Jugend 
k.)  Publikation Unternehmen Partner der Jugend 
l.)  Pressemitteilung auf verschiedensten Webseiten 

der einschlägigen bundesdeutschen Wirtschafts-
fach- und Überregionalzeitschriften 

m.)  Swoosh-Report (NIKETOWN Berlin Mitarbeiter-
zeitschrift) 
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e.)  Präsentation des „volunteer programs“ beim Freiwilligen 

Kongress in Amsterdam anlässlich des von der UNO 
ausgerufenen „international year of volunteering“. 

f.)  Siemens-Kongress in München „Gesellschaftliche En-
gagement – Unternehmerischer Nutzen“, mit Reden 
zum Thema von Bundeskanzler Gerhard Schröder, 
Heinrich Pierer, Otto Graf Lambsdorff. 

g.)  Präsentation des Imagefilms des „volunteer program“ 
beim Huddle in NIKETOWN Berlin. 

h.) Teilnahme diverser Gruppen aus den sozialen Projekten 
am NIKEPARK Berlin. 

 
 
4.) Diplomarbeiten zum Thema „Corporate Citzenship“  
 
Folgende Diplomarbeiten stehen im direkten Zusammenhang 
mit den „volunteer program“ von NIKETOWN Berlin und wer-
den demnächst veröffentlicht : 
 

a.)  „Kooperationsverhältnisse von Unternehmen und politi-
schen Bildnern“, Universität Gießen, Politikdidaktik, 
Prof. Wolfgang Sander 

b.)  „Ehrenamt und Wirtschaft“, Fachhochschule Bielefeld, 
FB Sozialwesen, Prof. Dr. Karin Bott-Bodenhausen 

c.)  „Neue Wege der Kooperation zwischen sozialer Arbeit 
und Wirtschaft“, Fachhochschule Karlsruhe, Sozialpoli-
tik und Jura, Prof. Dr. Michael Ebertz, Prof. Dr. Jürgen 
Winkler 

d.)  „Sozialarbeit als Instrument zur Persönlichkeitsentwick-
lung von Führungskräften“, Universität München, FB 
Politikwissenschaft, NN 

e.)  2 weitere sind in Planung, Universität Frankfurt und U-
niversität Zürich 

 
5.) Sonstige Beratungstätigkeiten 
 

a.)  Vermittlung von potenziellen Sponsoringpartnern im so-
zialen Bereich an NIKETOWN Berlin 

b.)  Koordination des Zusammenarbeit von NIKETOWN 
Berlin und NIKE Deutschland mit dem internationalen 
JugendKunst- und Kulturzentrum Schlesische 27 e. V., 
Berlin. 

c.)  Beratungsleistungen hinsichtlich Pressearbeit, Vorträ-
gen und Veröffentlichungen 

d.)  Beratungsleistung für Fußballaktivität von NIKETOWN 
Berlin 

e.)  Beratungsleistungen Special Olympics in Zusammen-
arbeit mit NIKE Europe 

f.)  Beratungsleistung Buddy Bär Aktion, NIKETOWN Berlin 
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Insgesamt können die Leistungen über schriftliche Kurzprotokolle 
und Stundennachweise belegt werden. Schwerpunkt beim 
Kostennachweis bleibt die Betreuung der praktischen Umset-
zung des volunteer programs: 
 
6.) Zeitplan, Kostenübersicht 
 
Zeitziel Aktivitäten Std. Kosten 
bis Ende Sept. Auswahl der Projekte für den 

ersten Teil der Fortführung des 
volunteer program 
Vorbereitung der MA,  Zeitpla-
nung u. Organisation, etc. (11 
Personen in 5 Projekten) 

30  

Aug. – Juli Dokumentation (Foto, Film, PC, 
Archivierung etc.) 

50  

Okt. – Juli Öffentlichkeitsarbeit (Presse, 
Medien, Public Relations) intern + 
extern 

40  

Sep. – Juli Monatl. Zwischenevaluation, Ge-
spräche mit MA u. Projektleitern, 
Mediation, Begleitung der Projek-
te  

150  

 Zwischenbericht, Kurzauswer-
tung, Passungsverhältnisse 

20  

Juli -Abschlußbericht der 2.Phase, 
-Auswertung, (siehe Zwischenbe-
richt) 
-Prognose 

30  

 Sonstige Beratungstätigkeit bis-
her 

24  

Kosten Stand 31.3.01   
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IV. Auswertung 
 
Folgende Fragestellungen sollen bei diesem Zwischenbericht 
hinsichtlich der Verwertung der Ergebnisse leitend sein: 
 
! Was bewirkt ein solches Projekt für den Mitarbeiter hin-

sichtlich Erlernen von sozialen Kompetenzen, Motivati-
on für die Arbeit und nachhaltiger Entwicklung von Per-
spektiven? 

! Welche nachhaltigen inhaltlichen, öffentlichkeitswirk-
samen und ökonomischen Auswirkungen hat ein 
„volunteer program“ für das Unternehmen? 

! Was trägt ein solches Programm zur Unternehmenskul-
tur bei? 

! Welche Vorteile haben die involvierten sozialen Projek-
te von diesem Programm? 

! Welche nachhaltige gesellschaftliche Relevanz hat ein 
solches Programm? 

 
 
Zu den einzelnen Projekten: 
 
Projekte: 1. Kiezschule, 3. Gangway Lichtenberg 
5. Wrangelkiez e.V. 
 
Die Projekte Nr. 1/3/5 sind Fortsetzungsprojekte aus der Pilot-
Phase mit teilweise denselben Freiwilligen. Bei diesen Projek-
ten wurde deutlich, dass es für die Freiwilligen und den 
beteiligten Kindern und Jugendlichen optimal ist, eine 
Mindestlaufzeit von einem Projekt von ca. 1 Jahr zu 
gewährleisten. Gründe hierfür sind: 
 

- Vertrauensbildung 
- Umsetzung von Aufgaben 
- Erreichen von Zielen 

 
Auch wurde in diesen Projekten teilweise nicht mehr  mit Ta-
gebüchern gearbeitet, sondern es gibt nur noch Zwischenge-
spräche mit den Freiwilligen und den Projektleitern. 
 
Im Projekt Kreuzberger Kiezschule haben sich über den Zeit-
raum von jetzt insgesamt 12 Monaten zwei feste Spielgruppen 
für Fußball und Basketball etabliert. Nach den anfänglichen 
Schwierigkeiten bedingt durch die finanzschwache Herkunft 
der Kinder, deren auffällige und unkonstanten Verhaltenswei-
sen und der Größe der 2 Gruppen (jeweils 14-20 Kinder) ha-
ben Kinder und Freiwillige ein cliquenähnliches Verhältnis auf-
gebaut. Die Kinder dieser Gruppen treffen sich auch außerhalb 
des Trainings für andere Freizeitaktivitäten. 
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Die Freiwilligen von NIKETOWN Berlin sind in ihrer Rolle als 
Trainer und Freund gut hineingewachsen. Das gezielte Trai-
ning hat durch sichtbare Erfolge bei Turnieren das Selbstwert-
gefühl der Kinder gefördert. Auch belastet die Freiwilligen nicht 
mehr die „schwierige“ Situation der Kinder. Sie haben gelernt, 
dass für diese Arbeit eine persönliche Distanz zu den Anliegen 
und den Bedarfen der Kindern nötig ist, um nicht die eigentlich 
Aufgabe aus den Augen zu verlieren. 
 
Eindeutig und sichtbar sind die Einschätzungen der Freiwilligen 
und der Projektleiter, dass die Kinder sehr gerne zum Training 
kommen, pünktlich sind und bei Fehlverhalten äußerst korrekte 
Formen der Entschuldigung wählen (teilweise sogar schriftlich). 
Die Projektleiter können sich dieses Verhalten nur aus der 
Tatsache erklären, dass die Kinder sich untereinander be-
stimmte Verhaltenskodizes auferlegen, um insgesamt das 
Gruppengefüge nicht zu stören oder verletzbar zu machen. 
 
Die Freiwilligen waren in der Zwischenphase teilweise nicht 
mehr bereit, unentgeltlich dieses Training fortzuführen (zu wei-
te Anfahrtswege, keine Zeit, etc.). Nach dem heutigen Zwi-
schenstand könnten sie sich jedoch wieder vorstellen, im Pro-
jekt auch  weiter zu arbeiten, wenn es nicht durch NIKETOWN 
Berlin unterstützt würde. 
 
Es steht für die Schule und die Projektleiter außer Frage, die-
ses Projekt weiter zu führen. Ende des Schuljahres 2001 wer-
den die meisten Schüler der bisherigen Sportgruppen, die 
Schule wegen eines Ausbildungsplatzes oder einer weiterfüh-
renden Schule verlassen. Der Aufbau einer neuen Sport AG ist 
deshalb sehr gewünscht. 
 
Das Projekt Kiezschule hat optimal gezeigt, dass ein „volunteer 
program“ in der durchgeführten Form zu allen prognostizierten 
aber auch zu unerwarteten Ergebnissen führt. Die Freiwilligen 
können hinsichtlich des Erlernens und Verstärken von sozialen 
Kompetenzen eine erfolgreiche Bilanz ziehen. Besonders das 
Arbeiten im Team, Toleranz und Fairness sind die wichtigsten 
Begriffe der Freiwilligen im Auswertungsgespräch gewesen.  
 
Die Unterstützung ihrer Tätigkeit durch NIKETOWN Berlin ist 
für die Freiwilligen spürbar und ausreichend. Die Einstellung 
der Freiwilligen zum Unternehmen hat sich sehr gefestigt „Wir 
lassen auf NIKE nichts kommen!!“. 
 
Laut Management haben sich die Leistungen der Freiwilligen 
für das Unternehmen eindeutig gefestigt und verbessert. „Sie 
geben 115%!!“. (In diesem Falle heißt das konkret: Die Freiwil- 
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ligen schaffen in weniger Zeit mehr Arbeit für das Unterneh-
men. Gleichzeitig möchten sie nicht den Kollegen liegengeblie-
bene Arbeit überlassen, nur weil sie als Freiwillige die Möglich-
keit haben, in einem unternehmensfremden Bereich tätig zu 
sein.) 
 
Bei den Kollegen wird die Leistung in den sozialen Projekten 
anerkannt und mit Interesse honoriert und wirkt spürbar in der 
Arbeit nach. „Die sind immer gut drauf!“. Teilweise sind die 
Freiwilligen auch die Urheber vieler Aktivitäten für eine ge-
meinsame Freizeitgestaltung der Mitarbeiter (Fußballturniere, 
etc.) 
 
Ähnlich gelagert ist die Situation bei der Gangway-
Volleyballgruppe in Lichtenberg. Beide Freiwillige haben durch 
das gezielte Training eine Gruppe aufgebaut, die als Clique zu 
bezeichnen ist. Die verschiedenen Aktivitäten, die die Freiwilli-
gen auch außerhalb der bezahlten Trainingszeiten mit den 
Jugendlichen durchführen, sind ein eindeutiges Zeichen für ein 
sehr vertrauensvolles Verhältnis. 
 
Die Steigerung und Leistungen im Volleyball, die durch das 
Training erreicht wurden, zeigen sich an den Turnieren, die die 
Jugendlichen mit Begeisterung an den Wochenenden mitma-
chen. Für die Umsetzung des Anliegens von Gangway in der 
Straßensozialarbeit ist diese Gruppe ein Beispiel für die opti-
male Resozialisierung von „schwierigen“ Jugendlichen und der 
Einbindung von Minderheiten in die Gesellschaft. 
 
Zwischenzeitlich hat eine Freiwillige aus Zeitgründen das Pro-
jekt verlassen, jedoch sucht sie den Kontakt zur Gruppe in ihrer 
Freizeit. Dies Verhalten bestätigt auch die offiziellen Statisti-
ken, dass die Kontakte zu sozialen Institutionen auch nach 
Beendigung der Tätigkeit gesucht und gepflegt werden. 
 
Innerhalb von NIKETOWN Berlin wird an diesem Projekt deut-
lich, wie sehr sich die Freiwilligen hinsichtlich ihrer Motivation 
zu den Anliegen des Unternehmens entwickelt haben. Die 
Außensicht auf die Unternehmensphilosophie hat bei den 
Freiwilligen die Wahrnehmung für das unternehmerische Han-
deln geschärft und sie nehmen ihre Tätigkeit für das Unter-
nehmen selbstständiger war. Das Management erkennt diese 
Veränderungen und kann sie korrekt zuordnen, indem sie den 
Freiwilligen erweiterte Aufgaben verantwortlich übergibt. 
 
Am Projekt Fußballgruppe Wrangelkiez zeigte sich sehr deut-
lich, welche Schwierigkeiten in der Organisation sich ergeben 
können und wie sensibel die Umsetzung eines „volunteer pro- 
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grams“ in Kooperation von Unternehmen und sozialem Projekt 
zu handhaben ist. 
 
Auch wenn eindeutige Absprachen für die Umsetzung festge-
legt wurden, musste sich der Wrangelkiez die Frage stellen 
lassen, ob sie die Einbindung von Freiwilligen in ihr Projekt 
handhaben können. Auch nach dem zweiten Anlauf konnte das 
Projekt Wrangelkiez nicht sicherstellen, dass die Freiwilligen 
von den Projektleitern in der Zusammenarbeit mit der als sehr 
„schwierigen“ einzuschätzenden Zielgruppe von türkischen 
Jugendlichen geschützt und richtig eingesetzt werden. 
 
Die bisherige Erfahrung in der Zusammenarbeit hat gezeigt, 
das die Formulierung „die Freiwilligen sind keine Sozialarbei-
ter“ nicht eindeutig ist. Für die sozialen Projekte kann diese 
Formulierung nur stimmig sein, wenn das Profil und Leitbild der 
Einrichtung definiert ist.  
 
In diesem Fall ging es der Einrichtung Wrangelkiez in erster 
Linie um die Kontaktsuche mit Jugendlichen auf der Straße. 
Die Gruppenarbeit als weiteres Mittel der Arbeitsweise wird 
erst jetzt neu etabliert und definiert. Missverständnisse im Um-
gang mit Freiwilligen waren daher vorprogrammiert. Beide 
Partner (Freiwillige wie Projekt) haben aber an dieser Situation 
gelernt, ihre Erwartungen und Ansprüche klar zu definieren und 
zu messen.  
 
Derzeit wird die Fußballgruppe neu aufgebaut und die Freiwilli-
gen sind eng an dem Aufbauprozess mit den Jugendlichen und 
den Projektleitern gekoppelt. 
 
Nochmals sei darauf hingewiesen, das die Zielgruppe, männli-
che Jugendliche türkischer Herkunft oder Abstammung aus 
SO36 (Berlins ärmster Bezirk) sehr schwierig ist. Die Jugendli-
chen haben eine hohe Anspruchshaltung, wenig Toleranz und 
wenig Verantwortungsbewusstsein. Daher ist es sehr schwie-
rig, sie als Gruppe zu verorten, auch wenn sie sich eine Fuß-
ball-Gruppe" wünschen. Die Beratungsleistung in Form einer 
Supervision ist hier sehr wichtig gewesen. Gleichzeitig haben 
die Schwierigkeiten dazu geführt, dass die Mitarbeiter von NI-
KETOWN Berlin, die schon Erfahrungen in Projekten gesam-
melt hatten, sich untereinander solidarisierten und unterstütz-
ten. 
 
Dies führt weiterhin dazu, dass die Mitarbeiter sich in ihrer 
Arbeitswelt nicht nur als Kollegen sondern als Persönlichkeiten 
kennen lernen und sich mit Respekt und Offenheit über ihren 
„Alltag“ austauschen können. Die Unternehmensstruktur erfährt 
somit auch eine Stärkung seines Arbeitnehmerpotentials. 
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Projekt Nr. 2. Lette-Verein 
 
Das Projekt Nr. 2 stellt eine neue Variante des möglichen Ein-
satzes von Freiwilligen dar. Bei diesem Projekt erarbeiteten die 
Freiwilligen in Zusammenarbeit mit den Projektleitern ein An-
gebot für Jugendliche, welches vorher noch nicht existierte, 
aber von den Jugendlichen gewünscht wurde.  
 
Aufgabe war es, den Jugendlichen des Ausbildungszentrums 
Lette-Verein die Möglichkeit eines „Treffpunkts“ nach dem Un-
terricht mit sportlicher Betätigung anzubieten. 
 
Die Jugendlichen des Ausbildungszentrum kommen aus sozia-
len Brennpunkten und sind ausnahmslos Schulverweigerer 
oder Schulabbrecher. Im Lette-Verein bekommen sie die Mög-
lichkeit, den Hauptschulabschluss mit einer praktischen Ausbil-
dung gekoppelt zu erlangen. 
 
In den einzelnen Klassen wurden bei den Jugendlichen Inte-
resse und gewünschte Sportarten abgefragt. Es wurde ein 
wöchentlich stattfindender Termin festgelegt, der sich nach den 
Hallenzeiten richtete und die Anwesenheit einer Aufsichtsper-
son gewährleistet. 
 
Nach einem guten Start des Projektes mit 15 Jugendlichen, 
kam eine Zwischenzeit in der nur 3 –5 Jugendlichen teilnah-
men. Die Jugendlichen und die Freiwilligen ergriffen selbst die 
Initiative, um wieder mehr Jugendliche für den Treffpunkt zu 
begeistern. Mittlerweile sind es konstant 10-12 Jugendliche, die 
ein Training mit Basketball durchführen. Auch wird teilweise 
Tischtennis und Workout angeboten. 
 
Die Anforderungen an den Freiwilligen waren in diesem Fall 
besonders hoch, da die Motivation für den Einsatz sehr starken 
Frustrationsmomenten ausgesetzt war. Diese konnten durch 
die Zusammenarbeit mit den Projektleitern und der agens27 
GmbH gut gelöst werden. 
 
Der Freiwillige konnte in diesem Zusammenhang auch einen 
weiteren Mitarbeiter von NIKETOWN Berlin für den Einsatz 
begeistern. Gleichzeitig sagt er, dass er die Erkenntnisse und 
Erfahrungen, die er in der Gruppenarbeit sammelt, sehr gut 
auch für die Schulungen bei NIKETOWN Berlin nutzen kann. 
Besonders die unterschiedlichen Kommunikationswege (z. B. 
wer versteht, was, wann, wie?) zwischen Menschen sind ihm 
durch das Freiwilligen-Projekt deutlicher geworden. 
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Die Rückmeldung vom Lette-Verein ist durchweg positiv. Laut 
Aussagen sind die Jugendlichen, die zur Basketball-Gruppe 
kommen, leichter für die Unterrichtseinheiten zu motivieren und 
haben weniger Krankenstand (10%) zur Vergleichsgruppe 
(45%). Auch hat der Lette-Verein in den letzten Jahren es nicht 
erlebt, dass sich Schülergruppen auch außerhalb der Unter-
richtszeit den Verein als Treffpunkt aussuchen. Die Basketball-
gruppe stellt mit ihrer Verhaltensweise den Lette-Verein vor 
neue Aufgaben. Der Lette-Verein überlegt weiterhin, ob er 
noch mehr solcher Gruppen anbieten will und tritt hierzu auch 
in Kontakt mit einer weiteren Freiwilligen-Organisation. 
 
Projekt Nr. 4. Spatzentümpel 
 
Das Projekt Nr. 4. ist die Kindertagesstätte und –hort Spatzen-
tümpel in Berlin-Mitte. Die Kinder dieser Einrichtung kommen 
aus finanzschwachen bis mittelständischen Familien. Der 
Spatzentümpel hat einen ökologisch ausgerichteten Arbeitsan-
satz, sprich es soll den Kindern ein Bewusstsein für Natur und 
Umwelt in städtischen Räumen vermittelt werden. 
 
Der Spatzentümpel konnte aufgrund von Sparmaßnahmen ein 
Holzwerkstatt-Projekt nicht fortsetzen und bat um Unterstüt-
zung durch Freiwillige. 
 
Die Kinder im Alter von 4-9 Jahren arbeiten in diesem Projekt 
mit Holz unter verschiedenen Aspekten. Die Freiwilligen geben 
Anleitung und Informationen an die Kinder weiter und führen 
verschiedene kleine Exkursionen durch. Zum Beispiel werden 
kleine Holzspielzeuge entwickelt, oder die verschiedenen 
Holzarten erklärt. Die Kinder erlernen den Umgang mit Werk-
zeugen und die kreative Auseinandersetzung mit dem Material. 
Gleichzeitig erleben sie im städtischen Bereich ein Stück Natur. 
 
Das Projekt ist sehr stark an die Zusammenarbeit mit den El-
tern gebunden. Die Herausforderung für die Freiwilligen be-
steht besonders in der Materialakquise für und die Umsetzung 
von ökologischen Projekten im Stadtbereich. 
 
Durch einen Personalwechsel bei NIKETOWN Berlin bedingt, 
arbeiten/teten insgesamt 3 Freiwillige in diesem Projekt. (Hier 
besonders hervorzuheben ist, dass eine Freiwillige eine leiten-
de Position bei NIKETOWN innehat und somit das „volunteer 
program“ auch intern eine andere Arbeitsebene erreicht hat.)  
 
Alle Beteiligten erfahren die Arbeit mit kleinen Kindern als sehr 
entspannend. Die Erwartungen an die Arbeit waren mit Angst 
besetzt zumal die Berichte aus den anderen Projekten erst  
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einmal immer im Vordergrund die „schwierige Art“ der Kinder 
und Jugendlichen aus sozialen Brennpunkten zum Hauptthema 
hatten. Die Erfahrungen über den Zeitraum von 6 Monaten sind 
aber dahingehend, dass die Kinder sich sehr schnell auf die 
zielorientierte Arbeitsweise der Freiwilligen eingelassen hatten. 
Höhepunkt war, als die Kinder ihrer Gruppe stolz den Namen 
„Holzwürmer“ gab. Die Freiwilligen hatten nicht damit gerech-
net, dass sich die Kinder so schnell als Gruppe identifizieren 
wollten. 
 
Die Freiwilligen hatten auch im Vorfeld vermutet, dass die Ar-
beit mit dieser Gruppe, den Kindern nicht sehr viel weiterhilft. 
Im Sinne von „brauchen diese Kinder Unterstützung?, die ha-
ben doch Eltern, die sie abholen?...etc...“ Sehr schnell wurde 
aber klar, dass gerade diese Kinder, die die Gruppe besuchten,  
 
- die Stärkung ihres Selbstwertgefühles für den Gruppenall-

tag brauchen,  
- kreativ unterfordert sind,  
- der Spatzentümpel unter akutem Personalmangel leidet, 

um den Kindern angemessene Leistungen zu bieten 
 
Gleichzeitig konnte über die Holzwerkstatt auch die Elternarbeit 
des Spatzentümpels belebt werden. Die Eltern zeigen großes 
Interesse daran, solche Aktivitäten zu stützen und zu fördern. 
 
Die Leitung des „Spatzentümpels“ ist gemeinsam mit den El-
tern der Kinder über die Leistungen der Freiwilligen sehr zu-
frieden. Sie konnten sich im Vorfeld nicht vorstellen, wie eine 
Zusammenarbeit mit Mitarbeitern eines Unternehmens ausse-
hen würde, haben aber schnell erkannt, welche Formen dies 
haben kann. Der Spatzentümpel ist durch dieses Beispiel an-
geregt worden, sich nach weiteren Freiwilligen auch bei ande-
ren Organisationen umsehen, um andere Gruppen anbieten zu 
können. 
 
Die Erweiterung der Projektformen mit ökologischen Themen in 
denen Freiwillige aus NIKETOWN Berlin tätig werden können, 
steht in einer konsequenten Linie für eine win-win Situation 
zwischen sozialem Projekt und NIKE. Die Mitarbeiter von NI-
KETOWN Berlin werden mit Respekt für ihre Kompetenz in 
einem nicht-sportlichen Bereich gesehen und für das Projekt ist 
eindeutig, dass sich ein Sportartikelhersteller auch für Ökologie 
interessieren muß. 
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V. Zusammenfassung 
 
Die Projekte laufen in allen Fällen sehr erfolgreich, besonders 
was das Erlernen und Einüben von sozialen Kompetenzen 
betrifft. 
 
Die Freiwilligen werden von den Kindern, Jugendlichen und 
Projektleitern voll akzeptiert und integriert. Die Kompetenz, die 
die Freiwilligen vermitteln, ergibt für die Projekte eine entlas-
tende und bereichernde Situation. Die Freiwilligen sind teilwei-
se über die „neuen“ Erfahrungen überrascht und gleichzeitig 
sehr stolz auf ihre Leistungen. 
 
Insgesamt ist zu sagen, dass das Unternehmen NIKETOWN 
Berlin mit seinem „volunteer program“ derzeit in der Öffentlich-
keit und der Diskussion um „bürgerschaftliches Engagement 
von Unternehmen“ als „das“ Vorzeigeobjekt gehandhabt wird. 
Besonderes Augenmerk wird in der Öffentlichkeit auf den 
Schutz der Kinder und Jugendlichen gelegt. Im „volunteer pro-
gram“ von NIKETOWN Berlin sind diese Schutzmechanismen 
als Grundleitbild vorausgesetzt und konzeptionell konsequent 
umgesetzt worden. 
 
Die hohe öffentliche Resonanz auf das „volunteer program“ ist 
gleichzeitig ein nicht zu unterschätzender zusätzlicher Reputa-
tionsgewinn für das „ehrliche“ Engagement von NIKE als „cor-
porate citizen“ in der regionalen und europaweiten Öffentlich-
keit. 
 
Die grundsätzliche Haltung des Unternehmens „NIKE“ soziale 
Aktivitäten immer mit „understatement“ in die Öffentlichkeit zu 
kommunizieren kann anhand solcher Beispiele dahingehend 
verändert werden, dass bestimmte Bereiche der sozialen Akti-
vitäten nicht nur als Imagegewinn des Unternehmens dienen. 
Für diese spezielle Beispiel kann vermittelt werden, dass sich 
authentische und nachweisbare win-win Situationen für die 
Gesellschaft, der Persönlichkeitsbildung von Einzelnen und für 
das Unternehmen einstellen. 
 
Es ist zu bemerken, dass sich die finanzielle Investition für ein 
solches Programm für das Unternehmen nachhaltig bezahlt 
macht. Wie in den vorherigen Berichten schon angedeutet, ist 
für die Unternehmensleitung von NIKETOWN Berlin jetzt ein-
deutig, dass die beteiligten Mitarbeiter am „volunteer program“ 
115% Leistung für das Unternehmen erbringen. Laut einer US-
amerikanischen Studie heißt es eindeutig dass....“Ehrenamtlich 
engagierte Mitarbeiter fehlen weniger, sind motivierter und 
stolz auf ihre Firma. Das kann sich direkt auf die Gewinnspan- 
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ne auswirken. Drei Jahre nachdem etwa die Security Benefit 
Group, ein Finanzdienstleister in Kansas, ein formelles Volun-
teer-Programm einführte, stieg das pro Mitarbeiter erwirtschaf-
tete Einkommen von 49 700 auf 79 000 Dollar“.... 
 
Die Mitarbeiter wollen von sich aus ihre eigentliche Tätigkeit 
bei NIKETOWN Berlin nicht durch ihren Freiwilligeneinsatz 
belasten. Sie bringen daher während ihrer Arbeitszeit mehr 
Leistung um nicht den Kollegen nicht erledigte Arbeit zu hinter-
lassen.  
 
Die hohe Identifikation des Mitarbeiters mit dem Unternehmen 
leistet auch im Innenverhältnisse einen Beitrag zu einer innova-
tiven und entspannten Unternehmenskultur.  
 
Anhand einer ökonomischen Studie sollen diese Zusammen-
hänge auch empirisch nachgewiesen werden. Für die Entwick-
lung der „richtigen“ Fragestellungen, die einen eindeutigen 
Nachweis erbringen, dass das Unternehmen insgesamt vom 
„corporate citizenship“ profitiert, wird die Zusammenarbeit mit 
der Universität Konstanz gesucht. 
 
Insgesamt hat sich auch die vertrauensvolle Zusammenarbeit 
von NIKETOWN Berlin und agens27 GmbH bewährt. Da in 
vielen Bereichen dieses „neuen“ Weges des Handelns zwi-
schen Gesellschaft und Unternehmens auch eine Strukturie-
rung der Handlungsanweisungen erfolgen muß, ist die Doku-
mentation und die Vertrauensbildung der Zusammenarbeit ein 
wichtiger Lernschritt. Der Paradigmenwechsel von Trennung 
staatlicher Fürsorgepflicht von unternehmerischen Anliegen hin 
zu Schaffung einer Einbindung der Unternehmen in die gesell-
schaftliche Fürsorge wird an dem Beispiel „volunteer program“ 
exemplarisch aufgezeigt. 
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VI. Nächste Schritte 
 
1.) Im März steht ein Wechsel der Freiwilligen in den Projekten 
an. Hierzu geben wir folgende Empfehlung in der Handhabung: 

-  Die derzeitigen Projekte sollten auf jeden Fall bis zum 
Ende des Schuljahres fortgesetzt werden. Sprich die 
derzeitigen Freiwilligen sollten nicht wechseln. 

-  Ab August 2001 sollten insgesamt die Freiwilligen nur 
wenn sie es wollen, ein Projekt weiterführen. Eine Pau-
se zwischen den Einsätzen ist notwendig um eine gute 
Reflektion zu ermöglichen. 

 
2.) Es sollte unbedingt ein fester Termin für den „Day of Ca-
ring“ (Earth Day) festgelegt werden. Es konnte keine definitive 
Entscheidung oder Entwicklung eines solchen Projektes statt-
finden, da die Termine für die Aktivitäten von NIKETOWN Ber-
lin sehr kurzfristig erstellt werden. Der Day of Caring braucht 
eine bestimmte Vorbereitungszeit auch für die Zielgruppen, die 
mit diesem Event erreicht werden sollen oder mit denen ggf. 
zusammengearbeitet wird. Ideen für den „Day of Caring” könn-
ten über einen kleinen Wettbewerb in der internen Mitarbeiter-
zeitschrift „Swoosh-report“ gesammelt werden. In diesem Zu-
sammenhang gibt es ein Angebot der Freiwilligenorganisation 
Treffpunkt Hilfsbereitschaft, Berlin, die in diesem Jahr einen 
„Day of Caring“ für Berlin vorbereiten. (siehe Anlage) 
 
3.) Veröffentlichung von Kurzberichten aus den Projekten in 
der Mitarbeiter-Zeitung „swoosh-report“. Hier sollten die Mitar-
beiter insgesamt aufgefordert werden, eine Idee für eine „ge-
meinsame“ Aktion für einen „Day of Caring“ zu formulieren.  
 
4.) Kongressteilnahme und Referate bei verschiedenen Veran-
staltung anlässlich des internationalen Jahrs des Freiwilligen in 
Köln, Dresden, Berlin und Würzburg. 
 
5.) Erarbeitung eines Konzeptes für eine Studie zu den öko-
nomischen Auswirkungen des „volunteer programs“ auf die 
Bilanz des Unternehmens. 
 
6.) Teilnahme am Wettbewerb „Freiheit und Verantwortung“ 
ausgeschrieben von der Wirtschaftswoche und der Universität 
Eichstädt unter der Schirmherrschaft von Bundespräsident 
Johannes Rau (siehe Anlage) 
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F r e i w i l l i g e s  S o z i a l e s  T r a i n i n g s j a h r  

 
 
 

Freiwilliges Soziales Trainingsjahr (FSTJ) 
Kurzfassung Stand Mai 2001 

 
 
Grundprinzipien des Programms 
 
Das Bundesmodellprogramm Freiwilliges Soziales Trainingsjahr ist Teil des Programms 
„Entwicklung und Chancen junger Menschen in sozialen Brennpunkten (E&C)“, das vom 
Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ) aufgelegt wurde, um 
die Situation von Kindern und Jugendlichen in Stadtteilen mit besonderem Erneuerungsbedarf 
zu verbessern. 
 
Das FSTJ richtet sich an Jugendliche zwischen 16 und 27 Jahren, die von vorhandenen schuli-
schen oder außerschulischen Fördermaßnahmen nicht erreicht werden, weil diese ihren Vor-
aussetzungen, Zielen und Erwartungen nicht entsprechen. Erschwerend für diese Jugendlichen 
kommt hinzu, dass sie häufig in Stadtteilen leben, für die Armut, hohe Arbeitslosigkeit, 
schlechte Infrastruktur und schlechte Wohn(umfeld)verhältnisse kennzeichnend sind. 
 
Zweck und Absicht dieser jugendpolitischen Maßnahme liegen darin, auf der Grundlage eines 
Freiwilligen Jahres, ein nicht stigmatisierendes Jugendhilfeangebot bereitzuhalten, das Jugend-
lichen den Einstieg in Beruf und Qualifizierung ermöglicht sowie fehlende soziale und berufli-
che Schlüsselqualifikationen vermittelt.  
 
E & C - und damit auch das FSTJ - sind komplementär zur Bund-Länder-Vereinbarung "Die 
Soziale Stadt". Der Zusammenschluss der Programme bringt Synergieeffekte und nutzt Res-
sourcen aus verschiedenen Politikfeldern wie Wohnungsbau, Arbeits- und Ausbildungsförde-
rung sowie Jugendhilfe, Wirtschaft und Kultur, um gefährdete Stadtteile durch abgestimmte 
Strategien zu unterstützen. 
 
Die Finanzierung des FSTJ erfolgt aus Mitteln des Bundesjugendministeriums, der Bundesan-
stalt für Arbeit und der Europäischen Gemeinschaft, Europäischer Sozialfonds. Auf der lokalen 
Ebene beteiligen sich die Kommunen mit 10% an den Projektkosten. 
 
Für das Modell ist eine dreijährige Laufzeit angesetzt. Die wissenschaftliche Begleitung und 
Auswertung erfolgt zeitnah durch das Deutsche Jugendinstitut München/Leipzig. Die fachpoli-
tische Steuerung hat das BMFSFJ inne; es wird beraten durch die Steuerungsrunde des Projek-
tes, die besetzt ist mit je einem Vertreter des BMFSFJ, der Bundesanstalt für Arbeit (BA), des 
Deutschen Jugendinstituts (DJI), des Instituts für Sozialarbeit und Sozialpädagogik (ISS) und 
der Stiftung SPI. 
 
 
Servicebüro FSTJ 
 
Die Stiftung Sozialpädagogisches Institut Berlin (SPI) wurde nach Abschluss eines Ausschrei-
bungsverfahrens im Juni 1999 beauftragt, die bundesweite Umsetzung des Programms über das 
„Zentrale Servicebüro zum Freiwilligen Sozialen Trainingsjahr“ (Servicebüro FSTJ) zu organi-
sieren. Ein weiterer Aufgabenbereich des Servicebüros ist die zentrale Verwaltung und Ab-
rechnung der Mittel des BMFSFJ für die lokalen Qualifizierungsbüros. Diese Mittel sind 
zweckgebunden und bestimmt für die Bezüge der Teilnehmer/innen im FSTJ (Taschen-
geld/Verpflegungspauschale/Sozialversicherungsbeiträge). 
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Stand der Umsetzung 
 
Über einen bundesweiten Konzeptwettbewerb wurden bis September 2000 insgesamt 43 Preis-
träger für die Umsetzung des FSTJ ausgewählt. Beworben haben sich Wohlfahrtsverbände, 
freie/öffentliche Träger der Jugendhilfe und Ausbildungsgesellschaften aus 170 Gebieten des 
Städtebauprogramms "Die Soziale Stadt". Entscheidendes Auswahlkriterium war, dass die 
Träger anerkannter Bestandteil der lokalen Netzwerke sind, Erfahrungen im Bereich Jugendbe-
rufshilfe haben und die Voraussetzungen für die Anerkennung nach dem FSJ- Gesetz erfüllen. 
Es konnte ein Angebot von 1163 Plätzen für Jugendliche im Alter von 16 bis 27 Jahren ge-
schaffen werden. 
 
Hiervon sind 
 
- 424 Plätze (36,5%) in den neuen Bundesländern und 
- 739 Plätze (63,5%) in den alten Bundesländern. 
 
Der Projektstart erfolgte sukzessive und war bestimmt durch die regionalen Gegebenheiten und 
die Abstimmung zwischen den lokalen Programmpartnern. An fast allen Standorten wurde eine 
Vorlaufphase zur Bekanntmachung des Projektes und Akquise der Teilnehmer/innen vorge-
schaltet. Die Träger setzen das Programm durch "Lokale Qualifizierungsbüros" um. Die Ar-
beitsaufnahme des ersten Qualifizierungsbüros erfolgte am 15.03.2000; das letzte Qualifizie-
rungsbüro wird voraussichtlich im Juni 2001 seine Arbeit aufgenommen haben. Nach einer 
Zwischenauswertung im März 2001 hat das 1. Qualifizierungsbüro mit dem zweiten Durchlauf 
begonnen. Für die Umsetzung bedeutet der sukzessive Start die Chance, dass "neue" Büros 
direkt von den Erfahrungen "älterer" Büros profitieren können.  
 
Als zentraler Bestandteil des Modellprogramms wird ein regelmäßiger Erfahrungstransfer aus 
der laufenden Praxis der lokalen Qualifizierungsbüros vom Servicebüro organisiert. Dieser am 
Prozess orientierte Informations- und Erfahrungsaustausch ist einerseits Voraussetzung für die 
Überprüfung der Programmziele, andererseits können dadurch Rahmenbedingungen für die 
Fortschreibung des Programms festgelegt werden. 
 
Für den effizienten Erfahrungsaustausch wurde eine vielschichtige Kommunikationsstruktur 
etabliert: 
 
1. Vierteljährliche Koordinationstreffen der Mitarbeiter/innen der Qualifizierungsbüros 
2. Jährliche Fachkonferenz 
3. Information und Kommunikation via Internet 
4. Fortbildung der Mitarbeiter/innen der Qualifizierungsbüros 
5. Angeleitete Selfassessments für alle Qualifizierungsbüros 
6. Materialien und Handbücher 
 
Der strukturierte Erfahrungsaustausch und die hohe Transparenz des Programmverlaufs haben 
dazu beigetragen, dass die Träger der Qualifizierungsbüros aktiv die gemeinsame Programm-
praxis reflektieren. Relevante gesetzliche Rahmenbedingungen und Anregungen für die Pro-
jektpraxis werden bei den Koordinationstreffen allen Qualifizierungsbüros zur Verfügung 
gestellt. Eigenverantwortlich wird von den Qualifizierungsbüros zusätzlich ein regionaler Aus-
tausch auf Länderebene organisiert. Die bearbeiteten Themen beziehen sich bei diesen Treffen 
stärker auf länderspezifische Strukturen und die Entwicklung von angepassten Lösungswegen.  
 
 
Aktuelle Daten im FSTJ/Mai 2001 
 
Aktuell werden 1022 Jugendliche qualifiziert, davon 382 (ca. 37,4 %) junge Frauen und 640 
(ca. 62,6 %) junge Männer. Die Auslastung im Gesamtprogramm (Bezug: 42 QB's) beträgt 
91,8 % (neue Bundesländer: 98,3 %, alte Bundesländer: 88,2 %).  
 
Erste Auswertungen der wissenschaftlichen Begleitung deuten darauf hin, dass die anvisierte 
Zielgruppe besonders benachteiligter Jugendlicher erreicht wird. Es nehmen erkennbar mehr 
männliche Jugendliche und junge Erwachsene am FSTJ teil. Die Hälfte der Teilnehmer/innen 
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geben für die letzten zwei Jahre an, dass sie Probleme bei der Berufsfindung hatten. Ver-
gleichsweise hoch ist auch der Anteil derjenigen, die schon einmal mit dem Gesetz in Konflikt 
kamen.  
 
Fast die Hälfte der Jugendlichen berichten über Probleme mit den Eltern und über finanzielle 
Schwierigkeiten. Die Mehrheit der Jugendlichen und jungen Erwachsenen entscheiden sich für 
die Teilnahme, da sie dadurch ihre Chancen auf dem Arbeitsmarkt verbessern. Sie möchten 
ausprobieren können, was ihnen beruflich zusagt und sich auf einen für sie interessanten Beruf 
vorbereiten.  
 
Der Wunsch, sich für den Stadtteil zu engagieren, ist nicht von vornherein als aktives Element 
vorhanden. Gibt es jedoch im Stadtteil konkrete und überschaubare Projekte, sind nach den 
bisherigen Praxiserfahrungen Jugendliche für den Einsatz zu gewinnen. 
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F r e i w i l l i g e s  S o z i a l e s  T r a i n i n g s j a h r  

 
 
 
 
1. Gesetzliche Grundlagen 
 

Das Modellprogramm Freiwilliges Soziales Trainingsjahr des BMFSFJ verbindet das Ge-
setz zur Förderung eines Freiwilligen Sozialen Jahres mit dem SGB VIII, Kinder- und Ju-
gendhilfe, insbesondere § 13 Jugendsozialarbeit. Dieser doppelte gesetzliche Bezug wird 
ergänzt durch einen sozialräumlich ressortübergreifenden Stadtteilbezug.  

 
 
2. Programmpartnerschaften 
 

Wesentliche Grundlage des FSTJ ist die Vereinbarung zwischen dem BMFSFJ und der 
Bundesanstalt für Arbeit, die sogenannten Maßnahmekosten aus dem Modellmitteln BBE 
zu finanzieren. Von den Kommunen wird ein 10 %-iger Anteil an diesen Maßnahmekosten 
erwartet. Aus den Mitteln des Kinder- und Jugendplans des Bundes und des Europäischen 
Sozialfonds werden Taschengeld, Aufwandspauschale und Sozialversicherungsbeiträge 
der Teilnehmer/innen finanziert.  
 

 
3. Synergieeffekte erzielen 
 

Kernpunkte des Programms sind deswegen, die Programmpartnerschaften zwischen Ju-
gendamt, Arbeitsamt und BMFSFJ und die Einbindung in die lokalen Aktionspläne der 
Kommunen in sozialen Brennpunkten. Ziel ist es, Synergieeffekte von Jugendhilfemaß-
nahmen mit Jugendberufshilfe auf der gesetzlichen Grundlage des Freiwilligen Sozialen 
Jahres zu erzielen. 

 
 
4. Die Zielgruppen des FSTJ 
 

Zielgruppe des Freiwilligen Sozialen Trainingsjahres sind Jugendliche und junge Erwach-
sene im Alter von 16 – 27 Jahren. Es sind im Kern Jugendliche und junge Erwachsene, 
wie z. B. 
 
- Schulabbrecher,  
- sozial benachteiligte Migranten,  
- Jugendliche und junge Erwachsene mit beruflich schwerwiegenden Bildungsdefi-

ziten,  
- Strafentlassene, 
- drogenerfahrene Jugendliche, 
- Jugendliche mit prekärem Familienhintergrund. 

 
 
5. Instrumente der Qualitätssicherung  
 

Das Modellprogramm Freiwilliges Soziales Trainingsjahr stellt den ausgewählten lokalen 
Qualifizierungsbüros ein professionelles Setting zur Verfügung. Dazu gehören insbesonde-
re  
 
- die Hilfeplansoftware HORIZONT,  
- das Vertrags-/Kontraktingverfahren,  
- die Fortschreibung der vertraglichen Vereinbarungen im Rahmen eines 

Casemanagements (ebenfalls unterstützt durch die Hilfeplansoftware),  
- die Durchführung von Selfassessments durch das ISS Frankfurt,  
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- die Durchführung von regelmäßigen Koordinationstreffen,  
- die Bereitstellung von Informations- und Kooperationshilfen über Newsletters 

und Diskussionslisten, die Darstellung auf der Internetseite der Stiftung SPI 
www.fstj.de. 

 
 
6. Vertrag auf Gegenseitigkeit 
 

Der/die teilnehmende Jugendliche/junge Erwachsene hat den Status eines Vertragspartners 
des lokalen Qualifizierungsbüros. Der 12-monatige Vertrag gliedert sich in individuelle 
Teilschritte. Jeder Schritt führt den Jugendlichen - über das Erlernen von sozialen und be-
ruflichen Schlüsselqualifikationen - näher an das Ziel: Zugang zu Ausbildung und Beruf. 
Dabei wird das gesamte Repertoire der Methoden der Kinder- und Jugendhilfe eingesetzt. 
Jeder Teilschritt wird  
 
- besonders vertraglich vereinbart bzw. fortgeschrieben, 
- benennt die jeweiligen sozialen und beruflichen Schlüsselqualifikationen, 
- wird vom Ergebnis her überprüft. 
 
Die Auswertung und Erfolgskontrolle ist die Grundlage der Entwicklung des dann folgen-
den Abschnitts. Jeder Teilschritt wird besonders vertraglich vereinbart bzw. fortgeschrie-
ben. Jeder Teilschritt benennt die jeweiligen sozialen und beruflichen Schlüsselqualifikati-
onen, die in dieser Zeit erlernt bzw. gefestigt werden sollen. Jeder Teilabschnitt wird vom 
Ergebnis her überprüft, die Auswertung und Erfolgskontrolle ist die Grundlage der Ent-
wicklung des dann folgenden Abschnitts (modifiziertes Hilfeplanverfahren nach SGB VI-
II). 

 
 
7. Maßgeschneiderte Wege zum Erfolg 
 

Auf dem Hintergrund des bisherigen "Scheiterns" der Jugendlichen verlangt dieses Ziel 
besonderen Einsatz von den Mitarbeiter/innen in den Qualifizierungsbüros. Gefragt sind 
sowohl Fantasie in der sozialpädagogischen Methodik als auch Lern- und Einsatzformen, 
die einerseits die Lebenslagen und den sozialen Ort der Jugendlichen berücksichtigen, an-
dererseits an den Stärken, Vorlieben und der Persönlichkeit ansetzt. Um es alltagssprach-
lich auszudrücken, erwartet wird eine “Jiujitsu“ ähnliche Attitüde: die Bewegungsenergie 
der Jugendlichen/jungen Erwachsenen wird genutzt und in Richtung soziale und berufliche 
Schlüsselqualifikationen gelenkt. Dies wird von den Jugendlichen und jungen Erwachse-
nen nur dann angenommen und akzeptiert, wenn auch in ihrer Einschätzung Erstrebens-
wertes und Nützliches angeboten und gelernt wird.  
Wie es ihrer Rolle als Vertragspartner der lokalen Qualifizierungsbüros gemäß ist, sind sie 
deshalb aktiv an der Entwicklung und Umsetzung der einzelnen Teilschritte zu beteiligen. 

 
 
8. Die Zeit danach gehört zum Vertrag 
 

Den lokalen Qualifizierungsbüros stehen innerhalb des Modellprogramms alle Hand-
lungsmöglichkeiten, Methoden und Instrumente der Jugendarbeit, der Jugendberufshilfe 
und des Einsatzstellenmodells des Freiwilligen Sozialen Jahres zur Verfügung. Das Mo-
dellprogramm steht unter der verbindlichen Verpflichtung, gemeinsam mit dem Jugendli-
chen/jungen Erwachsenen Vereinbarungen über die Zeit nach dem Freiwilligen Sozialen 
Trainingsjahr zu treffen. Dies können sein, die Aufnahme einer beruflichen Tätigkeit, die 
Aufnahme einer Berufsausbildung, die Wiederaufnahme schulischer Bildung, aber auch 
die Gründung eines eigenen Unternehmens im handwerklichen oder im Dienstleistungsbe-
reich. 
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9. Schritt für Schritt, Qualität 
 

Die konzeptionellen Herausforderungen und deren Umsetzung in die Projektpraxis der lo-
kalen Qualifizierungsbüros sind konzentriert auf 

 
- den ersten Kontakt (aufsuchende Sozialarbeit) 
- die Entwicklung von angemessenen vertraglichen Vereinbarungen auf Gegensei-

tigkeit der Leistungen (Contracting) 
- die Planung des Erfolgs 
- die schrittweise Kontrolle des Vertrags 
- die Ergebnisorientierung (Casemanagement), 
- die Zeit danach gehört zum Vertrag 
- Transparenz des Gesamtverfahrens (Information und Kommunikation mit den lo-

kalen Programmpartnern, dem Servicebüro der Stiftung SPI und der wissen-
schaftlichen Begleitung). 

 
 

10. 43 Preisträger erproben das Modellprogramm FSTJ 
 

Die 43 ausgewählten Wettbewerbsbeiträge der lokalen Qualifizierungsbüros haben in ih-
rem Konzept plausibel gemacht, wie sie 
 
- die Jugendlichen/jungen Erwachsenen erreichen, 
- wie sie die Modellmaßnahme im Rahmen eines Vertrages über den Verlauf des 

Freiwilligen Sozialen Trainingsjahres steuern, 
- den einzelnen Jugendlichen während der Modellmaßnahme begleiten, 
- Krisenintervention, Vertragserfüllung und Erfolgskontrolle gewährleisten. 
 
Für die erfolgreiche Erprobung des Modells ist die aktive Beteiligung aller Programmpart-
ner erforderlich. Die Programmverantwortlichen und das Servicebüro der Stiftung SPI un-
terstützen die Umsetzung der ausgewählten Konzepte. 
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Forum “Neue Handlungsfelder” 
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Markus Schnapka 
Landschaftsverband Rheinland, Landesjugendamt 
       
 
 

Zukunft des Freiwilligenjahres 
aus der Perspektive der Jugendhilfe 

 
oder auch: 

 
Jugendhilfe - Jugend hilft 

 
 
Krieg und Frieden 
 
Männer marschieren, führen Kriege und dominieren die Debatte um die Zukunft der Bundes-
wehr sowie des Zivildienstes - von Ersatzdienst wird zum Glück nur noch wenig gefaselt. Kein 
Wunder - der sozialpolitische und ökonomische Stellenwert des Friedensdienstes ist auch un-
verbesserlichen Militaristen klar geworden. Aber angesichts der nicht mehr pauschal östlich zu 
verortenden militärischen Bedrohung und der variablen technisierten Kriegsführung gegen 
„Schurkenstaaten“ (so schon der ehemalige US-Präsident Clinton) sind Wehrpflicht und Zivil-
dienstpflicht Ausläufer. Der von Verteidigungsminister Scharping als Konzept vorgelegte 
Mischmasch aus Profi-Bundeswehr und per Lotterie gezogenen Zwangsrekrutierten kann - 
wenn überhaupt - nur ein Übergangsstadium darstellen.  
 
Die Konsequenz aus dem Ende des teilweise kalten Krieges und der Unberechenbarkeit mögli-
cher Kriegsfronten wird letztlich die Aufhebung des Pflichtdienstes sein. An seine Stelle muss 
ein freiwilliges Jahr treten, breiter gefächert, im Status anerkannt, mit Zugangsbonus für eine 
folgende Ausbildung oder Studium reizend, auf die Rente und Pflegeversicherung hin ange-
rechnet. So kann dieses Freiwilligenjahr als Start ins Berufsleben verstanden und genutzt wer-
den, ohne sich dem Verdacht einer kollektiven Beschäftigungstherapie auszusetzen. Das 
bedeutet, dass dieses Freiwillige Jahr zwar an den Einsatzfeldern des Zivildienstes anknüpft, 
andererseits aber die Bereiche der jetzt eher spärlich angelegten Freiwilligendienste aufgreift 
und erweitert.  
 
In den Sektoren Soziales, Jugendhilfe, Gesundheit, Umwelt, Kultur und Sport sind Dienstleis-
tungsberufe der Zukunft angesiedelt und weiter zu etablieren - das Freiwilligenjahr bietet hier-
für reiche Einstiegschancen, die sowohl individuell als auch gesellschaftlich Vorteile verspre-
chen. Denn Wohlfahrtsverbände und Sozialbehörden befürchten zu Recht einen Einbruch des 
Sozialstaates, wenn er auf Zivis ersatzlos verzichten müsste. Die Dienstleistungen, die an die 
Stelle des Zivildienstes treten sollen, können nicht dem freien Markt allein überlassen werden. 
Denn die Aufgaben, die bislang vom Zivildienst übernommen werden, sind teilweise gerade 
dort wirksam, wo der freie Markt oder der öffentliche Dienst eben keine oder unzureichende 
Leistungen erbringt. Das Freiwilligenjahr muss, wenn rd. 137.000 Zivi-Stellen ersetzt werden 
sollen, in Deutschland mit schätzungsweise 60.000 Plätzen kalkuliert werden - Tendenz stei-
gend, eine attraktive Konstruktion vorausgesetzt. 
 
Die Konditionen müssen komfortabel sein, kleckern zahlt sich hier nicht aus: Gratifikationen 
wie Verbesserung des Studienzugangs, Anerkennung des ersten Ausbildungsjahres einer zum 
Einsatzfeld thematisch passenden Berufsausbildung, eltern-unabhängige Bezahlung, begleiten-
de Fortbildung, Einsatzmöglichkeiten europaweit. Nicht nur beim letzten Stichwort ist klar: 
National ist diese politische Aufgabe nicht zu lösen. Aber sie kann national forciert werden. 
 
Mit dem Abbau des Wehrdienstes und dem damit folgerichtigen, quasi „im Gleichschritt“ zu 
vollziehenden Abbau des ehemals als „Wehrersatz“ konzipierten Friedensdienstes entfaltet sich 
die Chance, die Zivilgesellschaft mit großer Energie zu unterstützen und auszubauen.  
 
Auf die Schattenseite dieser Medaille, den Aufbau einer professionellen Armee mit globaler 
Eingreifkompetenz, gehe ich hier nicht ein. Ich mache aber darauf aufmerksam, dass die Eu-
phorie, die auch mich erfasst bei den bunten und vielfältigen Möglichkeiten, die Wehr- und 
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Ersatzdienstlücke konstruktiv zu gestalten, die wehrstrategische Konzeption Deutschlands nur 
zu leicht ausblendet.  
 
Deshalb hier der Verweis darauf und die Erinnerung daran, dass alles, was wir hier und heute 
debattieren, auch militärpolitische und außen-, hier vor allem europapolitische Rückwirkungen 
und Bedeutung hat. 
 
 
Die Hauptpersonen 
 
eines künftigen Freiwilligenjahres sind nicht mehr in erster Linie Männer, sondern mindestens 
zur Hälfte Frauen. Es sind auch nicht mehr ausschließlich Deutsche, sondern bis zu 25 % junge 
Inländer/innen ohne deutschen Pass oder mindestens aber mit interkultureller Kompetenz. Die 
Altersgruppe verlagert sich ebenfalls(16-27), denn es ist sinnvoll, das Freiwilligenjahr optional 
an die Vollzeitschulpflicht anzuschließen, um seine bildungspolitische Bedeutung und Wir-
kung auch denen zugute kommen zu lassen, die nicht mit komfortablen Schulabschlüssen aus-
gestattet sind. 
 
Wir sollten uns bei der Ausgestaltung des Freiwilligenjahres also bewusst an den neuen Haupt-
personen, an ihren Interessen orientieren - nicht vorrangig an der Zielgruppe des derzeitigen 
Zivildienstes. Und wir sollten in den Blick nehmen, dass ein nationaler Alleingang mit diesem 
Freiwilligenjahr anachronistisch wäre. Das Freiwilligenjahr muss mittelfristig europäisches 
Gesetz werden, denn es werden und sollen auch junge Menschen aus Europa und seinen 
assoziierten Partnerländern Deutschland als Lernfeld erleben und nutzen können. 
 
Die Einbeziehung der Hauptpersonen in die Ausrichtung und Weiterentwicklung des Freiwilli-
genjahres sollte durch ein Sprecher/innensystem unterstützt werden, das so wie derzeit im 
Freiwilligen Ökologischen Jahr (FÖJ) angelegt realisiert werden kann. Gerade im noch jungen 
FÖJ zeigt dieses demokratische Prinzip positive Wirkung. 
 
 
Das Ziel 
 
des Freiwilligenjahres ist insgesamt die Stärkung und Weiterentwicklung der Zivilgesellschaft. 
Das Freiwilligenjahr muss eingebunden sein in einen neuen Generationenvertrag, der die de-
mografische Entwicklung, die Veränderung der Lebensaltersphasen und der beruflichen Sozia-
lisationsbedingungen sowie der Geschlechterrollen - also kurz den Strukturwandel unserer 
Gesellschaft berücksichtigt. 
 
Das Freiwilligenjahr soll ein Bildungsjahr im weitesten Sinne sein: Es soll soziales Lernen 
ebenso vermitteln wie beruflich verwendbare Qualifikationen, es soll integrierend wirken in 
dem Sinne, dass es das Verhältnis von Minderheiten und Mehrheiten aufgreift und gestaltet - 
sowohl das Miteinander verschiedener Kulturen, Behinderungen und Nicht-Behinderungen 
oder auch im Austausch der Generationen. Das Freiwilligenjahr muss attraktiv sein, sein 
Spektrum ist so zu gestalten, dass es für junge Menschen mit unterschiedlichen Bildungsab-
schlüssen Vorteile bietet. Es soll andererseits so konzipiert sein, dass für die Gesellschaft soli-
darische und gemeinnützige Leistungen erbracht werden und es somit auf eine breite Akzep-
tanz der Bevölkerung bauen kann. 
 
Die Ziele finden am ehesten ihre Entsprechung im Kinder- und Jugendhilfegesetz, in dem die 
Entwicklung der Persönlichkeit, die Emanzipation, die Partizipation und die Unterstützung von 
Autonomie, Identität und Selbstverantwortung in Leistungsrecht umgesetzte Leitlinien sind.  
 
Die Leistungen, die im Freiwilligenjahr erbracht werden, dürfen nicht im Arbeitsmarkt verortet 
oder gar verrechnet werden. 
 
Ich setze es als selbstverständlich voraus, dass ein Pflichtjahr ausgeschlossen ist und der Frei-
willigencharakter im Gesetz verbindlich verankert wird. 
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Die Inhalte 
 
werden durch die Arbeitsfelder bestimmt:  
 
- Soziales, 
-  Umwelt, 
-  schulische und außerschulische Bildung, 
-  Jugendhilfe, 
-  Sport, 
-  Gesundheitsförderung, 
-  Kultur, 
-  Behindertenförderung, 
-  Denkmalschutz  
 
sind jetzt bereits Aufgabenfelder von Zivildienst, Ehrenamt und Jugendgemeinschaftswerken 
bzw. Freiwilligen Sozialen Jahr (FSJ), Freiwilligen Ökologischen Jahr (FÖJ) und Europäi-
schem Freiwilligenjahr.  
 
Es gilt, diese Arbeitsfelder im Freiwilligenjahr zusammenzufassen, sie hier aber abzugrenzen 
von der Tätigkeit, die in diesen Arbeitsfeldern als Ehrenamt geschieht. Denn die ehrenamtliche 
Tätigkeit erfasst alle Altersgruppen, ist  gesetzlich anders zu definieren und hat einen eigenen 
Bildungscharakter, der aber deutlich hinter sie erzielte Leistung zurücktritt.  
 
Das Freiwilligenjahr soll sowohl in Deutschland wie im Ausland wahrgenommen und absol-
viert werden können. 
 
Ein besonderer Schwerpunkt liegt bei den Aufgaben und Leistungen, die die Jugendhilfe selbst 
bietet. Nach dem Prinzip „Jugend hilft Jugend“ ist als Einsatzfeld nahezu der gesamte Katalog 
nach § 2 KJHG offen - die Differenzierung und Begrenzung der Arbeit ergibt sich aus den 
Zielgruppen und den durch sie zu stellenden Anforderungen.  
 
Die fachliche Begleitung, die adressatengerechte Konfiguration der Bildungselemente kann 
nicht über einen Kamm geschoren werden. Hier ist ein flexibler Rahmen zu schaffen, der auf 
den jeweiligen Bedarf zugeschnitten werden kann. Die Fortbildungstage (30) sollten allen 
Teilnehmer/innen zur Verfügung stehen - das begleitende pädagogische Angebot sollte je nach 
Qualifikationsziel gestaffelt und zusammengestellt sein. Für diese pädagogische Begleitung 
können gruppenbezogen Zeitkontingente für Bildung geschaffen werden, die die Träger adres-
satenspezifisch einsetzen. 
 
Mit jeder/m Teilnehmer/in ist per Vertrag das Freiwilligenjahr zu „besiegeln“ - der Vertrag soll 
Ziel, Inhalte und angestrebte Zertifizierungen beinhalten. 
 
 
Die Dauer 
 
umfasst - nomen est omen - ein Jahr. Im Gegensatz zu ehrenamtlicher Tätigkeit, die vom Frei-
willigenjahr abgegrenzt zu sehen ist, sollte eine Stückelung oder Aufteilung in zeitlich vonein-
ander getrennte Phasen vermieden werden, um den Bildungswert, die spezielle Bonusausstat-
tung und die Ausrichtung auf junge Menschen mit unterschiedlichen Bildungsvoraussetzungen 
nicht zu gefährden. Ein Phasenmodell liegt auch konträr zu dem Ziel, den Teilnehmer/innen 
eine Gruppenstruktur anzubieten, die wie im FÖJ eine selbstbestimmte Sprecher/innenstruktur 
unterstützen soll.   
 
 
Der Lohn 
 
für die Leistungen im Freiwilligenjahr sollte nicht nur durch eine monatliche Zahlung, sondern 
auch durch ein Bonussystem bzw. anerkannte Zertifizierungen gewährleistet sein. Dazu zählen 
in jedem Fall die Vergünstigungen beim Studienplatzzugang. Denkbar ist auch,  Qualifikati-
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onsmodule einzubauen, die bei einer dann folgenden Berufsausbildung (etwa als Erzieher/in) 
angerechnet werden.  
 
 
Das Gesetz 
 
sollte als Freiwilligengesetz eine enge Beziehung zum Kinder- und Jugendhilfegesetz aufwei-
sen und die Tangenten verdeutlichen. Der materielle Schwerpunkt des Gesetzeswerkes sollte 
im KJHG verankert werden, da sich die offene Leistungsstruktur des Jugendhilferechtes, das 
sich an alle jungen Menschen richtet und sich seit 1990 deutlich vom Katastropheneinsatzcha-
rakter des Jugendwohlfahrtsrechtes abgewendet hat, geradezu anbietet.  
 
Ich setze voraus, dass die renten-, kranken-, unfall- und arbeitslosen- und ausländerrechtliche 
sowie die kindergeldrechtliche Berücksichtigung in den entsprechenden Gesetzen geregelt 
wird. Maßstab ist die Absicherung wie bei Wehrpflichtigen heute.  
 
 
Die Träger 
 
sollten in einem Verfahren analog dem der Träger der Jugendhilfe anerkannt werden. Es kom-
men hier aber im Gegensatz zur Definition von § 75 KJHG auch Schulen, kommunale Dienste, 
gemeinnützige Unternehmen in Betracht. 
 
 
Die Organisation 
 
sollte - wer dürfte hier anderes fordern - so unkompliziert wie möglich sein. Sie sollte aber 
auch den Qualitätsanforderungen entsprechen, die an den Freiwilligendienst gestellt werden 
müssen.  
 
Bei diesem Spagat, möglichst wenige Vorschriften zu machen und dennoch keine standardfreie 
Beliebigkeit walten zu lassen, ist eine verlässliche Struktur notwendig, Stiftungsmodelle oder 
lockere Vereinskonstruktionen können diese Verlässlichkeit nicht bieten. Zu deutlich ist die 
Gefahr der Ausnutzung von Freiwilligen für Profitzwecke und Arbeitsplatzersatz.  
 
Ich sehe die Gewährleistung der Qualitätsstandards am ehesten in den Strukturen der Jugend-
hilfe, die den Freiraum, das Ehrenamtliche Engagement, den internationalen Ansatz und die 
Partizipation vor allem im legitimierten Zusammenspiel von Jugendhilfeausschuss und 
Verwaltung auch strukturell verinnerlicht hat.  
 
Protagonisten der Umsetzung wären 
 
-  die Einsatzstellen 
-  die örtlichen Träger 
-  die Agenturen (die bei Jugendämtern oder Zusammenschlüssen freier Träger dem Subsi-

diaritätsprinzip folgend angesiedelt sein können) 
-  die Bundesländer mit ihren Koordinierungsstellen (vergleichbar FÖJ) 
-  der Bundesagentur (die für den bundesweiten Service wie Information, Finanzierung 

durch Bundesmittel, Organisationshilfe, Leitlinien, Zertifizierungsrahmen verantwortlich 
sein soll und aus dem Bundesamt für Zivildienst erwächst. Diese Bundesagentur ist nicht 
einfach das Amt für Zivildienst in neuem Gewand, sondern eine neue Behörde mit eigen-
ständigem Auftrag und eigener Struktur, die das Freiwilligenjahr, das Ehrenamt sowie die 
Abwicklung des Zivildienstes administrativ koordiniert, für die Kommunikation verant-
wortlich ist und Impulse für die Weiterentwicklung setzt. 

 
 
Das gesamte Strukturfeld der Jugendhilfeträger (örtliche und überörtliche Ebene) stünde zur 
Verfügung und könnte genutzt, die Freiwilligendienste könnten sinnvoll und harmonisch integ-
riert werden. Ein Mehraufwand wäre im Vergleich zum heutigen Umfang nicht gegeben - es 
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ergäben sich im Gegenteil Synergie- und Einsparungseffekte bei der Veränderung des Bundes-
amtes für Zivildienst hin zu einer Bundesagentur. 
 
 
Fazit 
 
Unter der Voraussetzung, dass Wehr- und Zivildienst ein hohes Verfallsdatum aufweisen, 
bietet das Freiwilligenjahr für seine Teilnehmer/innen wie für deren Leistungsumfeld und die 
Weiterentwicklung der Zivilgesellschaft ideale Entwicklungschancen.   
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Adelheid Huonker-Wagner 
Modellprojekt „Neue Formen von Freiwilligendiensten“ der Jugend 
Diakonisches Werk Württemberg / Evangelisches Jugendwerk in Württemberg 
 
 
 
 
Impulsreferat: „Neue Handlungsfelder in der Freiwilligenarbeit“ 
 
 
Guten Tag, sehr geehrte Damen und Herren, 
 
vielen Dank für die Einladung zu diesem Fachforum und die Gelegenheit mit Ihnen über Er-
kenntnisse bezüglich neuer Handlungsfelder für Freiwilligendienste ins Gespräch zu kommen. 
 
Ich vertrete hier als Projektleiterin das Modellprojekt „Neue Formen von Freiwilligendiensten“ 
der Jugend in Trägerschaft des Diakonischen Werks Württemberg und des Evangelischen Ju-
gendwerks Württemberg. 
 
 
Mein Beitrag ist untergliedert in 7 Abschnitte: 
 
I. Sechs Reflexionsbezüge der Vortragenden 
II. 0-Töne von Freiwilligen 
III.  Prinzipielle Handlungsfelder für neue Freiwilligendienste 
IV. Neue Handlungsfelder für Freiwilligendienste 
V. Kriterien- und Eckpunkte zur Gewinnung von neuen Handlungsfeldern 
VI.  Anleitung zum Unglücklichsein. Oder wie Sie sich vor Freiwilligen hüten können 
VII.  Anleitung zum Glücklichsein: So ziehen sie Freiwillige an 
 
 
I. Sechs Reflexionsbezüge der Vortragenden 

 
1. Erfahrungshintergrund ist mir das eigene freiwillige Engagement seit  meiner 

Jugendzeit bis heute 
 
2.     Ich reflektiere auf der Basis von Studium und Qualifikation 

• einerseits als Sozialdiakonin mit sozialpädagogischer und theologischer 
Brille 

• andererseits als Supervisorin, Beraterin, Entwicklerin und Coach 
 
3.     Ich reflektiere Freiwilligendienste auf der Basis meiner Berufserfahrungen 

• in der psychosozialen Beratung und Integrationsarbeit 
• in der Jugendbildungsarbeit als Landesreferentin für Junge- 

Erwachsenenarbeit 
• als Genderbeauftragte in der Personalbildungsarbeit 
• und heute als Projektleiterin „Neue Formen von Freiwilligendiensten“ 

der Jugend im Rahmen von Diakonie und Evang. Jugendarbeit Würt-
temberg 

 
4.     Aufgrund von Kenntnis der Entwicklungen im Württemberger FSJ, 

• in dessen unmittelbarer Nachbarschaft und unter dessen Beteiligung das 
Projekt „Neue Formen von Freiwilligendiensten“ initiiert wurde. 

• Ich habe im Blick, dass parallel zum FWD-Projekt auch im FSJ neue, 
kreative, progressive, einfallsreiche und vielversprechende Formen ent-
wickelt, erprobt und 16 -Jährige zu erreichen versucht werden. Der 
Rahmen des FSJ Gesetzes wird voll ausgeschöpft. 

• Es bleibt abzuwarten, welche Ergebnisse diese Veränderungen innerhalb 
des gesetzlichen Rahmens zeitigen. 
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5.  Ich reflektiere aufgrund meiner Erfahrungen im Modellprojekt: „Neue 
 Formen von Jugendwerk und dem Diakonischen Werk Württemberg.  
 

Tja, die Suche mit den etablierten und den FWD ist so ein heikles 
Thema; wir halten es mit Kurt Marti, dem schweizer Bürgerrechtler 
und Theologen:         

 
„Wo kämen wir hin, wenn jeder sagte wo kommen wir hin? 

Und niemand ginge, um mal zu sehen, 
wohin man käme, wenn man ginge.“ 

 
Wir gehen mal und schauen, wohin wir kommen mit den neuen 
FWD 
 
An den FSJ-Gesetzesrahmen sind wir qua Projektauftrag nicht ge-
bunden, wir experimentieren aufgrund folgender Rahmenbedingun-
gen: 

 
 

Skizze der Projekteckdaten: 
• in drei Jahren, bis 2003 
• begleitet von Fachkräften aus Wissenschaft, Politik, Wirtschaft, Kirche 

und sozialer Arbeit - wollen wir  
• entwickelt, erprobt und evaluiert haben: 

 
Drei wesentliche Ziele : 
 

1. neue, längerfristige Formen von Freiwilligendiensten unter  
Erreichung  
von vier neuen Formen  
• flexible Zeitkontingente  
• stundenweise Einsätze  
• projektorientierte Einsatzformen  
• Vollzeit- und Vollzeit-Kombinationsformen 

 
2.  neue Zielgruppen - und Altersgruppen in den Bereichen 

• Potenziell Interessierte für FWD 
• Azubis (17-23 J) 
• Schülerinnen HS/RS/G (15-18 J.) 
• Studentinnen (20-27 J) 
• junge Berufstätige/Arbeitslose/Jugendliche im Berufsvor-

bereitungsjahr (15-27J) 
• auch Abiturientinnen/Realschulabgängerinnen (16-21 J.) 

mit Interesse an einem Freiwilligendienst, für die aber ein 
FSJ nicht in Frage kommt. Wir arbeiten mit ihnen, wenn 
neue Handlungsfelder und neue Rahmenbedingungen von 
Honorierungs- und Begleitungsformen erprobt werden 
können (z. B. in Vollzeitkombinationen, im Feld der Ju-
gendarbeit, ..) 

 
3.  Daraus leitet sich die Erfordernis ab, 

• neue Begleitkonzepte für FWD 
• und neue Honorierungssysteme zu entwickeln und zu er-

proben 
 

Am gespanntesten sind wir bezüglich der Ergebnisse hinsicht-
lich neuer Rahmenbedingungen für Freiwilligendienste. Daraus 
mögen sich dann auch  
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• Empfehlungen hinsichtlich zukünftiger Begleit- und Hono-
rierungskonzepte ergeben. 

• Wir überprüfen, ob und ggf. welche weiteren Ziel- und Al-
tersgruppen wir unter neuen Bedingungen erschließen 
können und welche neuen Handlungsfelder sich durch neue 
Bedingungen eröffnen.  

• Daraus ergeben sich dann Ableitungen bezüglich eines 
Freiwilligengesetzes. 

 
 
6. Schließlich reflektiere ich unser heutiges Thema, beeindruckt und berührt von 

Kontakten mit Freiwilligen selbst, beeinflusst von deren unkonventionellem 
Vorgehen und begeistert von Berichten.  

 
So kommen meine Impulse zum Thema neue Handlungsfelder heute verstärkt 
aus der Praxis.  

 
Ihr Job ist es nun, verehrte Hörerinnen und Hörer, liebe Fachleute von 
Freiwilligendiensten, die theoretischen Impulse meines Vorredners mit den 
0-Tönen aus der Praxis „Neuer Formen von Freiwilligendiensten“ zu ver-
binden. Auf Ihre Schlüsse bezüglich neuer Handlungsfelder bin ich gespannt. 

 
 

II. Die treffendsten Einblicke von Freiwilligen selbst. Drei O-Töne: 
 
 
Beispiel 1: 0-Ton von Fahri Karaoglan  
„Ich bin Türke und 20 Jahre alt, in Deutschland geboren und habe 6 Geschwister. Zum Frei-
willigenclub 'Unterland’ kam ich am 02.02.2001. Da ich im Jahr zuvor bei ihrem Sicherheits-
dienst beim Evang. Kirchentag in Stuttgart mitmachen durfte und ab dann auch zu ihnen gehö-
ren wollte, habe ich einen Antrag auf Mitarbeit als Freiwilliger gestellt. Der Grund dafür war: 
ich wollte anderen Jugendlichen helfen und einen anderen Umgang für mich selber finden. 
Mein Hauptziel war, weiterhin bei den Sicherheitsdiensten dabei sein zu dürfen. Mittlerweile 
habe ich mir einen Platz in der großen Familie des EJC-Freiwilligen-Clubs erarbeitet und 
sehe Möglichkeiten, viel für mich zu lernen, um dadurch anderen jungen Menschen helfen zu 
können 
 
Über den Freiwilligenclub habe ich einen Job bekommen als Arbeitshelfer bei der Firma XX, 
wo ich ab September sogar eine Ausbildung machen kann. Dann werde ich als Freiwilliger 
auch leitender Mitarbeiter und kann mehr Verantwortung übernehmen“ – schreibt Fahri Ka-
raoglan 
 
Die Hauptaufgaben meines Freiwilligendienstes im Club sind: 

1 Montags 18 - 22 h Dienst im Jugendtreff, Ansprechpartner für junge Menschen, die mit 
 dem Alltag nicht klar kommen. Ich vermittle sie ins Sozialtraining. Wenn ich selber nicht 
 mehr weiter weiß, spreche ich einen leitenden Freiwilligen an, er hilft mir weiter. 

2 Ich arbeite mit bei den Reparaturen unserer Einsatzfahrzeuge für Sicherheitsdienste 

3 der Einkauf von Lebensmitteln für den Jugendtreff im Club ist mein Job 

4 Raum- und Inventarpflege 

5 Pflege der Außenanlagen unseres Freiwilligenclubs. Es soll sauber sein, damit noch mehr 
Freiwillige zu uns kommen. 

 
Das ist mein Auftrag, ich fülle einen Stundenzettel aus. So ist klar, wer was wie lange macht 
und ob da etwas geändert werden muss. Wir haben überhaupt Ordnung. .... 
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Beispiel 2: 20 Freiwillige im Einsatz für das Gemeinwohl: 
Die „Heilbronner Stimme" zollt Respekt und veröffentlichte: 
 
„Hier haben Sie die Ergebnisse. Jetzt können sie planen." Damit es bei der Heilbronner Stadt-
verwaltung mit der Schaffung einer sozialen Infrastruktur im Wohngebiet „Unteres Housing" 
schneller vorangeht, machten 20 junge Freiwillige eine Bewohnerumfrage. Die jungen Leute, 
die z.T. selbst aus diesem Stadtteil kommen, stellten 10 Fragen - ähnlich denen einer Feldstu-
die - und klingelten im März an den Haustüren der ehemaligen amerikanischen Kasernenwoh-
nung im Süden Heilbronns. 147 Jugendliche und 103 Erwachsene wurden befragt. Schlecht 
finden die Freiwilligen selbst den Namen „Housing". Das klinge so ähnlich wie eine Baracke, 
in der Menschen „hausen". 
 
Hausaufgabenschwierigkeiten gaben die Jugendlichen an; kaum Kontakt zu den Nachbarn 
sagen die Erwachsenen. Einen Ort, sich zu treffen, fehle. Heilbronns Sozial- und Jugendamtlei-
ter Hans Müller lobte das Engagement der Freiwilligen. Ohne sie würden jetzt der Stadt keine 
Befragungsergebnisse vorliegen. Er erkennt, dass in diesem Stadtgebiet tatsächlich Jugend-
räume geschaffen werden müssen. Die Freiwilligen bleiben auf Draht. Damit ihre wichtigen 
Ergebnisse nicht in Amtsstuben verstauben, demonstrieren sie wirkungsvoll, indem sie vom 
Rathaus bis zur Kilianskirche der Stadt eine Leine mit 1100 Unterschriften zugunsten von 
Jugendräumen spannen. Staat und Kirche sollen sich verbünden zugunsten der Lebensqualität 
von jungen Leuten im sozialen Brennpunkt „Unteres Housing" . Die 20 Freiwilligen werden 
sich wieder freiwillig engagieren. Sie suchen schon ihren nächsten Auftritt. 
 
 
Beispiel 3: Joe 
 
19 Jahre, Abi, Führerscheinbesitzer. Er profitiert von den Jugendleitertrainings der Evang. 
Jugendarbeit als Grund-, Aufbau-, und Spezialschulungen und selbstverständlich Inhaber der 
Jugendleitercard. Ab April 2002 will er Ingenieurwissenschaften studieren. Zum Bund muss er 
nicht. Er fragte sich, wie ein Freiwilligendienst für ihn sein müsste, wenn klar ist, dass er vor 
dem Studium noch 6 Monate nach Kanada will?  
 
Er bekam über das Modellprojekt Neue Formen von Freiwilligendiensten in Kooperation zwi-
schen Evangelischem Jugendwerk und Diakonischem Werk Württemberg die Gelegenheit, sich 
seinen Freiwilligendienst mit allem drum und dran selbst zu basteln: „Create your own" - 
eines von mehreren Praxismodellen, mit dem wir erproben, neue Zielgruppen für Freiwilligen-
dienste zu erreichen. 
 
Joe ist begeistert 
 
Er fand in einem Hauptamtlichen im Sportreferat des Evangelischen Jugendwerkes in Würt-
temberg seine fachlichen Anleiter, der ihn darin unterstützte, seine eigenen Interessen heraus-
zufinden. Ein ehrenamtlicher Mitarbeiter ist ihm Mentor und Freund. Dass Joe dann diese 
Aufgabenfelder auch übertragen bekam, dafür setzte sich sein Anleiter in Gremien ein. Unterm 
Strich waren diese Felder dann: 
 
Ein 5-tägiges Volleyball-Camp ein Indiaca-Turnier, den B-W-Cup/eine Sportfreizeit zu planen, 
zu organisieren und zu realisieren.  
 
„Inhaltlich übernahm ich auch die Vermittlung von Volleyball- und Indiaca-Spieltechniken in 
der Halle an die Teilnehmenden sowie deren Qualifizierung zu künftigen ehrenamtlichen Ü-
bungsleiter/innen in ihren Gruppen: Ich vermittelte ihnen Grundtechniken, Mannschaftstakti-
ken und Ideen für Konditionsübungen. 
 
Das brachte mich auf die Idee, als Honorierung und Begleitseminar zum FWD den Übungslei-
ter ‚C‘ (Breitensport) zu machen. Das hilft mir, mich jetzt vorzubereiten auf meine Aufgaben 
als Freiwilliger und später nützt es ebenfalls.“ 
 
Erhebung der Daten von ehrenamtlichen Sportverantwortlichen im Eichenkreuz des ejw. Die-
sen Bereich hat Joe erst übernommen, nachdem ihn sein Anleiter von dessen Notwendigkeit 
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und Sinn überzeugen konnte. „Wenn ein Bürojob schon Teil meines Freiwilligendienstes sein 
soll, weil der EK-Sport darauf angewiesen ist, dann will ich auf diesem Wege eines meiner im 
Einführungskurs gesetzten Lernziele realisieren. Ich will noch fitter werden mit dem PC und 
die Datenverarbeitung über Excel beherrschen lernen.“ Als Honorierung und Qualifizierungs-
angebot handelte er mit dem Träger die Kostenübernahme und die Freistellung für eine PC-
Schulung aus. „Mit diesem Know-how war für mich der Statistik -Job spannender als erwartet. 
Super Ergebnisse und Erkenntnisse kamen heraus. Diese wollte ich auf jeden Fall präsentie-
ren.“  
 
Daraus ergab sich dann sofort eine weitere Aufgabe seines Freiwilligendienstes: 
 
Präsentation des Eichenkreuzsportes auf der Homepage des ejw mittels neuer Ergebnisse be-
züglich Teilnehmerinnen- Zahlen, Geschlechterverteilung, Zielgruppenalter, bevorzugte Sport-
arten,... 
 
Ich fand über den Öffentlichkeitsreferenten des ejw Kontakt zum Betreuer der ejw-Homepage 
und möbelte den Link zum EK-Sport auf. Jedes Mal, wenn ich www.ejwue.de/ek-sport aufrufe, 
bin ich stolz auf mein sinnvolles Engagement. 
 
Da blieb noch ein Wunsch offen. Wie könnte ich noch Portarbeit im Ausland erkunden? 
 
Auf jeden Fall interessiert mich das größte Outdoor-Camp „Fairthorne Manor" in Englands 
Southampton. Wie komme ich dahin? Wie organisiere ich es? Freiwillige aus allen Ländern 
wohnen und arbeiten hier mit Jugendlichen, Firmengruppen und Behindertengruppen. Die 
Teilnehmenden haben die Möglichkeiten, verschiedene Kurse zu belegen, etwa Umwelterkun-
dungen, Floßbau, Segeln, Kanu- und Kajakfahren, Seilbrücken und Seilrutschen bauen, Mal-
kurse, Fußball, Bogenschiessen, Bauen von Musikinstrumenten, Theatergruppen, Chor. Also 
Sport ganz im Sinne der Erlebnispädagogik in Teams. 
 
Meine Anleiter und Mentoren wussten Rat: Sie empfahlen mir die Teilnahme an einem CVJM-
Austausch mit England. Ich lernte deren Sportarbeit kennen. Die wiederum vermittelten mich 
zum Qutdoor-Camp nach Southampton. 
 
> Ich bin begeistert, würde jedem einen Freiwilligendienst nach eigenem Gusto („Create your 
own“) empfehlen. Klar, man muss selbst aktiv sein, doch lernt man auch jede Menge. Im Au-
gust leite ich noch eine Jugend-Sportfreizeit im Engadin / Schweiz. Dann geht's ab nach Kana-
da.“ 
 
So weit zum Einblickein die Handlungsfelder von Freiwilligen 
 
 
III. Im Folgenden nun zu prinzipiellen Handlungsfeldern für Freiwilligendienste 
 
# Da sind im sozialen Feld bewährte Handlungsfelder wie z. B. : 

 
! Behindertenhilfe 
! Altenhilfe 
! Nachbarschaftshilfe 
! Wohnsitzlosenhilfe 
! Jugendhilfe 

 
➢  Im sozialen Feld neue oder seltene Handlungsfelder für Freiwilligendienste 

 
! emanzipatorische Dienste ( Frauenhaus, ..) 
! Suchtprävention 
! Jugendarbeit 

o mobile Jugendarbeit als aufsuchende Jugendarbeit, z. B. „Schlupfwinkel“ Stutt-
gart  

o offene Jugendarbeit in Jugendtreffs, -häuser, z. B.: Projekt Internetradio, Böblin-
gen  
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o Jugend-Kulturarbeit, z. B.: Projekt „Theaterkarren“ Bernhausen;  
o verbandliche Jugendarbeit, z. B.: TenSing-Arbeit Württemberg mit Musik, Thea-

ter, Show; 
 

# Neue Handlungsfelder für Freiwilligendienste 
 
! Denkmalpflege 
! Archäologie 
! Theater 
! Museum 
! mediale Aufgaben 
! Sport (Disziplinen mit eher seltenen Bezügen zum Sozialbereich) 
! Organisationsaufgaben  
! Instandhaltung und Materialverwaltung von Vereinen 
! Sicherheitsdienste im nicht kommerziellen Sektor 
! Katastrophenschutz 
! Gesundheitswesen 
! Bauprojekte z. B.: in Mazedonien Schulen, .... 
! Entwicklungshilfe 

 
 
IV. Wie kommen wir zu neuen Handlungsfeldern für Freiwilligendienste?  
 
# Sie ergeben sich für Freiwillige durch Kombinationen von prinzipiell bewährten 

Feldern der Freiwilligendienste:  

1 Ergänzung von gesellschaftlich polarisierten Feldern z. B. Wohnsitzlosenhilfe Muse-
um.  

2 integrative Verknüpfung sich ergänzender Handlungsfelder wie z. B. Behindertenhilfe 
+ Sport 

3 Aneinanderreihung mehrerer Tätigkeitsfelder von je ca. 3 Monaten (Wohnsitzlosen-
hilfe/Altenhilfe/Genderthematik: Frauenhaus: unterschiedliche soziale Felder, sich 
gegenseitig beeinflussen 

 
 
$ Aus diesen Handlungsfeldern ergeben sich wieder Projektfelder für FWD.  

Der Phantasie sind keine Grenzen gesetzt. Beispiele: 
 
 

1 Wohnsitzlose verteilen unter Anleitung/Begleitung von Freiwilligen Prospekte am 
Eingang von Stuttgarts Staatsgalerie. Sie erteilen Auskünfte, machen Ordnerdienste, 
sind gehbehinderten alten Menschen auf einer Kulturreise beim Einsteigen in den Rei-
sebus behilflich..... 

 
2 Ein Freiwilliger absolviert innerhalb eines Jahres drei verschiedene FWD in unter-

schiedlichen sozialen Einrichtungen als Orientierungsgelegenheit für Studienfach- o-
der Stellenwahl, er knüpft Kontakte zur Erhöhung seiner Anstellungschancen, er ge-
winnt Entscheidungskriterien.  

 
3 Eine Studentin der Sozial-/Verhaltenswissenschaften nützt ihre Erfahrungen aus der 

Wohnsitzlosen- und Altenhilfe in Verbindung mit ihrem Engagement im Frauenhaus 
zur (Bildung einer?) Selbsthilfegruppe wohnsitzloser, alter Frauen auf dem Weg zu 
mehr Lebensqualität 

 
 
# Aus alten Handlungsfeldern werden neue durch andere Organisationsformen, z. B.:  

1 durch langfristige, regelmäßige stundenweise Einsätze von Schüler/innen und Studie-
renden 
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2 durch langfristig abzuleistende, flexibel zu vereinbarende Zeitkontingente in Rahmen 
von ca. 2 Jahren als Student/in 

3 durch projektorientierte Freiwilligendienstformen mit fix definiertem Zeitraum für das 
Ergebnis und klarem inhaltlichen Auftrag bei freier Zeiteinteilung 

4 durch Vollzeit-Kombinationsformen zu ergänzenden Erfahrungen in Freiwilligen-
diensten 

 
 
# Neue Handlungsräume ergeben sich durch neue Kooperationen und Vernetzung,  

z. B.: 

# zwischen verschiedenen Einrichtungen und Trägern. Neue Freiwilligendienste sind attrak-
tiv , wenn vielfältige Organisationsformen und Handlungsfelder miteinander kombiniert, 
verbunden, relativiert, ergänzt werden können. 

# Empfehlung unseres Modellprojektes Neue Formen von Freiwilligendiensten ist ein Frei-
willigendienstkonto im Sinne eines Ansparmodells.  

# Auf diese Weise tragen dann auch bestätigte, kurzfristige Freiwilligeneinsätze etwas aus, 
und sind zu unterscheiden vom nicht schriftlich organisierten ehrenamtlichen Einsatz 

 
 
V.  Vier Kriterien- und Eckpunkte für neue Handlungsfelder von  
 Freiwilligendiensten 
 

1 Auswirkungen 

# Es ist zu fragen, ob die Gefahr besteht, dass durch FWD die Rollen von 
Fachkräften dequalifiziert werden? 

# sind die Freiwilligendienste tatsächlich neue Dienste?  

# Fallen durch FWD Arbeitsplätze weg? 

# liefern FWD Ideen für neue Berufsfelder? Schaffen sie so Arbeitsstellen? 

# Trägt das Einsatzfeld etwas für die Genderthematik aus? Ist das soziale Feld 
auch für Männer interessant? 

 
2 Wie steht es mit der Partizipation Freiwilliger selbst? 

# Leitsatz der Württemberger Diakonie lautet z. B. : „Zuerst der Mensch". Be-
zogen auf Freiwilligendienste sage ich provokativ: „Zuerst der junge 
Mensch, der /die Freiwilligern nicht allein, aber zuerst: Freiwillige, wenn 
Neues geschehen soll“. 

# Anstatt des Prinzips: „Handlungsfeld sucht Freiwilligen“ gilt: Freiwillige/r 
bietet Ressourcen! Handlungsfeld, wo bist du? Der Wettbewerb um junge 
Menschen in sozialen Handlungsfeldern wird sichtbar. Wirtschaft und In-
dustrie locken junge Menschen mit Geld und Traumkarrieren. Auch poten-
zielle Freiwillige sind begehrt und werden meistbietend umworben. Träger 
von Einrichtungen orientieren sich im Angebot von Tätigkeitsbereichen an 
den Bedürfnissen junger Menschen, wenn sie nennenswerte Zahlen von wei-
teren Freiwilligen über das seitherige Maß hinaus gewinnen wollen. Sie 
nehmen die Eckpunkte zur Entwicklung neuer Freiwilligendienste an den 
Bedürfnissen, Wünschen, Möglichkeiten, Ideen, Motivationen der potenziel-
len Ziel- und Altersgruppen. 

 
3 Parameter für Freiwilligendienste Handlungsfelder sind attraktive Hand-

lungsfelder für Freiwillige, wenn: 
 

# sie ihre eigenen Bedürfnisse hinsichtlich Begleitprogramm und Honorie-
rungsweise unter Anleitung und Beratung selbst ergründen und realisieren 
können, siehe Joe im FWD Jugendarbeit und Sport. 
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# Gestaltungs- und Einflussnahme gegeben sind  

# kreative Entwicklungs- und Erprobungsaufgaben, eigenverantwortliche Ges-
taltungsbereiche für die einen gegeben sind 

# einfache organisatorische und administrative Aufgaben zur Erledigung nach 
Anweisung für andere bereit stehen 

# Variabilität, Flexibilität, Vielfalt obligatorisch, Mobilität, Abwechslungs-
reichtum, Erlebnismöglichkeiten, Spaß erkennbar sind 

# Klar gefasste, realistische Aufträge mit konkreten Arbeitszielen gewährleistet 
sind 

# Zuverlässige, kontinuierliche fachliche Anleitung stabilisiert und  

# befähigte Hauptamtliche den Einsatz Freiwilliger achten und wertschätzen; 
wenn Freiwillige willkommen sind in ihrem Einsatzfeld 

# wenn die Bürokratie so gering wie möglich ist 

# wenn mangelnde Ausstiegsmöglichkeiten die Einstiegsentscheidung nicht 
von vornherein hemmen 

# Vorbilder und Rollenmodelle in Form von freundschaftlicher Begleitung und 
Beratung durch Mentoren/innen anziehend wirken 

# Kombinierbarkeit verschiedener freiwilliger Engagements möglich ist 

# auch Kurzzeit- und Teilzeiteinsätze gefragt sind 

# am Ende ein qualifiziertes Zertifikat gesichert ist 

# wenn die Summe aller Freiwilligendienste im Jugendalter einen Vorteil dar-
stellen  

 
4  Der Name ist Programm 

 
Freiwilligendienste sind „megaout“. In ist, was der Einsatz bringt. Das erstrebenswer-
te Ziel aller jungen Freiwilligen sind Chancen, Vorteile, Kompetenzen. Attraktive Be-
zeichnungen für das was wir unter dem Arbeitstitel „Freiwilligendienste verstehen 
sind gefragt. 

 
 
VI.  Anleitung zum Unglücklichsein.  Oder wie Sie sich vor Freiwilligen hüten können  

1 legen Sie ein fix und fertig geschnürtes Arbeitspaket vor und dulden sie keine Be-
teiligung 

2 Informieren Sie die Freiwilligen darüber, wie es früher war. 

3 Überlassen Sie den Freiwilligen sich selbst, so ist gewährleistet, dass er Tag und 
Nacht arbeitet 

4 bitten Sie ihren Buchhalter, auf den Freiwilligen ein wachsames Auge zu haben 

5 verhindern Sie externe Begleitung Ihrer Freiwilligen durch Betriebsfremde, sie 
nehmen störenden Einfluss auf die jungen Leute  

 
 
Oder andersherum: 
 
 
VII.  Anleitung zum Glücklichsein. So ziehen sie Freiwillige an:  
 
Verhalten Sie sich wie Leitende einer Pfadfindergruppe oder professionelle Bergsteiger beim 
Aufstieg: Gehen Sie als Erwachsene und Einrichtungsverantwortliche einen halben Schritt 
hinter dem Jugendlichen und lassen Sie ihn den Weg finden. Sie werden gespannt sein, wohin 
Sie mit ihnen kommen. 
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Kurzum: 
Wenn junge Menschen in Freiwilligendiensten, - wie es die letzte Shell-Jugendstudie auf den 
Punkt brachte - 
 
# Spaß haben - in einem umfassenden und tiefen Sinn von Freude  
# einen echten und sinnvollen Job machen können  
# Eigenverantwortlich tätig sein können  
# Gemeinschaft mit Gleichaltrigen erfahren 
 
 
Wenn Freiwillige in ihrem Engagement ihre Stärken stärken und ihre Schwächen schwä-
chen können, dann sind Handlungsfelder attraktive Handlungsfelder für Freiwillige. 
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Reinhard Liebig 
Universität Dortmund 
 
 
 
Impulsreferat »Neue Handlungsfelder für Freiwilligendienste« 
 
Da im Verlauf dieses Arbeitsforums nach meinem Impulsreferat eine Reihe von Freiwilligen-
dienst-Experten/innen und einige Initiatoren/innen neuer Formen von Freiwilligendiensten zu 
Wort kommen werden, nähern sich meine Ausführungen dem Thema in eher grundsätzlicher 
Weise. Ich möchte also keine Vorstellungen von konkreten Projekten und Vorhaben liefern, 
sondern vielmehr in die entsprechenden Fragestellungen einführen und in diesem unübersicht-
lichen Feld ein paar Wegweiser anbringen. Mit anderen Worten: Ich werde einen Teil der Fa-
cetten des aktuellen Diskurses zu den Freiwilligendiensten beleuchten, ein paar relevante Rah-
mendaten benennen und mit Blick auf die neuen Handlungsfelder einige Qualitätsanforderun-
gen formulieren. 
 
Wie viele gesellschaftliche Programme, die heute verbreitet sind und gefestigte Strukturen 
aufweisen, haben auch die Freiwilligendienste einmal als Idee und kleine Initiativen begonnen. 
Beispielhaft möchte ich zu Beginn meines Referates an die Anfänge in der Diakonie erinnern 
und aus dem Aufruf von Hermann Dietzfelbinger, dem Rektor der Diakonissenanstalt Neuen-
dettelsau und späterem Landesbischof von Bayern zitieren, den er im Mai 1954 anlässlich der 
Hundertjahrfeier seiner Einrichtung öffentlich machte.1 
 

»Ich dränge nicht zum Lebensberuf der Diakonisse.... Aber zu einer anderen Weise des 
Dienens möchte ich rufen. Ich bitte die evangelische, weibliche Jugend: Wagt ein Jahr 
Eures Lebens für die Diakonie.... Überall warten Menschen in mancherlei Banden darauf, 
dass Menschenhände ihnen den Dienst der Liebe tun. Ihr jungen, gesunden Menschen von 
18 Jahren ab, gebt ein Jahr Eures Lebens zum Dienst für sie! Ich sehe euch in Euren Beru-
fen, in den Fabriken, in Büros und Geschäften; ich sehe die Abiturientinnen und Studentin-
nen, Verkäuferinnen und Sekretärinnen, oder wo Ihr seid: wer kann und wer gerufen ist, der 
löse sich ein Jahr heraus und gebe dieses Jahr für solchen Dienst! ... Ihr werdet ausgebildet 
werden im Dienen, Beten, Leiden und Mittragen! ... Ihr werdet in diesem Diakonischen 
Jahr nicht so viel verdienen wie heute in der Fabrik oder sonst wo im Wirtschaftsleben. 
Aber man lebt nicht bloß vom Verdienen. Ihr werdet Eurer Auskommen haben und ein 
Taschengeld, von dem man gut leben kann. Auch warten Menschen auf euch, die euch in 
eine Gemeinschaft des Lebens aus dem Wort, des Dankes und Lobes aufnehmen möchten.« 

 

Seit dieser mit christlichen Vokabeln gespickten Rede haben sich die Bedingungen des Arbei-
tens und Lebens in Deutschland in vielerlei Hinsicht verändert. Dieser Aufruf ist vor dem Hin-
tergrund eines Mangels an (weiblichem) Pflegepersonal zu sehen und geprägt von einem spezi-
fischen, eher konservativen Rollenverständnis von Frauen.2 Dieser Appell zum freiwilligen 
Dienst kann auch als ein Gegenentwurf zu einem zu dieser Zeit heftig diskutierten Pflichtjahr 
bzw. Arbeitsdienst verstanden werden.3 Einige der mit diesem Anstoß zum Freiwilligendienst 
verbundenen Konnotationen und Implikationen erscheinen heute eher fremd, andere wiederum 
schlagen Brücken zu den aktuell diskutierten Konzepten und Modellen zur zukünftigen Gestal-
tung dieser besonderen Form des Engagements von jungen Menschen. Angesprochen werden 
etwa die besonderen Rahmenbedingungen dieses Einsatzes, die spezifischen Motivlagen auf 
Seiten der Helfer/innen und die speziellen Arbeitsbedingungen dieses Dienstes.   
 

                                                           
1 Der vollständige Aufruf ist in Gerwig/Sticht (1986) auf den Seiten 17-18 abgedruckt. 
2 In Sticht (1986, S. 21) wird H. Dietzfelbinger mit der folgenden Interpretation zum Diakoni-

schen Jahr zitiert: »Heute sehen wir viele, die keine rechte, d.h. der Frau gemäße und sie er-
füllende Arbeit haben. Das Diakonische Jahr möchte wenigstens einen Weg zu solcher Ar-
beit auftun. Junge Mädchen sollen hier lernen, den Kranken, Schwachen, Alten, Kleinen, 
Hilfsbedürftigen zu begegnen und ihnen zu dienen.«  

3 Vgl. u.a. Salzmann (1986). 
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Was bereits in dem historischen Dokument zum Freiwilligendienst deutlich wird und was die 
Situation der Freiwilligendienste heute immer noch entscheidend prägt, ist die Tatsache, dass 
ihnen im Überschneidungsbereich zwischen ehrenamtlichem Engagement und Arbeitsleben 
eine Fülle von Funktionen zugeschrieben werden. Galt es damals vor allem dem Personalnot-
stand bei Pflegekräften zu begegnen, sind heute anders geartete Ziele mit dem Wunsch nach 
Ausweitung verbunden: Freiwilligendienste werden aktuell als Hoffnungsträger angesehen und 
bieten sich als Generalschlüssel für viele verschiedene Entwicklungspfade an. Es ist in der 
augenblicklichen Situation, wo Chancen und Beschränkungen ausgelotet und Konzepte und 
Modellrechnungen entworfen werden, wichtig, diese Funktionen genauer zu betrachten und 
auseinander zu halten. Denn nur dann, wenn deutlich vor Augen ist, welche Ziele mit der Dis-
kussion zur zukünftigen Gestaltung der Freiwilligendienste verbunden sind, kann offen und 
konstruktiv im Konzert von Politik, Verbänden, Einrichtungen und Jugendlichen diskutiert 
werden. Auch die Fragen zu neuen Handlungsfeldern der Freiwilligendienste können nur dann 
beantwortet und diese Antworten können dann bewertet werden, wenn die unterschiedlichen 
Ansprüche und Erwartungen im Vorfeld deutlich gemacht worden sind. Auf diese Funktionen 
und Ziele werde ich nun zuerst eingehen. 
 
Die im Kontext der Freiwilligendienste behandelten Forderungen und Vorschläge stehen in 
Abhängigkeit von den jeweiligen Erwartungen und Leitideen. Und diese sind nicht alle gleich-
zeitig zu verwirklichen. Soll mit den Gedankenexperimenten und den Modellprojekten zu 
neuen Handlungsfeldern von Freiwilligendiensten etwa die Förderung der Persönlichkeitsent-
wicklung oder der Kompetenzen von jungen Menschen im Vordergrund stehen? Geht es vor-
rangig um die Berücksichtigung der Lebenswelten von Jugendlichen in einer Phase zwischen 
Schule und Beruf oder um das Erlernen von sozialen Rollen der Gemeinwohlorientierung? 
Sollen vielleicht ansonsten nicht bezahlbare Bausteine einer Zivilgesellschaft befördert werden 
oder geht es um ein Notprogramm zur Verhinderung von Kostensteigerungen im Sozial- und 
Gesundheitssektor? Oder werden mit den Freiwilligendiensten vor allem die Interessen der 
großen Verbände berührt und bedient? Ich befürchte, dass dann, wenn die mit diesen Fragen 
angedeuteten Dimensionen des Diskurses nicht auseinander gehalten werden, nur sehr mühsam 
über die Bedingungen und Konsequenzen von möglichen Ausweitungsstrategien diskutiert 
werden kann. Deshalb möchte ich die Dimensionen des Diskurses etwas näher erläutern (vgl. 
Abb. 1).: 
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Abb. 1: Dimensionen des Diskurses zu den Freiwilligendiensten 
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1. Freiwilligendienste sind multifunktional. Einen Großteil ihrer augenblicklichen Attraktivi-

tät gewinnen diese Dienste durch die Verknüpfungen zum Zivildienst. Die Vorschläge zu 
einem »anderen Dienst im Inland«4 oder einem »Freiwilligen Zivildienst«5 und die Initia-
tive zur Erweiterung des Zivildienstgesetzes koppeln die Freiwilligendienste an den Zivil-
dienst und lassen sie als Alternative zur Ableistung des Zwangsdienstes erscheinen. Die 
damit verbundenen Probleme zum Kriterium der Wehrgerechtigkeit sind eher technischer 
Natur. Die Fragen, wie eine dem Zivildienst entsprechende Finanzierung, eine adäquate 
Dauer und eine vergleichbare Schwere der Tätigkeiten gewährleistet werden kann, schei-
nen beantwortbar. 

 
2. Die Zahl der Zivildienstleistenden geht langsam zurück – parallel zu der Ausgabenverrin-

gerung auf Bundesebene. Vor einem Jahr waren es etwa 125.000 junge Männer, die ihrer 
Dienstpflicht nachkamen. Über einen längeren Zeitraum betrachtet, scheint der Zivildienst 
ein Auslaufmodell zu sein, dessen plötzliches oder langsames Ende nicht problemfrei voll-
zogen werden kann. Auch hier bieten sich die Freiwilligendienste als Lösung an, nämlich 
als Auffangbecken für bislang »verpflichtete« Jugendliche. Da die Freiwilligendienste bis-
lang eindeutig vor allem junge Frauen ansprechen – im FSJ-Jahrgang 2000/2001 sind dies 
91% -, scheint in diesem Zusammenhang gerade die Ausweitung der Handlungsfelder auf 
gesellschaftliche Bereiche wie Sport oder Kultur das Tor zu den männlichen Interessenten 
aufzustoßen.  

                                                           
4 Vgl. Arbeitsgruppe Zukunft des Zivildienstes (2000); Böttcher, H.-E. (1999). 
5 Im Zusammenhang mit der Diskussion um die zukünftige Gestaltung des Zivildienstes und 

der Freiwilligendienste ergänzt der Deutsche Caritas Verband (DCV) die Vorschläge der 
»Arbeitsgruppe Zukunft des Zivildienstes« indem er die Einführung eines »Freiwilligen Zi-
vildienstes« vorschlägt. Zur Feststellung der Akzeptanz der konzeptionellen Eckpunkte und 
des Etiketts »Freiwilliger Zivildienst« gab der DCV eine Bevölkerungsumfrage in Auftrag 
(vgl. TNS Emnid 2000). 
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3. Die im nächsten Jahr geplante Verkürzung der Dauer des Zivildienstes auf 10 Monate wird 
von heftiger Kritik der Einsatzstellen begleitet, da die Rentabilität des Zdl-Einsatzes ge-
fährdet erscheint. Es werden Modelle der Konversion des Zivildienstes diskutiert und ent-
worfen. Freiwilligendienste werden in diesem Kontext vielfach als relativ kostengünstiger 
Ersatz für die Arbeitsleistung der ZDL angesehen. Auch wenn der Einsatz von Teilnehme-
rinnen der Freiwilligendienste den Einsatzstellen teurer kommt als der Arbeitsplatz für ei-
nen Zivildienstleistenden, liegen die Kosten aus betriebswirtschaftlicher Sicht doch erheb-
lich unter denen, die für eine nach Tarif entlohnten Arbeitskraft aufgewendet werden 
müsste.6 

 
4. Sowohl der Zivildienst als auch die Freiwilligendienste stehen für Systeme, die dem Drit-

ten Sektor unserer Gesellschaft Arbeitsleistungen zur Verfügung stellen und mit denen die 
Ausgabe öffentlicher Gelder verbunden sind. Nicht nur die Kommission zur Initiative der 
Robert Bosch Stiftung »Jugend erneuert Gemeinschaft«7 sondern auch viele andere Insti-
tutionen und Autoren sehen in dem derzeit für die Kriegsdienstverweigerung und den Zi-
vildienst ausgegebenen Etat einen Grundstock zur Finanzierung zukünftiger neuer Plätze 
der Freiwilligendienste. Für die Aufrechterhaltung des Zivildienst-Systems wurden im 
letzten Jahr aus dem Bundeshaushalt fast 2,2 Mrd. DM ausgegeben. Doch die Übertragung 
dieser Gelder, die augenblicklich in die Etats für Kriegsdienstverweigerung und Zivil-
dienst fließen, in andere Leistungsgesetze für das Sozial- und Gesundheitswesen erscheint 
kaum realistisch. So stellt etwa die parlamentarische Staatssekretärin des BMFSFJ Edith 
Niehuis fest: »Wenn die gesetzlichen Grundlagen für den Zivildienst entfallen sollten, ent-
fällt auch die Zahlungsgrundlage für die derzeitigen Aufwendungen.«8 Die Integration der 
angedachten 1.000 Plätze für Freiwilligendienste in das Zivildienstgesetz ist somit auch als 
Versuch zu sehen, dem Sozial- u. Gesundheitssektor öffentl. Gelder zu erhalten. 

 
5. Weiterhin werden die Freiwilligendienste auch als attraktiver Übertragungsweg für be-

stimmte Werte und Leitbilder angesehen, die weder zum offiziellen noch zum heimlichen 
Lehrplan der traditionellen Bildungsinstitutionen gehören. Genauso wie das ehrenamtliche 
Engagement ist die Entscheidung für einen Freiwilligendienst letztlich – neben vielem an-
deren – auch eine Zeitspende, bleibt bewusst und freiwillig »verschenkte« Zeit. In einer 
Welt, in der marktliche Prinzipien als kraftvolle Leitbilder vitalisiert werden und der 
Zwang zu wirtschaftlichem Denken und Handeln sowohl für Personen als auch für Orga-
nisationen überall spürbar ist, erscheint diese »verschenkte« Zeit als etwas Unerwartetes, 
als ein deutliches Zeichen einer anderen Wertorientierung.9 Im Gegensatz zu dem traditio-
nellen Ehrenamt scheinen allerdings die Freiwilligendienste besser zu den modernen Er-
wartungen und Bedürfnissen der Freiwilligen zu passen.10 Sie bieten u.a. Projektorientie-
rung, teilweise selbstbestimmte Elemente und anerkennende Gratifikationen. 

 
6. Freiwilligendienste sind u.a. ein Angebot für junge Menschen, sich für eine festgelegte 

Zeit gemeinwohlorientiert einzusetzen. Auch wenn diese Dienste nicht als Ehrenamt zu 
definieren sind, existieren doch vergleichbare Strukturelemente und Effekte. In diesem 
Zusammenhang werden aktuelle Befunde des Freiwilligensurveys, also der repräsentativ 
angelegten großen Befragung zum freiwilligen Engagement in Deutschland, wichtig. Aus 
den dort erhobenen Daten lässt sich u.a. schließen: »Wer sich in seiner Jugend bereits en-
gagiert, gehört mit sehr viel größerer Wahrscheinlichkeit auch später zu den freiwillig En-
gagierten«.11 Das Ehrenamt der Personen, das nach dem Abschnitt der schulischen und be-
ruflichen Ausbildung, während oder nach der Berufs- bzw. Familienphase stattfindet, ist in 
vielen Fällen von einem »Hineinwachsen« in das freiwillige Engagement als junger 
Mensch vorbereitet worden. Auch Freiwilligendienste können in dieser Hinsicht als ein 
wertvolles Fundament für ein bürgerschaftliches Engagement als Erwachsene fungieren. 

                                                           
6 Vgl. Beher/Liebig (2001); Beirat Zivildienst des DWW (1999). 
7 Vgl. Guggenberger (2000). 
8 Niehuis (2000, S. 6). 
9 Vgl. u.a. Bock (1998); Eberhard (1999). 
10 Vgl. u.a. Beher/Liebig/Rauschenbach (2000, S. 12 ff.). 
11 Picot (2000, S. 130 f.). 
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7. Unsere Gesellschaftsstruktur wird sich in den nächsten Jahren und Jahrzehnten erheblich 
verändern. Auf der Grundlage von Hochrechnungen ergibt sich das folgende Bild: In etwa 
20 Jahren wird fast jede dritte Person über 60 Jahre alt sein, die Anzahl der pflegebedürfti-
gen Menschen ist um etwa 1 Million gestiegen und die Zahl der jungen Menschen wird er-
heblich zurückgehen. Insofern wird argumentiert: Freiwilligendienste könnten dieser ver-
änderten Gesellschaftsstruktur Stabilität verleihen, könnten eine Teilantwort auf die mit 
dem Wandel verbundenen Fragen liefern, indem sie genau dort relativ kostengünstige Hil-
fe bereitstellen, wo der Bedarf am größten sein wird. 

 
8. Während der Zivildienst als Pflichtdienst mit der Androhung staatlicher Gewaltanwendung 

als Ultima Ratio konzipiert ist, können Freiwilligendienste prinzipiell auf diese spezifische 
Art der Überzeugung gänzlich verzichten. Während der Zivildienst in vielerlei Hinsicht 
staatlich reglementiert und verwaltet ist, die einsetzenden Stellen und Verbände gewisser-
maßen nur als Erfüllungsorte staatlicher Gewalt fungieren, sind Freiwilligendienste – trotz 
staatlicher Zuschüsse – prinzipiell dem gesellschaftlichen Bereich zuzuordnen. Eine Stär-
kung der Freiwilligendienste könnte als Ausdruck einer Umorientierung hin zum Leitbild 
einer Zivilgesellschaft verstanden werden. Die Freiwilligendienste sind ebenso ein hervor-
ragendes Beispiel für eine moderne Rolle öffentlicher Agenturen, die der Idee eines »akti-
vierenden« Staates folgen.12  

 
9. Ein notwendiges Kennzeichen der Freiwilligendienste sind die Bildungselemente und die 

Aspekte der Betreuung und Anleitung. Diese spezifischen Arbeitseinsätze von jungen 
Menschen sind in unterschiedlicher Art und Intensität mit Lernerfahrungen verbunden, die 
etwa der Persönlichkeitsbildung, der Entwicklung von sozialer Kompetenz oder der inter-
kulturellen Bildung dienlich sind. Damit können sie nicht nur für junge Menschen, son-
dern auch für potentielle Arbeitgeber oder Ausbildungsstätten von Interesse sein. Freiwil-
ligendienste sind auch als institutionalisiertes Angebot zum Erwerb von 
Schlüsselqualifikationen zu verstehen, die in vermehrtem Maße von 
Personalverantwortlichen nachgefragt werden.13 

 
10. Daneben erfüllten Freiwilligendienste immer auch die Funktion einer »Rückversicherung« 

für die Teilnehmenden. Die subjektive Entscheidung für einen Freiwilligendienst fällt bei 
dem Großteil der jungen Menschen nachdem andere – eigentlich attraktivere – Optionen 
der eigenen Lebensgestaltung sich zu einem bestimmten Zeitpunkt als nicht realisierbar 
herausgestellt haben.14 Entsprechend werden diese Dienste auch sinnvolle Warte- bzw. 
Überbrückungszeit mit Taschengeld betrachtet, mit der eine Annäherung an künftige Ar-
beitsbedingungen ermöglicht wird. Positiv gewendet können die Freiwilligendienste also 
auch als eine niedrigschwellige Option der beruflichen Orientierung charakterisiert wer-
den. Verfolgt man diesen Gedanken konsequent weiter, führt das evtl. zu einer arbeits-
marktpolitischen Ausrichtung der Freiwilligendienste und vielleicht zu dem, was das SPI 
als Freiwilliges Soziales Trainingsjahr (FSTJ) organisiert.  

 
11. Nicht zuletzt fungieren die Freiwilligendienste heute auch als Symbol und Beitrag für das 

Zusammenwachsen Europas. Folgt man den Erfahrungen der Trägerorganisationen, dann 
werden Einsätze im Ausland immer attraktiver. Auch wenn noch eine Fülle von Problem-
kreisen im internationalen Maßstab zu bewältigen sind – wie etwa mit Blick auf die Sozi-
alversicherungspflicht oder den aufenthaltsrechtlichen Status – wird diese Option auf eu-
ropäischer Ebene auf- und ausgebaut.15 Für den Europäischen Freiwilligendienst (EFD) 
stehen bis 2006 über 80 Mio. DM pro Jahr zur Verfügung. 

 
Dieses sicherlich nicht vollständige Anreißen der unterschiedlichen Funktionen, die den Frei-
willigendiensten zugeschrieben werden, macht deutlich, dass derzeit mehrere Entwicklungs-
pfade diskutiert und erprobt werden, die nicht alle gleichzeitig begangen werden können. Ins-
besondere die Kopplung der Freiwilligendienste an den »großen Bruder« Zivildienst erscheint 

                                                           
12 Vgl. u.a. Olk (2001, S. 30 ff.). 
13 Vgl. Bangö (o.J.); Becker u.a. (2000). 
14 So werden die Erfahrungen der Einsatzstellen u.a. in dem Sachbericht des Internationalen 

Bundes (IB) zum FSJ-Jahrgang 1998/99 beschrieben. 
15 Vgl. Sieveking (2000). 
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mir in dieser Hinsicht problematisch. Sollte der Zivildienst durch Formen der Freiwilligen-
dienste ersetzt werden, würde dies eine Entwicklung mit anderen Mitteln weiterführen, die 
unter sozialpolitischer, marktwirtschaftlicher und berufspolitischer Perspektive bedenklich 
ist.16 Allen diesen verschiedenen Leitbildern und Überzeugungen ist eines gemeinsam: Sie 
sehen als notwendige Folge eine Aufstockung der Teilnehmer/innenzahlen vor. Bei der Ver-
folgung dieses Ziels gilt es allerdings zu bedenken: Eine Ausweitung und Attraktivitätssteige-
rung der Freiwilligendienste darf nicht dazu führen, dass diese ihre Identität und ihren eigenen 
Wert verlieren. Deshalb ist zu klären, was überhaupt das Besondere von Freiwilligendiensten 
ist und welche Strukturbestandteile dieser Dienste auch in Zukunft als unveränderlich gelten 
sollen.  
 
Mit Blick auf die beiden etablierten Formen von Freiwilligendiensten – dem FSJ und dem FÖJ 
mit zurzeit ca. 13.000 Teilnehmer/innen – lässt sich vorerst formulieren: Als »Freiwilligen-
dienste« werden Angebote von Nonprofit-Organisationen für junge Menschen bezeichnet, die 
im Zwischenbereich zwischen Ehrenamt und Ausbildung in einer bundesgesetzlich festgeleg-
ten und spezifischen Art und Weise – z.B. bezüglich Dauer, Einsatzort, sozialer Absicherung 
und Gratifikation – Arbeitseinsätze und Bildungselemente miteinander verknüpfen. Auf der 
Grundlage der Gesetze lassen sich die wesentlichsten Strukturmerkmale dieser Dienstes nach-
zeichnen, die ich an dieser Stelle als bekannt voraussetze und nicht im Einzelnen erläutern 
möchte. In der folgenden Abbildung sind die wichtigsten Strukturmerkmale des FSJ aufgelistet 
(vgl. Abb. 2): 
 
 

Abb. 2: Die Strukturmerkmale des Freiwilligen Sozialen Jahres 
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Welche Veränderungen sind angezeigt, denkbar oder möglich? Es erscheint z.B. sinnvoll – 
dem Ziel der Attraktivitätssteigerung folgend – die Handlungsfelder der Freiwilligendienste 
etwa spiegelbildlich zu den gesellschaftlichen Tätigkeitsfeldern des Ehrenamts bzw. des bür-
gerschaftlichen Engagements auszubauen. Die Bereiche Denkmalschutz, Sport und Kultur 
werden aktuell erprobt bzw. in naher Zukunft erprobt werden. Auf der Grundlage dessen, was 

                                                           
16 Vgl. u.a. Finis Siegler 2000. 
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zurzeit als Positionspapiere, als Modellprojekte und Stellungnahmen vorliegt, lassen sich die 
konkreten Anforderungen an die zukünftige Entwicklung und Gestaltung von Freiwilligen-
diensten in den folgenden Punkten in analytischer Weise zusammenfassen: Freiwilligendienste 
sollten .... 
 
¾ sowohl junge Frauen als auch junge Männer in gleicher Weise Engagementmöglichkeiten 

bieten; 
¾ für junge Menschen in unterschiedlichen Lebensabschnitten und Lebenslagen sowie mit 

unterschiedlichen formalen Bildungsabschlüssen Angebote bereithalten; 
¾ Einsatzmöglichkeiten für junge Menschen mit unterschiedlicher Nationalität schaffen; 
¾ mehr Optionen im europäischen Ausland bereithalten, die Völkerverständigung, interkul-

turelles Lernen und Spracherwerb fördern; 
¾ durch ihre Strukturprinzipien eine breite Palette von jugendlichen Interessen und Bedürf-

nissen befriedigen können; 
¾ als Programme für besondere Zielgruppen (z.B. auf dem Arbeitsmarkt schwer vermittelba-

re Jugendliche) nutzbar gemacht werden können. 
 
Die Realisierung dieser Anforderungen zieht Veränderungen der aktuellen Strukturmerkmale 
der Freiwilligendienste nach sich (vgl. Abb. 3).17 Dabei sollten allerdings nicht alle Merkmale 
in Frage gestellt werden. Es muss ein Kern – einen inneren Kreis – von notwendigen Struktu-
ren über alle Varianten der Freiwilligendienste erhalten bleiben, aus dem sich einerseits Defini-
tionsmerkmale für Freiwilligendienste und andererseits Qualitätsstandards für Freiwilligen-
dienste ableiten lassen. Ich schlage vor: Von den aktuellen Strukturbedingungen der Freiwilli-
gendienste sollten auch in Zukunft beibehalten werden .... 
 
¾ der Umfang der Seminartage als Pflichtbestandteil; 
¾ die Voraussetzung, dass es sich um Hilfsdienste handelt, die »arbeitsplatzneutral« sind; 
¾ die Altersgrenzen (16-27 Jahre); 
¾ die bundesgesetzliche Regelung; 
¾ die Absicherung der Teilnehmer/innen durch die Sozialversicherungsbeiträge und 
¾ der Umfang von Betreuung und Anleitung und die spezifischen Funktionen der Träger-

struktur. 
 
 

                                                           
17 Wenn z.B. die Grenzen der Freiwilligendienste zu sehr ausgedehnt werden, die Überschnei-

dungsbereiche mit anderen Formen des Engagements bzw. von Arbeitseinsätzen zu groß 
werden, besteht die Gefahr, dass die Freiwilligendienste ihre Eigenständigkeit und damit 
auch ihre Besonderheit verlieren. Damit werden künstliche Konkurrenzsituationen zu beste-
henden vielfältigen Programmen und Aktivitäten geschaffen, die zwar einen Run auf subven-
tionierte Formen und eine Erfolgsphase der Freiwilligendienste auslösen könnten, die aber 
mit einer Austrocknung anderer existenzberechtigter Formen des Engagements gekoppelt 
sein könnte. 
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Abb. 2: Fixe und variable Strukturmerkmale von Freiwilligendiensten 
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Diese Festlegung von notwendigen Strukturmerkmalen von Freiwilligendiensten bedeutet: Die 
Freiwilligendienste sollten weiterhin als Lerndienste verstanden und entsprechend ausgestattet 
werden. Folgt man diesem Ziel, dann müssen entsprechend diejenigen Strukturbedingungen, 
die den Dienst als Bildungsangebot qualifizieren, in Zukunft unbedingt gewährleistet sein. Nur 
wenn die Freiwilligendienste auch praktisch als Lerndienste angeboten werden, sind sie auch 
weiterhin als eigenständige Option in dem Zwischenbereich zwischen formaler Ausbildung 
und bürgerschaftlichem Engagement anzusiedeln. Diese Ansprüche lassen sich als Qualitätsan-
forderungen an Einrichtungen und Träger formulieren und werden auch dafür verantwortlich 
sein, dass Freiwilligendienste nicht überall entstehen werden. 
 
Ich halte es in diesem Zusammenhang auch für wünschenswert, an dem Trägermodell prinzi-
piell festzuhalten. Es sollte eine Fachinstanz geben, die zwischen den politischen Interessen 
des Gemeinwesens und den betriebswirtschaftlichen Sachzwängen der Einsatzstellen steht. 
Diese Fachinstanzen wären für übergeordnete Vermittlung, Organisation sowie Werbung zu-
ständig und könnten über die Wege der pädagogischen Begleitung und der politischen Ein-
flussnahme auch als Anwälte für die Teilnehmer/innen der Programme auftreten. Diese Funk-
tionen können die Trägerorganisationen umso besser ausfüllen, je eigenständiger sie agieren 
können. Aus diesem Grunde erscheint es sinnvoll, die bislang vorhandenen Strukturen zu ü-
berdenken. Warum sollten nicht verbandsübergreifende Trägerstrukturen geschaffen werden 
können, die nicht in die Hierarchien von Großorganisationen eingebunden sind und auf diese 
Weise ihre Anwaltsfunktion einfacher wahrnehmen können? Warum sollten nicht auch Frei-
willigenagenturen bzw. deren Zusammenschlüsse – die augenblicklich vielfach um ihre finan-
zielle Basis bangen müssen – bestimmte Trägerfunktionen für Freiwilligendienste übernehmen 
können? 
 
Mit meinen einführenden Bemerkungen zu diesem Arbeitsforum habe ich einen weiten Bogen 
um das Zentrum Freiwilligendienste geschlagen – vom Pflegenotstand zum Bildungsprogramm 
und vom Zivildienst bis zu Freiwilligenagenturen. Ich hoffe, dieses Vorgehen hat weniger zur 
Verwirrung als vielmehr zur Fundierung der anschließenden Diskussion beigetragen. 
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Bernd Mones 
Landesjugendring Brandenburg 
 
 
Neue Handlungsfelder für Freiwilligendienste: 
 
 

- Jugendarbeit - 
 

Chancen 
 
Freiwilligendienste eröffnen jungen Menschen Möglichkeiten der Orientierung. 
Jugendarbeit ist vielfältig. Sie bietet jungen Menschen in offenen und teiloffenen Einrichtun-
gen, in Jugendverbänden und Vereinen z. B. :  
 
• Möglichkeiten der Freizeitgestaltung jenseits von Kommerz und Fremdbestimmung 
 
• Seminare zu Themen, die sie selbst bestimmen 
 
• Ferienaktivitäten, die von Jugendlichen für Jugendliche entwickelt und gestaltet werden 
 
 
Im Rahmen der Jugendarbeit gibt es eine Vielzahl von denkbaren Möglichkeiten, wo junge 
Freiwillige aus dem In-und Ausland, aus dem näheren oder weiteren Umfeld für einen längeren 
Zeitraum aktiv werden können. Grundsätzlich ist zu bedenken, dass Freiwillige keine „Re-
gelaufgaben“ wahrnehmen sollten, die in Konkurrenz zu Ehren- oder Hauptamtlichen stehen, 
sondern projektbezogene, zeitlich und inhaltlich überschaubare und abgeschlossene Aufgaben 
beinhalten. 
 
 
Im Folgenden 3 Beispiele: 
 
1. Renovierung, Restaurierung, Neugestaltung oder Bau eines Gruppenraumes/  

Jugendhauses 
 
Einrichtungen der Jugendarbeit, Jugendzentren, Jugendbildungsstätten, Ferienlager und 
vieles mehr werden idealerweise durch die potentiellen Nutzer geplant, gestaltet und wo 
möglich in Eigenleistung renoviert, ausgebaut, restauriert usw. Dies sind in der Regel län-
ger währende Projekte, die viel Kraft und einen langen Atem brauchen. Die Einbeziehung 
von Freiwilligen in die Durchführung solcher Projekte bietet den Trägern und Freiwilligen 
neue Möglichkeiten der Realisierung und aktiven Beteiligung. 
 

2. Begleitung von Jugendgruppen in Gedenkstätten 
 
In der Bundesrepublik gibt es eine Vielzahl von Projekten und Einrichtungen der Jugend-
arbeit, die sich um die Erkundung und Auseinandersetzung mit historischen Stätten aus der 
NS-Zeit bemühen. Viele dieser Stätten, die in der Regel im direkten Umfeld der Gruppen, 
Verbände, Einrichtungen liegen, sollen  auch anderen (Jugend-) Gruppen zugänglich ge-
macht werden. Für Freiwillige eröffnen sich hier Chancen, sich an der Realisierung sol-
cher Projekte zu beteiligen. Dies kann in einer sehr frühen Phase geschehen oder auch zum 
Inhalt haben, anderen Jugendlichen im Rahmen von Führungen, Arbeitseinsätzen und In-
foveranstaltungen den Zugang und die Auseinandersetzung zu ermöglichen.  
 

3. Workcamps vorbereiten und durchführen 
 
Workcamps werden von Vereinen, Jugendverbänden und anderen zu unterschiedlichsten 
Themen veranstaltet. Arbeitseinsätze zur Renovierung von Kirchengebäuden, archäologi-
sche Spurensuche, Freilegung von Gebäuden ehemaligen NS-Stätten etc. sind beispielhaft 
zu nennende Themen. Die Vorbereitung und Durchführung solcher Workcamps bietet 
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Freiwilligen Aufgaben in der Planung und Gestaltung, in der Öffentlichkeitsarbeit, in der 
Recherche über thematische Angebote, bis hin zur Aufgaben wie Versorgung und Unter-
kunft, die bei größeren Veranstaltungen dieser Art anfallen.  

 
 
Neue Handlungsfelder für Freiwilligendienste: 
 
 

- Jugendarbeit - 
 

Grenzen 
 
Ehrenamtlichkeit 
 
Jugendarbeit in Verbänden und Vereinen, aber auch in der offenen Arbeit, ist durch vielfältiges 
ehrenamtliches Engagement geprägt. Dieses Engagement ist Ausdruck der eigenen Interessen-
lagen von Jugendlichen und funktionierenden Beteiligungsformen in der Jugendarbeit. Die 
Möglichkeiten, die Freiwillige im Rahmen der Jugendarbeit haben, grenzen somit an die Tä-
tigkeiten, die von Ehrenamtlichen ausgeübt werden und dürfen nicht verdrängt werden. 
 
Professionalität 
 
Einige der Einrichtungen und Aufgabenfelder der Jugendarbeit bedürfen einer professionellen 
sozialpädagogischen Begleitung. Dies betrifft insbesondere die offene und teiloffene Jugendar-
beit und die Schulsozialarbeit, darüber hinaus teilweise in der Jugendbildungsarbeit. Der Ein-
satz von Freiwilligen in der Jugendarbeit findet daher auch seine Grenzen, wo in Abhängigkeit 
von der Aufgabenstellung Professionalität notwendig ist. Die Grenzen in der Jugendarbeit sind 
oft fließend, so dass es hier wesentlich darauf ankommt, klare Konzepte für die Freiwilligen-
dienste zu entwickeln, um Funktionalisierung, Verdrängung oder gar Überforderung auszu-
schließen. 
 
 
Neue Handlungsfelder für Freiwilligendienste: 
 
 

- Jugendarbeit - 
 

Rahmenbedingungen 
 
Unabhängigkeit vom Elternhaus 
 
Über die formalen Rahmenbedingungen, die versicherungstechnischen, rechtlichen und finan-
ziellen Aspekte wird an anderer Stelle auf dieser Tagung detailliert eingegangen. Ein Aspekt 
ist, und diesen möchte ich hier besonders betonen, die Frage der Unabhängigkeit von der fi-
nanziellen Unterstützung der Eltern. Das heißt, Freiwilligendienste sollten so gestaltet sein, 
dass es Jugendlichen aus Elternhäusern unterschiedlichster Budgets möglich ist, einen Freiwil-
ligendienst zu machen, wenn sie dies wollen. 
 
Möglichst geringe bürokratische Hemmnisse 
 
Ein weiterer Aspekt, der mir besonders wichtig erscheint, ist die schnelle und einfache Hand-
habung von Information  und Bewerbungsverfahren. Den Jugendlichen sollten durch Schule, 
Jugendamt, Arbeitsamt auf einfachem Wege die Möglichkeiten, einen Freiwilligendienst anzu-
treten, vorgestellt werden. Den Trägern, Vereine, Verbände, Einrichtungen oder Jugendringe 
sollten ohne aufwändige Verfahren z. B. über Kreisjugendämter  die Möglichkeit gegeben 
werden, Freiwillige in Projekten einzusetzen. 
 



 133  
 

Qualifizierte Begleitung 
 
Freiwilligendienste sind Zeiten, in denen Jugendliche auf der Suche sind. Die Ziele, die sich 
Jugendliche für ihren weiteren Berufs- und Lebensweg suchen, sind oft noch unklar. Zudem 
finden die Projekte und Aufgabenfelder oftmals in für die Freiwilligen fremden sozialen und 
strukturellen Zusammenhängen statt.  
 
Aus diesen Gründen ist im Projekt eine kontinuierliche und qualifizierte Begleitung nötig. 
Zudem sollten, wie in anderen Freiwilligendiensten bereits praktiziert, begleitende Seminare 
stattfinden, die das eigene Erleben reflektieren helfen und für die Freiwilligen eine möglichst 
nachhaltige Orientierung sichern. 
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Peter Fialka 
Paritätischer Wohlfahrtsverband 
 
 
”Visionen, Chancen, Grenzen und Rahmenbedingungen neuer Handlungsfelder im Bereich 
der Freiwilligendienste” 
 
Statements zum Handlungsfeld „Soziales” 
 
 
A)  Vorbemerkung 
 
Freiwilligendienste haben eine lange Tradition. Bislang wurden sie vor allem für Jugendliche 
geschaffen und weiterentwickelt. Als Maßnahmen der Jugendhilfe wurden sie dabei als Bil-
dungsjahre ausgestaltet und haben dadurch - wie z.B. das FSJ und das FÖJ - einen besonderer 
jugendpolitischen Stellenwert. Durch ihre vielfältigen Zielsetzungen und Wirkungen haben sie 
aber auch einen zentralen Stellenwert für die Gesellschaft. 
 
Verschiedene Entwicklungen haben bereits in den letzten Jahren ein verstärktes Interesse an 
diesen Diensten geweckt. Durch aktuelle gesellschaftspolitische Veränderungen sind sie erneut 
in den Mittelpunkt des öffentlichen Interesses gerückt, so z.B. durch: 
 
- die Diskussion über die Bürgergesellschaft und die Ausweitung der Möglichkeiten zum 

bürgerschaftlichen Engagement, 
- Bestrebungen für einen Umbau des Sozialstaates und die Stärkung von Selbsthilfe und 

freiwilligem Engagement, 
- die zunehmende Bedeutung von Freiwilligendiensten für ein Zusammenwachsen der Län-

der in Europa und die Verbesserung internationaler Beziehungen, 
- die Diskussion über die Abschaffung von Wehrpflicht und Zivildienst und den 
- Ersatz von Pflichtdiensten durch Freiwilligendienste. 
 
Alle diese Entwicklungen führen auch zu Bestrebungen für eine Weiterentwicklung und um-
fassende Ausweitung der bestehenden Freiwilligendienste. Entsprechend den unterschiedlichen 
Interessenlagen werden dabei aber auch unterschiedliche Zielsetzungen und Schwerpunkte 
verfolgt. So wird z.B. eine Ausweitung der Zielgruppen, der Einsatzbereiche und der Zahl der 
Plätze angestrebt, aber auch nach neuen Formen dieser Dienste bezüglich der Dauer, der Be-
gleitung und der Leistungen gesucht. Derzeit gibt es auch Bestrebungen zur Schaffung eines 
neuen gesetzlichen Rahmens für diese Dienste. 
 
In diesem Geflecht von Interessen und Bestrebungen dürfen die Anliegen der Jugendlichen 
selbst nicht außer Acht geraten. In diesem Beitrag sollen deshalb die für eine Weiterentwick-
lung der Freiwilligendienste aus Sicht der Jugendlichen wichtigen Aspekte dargestellt werden. 
 
Als Freiwilliges Soziales Jahr gibt es das Handlungsfeld ”Soziales” bereits seit vielen Jahren 
als Einsatzfeld für Freiwilligendienste. Als neues Handlungsfeld für Freiwilligendienste wurde 
vor einigen Jahren der ökologische Bereich einbezogen, im letzten Jahr der Sozialraum von 
Jugendlichen im Rahmen des Freiwilligen Sozialen Trainingsjahres. Derzeit gibt es Bestrebun-
gen auch die Bereiche Sport und Kultur als neue Handlungsfelder zu erschließen. In diesem 
Beitrag sollen nicht nur neue Ansätze in dem Handlungsfeld ”Soziales” dargestellt werden, 
sondern die Erweiterung der Einsatzfelder der Freiwilligendienste, der Einbezug neuer Hand-
lungsfelder soll zugleich als eine notwendige Weiterentwicklung des Freiwilligen Sozialen 
Jahres beschrieben werden. 
 
 
B)  Visionen und Chancen 
 
Für eine Ausweitung und Weiterentwicklung von Freiwilligendiensten aus Sicht der Jugendli-
chen sind vor allem folgende Aspekte wesentlich: 
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1.  Einbezug und Integration aller Jugendlichen 
 
In die Freiwilligendienste sind grundsätzlich alle Jugendlichen unabhängig von ihrer sozialen 
Herkunft oder ihrem Bildungsabschluss einzubeziehen. 
 
Neben den bislang überwiegend deutschen Abiturienten/innen und Realschüler/innen sind 
deshalb insbesondere jüngere (ab Vollzeitschulpflicht), ausländische, benachteiligte, behinderte 
und männliche Jugendliche verstärkt zu berücksichtigen. 
 
Alle Jugendlichen, die einen Freiwilligendienst ableisten wollen, sollen einen geeigneten Platz 
angeboten bekommen. 
 
In den Freiwilligendiensten soll die Teilnahme von unterschiedlichen Gruppen von Jugendli-
chen ermöglicht werden. Diese Dienste sollen dadurch zum kommunikativen und integrativen 
Dienst und damit zu einem ”sozialen” Lernfeld gestaltet werden. 
 
 
2.  Ausweitung der Einsatzbereiche auf alle wichtigen Lebensbereiche 
 
Alle Projekte, die ein gemeinwohlorientiertes Ziel verfolgen, sollen als Einsatzstellen für Frei-
willigendienste möglich werden. Die Handlungsfelder sind dabei auf alle wichtigen Lebensbe-
reiche auszuweiten. 
 
Neben den bislang überwiegend stationären Einsatzplätzen in der Alten-, Behinderten- und 
Gesundheitshilfe im sozialen Jahr und den Einsatzplätzen im ökologischen Jahr sind vor allem 
auch folgende Bereiche zu öffnen: 
 
- Kinder- und Jugendhilfe, 
- Schule, Bildung,  
- Ausbildung, Arbeit,  
- Freizeit, Sport, 
- Kultur, Geschichte, Denkmalpflege, 
- Medien, Politik/Sozialpolitik. 
 
In diesen Einsatzbereichen werden nur Tätigkeiten einbezogen, die mit sozialen Aspekten 
verknüpft sind. Diese Tätigkeiten beziehen sich ausschließlich auf gesellschaftlich notwendige 
Aufgaben oder Angebote für bedürftige Personengruppen. Diese Ausweitung der Einsatzfelder 
sollte deshalb nicht neben dem Freiwilligen Sozialen Jahr sondern in dem Handlungsfeld ”So-
ziales” erfolgen. Geeignete Einsatzstellen können verstärkt in sozialen Initiativen und Selbst-
hilfegruppen erschlossen werden. 
 
Durch interessante Wahlmöglichkeiten sollen möglichst viele Jugendliche zum Engagement 
angeregt werden. In die verschiedenen Einsatzbereiche sollen dabei alle Jugendlichen einbezo-
gen und spezielle Dienste nur für bestimmte Jugendliche vermieden werden. 
 
In diesen Projekten soll die Eigeninitiative der Jugendlichen durch Aufgreifen ihrer Interessen 
und Bedürfnisse und Verdeutlichung von Bezügen zu den Anliegen sozialer Initiativen geför-
dert werden.  
Jugendliche sollen auch gezielt bei der Entwicklung und Umsetzung eigener Projekte unter-
stützt werden. 
 
Die Einsatzbereiche und Tätigkeiten sollen auch vorrangig in der jeweiligen konkreten Le-
benswelt der Jugendlichen angesiedelt werden, d.h. sich auf ihren ”Sozialraum”, ihren Stadtteil 
oder ihre ländliche Region beziehen oder in dort bestehende Netzwerke eingebunden werden. 
Den Jugendlichen soll dadurch ein Einblick in gesellschaftliche und soziale Zusammenhänge 
und politische Entscheidungsprozesse gegeben und damit die Möglichkeit zur aktiven Mitges-
taltung ihrer Umwelt eröffnet werden. Freiwilligendienste können dadurch verstärkt zu einem 
Lernort für Partizipation ausgestaltet werden. 
 
 



 137  
 

3.  Umsetzung im Ausland und Austausch 
 
Das Interesse von Jugendlichen an einem Freiwilligendienst im Ausland ist sehr groß, ca. 85 % 
der Anfragen von Jugendlichen nach Plätzen in Freiwilligendiensten bezieht sich auf das Aus-
land. Für die Jugendlichen stellen die neuen Erfahrungen in diesen Diensten einen besonderen 
Anreiz und das eigenständige „Zurechtkommen-Müssen” in einer ”fremden” Umgebung eine 
besondere Herausforderung dar. 
 
Die Bedeutung dieser Dienste z.B. für die Persönlichkeitsentwicklung, den Spracherwerb, die 
interkulturelle Kompetenz, aber auch für die beruflichen Perspektiven von Jugendlichen wird 
in den letzten Jahren zunehmend erkannt. Bislang stehen aber nur sehr wenige dieser Plätze zur 
Verfügung. 
 
Entsprechend der großen Nachfrage sollte die Zahl dieser Plätze deutlich ausgeweitet werden. 
Dazu ist vor allem eine Klärung der Finanzierung dieser Dienste, wie z.B. die Übernahme der 
Kosten für die Sozialversicherung, erforderlich. 
 
Aber auch umgekehrt sollen verstärkt ausländische Jugendliche, auch aus Ländern außerhalb 
der EU, einbezogen werden. Dazu sind vor allem die rechtlichen Rahmenbedingungen zu 
verbessern und z.B. die derzeit noch bestehenden aufenthalts- und arbeitsrechtlichen Probleme 
zu klären. 
 
Freiwilligendienste können verstärkt zu einem „interkulturellen” Lernort ausgestaltet werden 
und dadurch einen besonderen Beitrag zum Zusammenwachsen der Länder in Europa und zur 
Verbesserung der internationalen Beziehungen leisten. 
 
 
4.  Erweiterung der Zielsetzungen und Ermöglichung neuer Lernorte 
 
Freiwilligendienste stellen bislang einen bewährten Lernort zur Persönlichkeitsentwicklung, 
zum Erwerb praktischer Erfahrungen und sozialer Schlüsselqualifikationen und zur beruflichen 
Orientierung in sozialen Berufen dar. 
 
Freiwilligendienste, die sich künftig verstärkt an den Bedürfnissen und Interessen der Jugend-
lichen orientieren, können aber auch für weitere Lernprozesse geöffnet werden und damit un-
terschiedliche Zielsetzungen ermöglichen. 
 
So wird z. B. eine Weiterentwicklung möglich auch zu einem: 
 
- Lernort für jüngere, benachteiligte, behinderte und männliche Jugendliche, 
- „sozialen” Lernort durch den Einbezug und durch das Miteinander von unterschiedlichen 

Gruppen von Jugendlichen („Jugend hilft Jugend”), 
- „interkulturellen” Lernort durch verstärkten Einbezug von ausländischen Jugendlichen, 
- Lernort, in dem die unterschiedlichsten gesellschaftlichen und eigenen Anliegen aufgegrif-

fen werden können, 
- Lernort für Eigeninitiative und eigene Projekte, 
- Lernort zur Gestaltung der eigenen Lebensumwelt (z. B. durch Sozialraumbezug und Ein-

bettung in Netzwerke) und damit zur Partizipation. 
 
Die gemeinsame Teilnahme von unterschiedlichen Gruppen von Jugendlichen an Freiwilligen-
diensten soll zum kommunikativen und integrativen Dienst und damit zu einem sozialen und 
interkulturellen Lernfeld gestaltet werden. Der Ansatz ”Jugend hilft Jugend” soll stärker einbe-
zogen und so weiterentwickelt werden, dass alle Jugendlichen auch voneinander lernen kön-
nen. 
 
Dabei ist zu gewährleisten, dass sich die Jugendlichen über die verschiedenen Möglichkeiten 
dieser Dienste informieren, sie Erfahrungen austauschen und sich gegenseitig Anregungen 
geben können. Dadurch können den Jugendlichen weitere Möglichkeiten und Chancen dieser 
unterschiedlichen Lernorte erschlossen und eröffnet werden. 
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Freiwilligendienste können unter diesen Aspekten zu einem neuen Lernfeld zwischen Schule 
und Ausbildung/Beruf bzw. in Lebensphasenübergängen ausgestaltet werden. Damit kann auch 
ein wichtiger Beitrag zur Gestaltung einer demokratischen Gesellschaft geleistet werden. 
 
 
5.  Flexibilisierung der Dauer und Verknüpfung der Lernorte 
 
Zur Erreichung der Zielsetzungen und Ermöglichung der unterschiedlichen Lernorte ist für die 
jeweiligen Freiwilligendienste eine Mindestdauer von 6 Monaten erforderlich, in der Regel 
sollten diese Dienste 12 Monate dauern. 
 
Die derzeit diskutierte Möglichkeit zur Verlängerung um weitere 6 Monate ist zu begrüßen, es 
ist aber vorrangig zu gewährleisten, dass jeder Jugendlicher, der einen Freiwilligendienst 12 
Monate ableisten will, auch einen geeigneten Platz erhält. 
 
Entsprechend den unterschiedlichen Interessen und Bedürfnissen der Jugendlichen kann eine 
Ableistung von Freiwilligendiensten verstärkt auch in verschiedenen Bereichen mit mindestens 
6 Monaten Dauer eröffnet und damit die Verfolgung unterschiedlicher Zielsetzungen und die 
Erfahrung verschiedener Lernorte ermöglicht werden. 
 
So sind verschiedene Verknüpfungen der Lernorte möglich, wie z.B. zeitlich aufeinander fol-
gende Projekte in verschiedenen Bereichen (sozialer, ökologischer und kultureller Bereich) 
oder in dem gleichen Bereich mit unterschiedlichen Schwerpunkten (sozialer Dienst, anschlie-
ßend sozialpolitisches oder bzw. und eigenes soziales Projekt). Die Jugendlichen können dabei 
Stufen der Entwicklung durchlaufen von der Persönlichkeitsentwicklung, zum Aufgreifen 
eigener Anliegen bis zur Gestaltung der eigenen Lebensumwelt. 
 
Mit kürzeren Abschnitten als 6 Monate können die Zielsetzungen der Freiwilligendienste nur 
sehr schwer erreicht werden. Mehrere kurze Abschnitte mit Unterbrechungen oder in Folge 
bedeuten auch einen wesentlich höheren Aufwand an Organisation, Verwaltung und Beglei-
tung. Kürzere Möglichkeiten des Engagements werden z.B. in dem Bereich des Ehrenamts 
angeboten und können über eine verstärkte Kooperation mit Freiwilligenbörsen erschlossen 
werden. 
 
 
C)  Grenzen einer Ausweitung 
 
Mit den unter B) kurz dargestellten Aspekten kann zunächst nur die grobe Richtung für eine 
Weiterentwicklung und Ausweitung von Freiwilligendiensten beschrieben werden. Diese Rich-
tung soll verdeutlicht werden durch die ebenfalls hier nur kurze Benennung von grundsätzli-
chen Aspekten, die auch die Grenzen aufzeigen:  
 
1.  Freiwilligendienste müssen freiwillig geleistet werden 
 
Jugendliche müssen für diese Dienste motiviert werden. Für sie müssen auch immer Alternati-
ven vorhanden sein, insbesondere zur beruflichen Integration und vor allem bei der Entschei-
dung für eine Verlängerung um weitere 6 Monate. 
 
Mit diesen Diensten können keine Pflicht- und Regelaufgaben wahrgenommen werden. 
 
 
2.  Abgrenzung zu Pflichtdiensten 
 
Die strikte Trennung von Freiwilligen- und Pflichtdiensten ist beizubehalten. 
 
Freiwilligendienste können als Ersatz für den Zivildienst nur auf der gesetzlichen Grundlage 
und unter den Rahmenbedingungen der Freiwilligendienste geleistet werden. Dabei darf es 
auch keine Ungleichbehandlung und Verdrängung z.B. von jungen Frauen durch unterschiedli-
che Förderbedingungen geben. 
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3.  Arbeitsmarktneutralität 
 
Freiwilligendienste dürfen keine hauptamtlichen Kräften verdrängen. Mit ihnen können des-
halb nur zusätzliche Tätigkeiten aufgegriffen werden. 
 
Der Abbau von Arbeitslosigkeit kann ebenfalls nicht durch Freiwilligendienste, sondern muss 
durch arbeitsmarktpolitische Programme unterstützt werden. 
 
 
4.  Abgrenzung zu Maßnahmen der beruflichen Qualifizierung 
 
Ein verstärkter Einbezug von Angeboten zur beruflichen Orientierung ist zu unterstützen. Die 
erworbenen Kenntnisse und Fähigkeiten können dabei auch - wie derzeit vorgesehen - durch 
Zertifizierung aufgewertet werden. 
 
Aber auch künftig ist eine deutliche Abgrenzung zu Maßnahmen der beruflichen Qualifizie-
rung und Integration erforderlich. Unter diesem Aspekt ist die Zuordnung des Freiwilligen 
Sozialen Trainingsjahres zu den Freiwilligendiensten zu überprüfen. 
 
 
5.  Abgrenzung zu ehrenamtlicher Tätigkeit 
 
Auch die unterschiedlichen Möglichkeiten des Engagements sollten weiterhin auseinanderge-
halten werden. Die derzeit möglichen Formen des Engagements unterscheiden sich hinsichtlich 
der Altersgruppen, der Dauer, der begleitenden Bildungsangebote, des gesetzlichen Rahmens 
und der Leistungen. Kurzfristige Möglichkeiten werden im Bereich des ehrenamtlichen Enga-
gements angeboten und können verstärkt z.B. durch Kooperation mit Freiwilligenbörsen eröff-
net werden. 
 
 
6.  Demographische Entwicklung 
 
Durch den zu erwartenden Rückgang der Zahl von Jugendlichen ergeben sich Grenzen für eine 
Ausweitung von Freiwilligendiensten für diese Gruppe. Aber auch der zu erwartende Rück-
gang der Zahl von Erwerbsfähigen wird sich hier auswirken. Vor diesem Hintergrund sind 
Überlegungen zur Schaffung bzw. Öffnung von Freiwilligendiensten auch für andere Perso-
nengruppen notwendig. 
 
 
D)  Rahmenbedingungen zur Umsetzung 
 
Zur Umsetzung der angestrebten Weiterentwicklung und Ausweitung von Freiwilligendiensten 
sind verschiedene Voraussetzungen und Rahmenbedingungen erforderlich, die wichtigsten 
werden hier kurz dargestellt. 
 
 
1.  Begleitende Betreuung und Bildungsarbeit 
 
Da die Teilnehmer/innen den praktischen Einsatz in den Einsatzstellen überwiegend alleine 
leisten, kommt der begleitenden Bildungsarbeit eine besondere Bedeutung zur Gestaltung der 
Rahmenbedingungen für diese unterschiedlichen Lernfelder zu. 
 
Zur Erreichung der dargestellten Zielsetzungen werden geeignete Angebote einer pädagogi-
schen Begleitung erforderlich. Die derzeitigen Ansätze sind insbesondere unter den folgenden 
Aspekten weiterzuentwickeln: 
 
- zielgruppenspezifische und -übergreifende bzw. integrierende Ansätze der Begleitung, 
- zusätzliche Angebote der Begleitung vor allem für benachteiligte, behinderte und auslän-

dische Freiwillige, z.B. durch den Einsatz von zusätzlichen „Mentor/innen” (hier sollten 
auch die Erfahrungen aus dem EVS und FST einbezogen werden), 
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- Unterstützung von interkulturellen Lernprozessen, 
- tätigkeitsfeldbezogene Ansätze der Begleitung, 
- verstärkt erfahrungs- und lebensweltorientierte Ansätze und prozessorientiertes Lernen,  
- verstärkt Prozesse der Selbstbildung, Unterstützung zu Eigeninitiative und Ausgestaltung 

zu einem selbstbestimmten und selbstorganisierten Lernfeld, 
- Ansätze, die eine Flexibilisierung der Dauer und eine Verknüpfung verschiedener Lernfel-

der ermöglichen. 
 
Freiwilligendienste sollen vor allem unter diesen Aspekten auch künftig verstärkt als Bildungs-
jahre weiterentwickelt werden. Dazu sind 25 Bildungstage bezogen auf einen Gesamtzeitraum 
von 12 Monaten weiterhin erforderlich. 
 
Zur Weiterentwicklung der Freiwilligendienste ist auch die Durchführung und Finanzierung 
von Modellvorhaben erforderlich, in denen die Ansätze einer pädagogischen Begleitung ent-
sprechend weiterentwickelt und an die gestiegenen Anforderungen angepasst werden. 
 
 
2.  Träger als „neutrale Institution” 
 
Aufgrund der teilweise unterschiedlichen Interessenlagen von Teilnehmer/innen und Einsatz-
stellen wird eine “neutrale Instanz” mit umfassender Beratungskompetenz in einem ”Dreiecks-
verhältnis” aber auch mit einer Anwaltsfunktion für die Jugendlichen erforderlich. Diese 
schwierige Funktion wird von den Trägern der Freiwilligendienste ausgefüllt. Zu deren Aufga-
ben gehören u.a.:  
 
- Gewährleistung des Einbezugs aller Jugendlichen, 
- Gewährleistung der Auswahl aus einem möglichst breiten Angebot von Einsatzstellen, 

Vermittlung geeigneter Einsatzstellen auch im Ausland, 
- Gewährleistung der Rahmenbedingungen und Ausgestaltung der Bildungsarbeit, 
- Beratung und Vermittlung in Konfliktfällen, 
- Beratung bei der Entwicklung und Unterstützung bei der Umsetzung eigener Projekte, 
- Ermöglichung der Erfahrung verschiedener Lernorte. 
 
Bei einer Ausweitung der Freiwilligendienste können weitere Träger einbezogen werden. Zur 
Anerkennung dieser Träger sind Kriterien festzulegen. 
 
 
3.  Verbesserung der gesetzlichen Rahmenbedingungen 
 
Zur Ausweitung und Weiterentwicklung der Freiwilligendienste unter den dargestellten Aspek-
ten ist eine grundlegende Verbesserung der gesetzlichen Rahmenbedingungen vor allem unter 
folgenden Aspekten erforderlich: 
 
- verstärkter Einbezug von jüngeren und ausländischen Jugendlichen, 
- verstärkter Einbezug von männlichen Teilnehmern, 
- Ausweitung der Einsatzbereiche auf alle wichtigen gesellschaftlichen Bereiche, 
- Umsetzung von Freiwilligendiensten im Ausland, 
- Übernahme der Kosten für die Sozialversicherung für alle Freiwilligen durch den Staat. 
 
Das bestehende FSJ/FÖJ-Gesetz stellt für die erforderliche Verbesserung der gesetzlichen 
Rahmenbedingungen eine geeignete Grundlage dar. Auch die erforderliche Ausweitung der 
Handlungsfelder sollte in diesen gesetzlichen Rahmen einbezogen werden.  
 
Die derzeitigen Überlegungen zur Novellierung sind überwiegend zu begrüßen, grundsätzlicher 
Diskussionsbedarf besteht zu folgenden Bereichen: 
 
- zu den Regelungen für das Ausland,  
- zur Flexibilisierung der Dauer (ab 3 Monate),  
- zu dem vorgesehenen Einbezug von Zivildienstleistenden und der damit verbundenen 

Ungleichbehandlung von Freiwilligen. 
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Auch die Frage der Finanzierung dieser Dienste ist hier noch völlig offen. 
 
 
4.  Leistungen und Finanzierung 
 
Alle Jugendlichen müssen sich einen Freiwilligendienst “leisten” können, insofern sind die 
erforderlichen Kosten für Taschengeld, Unterkunft, Verpflegung, Sozialversicherung und pä-
dagogische Begleitung aufzubringen. 
 
Für eine Ausweitung der Freiwilligendiensten sind zusätzliche Mittel erforderlich. Die Finan-
zierung von Freiwilligendiensten ist dabei als eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe anzuge-
hen. Bund, Länder und Kommunen haben die Finanzierung gemeinsam zu gewährleisten unter 
Einbezug von Mitteln der EU, der Wirtschaft, aus Stiftungen, usw. 
 
Nicht alle Einsatzstellen können die gesamten Kosten für Freiwillige aufbringen. Auch zur 
Ausweitung der Einsatzfelder ist eine Entlastung dringend erforderlich.  
 
Da Freiwilligendienste einen Dienst für die Gemeinschaft darstellen, sollten deshalb vom Staat 
die Kosten für die Sozialversicherung übernommen werden. 
 
Entsprechend den gestiegenen Anforderungen an die pädagogische Begleitung und für die 
vorgesehene Ausweitung ist eine deutliche Ausweitung der Fördermittel des Kinder- und Ju-
gendplanes des Bundes auch zur Anhebung der Förderpauschale erforderlich. 
 
Freiwerdende Mittel aus dem Bereich des Zivildienstes können für eine Ausweitung der Frei-
willigendienste zur Verfügung gestellt werden, dies darf jedoch zu keiner Ungleichbehandlung 
von Freiwilligen führen. 
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Forum “Neue Bonifizierung” 
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Hartmut Brombach 
Internationaler Bund (IB) 
 
 
Wie können die Freiwilligendienste von morgen aussehen ? 
 
-  Eckpunkte der Freien Trägergruppe1 zur Ausweitung und Weiterentwicklung von 

Freiwilligendiensten für junge Menschen –  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Derzeit gibt es verschiedene Bestrebungen zur umfassenden Ausweitung und Weiterentwick-
lung von Freiwilligendiensten und zur Schaffung eines neuen gesetzlichen Rahmens für diese 
Dienste. 
 
Die in der Freien Trägergruppe zusammengeschlossenen Träger des Freiwilligen Sozialen 
Jahres (FSJ) wollen sich mit der Vorlage dieser Eckpunkte an der Diskussion beteiligen. 
 
 
1.  Der gesellschaftliche Stellenwert von Freiwilligendiensten 
 
Die momentane Diskussion über Freiwilligendienste weist mehrere Bezugspunkte auf, die im 
folgenden kurz beleuchtet werden sollen. 
 
Am weitestgehenden ist der Rekurs auf die „Bürgergesellschaft“, einem auf dem Hintergrund 
der anglo-amerikanischen politischen Kultur entstandenen gesellschaftstheoretischen Ansatz, 
der seit einigen Jahren in Europa und damit auch in Deutschland bemüht wird. Im Gegensatz 
zu einem, dem traditionellen Sozialstaat zugeschriebenen, staatsfixierten Sicherheits- und Ver-
sorgungsdenken sollen alle Bürger (ohne Ansehen von „Stand und Klasse“) insbesondere in 
Fragen der sozialen Sicherung, „mehr Eigenverantwortung“ zeigen und ihre sozialen Zusam-
menhänge selbst organisieren. 
 
In diesem Zusammenhang spielen Freiwilligendienste insofern eine bedeutende Rolle, als sie 
im Konzept der „Bürgergesellschaft“ zahlreiche Aufgaben übernehmen oder zumindest ergän-
zen können, die bislang von staatlichen oder quasi-staatlichen Organisationen wahrgenommen 
wurden. Die Vertreter dieses Ansatzes weisen den Freiwilligendiensten folglich eine zentrale 
Stellung in der „Bürgergesellschaft“ zu und können sich auf eine große Bereitschaft zu ehren-
amtlichem Engagement in der Bevölkerung berufen. 
 

                                                           
1 Die Freie Trägergruppe ist der Zusammenschluss des Internationalen Bundes (IB), des Pari-

tätischen Wohlfahrtsverbandes und des Deutschen Roten Kreuzes (DRK) im Rahmen der Ju-
gendsozialarbeit und der Freiwilligendienste. 

WIE KÖNNEN DIE FREIWILLIGENDIENSTE VON MORGEN AUSSEHEN ? ...........
- ECKPUNKTE DER FREIEN TRÄGERGRUPPE ZUR AUSWEITUNG UND WEITERENTWICKLUNG VON 
FREIWILLIGENDIENSTEN FÜR JUNGE MENSCHEN -........................................................................

 
1. Der gesellschaftliche Stellenwert von Freiwilligendiensten........................................
2. Zum Begriff der Freiwilligendienste ............................................................................
3. Einbezug aller jungen Menschen.................................................................................
4. Ausweitung der Einsatzbereiche auf alle wichtigen Lebensbereiche .........................
5. Freiwilligendienste im Ausland / Entsendegesetz........................................................
6. Erweiterung der Zielsetzungen.....................................................................................
7. Flexibilisierung der Dauer ...........................................................................................
8. Trägerprinzip und Einsatzstellen .................................................................................
9. Professionelle Begleitung und Bildungsarbeit ............................................................
10. Leistungen und Finanzierung ....................................................................................
11. Schaffung bzw. Öffnung von Freiwilligendiensten auch für andere 
      Personengruppen ........................................................................................................
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Eng mit diesem Ansatz verknüpft ist die, in der praktischen Politik bereits seit Beginn der 80er 
Jahre des vergangenen Jahrhunderts relevante Forderung nach einem „Umbau des Sozial-
staats“. Neben dem ganz offen propagierten Ziel der Kostenreduzierung im Sozialbereich 
spielen dabei auch kritische Betrachtungen eine Rolle, die von einer „Rückgewinnung der 
Selbstbestimmung von anonymen Apparaten“ (durch Selbsthilfe, Selbstorganisation etc.) spre-
chen. 
 
Obwohl auf direkte Nachfrage immer verneint, sollen hierbei die Freiwilligendienste auch zur 
Kostenreduzierung herangezogen werden. Gleichzeitig wird jedoch die Bedeutung nicht-
erwerbsmäßiger Tätigkeit in einer freiheitlichen Demokratie hervorgehoben, die den Einfluss 
des Staates auf seine Bürger weitestgehend zurückdrängen will, um ihnen selbst die Gestaltung 
ihres sozialen Lebens zu überlassen. 
 
Die Vermittlung von sozialen Kompetenzen und Schlüsselqualifikationen kommt in den 
traditionell Erziehungs- und Bildungsinstanzen wie Familie und Schule oft zu kurz oder wird 
dort nicht im gewünschten Maße geleistet. Im Gegensatz dazu nimmt ihre Bedeutung für die 
berufliche und soziale Integration junger Menschen aber ständig zu. 
 
Bei der Kompensation dieser Defizite leisten Freiwilligendienste einen wichtigen Beitrag. 
Durch die Möglichkeit, Probleme bei der Integration die Berufswelt erstmals mit pädagogi-
scher Begleitung zu erfahren. können Enttäuschungen und Widerstände besser verarbeitet und 
zukünftig (im „Ernstfall“) vermieden werden. 
 
Aktualität gewann die Diskussion um Freiwilligendienste durch die Verkürzung und den mög-
licherweise bald zu erwartenden Wegfall des Zivildienstes. Auch wenn die Zahl der Freiwilli-
gen zur Zeit lediglich etwa 25 % der Zivildienstleistenden ausmacht, so erhofft man sich doch 
eine wenigstens teilweise Schließung der entstehenden Versorgungslücke, insbesondere im 
Pflegesektor. So werden anerkannte Kriegsdienstverweigerer zukünftig möglicherweise anstel-
le des Zivildienstes ein Freiwilliges Soziales Jahr abzuleisten können.  
 
Vor dem Hintergrund des europäischen Einigungsprozesses stimmt die Tendenz hoffnungsvoll, 
dass immer mehr junge Menschen einen Freiwilligendienst im Ausland absolvieren möchten. 
Auch wenn dies nach wie vor eine Minderheit ist, gemessen an der Gesamtzahl eines Jahr-
gangs, und wenn die Zahl der zur Verfügung stehenden Plätze in den besonders nachgefragten 
westeuropäischen Nachbarstaaten aufgrund anderer Sozial- und Bildungssysteme im Vergleich 
zu den Interessentenzahlen immer noch viel zu gering ist, so wird hier doch ein eigenständiger 
Beitrag zum Zusammenwachsen Europas durch interkulturelles Lernen geleistet.  
 
 
2.  Zum Begriff der Freiwilligendienste 
 
Freiwillige Tätigkeiten sind dadurch gekennzeichnet, dass sie 
 
� frei und bewusst unter verschiedenen Alternativen gewählt sind (die auch ein „Nichts 

tun“ einschließen), 
� nicht erwerbsmäßig geleistet werden (Abgrenzung zu Erwerbs- und Haushaltsarbeit) und  
� nicht sozialpolitisch zwingend sind (Unterschied zu Pflichtdiensten). 
 
Im Unterschied 
 
• zum klassischen Ehrenamt (organisierte, unentgeltliche Mitarbeit in einem festen organi-

satorischen Rahmen und hohe Identifikation mit den Organisationszielen), 
• zur Selbsthilfe (gekennzeichnet durch Expertenkritik, Selbstorganisation, Wertepluralis-

mus), 
• zum bürgerschaftlichen Engagement (Gemeinwohlorientierung qua Selbstverpflichtung 

entsprechend dem kommunitaristischen Ansatz) und 
• zur „Bürgerarbeit“( U.Beck: „Tätigkeit jenseits von Haus- und Lohnarbeit“) beschreibt 

Rauschenbach 
• Freiwilligenarbeit als „modernes, schwach institutionalisiertes, kaum wertgebundenes und 

eher milieuunabhängiges Engagement individualisierter, freier, spontaner Menschen, ... 
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die... pragmatisch aus Lust und Laune, aus Gründen der Selbstverpflichtung, aus Kontakt- 
oder aus Selbstverwirklichungsgründen etwas tun möchten, als Hilfe auf Gegenseitigkeit, 
für sich und für andere, in einer Gruppe oder alleine.“ 

 
Für die Freiwilligendienste treffen fast alle Kriterien der Freiwilligenarbeit zu. Im Unterschied 
dazu ist der „Dienst“ jedoch durch ein höheres Maß an Verbindlichkeit in einem klaren institu-
tionellen Rahmen (Trägerprinzip, gesetzliche Regelung) gekennzeichnet. Freiwillig ist die 
Entscheidung für oder gegen den Dienst. Eine einmal getroffene Entscheidung dafür schließt 
die Bereitschaft zur Akzeptanz bestehender Hierarchien und daraus folgender Konsequenzen 
ein. Solange die Entscheidung für einen Freiwilligendienst aufrechterhalten (und nicht durch 
vorzeitige Kündigung beendet) wird, kann der/die Freiwillige bestehende Strukturen nicht nach 
eigenem Belieben verändern. „Freiwillig heißt nicht beliebig.“2 
 
 
3.  Einbezug aller jungen Menschen 
 
Grundsätzlich alle jungen Menschen, aus allen sozialen Schichten, unabhängig von ihren Bil-
dungsabschlüssen, die die Vollzeitschulpflicht erfüllt, aber noch nicht das 27. Lebensjahr voll-
endet haben, müssen die Chance erhalten, einen Freiwilligendienst zu leisten. Insbesondere der 
Anteil von: 
 
-  jüngeren  
-  männlichen,  
-  ausländischen (auch aus Ländern außerhalb der EU),  
- sozial benachteiligten und behinderten jungen Menschen 
 
soll erhöht werden. 
 
Alle junge Menschen, die einen Freiwilligendienst leisten wollen, sollen auch einen geeigneten 
Platz angeboten bekommen. 
 
Diese Dienste sind von den Interessen und Bedürfnissen der jungen Menschen her zu gestalten 
und auszustatten. 
 
Für den einzelnen jungen Menschen soll die Teilnahme an einem Freiwilligendiensten gemein-
sam mit anderen jungen Menschen zum kommunikativen, sozialen, interkulturellen und inte-
grativen Lernfeld werden. 
 
 
4.  Ausweitung der Einsatzbereiche auf alle wichtigen Lebensbereiche 
 
Die Einsatzbereiche sind auf alle Bereiche gemeinwohlorientierter Arbeit auszuweiten. Neben 
dem sozialen und ökologischen Bereich sind vor allem auch folgende Bereiche zu öffnen: 
 
-  Schule und Bildung, 
-  Geschichte (Denkmalpflege, usw.), Kultur (Literatur, Musik, Film, Theater, usw.), Sport, 

Medien und Verkehr,  
-  Politik/Sozialpolitik: Gesundheit, Ernährung, Kleidung, Wohnen, usw.. 
 
Der Einbezug neuer Einsatzbereiche ändert nichts an dem Grundsatz, dass Freiwillige aus-
schließlich gemeinwohlorientierte Aufgaben übernehmen bzw. sich persönlich für notleidende 
Menschen engagieren.  
 

                                                           
2 Aus historischer Perspektive begründet ein Dienstverhältnis ein besonderes gegenseitiges 

Treueverhältnis zwischen dem Dienstherrn und seinem/r Mitarbeiter/in, wie es noch heute in 
der Rechtssprechung von Beamten gegenüber ihrem Dienstherrn, dem Staat, gefordert wird. 

 Auch die Semantik des Begriffes "Dienst" impliziert bereits ein Unterordnungsverhältnis 
(„dienen"), das diese Bezeichnung von einem formal gleichberechtigten Arbeitsverhältnis 
unterscheidet. 
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Die Einsatzbereiche und Tätigkeiten sollen den unterschiedlichen Interessen und Bedürfnissen 
der jungen Menschen gerecht werden und auch verschiedene Zielsetzungen ermöglichen. 
 
 
5.  Freiwilligendienste im Ausland/Entsendegesetz 
 
Das Interesse von jungen Menschen an einem Freiwilligendienst im Ausland ist ebenso wie die 
Bedeutung dieser Dienste für die jungen Menschen in den letzten Jahren enorm gestiegen. Der 
Erwerb von interkulturellen Kompetenzen in diesen Diensten und der damit verbundene Abbau 
von Vorurteilen ist eine wichtige Voraussetzung für das Zusammenwachsen der Länder in 
Europa und zur Intensivierung internationaler Beziehungen. 
 
Die Zahl der Plätze von Freiwilligendiensten im Ausland sollte ebenso deutlich ausgeweitet 
werden wie das Angebot an ausländische junge Menschen - auch aus Ländern außerhalb der 
EU – sich in Freiwilligendiensten in Deutschland zu engagieren. Hierfür sind die Rahmenbe-
dingungen zu verbessern. 
 
 
6.  Erweiterung der Zielsetzungen 
 
Entsprechend den unterschiedlichen Interessen und Bedürfnissen der jungen Menschen sind 
auch unterschiedliche Zielsetzungen mit der Ableistung von Freiwilligendiensten verbunden. 
 
Die Freiwilligendienste, so wie sie von den Verbänden der Freien Trägergruppe angeboten 
werden, bieten Freiwilligen die Möglichkeiten zur Persönlichkeitsentwicklung, zum Erwerb 
sozialer, politischer und persönlicher Schlüsselqualifikationen und zur beruflichen Orientie-
rung. 
 
Durch den Bezug der Einsatzbereiche auf die jeweiligen konkreten Lebenswelten der jungen 
Menschen, auf ihren „Sozialraum“ kann den jungen Menschen ein Einblick in gesellschaftliche 
Zusammenhänge und politische Entscheidungsprozesse gegeben und damit auch Möglichkei-
ten zur aktiven Mitgestaltung ihrer sozialen Umwelt eröffnet werden. 
 
Durch die Beteiligung von unterschiedlichen Gruppen junger Menschen und die damit verbun-
denen unterschiedlichen Zielsetzungen - von der Möglichkeit zur Persönlichkeitsentwicklung 
bis zur verstärkten Partizipation - ergeben sich besondere Chancen, aber auch Anforderungen 
an die begleitende Bildungsarbeit. 
 
 
7.  Flexibilisierung der Dauer 
 
Die Dauer der Freiwilligendienste sollte sich an den veränderten Interessen und Bedürfnissen 
junger Menschen orientieren und entsprechend flexibel gestaltet werden. Dabei sind aber auch 
die Anforderungen der Einsatzstellen zu berücksichtigen. 
 
Wegen der angestrebten Ziele sollte der Gesamtzeitraum nicht weniger als 6 Monate betragen. 
Kürzere Angebote von Freiwilligendiensten sollten in anderen Bereichen des ehrenamtlichen 
Engagements wahrgenommen werden und können z.B. über eine verstärkte Kooperation mit 
Freiwilligenbörsen erschlossen werden. 
 
Damit möglichst vielen jungen Menschen solche Dienste angeboten werden können, sollte die 
Dauer 18 Monate nicht überschreiten. 
 
Die Ableistung einzelner Abschnitte (mindestens 3 Monate) in verschiedenen Bereichen kann 
modellhaft erprobt werden. 
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8.  Trägerprinzip und Einsatzstellen 
 
Aufgrund der teilweise unterschiedlichen Interessenlagen junger Menschen in Freiwilligen-
diensten und Einsatzstellen sowie der besonderen Anforderungen dieser Stellen ist eine „ver-
mittelnde Instanz“ erforderlich. Diese Aufgabe wird von den Trägern der Freiwilligendienste 
neben der professionellen Begleitung und Bildungsarbeit erfahrungsgemäß ausgefüllt. 
 
Zu den Aufgaben des Trägers gehören insbesondere die Organisation des Bewerbungsverfah-
rens, die Auswahl der Einsatzstellen, die Begleitung der jungen Menschen, die Durchführung 
der Bildungsarbeit, Krisenintervention, die Wahrnehmung der „Arbeitgeberfunktion“, sowie 
die Unterstützung der Einsatzstellen. Die Träger entwickeln Konzepte zur Qualitätssicherung 
und -prüfung. Sie sorgen dafür, dass die Bedingungen und Leistungen für den Einsatz und die 
erforderliche Begleitung träger- und regionenübergreifend vergleichbar sind. 
 
Bei einer Ausweitung der Freiwilligendienste sind weitere Träger und Einsatzstellen einzube-
ziehen. Für die Anerkennung dieser Träger und Einsatzstellen sind Kriterien festzulegen. 
 
 
9.  Professionelle Begleitung und Bildungsarbeit 
 
Freiwilligendienste junger Menschen sind Lerndienste. Der Bildungsanspruch sollte für alle 
Freiwilligendienste, die junge Erwachsene im Alter zwischen 16 und 27 Jahren betreffen, ge-
setzlich festgeschrieben werden. Damit verstehen sich Freiwilligendienste als Angebot der 
außerschulischen sozialen und politischen Bildung. Sie verbinden freiwilliges gesellschaftli-
ches Engagement mit Maßnahmen des sozialen Lernens und der Persönlichkeitsbildung sowie 
mit Möglichkeiten der beruflichen Orientierung. 
 
Die gesetzlich definierten Regelungen des Freiwilligen Sozialen Jahres können dafür als bei-
spielhafter Standard heran gezogen werden. Hier ist lediglich zu hinterfragen, ob die starren 
gesetzlichen Regelungen in der jetzigen Form ( Dauer, Aufteilung) notwendig sind, oder ob 
eine Öffnung der Seminargestaltung den Trägern nicht interessantere und zeitgemäßere For-
men eröffnen würde. 
 
Ergänzend zu den Seminarveranstaltungen muss – dies gilt vor allem für neue Formen von 
Freiwilligendiensten - in jedem Fall eine individuelle Begleitung und die Möglichkeit der Pra-
xisreflexion gewährleistet sein. Denkbar sind Angebote individueller Begleitung oder kleinerer 
Gruppen, die Supervisions-Charakter haben könnten. 
 
Für alle in Freiwilligendiensten Engagierten muss der Grundsatz gelten, dass soziales Engage-
ment keine Einbahnstrasse sein darf. Vielmehr haben Freiwillige einen Anspruch darauf, ihre 
Tätigkeit in einem Kontext auszuüben, der ihnen die Möglichkeit bietet, das aus ihrem Enga-
gement gewonnene Wissen und die Erfahrung für sich selbst zur persönlichen oder beruflichen 
Weiterentwicklung nutzvoll einsetzen zu können. Dies ist die Gegenleistung, die die Gesell-
schaft den Freiwilligen für ihr Engagement zu erbringen hat. 
 
 
10.  Leistungen und Finanzierung 
 
Alle junge Menschen müssen sich einen Freiwilligendienst „leisten“ können, insofern sind die 
erforderlichen Kosten für Taschengeld, Unterkunft, Verpflegung, Sozialversicherung und pä-
dagogische Begleitung aufzubringen. Auch der derzeitige Standard der sozialen Sicherung ist 
zu erhalten. Gleichzeitig sollten Alternativen zur derzeitigen Sozialversicherungspflicht (FSJ) 
entwickelt werden, um die Dienste finanziell zu entlasten. Dieser Vorschlag versteht sich vor 
dem Hintergrund, dass der Nutzen von Renten-, Arbeitslosen-, Pflegeversicherung für die 
Freiwilligen fraglich ist, da durch die geringen Beiträge keine nennenswerten Ansprüche er-
worben werden. 
 
Schon jetzt können nicht alle Einsatzstellen die gesamten Kosten für Freiwillige aufbringen. 
Auch für die Ausweitung der Einsatzstellen und der Einsatzfelder ist eine Entlastung erforder-
lich. Entweder werden Schritte zur Modifizierung des gesamten Sozialversicherungspaketes 
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bei Erhaltung des Leistungsniveaus entwickelt, dann sollte ein Anwartschaft in der Rentenver-
sicherung berücksichtigt werden oder der Staat übernimmt die Kosten, damit die gemeinwohl-
orientierten Dienste finanziell entlastet bzw. erweitert werden können. 
 
Die Finanzierung von Freiwilligendiensten ist eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe. Bund, 
Länder und Kommunen haben die Finanzierung gemeinsam zu gewährleisten unter Einbezug 
von Mitteln der EU, der Wirtschaft, aus Stiftungen, usw. 
Freiwerdende Mittel aus dem Bereich des Zivildienstes sollten für die Ausweitung der Freiwil-
ligendienste zur Verfügung gestellt werden. 
 
 
11.  Schaffung bzw. Öffnung von Freiwilligendiensten auch für andere Personengruppen 
 
Freiwilligendienste sollten auch für weitere Personengruppen geschaffen bzw. geöffnet wer-
den, z. B. für Personen über 27 Jahre oder nach der Erwerbstätigkeit. Dieser Ausbau darf aber 
die bestehenden Dienste für junge Menschen nicht gefährden. Neue Formen von Freiwilligen-
diensten sind deshalb neben den bestehenden Diensten für junge Menschen zu entwickeln. 
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Podiumsdiskussion  
 

„Das Wünschbare und das Machbare“ 
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Herr Prof. Dieter Kreft (Tagungsleitung/Moderation) 
 
Meine Damen und Herren, ich heiße Sie herzlich Willkommen zur letzten Runde der Fachta-
gung „Zur Zukunft der Freiwilligendienste“.  
 
Vorab, eine Information zum Stichwort „Publikumsanwalt“: Das soll in der Weise funktionie-
ren, dass Sie die Zettel, die Sie auf Ihren Sitzen, auf Ihren Stühlen vorgefunden haben, nutzen 
können, um dort einzutragen, wenn Sie im Verlaufe des Podiums den Wunsch haben, dass ein 
bestimmter Punkt besprochen werden soll. Dass Sie das dann notieren, die Karte hoch halten 
und es kommt jemand von den Publikumsanwälten, holt die Zettel, bündelt das ein bisschen 
und durch Blickkontakt zu Herrn Brocke entscheiden Herr Brocke und ich, dass es dann nicht 
mehr im Podium weitergeht, sondern mit den gebündelten Fragen aus dem Publikum.  
 
Ich werde die Teilnehmerinnen und Teilnehmer des Podiums vorstellen, ganz kurz noch mal 
eine kurze Einführung geben und dann haben wir gedacht, dass wir auf jeden Fall zwei Runden 
machen, eine erste Runde, in der gefragt wird nach Interessen, nach Absichten, nach dem 
Wünschbaren und dem Machbaren. Und eine zweite Runde, in der wir dann die zentralen 
Punkte behandeln, die wir markieren können über den Verlauf dieser Veranstaltung: insbeson-
dere über die zwei Referate von Frau Dr. Bergmann und Herrn Dr. Bürsch haben wir ja bereits 
viel erfahren von dem, was geplant ist und wir haben gestern die Foren gehabt. Die Ergebnisse 
der Foren sind dokumentiert worden. So. Das ist die Absicht.  
 
Ich muss das ja in diesem Kreis nicht noch mal so ausführlich sagen. Die Fachtagung will mit 
ihren Ergebnissen im Prozess der Neugestaltung der Freiwilligendienste berücksichtigt werden. 
Das ist der Grund für das Unternehmen dieser Veranstaltung. Und ich finde es interessant, das 
kann man jetzt im Augenblick schon sagen, dass offenbar im Großen und Ganzen, in den De-
tails ist das ja immer schwierig, im Großen und Ganzen Einvernehmen darüber besteht, wie 
Freiwilligendienste sein sollten  und zwar zugespitzt so zusammengefasst. Sie sollten gemein-
wohlbezogen sein und sie sollten einen gesellschaftlichen Nutzen haben und sie sollten - bezo-
gen auch auf die Erfahrungen mit den Freiwilligendiensten bisher - so wird gefordert, stärker 
Schlüsselqualifikationen befördern, also Stichworte wie sozialer Umgang, Kreativität, selb-
ständiges Handeln, Kooperation, Kommunikation. Sie sollten berufliche Nützlichkeiten aus-
zeichnen oder bewirken. Sie sollten zielgruppenoffener werden, für die unterschiedlichen Ab-
solventengruppen unseres Schulsystems und geschlechteroffen. Sie sollten flexibel gestaltet 
sein, zeitlich, örtlich, bei den Einsatzfeldern. Sie sollten hoch beteiligungsorientiert sein und 
das sollte auch dadurch deutlich werden, über vertragsähnliche Vereinbarungen, und die inter-
nationalen Einsätze befördern. Also, als Paket. Und ich möchte Ihnen noch mal unsortiert, die 
Wünsche, Vorstellungen, Anmerkungen von Freiwilligen aus der Vorkonferenz sagen: es sollte 
Praktika geben und Praktika sollten Übergänge ermöglichen. Es sollte örtlich flexibel sein, es 
sollte Zertifiziertes, also zertifizierte Praktika geben. Es sollte ein Bildungsjahr sein und kein 
Arbeitsdienst. Es sollte so etwas wie interne Flexibilität geben, dass man sozusagen nicht jeden 
Tag von 08.00 bis 17.00 Uhr immer dasselbe machen muss. Es sollte sowohl eigenständiges 
Arbeiten geben. Aber es muss auch Begleitung geben, weil man als Freiwillige, Freiwilliger 
auch durchaus durch selbständiges Arbeiten dann in einer bestimmten Situation überfordert 
sein kann. Es sollte zu neuen Erfahrungen im Leben führen. Es sollte einen einsatzstellenüber-
greifenden Austausch geben. Es sollte, das korrespondiert mit dem, was schon vorher gesagt 
worden ist, Klärungen geben. Wie weiter im eigenen Leben. Mann, Frau wollen sorgfältig 
vorbereitet sein und eine finanzielle Absicherung haben. Das ist, dahinter steckt sozusagen 
dieser schlichte Satz „Existenzsicherung wird definiert“, man muss einen Freiwilligendienst 
machen können, ohne von Mutter und Vater abhängig zu sein, sozusagen von Zuschüssen von 
Muttern und Vatern abhängig zu sein. Und das Stichwort sozialversicherungsrechtliche Siche-
rung. Das sind die beiden Sachen, die sich auch widerspiegeln. Sie haben ja diese Papiere auch 
alle gelesen. Soweit der kurze fachliche Einstieg.  
 
Ich möchte ja dann also noch mal ganz einfach vorstellen, wer in der Runde sitzt. Ich mache 
das, da kann man am wenigsten falsch machen, in der ersten Runde erst mal alphabetisch: 
Günter Gerstberger. Ja, also jedenfalls nach meiner alphabetischen Folge sind Sie der Erste. 
Robert-Bosch-Stiftung, vertritt die Robert-Bosch-Stiftung. Hinrich Goos, auf der anderen Sei-
te, ist Sprecher des Arbeitskreises FÖJ. Karin Kortmann, Mitglied des Deutschen Bundestages, 
Fraktion der SPD. Dr. Wolfgang Linckelmann, Bundesjugendministerium, Leiter der Gruppe 
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Wohlfahrtspflege bürgerschaftliches Engagement. Prof. Dr. Thomas Rauschenbach von der 
Universität Dortmund. Klaus Riegert, Mitglied des Deutschen Bundestages, Fraktion der 
CDU/CSU. Christian Simmert, Mitglied des Deutschen Bundestages, Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen. Und Uwe Slüter, Sprecher des Arbeitskreises FSJ. Das sind die Teilnehmer unserer 
Runde. 
 
Sie haben gehört, die Absicht der ersten Runde ist es, dass jeder mal die Chance hat, sich hier 
einzubringen. Und ich möchte das so machen, dass wir mit den Dreien, die Interessen vertre-
ten, die also die Arbeitskreise, Herr Goos, Herr Slüter und Herr Gerstberger, dass die drei be-
ginnen, jeweils fünf Minuten bitte. Dass dann die zweite Runde folgt mit Absichten. Das sind 
die drei Bundestagsabgeordneten: welche Absichten bestehen eigentlich im weiteren Verlauf? 
Den Part des Wünschbaren soll dann, er will nicht unbedingt, aber er soll, soll dann Herr Prof. 
Dr. Rauschenbach übernehmen und das Machbare, soll, Herr Dr. Linckelmann in dieser ersten 
Runde übernehmen. Also noch mal: Interessen, Absichten, das Wünschbare, das Machbare, 
jeweils fünf Minuten und dann gehen wir in die zweite Runde.  
 
Ich würde bitten, Herrn Slüter anzufangen, Vertreter sozusagen des größten Dienstes, Sprecher 
der Arbeitskreise des größten Dienstes. Sie haben das Wort. 
 
 
Herr Uwe Slüter 
 
Der Bundesarbeitskreis FSJ ist der Zusammenschluss aller bundesweit tätigen FSJ-
Trägerorganisationen und Zentralstellen. Ich wurde gebeten, zu beginnen, das mache ich gerne, 
weil der Bundesarbeitskreis sich in der Vergangenheit auch schon sehr dezidiert zu vielen 
Fragen zur Zukunft der Freiwilligendienste geäußert hat. Freiwilligendienste benötigen Rah-
menbedingungen, drei möchte ich nennen. Erstens: Die Rahmenbedingungen müssen so sein, 
dass sie ein attraktives Angebot für Jugendliche schaffen. Einsatzstellen und Träger spielen erst 
in zweiter Linie mit ihren Interessen an dieser Stelle eine Rolle. Das möchte ich vorweg schi-
cken, weil ich ja auch gebeten wurde, die Interessen des Bundesarbeitskreises hier zu benen-
nen. Zweitens Freiwilligendienste sind auszubauen, drittens, sie brauchen eine verbesserte 
Förderung.  
 
Die Bundesregierung ist ja zu Beginn angetreten, Freiwilligendienste auszubauen und verbes-
sert zu fördern. Wir haben jetzt von Frau Ministerin Bergmann und Herrn Dr. Bürsch unter-
schiedliche Rahmenbedingungen für die zukünftige Gestaltung der Freiwilligendienste präsen-
tiert bekommen. Ich empfinde die bekannt gewordenen Pläne als zweideutig. Zum einen, weil 
verbal eine Ausweitung der Freiwilligendienste proklamiert wird, andererseits fehlt jenseits der 
Idee, Zivildienstleistenden die Ableistung eines FSJ zu ermöglichen, jeglicher finanzieller 
Anreiz. Es gibt kein Signal, mehr aus dem Kinder- und Jugendplan des Bundes zur Verfügung 
zu stellen. Auch die geplanten sozialversicherungsrechtlichen Regelungen machen es den 
meisten Trägern unmöglich, erheblich mehr Einsatzplätze anzubieten. Deshalb wirkt es, als 
wolle die Bundesregierung Zusagen einhalten, die aber nichts kosten dürfen und deshalb ist die 
Regierung nicht bereit, substantielle Veränderungen vorzunehmen, die einen wirklichen Schub 
für Freiwilligendienste bedeuten würden. Besonders bedenklich finde ich die bekannt gewor-
denen Vorstellungen für das Ausland. Kaum ein Träger kann sich die geplanten Rahmenbedin-
gungen leisten. Faktisch wird es so sein, dass junge Männer als 14 b Freiwillige unter das Dach 
des Gesetzes schlüpfen können. Alle anderen bleiben draußen, vor allem die Frauen. Ich schla-
ge vor, freiwerdende Zivildienstmittel für Freiwilligendienste zu nutzen und sie nicht Herrn 
Eichel zur Verfügung zu stellen. Ich wurde gebeten, einige Rahmenbedingungen zu benennen. 
Ich glaube, das ist auf dieser Tagung ganz deutlich geworden, unverzichtbar ist die Bildungs-
arbeit in der Gestaltung der Freiwilligendienste. Mir persönlich ist die Einordnung der gemach-
ten Erfahrungen im Dienst, in gesellschaftliche Zusammenhänge, ein besonderes Anliegen, 
dies ist nötig und muss gewährleistet bleiben. Das heißt, Freiwilligendienste sind für mich in 
der Bildungsarbeit nicht nur ein Austauschforum für Freiwillige, sondern dienen auch der poli-
tischen Bildung. Ich sage mal so, wir sind nicht naturwüchsig schon Demokrat/innen. Demo-
kratie will gelernt sein. Das sprichwörtliche Position beziehen muss eingeübt werden. Darauf 
haben junge Menschen ein Recht. Deshalb müssen Freiwilligendienste als Lerndienste gestaltet 
sein. Ein weiteres unverzichtbares Element in der Gestaltung von Freiwilligendiensten ist das 
Trägerprinzip. Eine Ausweitung des Trägerspektrums ist notwendig und trotzdem bleibt das 
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Trägerprinzip unverzichtbar als Gestaltungsprinzip für Freiwilligendienste. Es kann nicht an-
gehen, dass Freiwillige ohne Träger als Schiedsrichter im Hintergrund in direkte Verhandlun-
gen mit Einsatzstellen treten müssen. Dieses trägt nicht zum Schutz der Freiwilligen bei. Ein 
weiterer Punkt, ein Ausbau von Freiwilligendienste bringt nur etwas, wenn die rechtliche Ab-
sicherung der Freiwilligen vernünftig geregelt wird. Die sozialversicherungsrechtlichen Rah-
menbedingungen des FSJ sind für die Freiwilligen gut, weil sie Selbständigkeit ermöglichen. 
Eine sozialversicherungsrechtliche Regelung, auf dieser Grundlage finanziert durch freiwer-
dende Zivildienstmittel wäre für mich eine wirkliche Alternative zum derzeit praktizierten 
Modell, weil da nicht die Einsatzstellen mit Kosten belastet würden, sondern wir erheblich 
mehr Einsatzstellen schaffen könnten, gerade in den von der Bundesregierung geplanten Berei-
chen, nämlich in den neuen Einsatzstellenfeldern, die im nicht refinanzierbaren oder im nicht-
refinanzierten Bereich liegen. Ich fordere abschließend, durch beabsichtigte Öffnung des FSJ 
für zivildienstpflichtige junge Männer darf das FSJ nicht als eigenständige jugendpolitische 
Maßnahme gefährdet werden. Freiwilligendienste müssen Freiwilligendienste bleiben. Deshalb 
darf die angedeutete Möglichkeit für Zivis nicht im FSJ-Gesetz platziert werden. Wenn die 
Bundesregierung eine derartige Lösung anstrebt, soll sie dieses im Zivildienstgesetz regeln, so 
lange die jungen Männer freiwillig kommen und nicht gezwungen, sind sie willkommen bei 
uns im FSJ mitzumachen, aber zu unseren Bedingungen und nicht zu den Bedingungen des 
Zivildienstes. Wir als Träger werden uns jedoch gegen staatliche Reglementierung wehren. Es 
darf keine Anerkennungsverfahren für Einsatzplätze durch das Bundesamt für Zivildienst ge-
ben, weil die Einsatzplätze im FSJ schon durch die Träger geprüft sind. Nach Möglichkeit 
sollen die FSJ-Träger nur die normale Bescheinigung ausstellen über Art und Dauer, die zur 
Anerkennung als Zivildienstersatz ausreicht. Wir wollen keine Abbrecher melden müssen. Es 
darf zu keiner besseren Finanzierung der Einsatzstellen kommen, die zivildienstpflichtigen 
jungen Männer anstelle junger Frauen aufnehmen, wenn es eine Kostenerstattung für zivil-
dienstpflichtige junge Männer geben soll, müssen alle, auch die jungen Frauen davon profitie-
ren können. Allerdings, das sagen wir auch ganz deutlich, darf der Bund sich an dieser Stelle 
nicht aus der Finanzierungsverantwortung herausnehmen. Wir wollen nur, dass kein Verdrän-
gungswettbewerb von jungen Frauen zu jungen Männern, von Freiwilligen zu zivildienstpflich-
tigen Freiwilligen in Gang gesetzt wird. Ich möchte daran erinnern, dass der Bundesarbeits-
kreis FSJ schon sehr frühzeitig, bevor die ersten Pläne bekannt geworden sind, wie die zukünf-
tige Gestaltung der Freiwilligendienste aussehen soll, sich an den Überlegungen beteiligt hat, 
wie eine zukünftige Gestaltung der Freiwilligendienste aussehen kann. Wir haben frühzeitig 
das FSJ-Gesetz als Grundlage für die Weiterentwicklung der Freiwilligendienste angeboten. 
Eine Ausweitung des Einsatzstellenspektrums, eine Ausweitung der Zielgruppen, die für Frei-
willigendienste angesprochen werden sollen, sind für uns ganz selbstverständlich Diskussions-
punkte und Teile davon verwirklichen wir jetzt schon im herkömmlichen Programm.  
 
 
Herr Prof. Dieter Kreft 
 
Kurze Zwischenbemerkung. Der Publikumsanwalt hat sofort zugeschlagen und gerügt, dass 
kein Freiwilliger im Podium sitzt. Das ist richtig und Hartmut Brocke hat sofort reagiert. Frau 
Anka Dobslaw, FÖJ-Bundessprecherin wird dann nach der Interessenrunde eingebaut und wird 
dann an vierter Stelle ihre Interessen hier vortragen. Ich hoffe, dass Sie damit einverstanden 
sind. 
 
Gut, dann für die nächsten fünf Minuten. Herr Hinrich Goos, Sprecher des Arbeitskreises FÖJ. 
Herr Goos, Sie haben das Wort.  
 
 
Herr Hinrich Goos 
 
Vielen Dank. Damit sie mich verorten können: ich komme aus Schleswig-Holstein. Dort ist 
mein Träger, die Nordelbische Ev. Luth. Kirche und wir sind im nächsten Jahr für 100 Freiwil-
lige im ökologischen Jahr zuständig. Mit vielen Kolleg/innen aus den anderen Bundesländern 
haben wir jetzt am 31. Mai einen Bundesarbeitskreis FÖJ gegründet, der damit ganz jung ist. 
Dennoch haben wir es aber geschafft, ganz frisch ein Positionspapier fertig zu stellen, welches 
wir auch den Tagungsunterlagen beifügen. 
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Ich werde es nicht wie mein Kollege vom FSJ jetzt verlesen, denn ich bin erfreut, dass die 
Positionen, die er hier eben vorgetragen hat, weitgehend auch unsere sind und das denke ich, 
ist auch ein Stück selbstverständlich bei den gleichen gesetzlichen Wurzeln von FSJ und FÖJ.  
 
Der Stand, den wir jetzt im FÖJ haben und die Bewegung in der freiwilligen Arbeit, die jetzt 
nach vorne kommt und zwar nicht nur durch dieses internationale Jahr der Freiwilligen, beruht 
auf einer Entwicklung die die Gesetze ausgefüllt hat. Besonders ist der Stand durch unsere 
Arbeit, die wir vor Ort mit den Freiwilligen leisten durch das Engagement der Freiwilligen 
selbst und in der Folge natürlich auch durch die Riesennachfrage der Freiwilligen, die im öko-
logischen Bereich besonders hoch ist entstanden. Wir sehen dass die Nachfrage im FÖJ  auch 
seitens der Einsatzstellen noch höher als im FSJ-Bereich ist und deshalb in unseren Augen ein 
gewaltiger Ausbaubedarf im FÖJ besteht.  
 
Ich begrüße an dieser Stelle ausdrücklich, dass Herr Brocke als Publikumsanwalt mit Anka 
Dobslaw eine der Bundessprecherin nachträglich aufs Podium geholt hat, eigentlich hätte ich 
das für selbstverständlich gefunden, dass Partizipation hier auch von vornherein ermöglicht 
wird.  
 
Ich spreche das jetzt an, weil im FÖJ das Sprecher/innenwesen ein wichtiger Baustein für Teil-
habe ist. Wir sind glücklich als die jüngere Maßnahme, dass wir dem FSJ hier etwas so ein 
wenig voraus haben. Das Sprecherwesen in den Seminaren und auf Landes- und Bundesebene 
hat sich mit einer Rieseneigendynamik entwickelt  und wird jetzt von Jahrgang zu Jahrgang 
fast ohne unser Zutun tradiert. 
 
Es zeigt sich das immer wieder Sprecher/innen und letztlich dann auch die Bundessprecherin-
nen die besten Anwälte für die Sache FÖJ sind.  
 
Ich möchte daher denen, die politisch über eine neues Gesetz zu entscheiden haben, sehr anra-
ten, die Stimmen der jungen Leute direkt auch ohne Filter von uns Trägern, aber auch Landes- 
und Bundesbehörden anzuhören, denn die FÖJ-Teilnehmer/innen haben die Erfahrungen vor 
Ort und sie können ihnen das auf dem Weg geben, was Sache ist und was sie auch brauchen, 
um aus dem Freiwilligendienst das optimale biographische Projekt zu machen.  
 
Ein, zwei Punkte will ich aber dennoch besonders rausgreifen, die uns unter den Nägeln bren-
nen,  in Bezug auf das anstehende Gesetz, dem Referentenentwurf oder dem Arbeitsentwurf, 
wie ich gestern korrigiert worden bin. 
 
Wir bemängeln insbesondere diese Stückelung des Freiwilligendienstes, die angeblich von den 
Jugendlichen sehr stark nachgefragt wird. Ich kann von allen am FÖJ direkt Beteiligten nur 
sagen, das einschließlich der Jugendlichen, die bei uns anfragen keiner diese 3-Monatsblöcke 
will. Die Kurzzeitpräsenz und das Auseinanderzeihen der Blöcke ist schlecht für eine pädago-
gische Arbeit. Ziele der politischen Bildung und noch mehr Persönlichkeitsbildung können 
nicht optimal erreicht werden. Der Jahrezyklus der Natur der auch nicht schlecht für die Bil-
dung ist wird nicht mehr erfahrbar. Darin erlebt man nämlich Höhen und Tiefen. Frühling, 
Sommer, Herbst und Winter und da gibt es dann auch dunkle und helle Phasen im wahrsten 
Sinne des Wortes. In den oft einsamen Einsatzstellen, zum Beispiel auf Inseln wirken diese 
Verläufe nachhaltiger, weil die Lernerfahrungen, die damit verknüpft sind besser aufgearbeitet 
werden können. Wir können ein freiwilliges Jahr nicht stückeln. Damit tun wir den Jugendli-
chen keinen Gefallen, wenn wir die vermeintlich karrieresteigernden Blocks zwischen die 
Semester schieben.  
 
Dann sehen wir eine weitere Gefahr, dass jetzt all die neuen Dienste (im Sport, in der Denk-
malpflege, der Antirassismusarbeit) die dazukommen, und die wir ausdrücklich begrüßen, bei 
gleich bleibenden Finanzmitteln zu Lasten des schon Erreichten bei den anderen Bereichen 
gehen könnten. Damit würden wir bei den jungen Leuten, die den ökologischen Freiwilligen-
dienst stark nachfragen, natürlich großen Frust erzeugen, weil die Erreichbarkeit solcher Plätze 
wieder schwieriger wird. Wir sind froh, dass es bis in die letzten Jahre durch Erhöhung von 
Landes- und Bundesmitteln meist immer etwas besser mit der Platzzahl geworden ist. Jetzt ist 
das Bewerberverhältnis, Stellenverhältnis bei uns zum Glück bei eins zu drei gelandet, gegen-
über eins zu zehn früher.  
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Aber es ist ein weiterer Punkt anzusprechen. Der Kollege vom FSJ hat darauf auch schon auf-
merksam gemacht: Die Kombination des Freiwilligendienstes mit dem Zivildienst darf nicht 
dazu führen, dass die im Augenblick de facto Frauenprojekte  FÖJ und FSJ durch Zuwande-
rung von Zivildienstleistenden so verändert werden, dass beim Status quo der Stellenzahl, die 
wir ja dann möglicherweise anbieten müssen, so verändert werden, dass Frauen verdrängt 
werden. Es kann nur durch ein zusätzliches Platz- und Finanzangebot der jetzige Frauenanteil 
gehalten oder vielleicht auch noch gesteigert werden.  
 
Für unsere Arbeit, ist auch die internationale Komponente eine ganz wichtige. Die Tatsache, 
dass kaum Träger drauf eingestiegen sind, liegt einfach darin, dass es mit den Mitteln, die 
bisher zur Verfügung standen, keine Plätze im FÖJ geschaffen werden können. Noch weniger 
ist das bei unseren Partnern in den ost- oder außereuropäischen Ländern möglich. Die haben 
einerseits nicht das Freiwilligenverständnis, so wie wir es habe, oder es herrschen Vorbehalte 
weil andere Rahmenbedingungen dem entgegen stehen oder weil sie diese Pflichtfreiwilligen-
dienste im Osten über lange Jahre gehabt haben. Wir müssen auch dort ein gutes Stück helfen, 
wenn wir dort Einsatzplätze schaffen wollen. Die Nachfrage bei den deutschen Jugendlichen 
nach der Bereitschaft ins Ausland zu gehen, die wir immer bei den Bewerbungen abfragen 
zeigen, das von einem Drittel bis fast die Hälfte Interesse haben, da ist also ein Riesenbedarf. 
Genauso bei denen, die aus dem Ausland hierher kommen wollen. Für diese Interessenten 
müssen wir bessere finanzielle Regelungen schaffen oder zumindest das erhalten, was jetzt 
noch in der Kombination europäischer Freiwilligendienst FÖJ/FSJ möglich ist. Es wäre kleinen 
Trägern ganz schwer gemacht auf die gewünschte Internationalisierung, einzusteigen, wenn die 
angedachte Entflechtung der Dienste stattfinden würde. 
 
Entschuldigen Sie, dass ich so nur einige Punkte gestreift habe, aber es ist eine weitgehende 
Solidarität mit dem Freiwilligen Sozialen Jahr und die wollen wir auch versuchen, auch weiter 
auszubauen. Vielen Dank. 
 
 
Herr Prof. Dieter Kreft 
 
Vielen Dank Herr Goos. Nummer drei in der Gruppe der Interessen: Günter Gerstberger, Ro-
bert-Bosch-Stiftung. 
 
 
Herr Günter Gerstberger 
 
Vielen Dank Herr Vorsitzender. Interessen werde ich gerne artikulieren, aber unter die Träger 
eingereiht zu werden, das erfüllt mich mit einem etwas zwiespältigen Gefühl. Stehen wir doch 
mit unserem Manifest „Jugend erneuert Gemeinschaft“ dem Trägerprinzip in der Organisation 
der Dienste mit einer gewissen Skepsis gegenüber. Freilich haben Sie ein Stück weit Recht: 
Die Dienste, die wir mit unseren Programmen ins Leben gerufen haben, deregulierte Dienste, 
werden von uns getragen und sei es auch nur provisorisch im Vorhinein als Geburtshelfer, um 
sie auf den Weg zu schicken und in die Selbständigkeit zu entlassen. Und gerne nehmen wir 
für uns in Anspruch, für diese Dienste, die in ihrer Innovation den Rahmen von FSJ und dem 
FÖJ hinter sich lassen, eine Sprecherfunktion zu erfüllen. Schließlich sitzt hier am Tisch, lei-
der, neben den Vertretern von FSJ und FÖJ kein Vertreter jener zahlreichen Anbieter der ande-
ren Dienste, die nicht unter diese Regelung fallen. Die Stiftung ist mit dem Manifest im Herbst 
1998 hervorgetreten, seitdem ist es lebhaft diskutiert worden, kürzlich erst von der Enquete-
Kommission des Bundestages zur „Zukunft des bürgerschaftlichen Engagements“ mit, so mein 
Eindruck, bemerkenswertem Wohlwollen. Die Autoren des Manifestes plädieren für einen 
prinzipiell nichtstaatlichen, bürgerschaftlichen Dienst mit vielen Spielmöglichkeiten, der sich 
nicht vorschnell auf bisher anerkannte gute Praktiken einengen lässt. Es muss so etwas wie ein 
Markt für Freiwillige entstehen. Selbstverständlich - wir leben in einem organisierten Staat, in 
einem geregelten Gemeinwesen – es müssen Rahmenbedingungen dafür da sein, und der Bund 
und die Länder, die Legislative, sind aufgerufen, diese Rahmenbedingungen zu schaffen - aber 
bitte: Rahmenbedingungen, die optimale Entfaltungsmöglichkeiten für die Praxis solcher 
Dienste, für die Freiwilligen, aber auch für Einsatzstellen und Träger anbieten. Es muss 
Rechtssicherheit da sein, Verlässlichkeit für alle Beteiligten - aber die Durchführung der 
Dienste selber, Einhaltung der Mindeststandards etc. muss an der Basis gewährleistet werden. 
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Es muss ein Dienst sein, der in Freiwilligkeit, das heißt auch in freiwilliger Selbstorganisation 
der „Anbieter“ geleistet wird. Dieses muss in einem Gesetz, einem allgemeinen Freiwilligen-
dienstgesetz für junge Menschen in Deutschland fixiert werden, ein Gesetz, das auch grenz-
überschreitende Dienste ermöglicht und begünstigt. Rechtliche und institutionelle Hindernisse 
müssen dadurch abgebaut werden, wie dies auch vom Europäischen Parlament und Rat so 
gefordert worden ist. Dazu gehört ganz besonders, dass der Status von Freiwilligen klar gere-
gelt ist und ich meine hier die Freiwilligen, die langfristige Dienste tun, nicht irgendwelche 
Freiwilligen, Ehrenamtliche, die ein paar Stunden im Leben für das Gemeinwesen hergeben. 
Es sind weder Auszubildende, weder Schüler, noch sind es Arbeitnehmer. Dieses Gesetz muss 
das Prinzip der Selbstorganisation festschreiben dergestalt, dass die Träger freiwilliger Dienste 
eine oder mehrere unabhängige Agenturen schaffen können, die die Maßstäbe und die Verfah-
ren für die Anerkennung von gemeinnützigen und öffentlichen Einrichtungen als Projektträger 
regeln. Selbstverständlich müssen auch sozialversicherungsrechtliche und arbeitsrechtliche 
Bestimmungen in ein solches Gesetz. Wir haben dies im Einzelnen, so unser Vorschlag, in 
einem kleinen Eckpunktepapier zusammengetragen. Die Robert-Bosch-Stiftung hat eine Reihe 
von Programmen aufgelegt, Programme mit Mittel- und Osteuropa, aber auch Dienste in 
Deutschland selbst, wo sie das Manifest, oder wenigstens Elemente davon, in die Tat umsetzt. 
Sie strebt an, mit den an diesen Programmen beteiligten Organisationen ein Zertifizierungsver-
fahren einzurichten, das da hinkommt, ein Gütesiegel für solche Dienste auszustellen, um auf 
diese Weise das Problem der Qualitätssicherung und Anerkennung von Freiwilligendiensten 
anzugehen... 
 
 
Herr Prof. Dieter Kreft 
 
Nein, nein. Herr Gerstberger, Sie sind einfach Opfer sozusagen der Verfeinerung des Zeit-Prüf-
Verfahrens geworden. Jetzt also, Anka Dobslaw, FÖJ Bundessprecherin, Sie haben das Wort. 
 
 
Frau Anka Dobslaw 
 
Ich möchte mich recht herzlich bedanken, dass uns so spontan die Möglichkeit gegeben wurde, 
hier auch aus der Sicht der jungen Freiwilligen etwas zu sagen. Das ist jetzt sehr schwierig für 
mich, weil wir natürlich uns nicht direkt darauf vorbereitet konnten, aber ich hoffe, dass es mir 
gelingen wird, die Punkte anzusprechen, die uns, den jungen Freiwilligen, sehr wichtig sind. 
Ich denke, dass ich für eine große Gruppe der Freiwilligen sprechen kann, weil wir auch im 
Vorfeld viele Teilnehmer des FÖJ durch einen Fragebogen befragt haben, aber auch in letzter 
Zeit regen Kontakt mit Teilnehmern des FSJ hatten. Uns ist es vor allem sehr wichtig, dass die 
Freiwilligendienste ein Bildungsjahr bleiben und keine Arbeitsmaßnahme werden. Hier geht es 
insbesondere um die Seminare. Die Seminare sind uns sehr wichtig. Sie müssen erhalten blei-
ben und es ist auch so, dass die Seminare inhaltlich so erhalten bleiben sollen, wie sie zur Zeit 
sind, dass man sich also nicht nur mit den Dingen beschäftigt, die direkt seine Einsatzstelle 
betreffen, sondern dass man eben in den Seminaren auch über viele andere Bereiche erfährt 
und einen Austausch zwischen den spezifischen Erfahrungen der einzelnen Einsatzstellen statt-
findet. Zu diesem Punkt gehört ebenfalls, dass die pädagogische Betreuung weiterhin gewähr-
leistet ist, ich denke, dass es sehr schwierig ist, eine pädagogische Betreuung in einem ange-
messenen Rahmen zu gewährleisten, wenn der Betreuungsschlüssel immer weiter hochge-
schraubt wird. Bei 1 zu 40 ist es kaum möglich, Probleme in den Einsatzstellen zu erkennen, 
gerade wenn man viele jüngere Teilnehmer zu betreuen hat, wird es wirklich sehr schwierig. 
Hier sind auch rechtliche Fragen zu beachten, jemand, der mit 40 Minderjährigen auf ein Se-
minar fährt, steht schon fast mit einem Bein im Gefängnis. Ein weiterer Punkt, der uns sehr 
wichtig sind, ist die Frage, wie man mehr Haupt- und Realschüler in so ein Jahr integrieren 
kann. Wir sind der Meinung, durch eine Quote ließe sich das nicht erreichen. Wir haben aber 
auch die Jugendlichen gefragt, was sie für Wege sehen und hier wird vor allen eben auch eine 
stärkere Zusammenarbeit mit Arbeitsämtern, mit Schulen und auch eben eine Änderung der 
Einsatzfelder und ganz wichtig eine Intensivierung der pädagogischen Betreuung, wie ich eben 
schon meinte, gefordert. Und auf jeden Fall ist es erstrebenswert, die Freiwilligendienste für 
Zielgruppen, also für andere Zielgruppen zu öffnen. Aber die Freiwilligendienste können nur 
dann für andere Zielgruppen attraktiv werden, wenn diese Zielgruppen überhaupt die Möglich-
keit haben, über diese Freiwilligendienste informiert zu werden. Hier sind eben die Punkte 
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Öffentlichkeitsarbeit und vor allem, dass einfach die Freiwilligendienste eine höhere gesell-
schaftliche Anerkennung erhalten, ganz wichtig. Die gesellschaftliche Anerkennung ist auch 
sehr wichtig bei dem Punkt Zertifizierung. Natürlich würden wir uns freuen, wenn es klare 
Zertifikate geben würde, die uns bescheinigen, was wir in diesem Jahr gemacht haben. Nur 
haben diese Zertifikate nur dann einen Nutzen, wenn der potentielle Arbeitgeber auch was 
damit anfangen kann. Das heißt, so lange FÖJ und  FSJ kaum bekannt sind in der Gesellschaft, 
nutzen uns diese Zertifikate wenig. Hier muss auf alle Fälle auf höhere gesellschaftliche Aner-
kennung hingearbeitet werden. Ja, ich muss mal kurz gucken. Ja. Als letztes, nee, zwei Punkte 
habe ich noch. Zu dem Punkt andere Zeiteinteilung, was auch schon von Herrn Goos gesagt 
wurde, kann ich nur bestätigen, dass die meisten Freiwilligen eine Ableistung des Freiwilligen 
Jahres in Blöcken ablehnen. Da man gerade bei vielen Einsatzstellen erst nach einer gewissen 
Anzahl von Monaten überhaupt fähig ist, eigenständig zu arbeiten und der Hauptnutzen im 
zweiten Halbjahr liegt. Es ist schon so, dass es mindestens sechs Monate lang sein sollte. Eini-
ge Freiwillige wünschen sich sogar eine Verlängerung. Als letztes möchte ich noch den Punkt 
der Mitbestimmung ansprechen. Im FÖJ haben wir das Glück, dass wir eben ein Sprechersys-
tem haben, dass wir uns mit den hier besprochenen Themen im Vorfeld schon intensiv ausei-
nandersetzen konnten. Wir waren auch zu der Sitzung der Enquete-Kommission eingeladen 
und zu einer Sitzung von Herrn Simmert, wo wir auch schon unser Anliegen vortragen konnten 
und wir haben gerade hier in der Vorbereitung dieses Treffen gemerkt, dass wir im Gegensatz 
zu dem FSJ-lern viel besser informiert sind über bestimmte Dinge und einfach viel offensiver 
mitdiskutieren können. Ich finde es ganz wichtig, dass die Freiwilligen, also die Betroffenen 
viel stärker in solche Prozesse eingebunden werden und dass ihre Stimme viel stärker gehört 
wird. Durch dieses Sprechersystem ist es möglich und ich würde mich freuen, wenn es im FSJ 
zu mindestens auf regionaler Ebene auch eingeführt würde, auf Bundesebene ist es sehr 
schwierig. Aber es ist einfach total wichtig, dass den Freiwilligen die Möglichkeit gegeben 
wird, mitzudiskutieren, mitzusprechen und dass neue Gesetze nicht einfach spurlos an ihnen 
vorbeigehen, über ihren Kopf hinweg entschieden werden. Danke schön. 
 
 
Herr Prof. Dieter Kreft 
 
Herzlichen Dank an alle vier. Das war die Abteilung Interessen. War ja auch schon durchaus 
Widersprüchliches drin. Also: wir kommen zur Abteilung Absichten. Absichten, parlamentari-
sche Absichten etwas genauer gesagt. Ich möchte dazu in dieser Reihenfolge aufrufen: Frau 
Kortmann, Herr Riegert und Herrn Simmert. Frau Kortmann, Sie haben das Wort, Karin Kort-
mann, MdB, SPD. 
 
 
Frau Karin Kortmann 
 
Also zumindest zeigte ja der Beifall, den meine Vorrednerin bekommen hat, dass sich der Satz, 
den wir auch in der Enquete-Kommission verwenden: „Wir wollen Betroffene zu Beteiligten 
machen.“, sehr wirkungsvoll auswirkt, weil das diejenigen sind, die am meisten darüber wis-
sen, wo die Schwierigkeiten sind, wo aber auch die Erfolge mitverbunden sind und wo auch 
Veränderungsbedarf besteht. Insofern danke ich Ihnen auch noch mal für das, was Sie gerade 
vorgetragen haben. Innerhalb der SPD-Bundestagsfraktion gibt es bisher keine klare Be-
schlusslage zur Zukunft der Freiwilligendienste. Aber unsere Absicht heißt schlicht und ein-
fach: Wir müssen Freiwilligendienste erhalten und wollen sie weiter ausbauen. Dazu sechs 
Punkte von mir in kurzer geraffter Form. Erster Punkt: Freiwilligendienste sind eine jugendpo-
litisch bedeutsame Maßnahme, die sich im Lauf ihrer Entwicklungszeit vom „Dienst für den 
Nächsten“ zu einem wichtigen Bildungsangebot entfaltet hat, das sich sowohl in seiner Inhalt-
lichkeit wie auch in seiner Zielsetzung, aber auch im Rahmen seiner Einsatzfelder verändert 
hat. Freiwilligendienste sind deswegen immer auch einer kulturellen Sichtweise, einer nationa-
len Sichtweise, was für das Gemeinwohl notwendig ist, aber auch den Interessen und Möglich-
keiten, die die Freiwilligen mitbringen, unterworfen; insofern nie etwas Statisches, sondern 
etwas Bewegendes, Dynamisches. Wenn wir betonen, dass Freiwilligendienste eine jugendpo-
litisch bedeutsame Maßnahme sind, dann gehen wir einerseits davon aus, dass sie ein Lernfeld 
für junge Menschen auch mit sogenannten „Gegenwelterfahrungen“ bieten, die ansonsten nicht 
so einfach auf dem kommerziellen Markt zu haben sind. Wenn wir das so auch weiterhin er-
möglichen wollen, dann müssen wir die besondere Pädagogik, die damit verbunden ist, 25 
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Bildungstage sagt der Gesetzgeber, erhalten. Wir brauchen Betreuung, wir brauchen Anleitung 
und wir brauchen auch selbstverantwortliches Lernen und Handeln derjenigen, die in diesem 
Bereich tätig sind. Damit dies auch gelingt, halte ich an der strikten Trennung von Einsatzstelle 
und Träger fest. Zweiter Punkt: Wir müssen auch weiterhin deutlich machen, dass es sich um 
einen Freiwilligendienst handelt und nicht um einen verpflichtenden Dienst. Die Freiwilligkeit 
setzt andere Potentiale des Engagements frei als ein Pflichtdienst. Dritter Punkt: Ausweitung 
der Freiwilligendienste. Uns liegen kaum gesicherte Erkenntnisse zu den Teilnehmenden der 
Freiwilligendienste vor. Wir wissen, dass ca. 12.500 junge Menschen jährlich ein FSJ oder FÖJ 
leisten. Aber interessant wäre es auch zu wissen, wie groß denn die reale Zahl derer ist, die 
darüber hinaus ein Interesse an diesen Diensten haben, sie aber aufgrund des begrenzten Stel-
lenangebots nicht ausüben können. Und wichtig ist zu wissen, welche weiteren inhaltlichen 
Tätigkeitsfelder als zukünftige Einsatzbereiche in Frage kommen. Vor einigen Jahren haben 
wir eine Ausweitung im Bereich des FÖJ vorgenommen und als neuer Bereich ist der Sport 
hinzugekommen. Der gewünschte Engagementbereich von jungen Menschen geht aber weit 
über Soziales, Ökologie und Sport hinaus. Aus den Anhörungen der Enquete-Kommission 
kann ich nur sagen, lasst uns die ganze gesamte Breite der Tätigkeitsfelder bürgerschaftlichen 
Engagements auch für die Freiwilligendienste öffnen, angefangen von Netzwerken, von der 
Einen-Welt-Arbeit, der Stadtteilarbeit. Freiwilligendienste sollten die Breite des gesellschaftli-
chen Engagements und seiner Themen wiederspiegeln. Das heißt als Forderung, eine Auswei-
tung der Tätigkeitsfelder vorzunehmen. Wir brauchen die quantitative Ausweitung, wir brau-
chen die thematische Ausweitung. Vierter Punkt: Freiwilligendienste für alle. Zur Zeit sind von 
den Teilnehmern an Freiwilligendiensten ein hoher Prozentsatz von ca. 70% Abiturienten und 
Abiturientinnen. Wir wollen aber verstärkt die Zielgruppen auch aus dem Bereich der Haupt-
schüler und Hauptschülerinnen erreichen. Bisher ist es den Trägern kaum gelungen, diese ver-
mehrt anzusprechen. Wenn in einem Freiwilligen-Kurs 70 % mit einem höhern Schulab-
schluss, 70 % mit einer anderen Altersgruppe, 70 % mit anderen Berufsperspektiven sind, 70 
% vielleicht auch mit besseren materiellen Absicherungen, dann reicht es nicht nur, überall ein 
paar Hauptschüler dazuzusetzen, sondern dann brauchen wir da eigene, auf diese Zielgruppe 
hin orientierte Programme. Mein Vorschlag an das BMFSFJ ist, in diesem Bereich mehr zu 
investieren. Beispielsweise in Form eines Modellprojekts, in dem ausschließlich junge Männer 
und Frauen nach ihrem Hauptschulabschluss einen Freiwilligendienst absolvieren. Gemeinsam 
mit zukünftigen potentiellen Arbeitgebern wären die berufsqualifizierenden Elemente zu be-
nennen und anzuerkennen. Häufig wird gerade bei der Suche nach einem Ausbildungsplatz der 
Zeitfaktor, „möglichst schnell“ die Ausbildung abzuschließen, ein Freiwilligendienst als ein 
verlorenes Jahr bewertet. Demgegenüber stehen aber in diesen sechs bis zwölf Monaten die 
wertvollen Erfahrungen, das reflektierte Engagement, die Selbstständigkeit, die für den zukünf-
tigen Beruf und Arbeitgeber von besonderer Bedeutung sein kann. Sie müssen aber dokumen-
tiert und nachweisbar sein. Freiwilligendienste brauchen eine Anerkennung. Ich halte sehr viel 
davon, dass wir diese Zertifizierung, die schon mal angesprochen worden ist, durchführen, dass 
es Bescheinigungen gibt über die qualifizierenden Elemente, die mit dem Freiwilligendienst 
verbunden sind. Fünfter Punkt: Freiwilligendienste sind auch ein interkulturelles Angebot. 
Deswegen ist es notwendig, über die nationalen Grenzen hinaus im europäischen und internati-
onalen Ausland Einsatzstellen zu ermöglichen. Mit dem „Freiwilligen Sozialen Dienst im eu-
ropäischen Ausland“ ist vor einigen Jahren ein Modellprojekt abgeschlossen worden, zu dem 
gute Erfahrungen vorliegen. Sechster Punkt: Freiwilligendienste und Pflichtdienste sind nicht 
kompatibel. Ich bin eine absolute Gegnerin dessen, anerkannten Zivildienstleistenden die Mög-
lichkeit des Freiwilligendienstes zu eröffnen, um ihnen damit, das ist der entscheidende Punkt, 
um ihnen damit den staatlich verpflichtenden Zivildienst anerkennen zu können. Zum Schluss 
möchte ich an die Träger die Frage stellen, wo sie selber Veränderungsbedarf sehen. Also der 
Ruf, nur zu sagen, Eichel, schiebe bitte deine Finanzen nicht in den Verteidigungshaushalt, 
sondern in die Haushalt des BMSFSJ ist nicht ausreichend. Wie sind ihre Erfahrungen auf 
Länderebene für die zahlenmäßige Ausweitung der Freiwilligendienst-Stellen? Und: Wo sind 
sie auch bereit, Aufgaben im Trägerverbundsystem zu lösen, beispielsweise in der sehr zeit-
aufwendigen pädagogischen Begleitung, wäre es da nicht möglich, auch mit anderen gemein-
sam zusammenzuarbeiten, ohne das jeweils eigene Spezifische des Verbandes aufgeben zu 
müssen?  
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Herr Prof. Dieter Kreft 
 
Vielen Dank, Frau Kortmann. Herr Klaus Riegert, Mitglied des Deutschen Bundestages, Frak-
tion CDU/CSU. Sie haben das Wort. 
 
 
Herr Klaus Riegert 
 
Danke schön. Über die grundsätzliche Wichtigkeit und Bedeutung der Freiwilligendienste 
brauche ich hier im Raum nichts zu sagen. Mir erscheint aber wichtig, dass wir das in der Öf-
fentlichkeit, wir und Sie in der Öffentlichkeit eben auch deutlich zum Ausdruck bringen, wel-
che Wichtigkeit und Bedeutung Freiwilligendienste haben. Was einen Oppositionspolitiker 
natürlich etwas misstrauisch macht ist, wenn in einer Koalitionsvereinbarung Ziele definiert 
sind, dann eine kleine Lösung angekündigt wird und die große Lösung bis nach der nächsten 
Wahl verschoben wird. Klar ist, dass dann die Opposition grundsätzlich misstrauisch wird und 
sich hier gewisse Fragen ergeben. Ich könnte mir es jetzt einfach machen, könnte den vielen 
Forderungen und Einschätzungen der Interessenvertreter recht geben, ich habe auch im Prinzip 
gar nichts gehört, auch bei Frau Kortmann nicht, dem ich widersprechen müsste. Ich habe nur 
ein Problem, wenn nach 2002 der Finanzminister nicht mehr Eichel heißt, sondern beispiels-
weise Merz heißen könnte. 
 
 
Herr Prof. Dieter Kreft 
 
Da wären wir wohl in der Abteilung Wünschbares - nur bei Ihnen oder soll das Absicht sein? 
 
 
Herr Klaus Riegert 
 
Das war aber nicht meine Kernaussage, sondern ich will auf das grundsätzliche Problem hin-
weisen. Wir müssen einfach in der Politik stärker die Gesamtzusammenhänge sehen. Wenn der 
Herr Eichel heute definiert, 2006 zu einer Nettoneuverschuldung zu kommen und etwa der 
baden-württembergische Finanzminister nachzieht und sagt: jawohl, 2006 will auch ich in 
Baden-Württemberg zu einer Nettoneuverschuldung kommen, dann muss man natürlich auch 
ehrlicherweise sagen, das heißt für jeden einzelnen der Haushaltsbereiche 6 % minus jedes 
Jahr. Das bedeutet, wenn ich im Bereich der Freiwilligendienste aufsatteln will, dass ich dann 
überproportional einer anderen Seite etwas wegnehmen muss. Und da ich von meiner Zeit 94 
bis 98 im Familienausschuss etwa so ein bisschen den Haushalt des Familienministeriums 
kenne, weiß ich natürlich, dass man da bei anderen Interessensgruppen sofort auch in einer 
intensiven Diskussion ist. Und deshalb will ich wirklich nur die grundsätzliche Frage zu Be-
ginn anreißen, müssen wir nicht dieses Credo 2006 Nettoneuverschuldung auf Null drücken, 
ein Stück weit in Frage stellen, um uns Politikfähigkeit überhaupt noch zu erhalten. Was wir 
momentan machen und was wir auch in den Haushaltsplanberatungen im Herbst machen wer-
den, ist letztlich den Mangel zu verwalten. Wenn man dieses Ziel 2006 Nettoneuverschuldung 
als oberstes Gebot sieht, dann muss man das hier auch deutlich sagen und keine schönen Beg-
riffe finden, da muss man sagen, es gibt einen gewissen Rahmen für Freiwilligendienste. Wir 
würden das gern ausweiten. Wenn wir es ausweiten, dann heißt es, dann müssen wir die Inhalte 
schlechter stellen. Also da gibt es das kleine ein mal eins und man kann gegen alles Politik 
machen, nur nicht gegen Adam Riese. Letztendlich wird dann auch die spannende Frage sein, 
was Ihnen dann gegebenenfalls lieber ist. Den Stand zu halten oder tatsächlich auszubauen mit 
dann der negativen Seite, dass man gegebenenfalls das eine oder andere tatsächlich auch 
schlechter gestalten muss. Eigentlich, hätte Frau Kortmann das sagen müssen. Es gibt viele 
einzelne wünschbare Dinge, die man machen will. Man muss am Ende aber so ehrlich sein und 
sagen, was geht und was nicht. Mit schönen Begriffen kann man das ein Stück weit kaschieren, 
aber die Wirklichkeit wird dann irgendwann mal ankommen. Ich denke, wir sollten heute mor-
gen noch ein Stück weit in diese Richtung diskutieren. 
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Herr Prof. Dieter Kreft 
 
Vielen Dank, Herr Riegert. Und nun Christian Simmert, MdB, Bündnis 90/Die Grünen. 
 
 
Herr Christian Simmert 
 
Ja, vielen Dank für die Einladung hier. Ich will gleich einsteigen, weil die fünf Minuten auch 
bei mir nicht ausreichen werden, um das Thema umfassend, sozusagen aus grüner Sicht darzu-
stellen. Erstens Finanzierung. Ich glaube, dass man kein frisches Geld braucht für die Freiwil-
ligendienste, sondern das Geld von Haushaltsstellen des Zivildienstes in den Freiwilligendienst 
auch in den nächsten Jahren unter anderem transferieren muss. Es geht nicht darum, Haus- 
haltsaufwüchse dergestalt herzustellen, dass man die Gelddruckmaschine anschmeißt, sondern 
es geht darum, die Mittel, die durch die Abschaffung des Zivildienstes, die werden wir erleben 
in den nächsten Jahren, freiwerden, in den Freiwilligendienst umzuleiten und dort eine Aus-
weitung herzustellen. Das ist im Gegensatz zur SPD-Fraktion bei uns Position und der zweite 
Punkt zur Finanzierung. Da sind natürlich auch die Länder gefragt. Wenn man sich die Finanz-
struktur anguckt, dann ist das so, dass der Bund und die Länder gemeinsam den Freiwilligen-
dienst natürlich mit Ihnen, den Trägern, auch finanzieren. Das heißt, wir haben jetzt einen 
Bundesratsantrag gehabt im Plenum letzte Woche. Da geht es um die Ausweitung auch für 
Jugendliche, wenn sie die Schulzeit beendet haben. Das heißt natürlich, wenn man ausweiten 
will, wenn man, ich finde auch Plätze verdreifachen oder vervielfachen will auf Perspektive, 
dann müssen die Länder mitziehen. Dann muss das ganze in den Bundesrat und dann muss 
man darüber diskutieren, inwiefern es möglich ist, über eine Ausweitung nachzudenken. Näm-
lich eine Ausweitung und alles das, was jetzt angesprochen wurde, richtigerweise Internationa-
lisierung etc. pp. kostet Geld. Und wir lügen uns etwas in die Tasche, wenn wir auf der einen 
Seite wollen, dass es ein Gemeinwohl gibt, einen gemeinwohlorientierten Freiwilligendienst 
für junge Menschen. Wir müssen auch sagen, dass es eine soziale Absicherung geben muss, 
eine rechtliche Absicherung geben muss, dass die Auslandsdienste gleichgestellt werden müs-
sen mit den Inlandsdiensten und das bedeutet, dass man Geld braucht, um das finanzieren zu 
können. Denn ich kann mir nicht vorstellen, dass wir vor allen Dingen neue Zielgruppen an-
sprechen wollen im Freiwilligendienst, ohne dass wir an der pädagogischen Begleitung zum 
Beispiel arbeiten. Ich kann mir nicht vorstellen, dass eine Hauptschülerin oder ein Hauptschü-
ler ähnlich den Dienst absolvieren kann wie jemand, der sich durch den Dschungel bis dahin, 
dass es ein FSJ, FÖJ geben kann, gedrängt hat, selbständig. Es ist ja heute so, dass es keine 
flächendeckende Information gibt über den Freiwilligendienst, sondern man muss bestimmte 
Voraussetzungen und Schlüsselqualifikationen schon haben, um überhaupt dahin zu kommen, 
zu wissen, dass es ein FSJ oder FÖJ gibt, um sich dann durch den Antragsdschungel sozusagen 
zu kämpfen und dann auch noch hinterher übrig zu bleiben in dem Bewerbungsverfahren. Das 
heißt, da muss eine stärkere Kooperation zwischen Schulen zum Beispiel und Trägern passie-
ren. Zu den konkreten Absichten. Erstens rechtlich und soziale Absicherung des Freiwilligen-
dienstes. Wir wollen, dass die Auslandsdienste mit den Inlandsdiensten gleichgestellt sind, das 
heißt für die Krankenversicherungen, dass man dort im Rahmen der Familienversicherung 
abgesichert werden kann. Es geht um Fragen der Rentenanwartschaften, aber auch, so wie wir 
uns das vorstellen, in den Einstieg in eine private Sorge der Rentenversicherung. Darüber wür-
de ich gerne diskutieren und es geht natürlich um die Frage der Arbeitslosenversicherung. Wir 
wollen auch, dass in Zukunft das Kindergeld nicht mehr angerechnet wird, das heißt also, dass 
Kindergeldansprüche bestehen bleiben. Der zweite Punkt Internationalisieren. Wir wollen, wie 
ich höre, hat es da gestern eine kleine Diskussion gegeben, die Basis der Veränderungen auf 
den bestehenden Gesetzgebungen FSJ, FÖJ machen. Das heißt also die Internationalisierung, 
die Ausweitung der Tätigkeitsfelder ist der nächste Punkt hin zu einer rechtlichen Gleichstel-
lung Inland und Ausland aber auch zu einer Absicherung, einer zusätzlichen Absicherung und 
Ausweitung der Tätigkeitsfelder im Bereich Jugendarbeit, Kultur, Sport etc. Ich glaube, dass 
man sehr konkret diskutieren muss. Ich fände es gut, wenn man es möglichst offen macht, aber 
die Realität zeigt klar umrissene Regelungen und Ausweitungen, wo auch die Träger und dann 
die jungen Menschen selbst wissen, in welchen Bereichen kann ich mich engagieren, sind 
wichtig, auch für die Zertifizierung und da sage ich eines vorweg. Ich möchte kein FSJ als 
erstes Ausbildungsjahr haben. Ich möchte eine Öffnung, aber auch eine Trennung im Bereich 
der Zertifizierung. Denn das, was da droht ist natürlich auch der Einstieg für bestimmte Ar-
beitgeber zu sagen, na ja, wenn du FSJ schon gemacht hast, dann können wir doch mal über 
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ein verkürztes Ausbildungsjahr diskutieren. Diese Diskussion möchte ich nicht haben, weil 
dann wird nämlich das FSJ und FÖJ zum Ausfallbürgen für unser duales System und was wir 
dann in Zukunft diskutieren werden, möchte ich nicht diskutieren, deswegen Zertifizierung ja, 
auch Nutzbarmachen für junge Menschen auf dem Ausbildungs- und Arbeitsmarkt, aber bitte 
keine Verquickung zwischen dualem System in der Ausbildung und den Freiwilligendiensten. 
Ein letzter Punkt, dann habe ich meine Zeit wahrscheinlich schon überzogen. Mir geht es aber 
auch um eine Diskussion, die wir nicht führen als Nabel der Welt. Die Diskussion wird aus-
schließlich geführt aus der Sichtweise der Jugendlichen und der Träger und so weiter innerhalb 
der Bundesrepublik Deutschland. Wie ist es denn mit Menschen, die zu uns kommen wollen 
und hier bei uns aus dem außereuropäischen Ausland zum Beispiel einen Freiwilligendienst 
machen wollen. Freiwilligendienst im internationalen Rahmen kann keine Einbahnstraße sein. 
Das heißt, wir müssen dringend darüber reden und das ist eine Ansage für Otto Schilly an die-
sem Punkt, dringend darüber reden, wie wir es eigentlich halten mit jungen Menschen, die aus 
Russland, aus anderen außereuropäischen Ländern zu uns kommen und hier einen Freiwilli-
gendienst machen wollen. Da gibt es nämlich erhebliche Probleme. Also bitte nicht nur eine 
Diskussion darüber, wie wir sozusagen exportieren, sondern wir müssen auch darüber reden, 
wie wir importieren. Der allerletzte Punkt. Ich finde und da gibt es und da mache ich auch kein 
Hehl drum, wird es Auseinandersetzung geben in den nächsten Wochen um den Einzelplan 17 
im Haushalt um die Finanzierung. Denn alles, was hier diskutiert wird, geht um die Finanzie-
rung. Es gibt da einen kleinen Dissens. Wir haben auf fachpolitischer Ebene eigentlich einen 
Konsens, dass wir stärker die Freiwilligendienste fördern wollen, aber sozusagen zumindest, 
was jetzt im Einzelplan 17 steht, ist nicht machbar für das Ministerium bzw. für die Bundesre-
gierung. Es wird noch Haushaltsberatungen im Parlament geben. Unsere Fraktion wird darauf 
drängen, dass man A überlegt, welche Mittel kann man zur sozialen Absicherung akquirieren, 
aus den, ich sage mal ungefähr 300 Millionen freiwerdenden Mitteln aus dem Zivildienstetat 
und wie kann man einen Bruchteil schon jetzt im nächsten Haushaltsjahr überführen für die 
Freiwilligendienste. Ich halte es angesichts der Konversion für dringend notwendig, diese De-
batte auch jetzt schon zu führen, denn wir werden hinterher um die 27 Milliarden kämpfen 
müssen, die aus dem Zivildienstetat freiwerden für die Bereiche, die jetzt vom Zivildienst so-
zusagen sichergestellt werden. Ich will nicht, dass der Freiwilligendienst da zum Ausfallbürgen 
wird. Der Kernbereich muss im Bereich von Erwerbsarbeitsplätzen werden, aber der Freiwilli-
gendienst, der Bereich muss davon profitieren und das muss jetzt diskutiert werden und da 
muss man jetzt Mechanismen einleiten, die durch die Absenkung der Einberufsquoten freiwer-
dende Mittel und durch die Verkürzung von 11 auf 10 Monate freiwerdende Mittel auch dort 
einsetzt, wo sie entsprechend ankommen. Ich habe leider jetzt die Zeit wirklich überzogen. Ich 
mache jetzt erst mal Schluss. 
 
 
Herr Prof. Dieter Kreft 
 
Gut. Vielen Dank. So. Das war die Abteilung Absichten. Herr Prof. Dr. Rauschenbach. Na ja 
Visionen, das will ich Ihnen nicht aufbürden Aber aus Ihrer Sicht, die Sie ja mit dem Thema 
sehr vertraut sind, das Wünschbare, was sollte eigentlich kommen, was sollte sein, was sollte 
wie gestaltet sein, auch vor dem Hintergrund dessen, was wir so ganz allgemein als bürger-
schaftliches Engagement diskutieren. Das möchten wir gern von Ihnen wissen. Mal sehen, ob 
die fünf Minuten reichen dafür. 
 
 
Herr Prof. Dr. Thomas Rauschenbach 
 
Der Podiumsleiter, Dieter Kreft, den ich ja nun schon lange kenne, ist doch ein wenig gemein, 
wenn er gerade einem Wissenschaftler die Aufgabe des Wünschbaren zumutet, aber selber 
bereits das ganze Wünschbare eingangs formuliert hat. Ich kann das bislang Gesagte eigentlich 
nur noch ganz pauschal toppen, indem ich einfach folgende Maxime formuliere: Ich wünsche 
mir, dass jeder junge Mensch, männlich oder weiblich, aus freien Stücken einen gut organisier-
ten, fachlich begleiteten und thematisch interessanten Freiwilligendienst macht. Ich wünsche 
mir des weiteren, dass für alle diese Jugendlichen ein Angebot zur Verfügung steht – und das 
im Globalisierungszeitalter selbstredend weltweit. Und ich wünsche mir schließlich zum drit-
ten, dass dies alles bezahlbar bleibt, sprich: dass es nicht am Geld scheitert. Ich denke, mehr 
kann ich den Freiwilligendiensten eigentlich nicht wünschen. Ob ich mit dieser Leitmaxime 
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meiner Rolle hier auf dem Podium gerecht werde, weiß ich allerdings nicht so genau; da habe 
ich doch meine Zweifel. Aber es ist die einzige Chance, gedanklich noch über das hinauszu-
weisen, was bislang von meinen Vorrednerinnen und Vorrednern gesagt worden ist.  
 
Im Ernst: Es ist schon so, dass hier in der Tat eine ganze Menge an Punkten formuliert worden 
sind, die in der Summe einen Katalog ergeben, der manchmal vielleicht schon kurz davor ist, 
zu einem Wolkenkuckucksheim zu werden, wenn wir die Summe dessen zusammenschreiben, 
was alles vorgeschlagen wurde. Es sind also schon viele wichtige Punkte genannt worden, so 
dass ich nur noch einmal kurz zwei, drei Akzente setzen will: 
 
(1) Das erste, was wir brauchen, ist meines Erachtens eine Imagekorrektur der Freiwilligen-
dienste insgesamt. Das meine ich nicht im Sinne einer Kritik an den vorhandenen Diensten, 
sondern als eine Überwindung der Fixierung und Zuschreibung der Freiwilligendienste auf 
bestimmte, traditionelle Segmente des Sozialen hin zu Freiwilligendiensten als interessante 
Lernfelder, als gesellschaftliche Solidaritätsprojekte in einem weiten Sinne, als ein spannendes 
Bildungsprojekt für junge Menschen und als eine Begegnung mit „fremden Welten“ (im Sinne 
einer Begegnung mit Menschen, Lebenslagen oder Aufgaben, die diesen jungen Männern und 
Frauen bislang verschlossen geblieben sind). Ich denke, dass derartige Erfahrungen gesell-
schaftlich immer wichtiger werden – und dies nicht zuletzt im Kontext dessen, was unter dem 
Projekt „Zivilgesellschaft“ als bürgerschaftliches Engagement diskutiert wird. Junge Menschen 
müssen heute alternative, ihrem lebensweltlichen Horizont entzogene Orte, Lernfelder und 
Möglichkeiten haben, die ihnen von Haus aus nicht eben nicht selbstverständlich zur Verfü-
gung stehen. Das ist aus meiner Sicht eine zentrale Funktion von Freiwilligendiensten. Und 
„fremde Welten“ ist in diesem Zusammenhang keineswegs nur geopolitisch als Internationales 
zu verstehen, sondern meint einfach auch in Bereichen etwas zu machen, mit denen Jugendli-
che ansonsten nicht in Kontakt kommen, und für sie eine Bereicherung ihrer Erfahrungswelten 
darstellen.  
 
(2) Zweitens, auch das wurde bereits gesagt, so dass ich es im Grunde genommen nur noch 
verstärken kann: Wir brauchen neue Orte, neue Gelegenheiten für Freiwilligendienste. Ich 
finde, insgesamt ist in dieser Hinsicht die Entwicklung durchaus ermutigend; da entwickelt 
sich langsam etwas. Aber, ich habe auch den Eindruck, dass die Debatte über die Ausweitung 
der Zielgruppe langsam schon wieder anfängt, kontraproduktiv zu werden, wenn nicht zugleich 
versucht wird, nicht nur neue Felder und Potenziale zu identifizieren, sondern auch sicherzu-
stellen, dass über diese neuen Felder und Gelegenheiten auch neue Interessierte angesprochen 
und erreicht werden – und nicht das vorhandene Potenzial an jungen Menschen zwischen Trä-
gern und Arbeitsfeldern nur umgeschichtet wird. Ich habe bereits an anderer Stelle gesagt, dass 
das Soziale und vielleicht auch bestimmte Bereiche der Ökologie nicht gerade die Lieblings-
themen und  -felder von Hauptschülern – zumal männlichen – sind. Das muss man sich einfach 
klar machen. Deshalb wird verstärkt darüber nachzudenken sein, wo sich attraktive Felder 
finden, die auch für junge Menschen interessant und an ihre Lebenswelt und Vorerfahrungen 
anschlussfähig sind. In diesem Sinne brauchen wir neue Orte und Bereiche. 
 
(3) Ich bin vermutlich im Unterschied zu einigen hier im Saal drittens der Meinung, dass man 
auch über neue und andere Zeitstrukturen der Freiwilligendienste nachdenken muss. Das heißt 
nicht: zerstückeln beispielsweise in 12 x 1 Monat, aber ich könnte mir durchaus Modelle vor-
stellen mit 2 x 6 oder 3 x 4 Monaten. Ich kann mir dabei auch vorstellen, dass jemand anfängt, 
einen Studienplatz bekommt – und dann erst einmal unterbricht (und eben nicht vorzeitig ab-
bricht). Wir haben ja die Erfahrung auch in befristeten Tätigkeitsformen – z.B. Praktika in 
einem Studium –, dass diese auch in Modulen absolviert werden und dennoch einen Zusam-
menhang bilden. Warum sollen also junge Menschen abbrechen, vorzeitig aufhören wenn dann 
doch der Studienplatz oder ein anderes Angebot kommt? Warum sollen sie z.B. nicht in den 
Semesterferien die restlichen drei Monate noch dranhängen können, wenn sie bereits zuvor in 
der Einrichtung oder in einem Projekt  waren. Also, da würde ich für sehr viel mehr Flexibilität 
plädieren. Zumindest müsste man etwas offener darüber nachdenken und möglicherweise zwei 
Zeitstufen für Freiwilligendienste und damit letztendlich auch zwei Zertifizierungsformen an 
Freiwilligendiensten anbieten (z.B. Sechs- und Zwölfmonatsmodelle). Aber natürlich ist auch 
klar, dass die Einrichtungen in der Regel keine Minimaldienste von zwei Monaten gutheißen 
können. Das heißt, eine Mindestzeit muss auch für die Freiwilligendienste gewährleistet sein. 
Wir brauchen aber, und das deutet sich auch hier an, ein Stück mehr an Flexibilität. Wir brau-
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chen neue Organisationsstrukturen. Ich würde deutlicher sagen, auch wenn die Träger – und 
die Träger müssen hier, glaube ich, auch beginnen umzudenken – sich dann immer schnell 
kritisiert fühlen. Ich vermute, wir brauchen so etwas wie Trägernetzwerke, wir brauchen auch 
von großen Trägern unabhängige Zugangsstrukturen. Wir brauchen möglicherweise neue An-
laufstellen; gestern hat Herr Hintzsche von der kommunalen Seite zu bedenken gegeben, wa-
rum wir nicht so etwas wie die lokalen Freiwilligenagenturen als Anlaufstellen nutzen, zu 
denen Jugendliche erst mal hingehen und sich trägerunabhängig informieren können. Das ist 
eine Überlegung wert. Und warum können nicht beispielsweise die Landesjugendämter insge-
samt die Bildungsangebote für die Freiwilligendienste auf überregionaler Ebene koordinieren 
und damit auch kleineren Trägern eine Chance eröffnen, sich an diesen Diensten zu beteiligen? 
Mit anderen Worten: Ich würde vorschlagen, experimentell über die bisherigen Strukturen 
hinauszugehen. Große Träger können sich eigene Angebote leisten und die kleinen scheitern 
daran, Freiwilligendienste als Bildungsangebote zu organisieren. Deswegen wäre ich für expe-
rimentelle Versuche, neue Formen der Sicherung von Bildungsangeboten zu erproben. Das 
Ziel muss dabei sein, insgesamt das ganze Paket Freiwilligendienste niedrigschwelliger zu 
organisieren. Jugendliche dürfen sich nicht erst einmal mühsam durch den Dschungel von 
Trägern und Angeboten durchbeißen müssen, um dann am Ende bei einem lokalen Zufallspro-
dukt zu landen, weil sie sich nicht auskennen und sonst nichts gefunden haben. Ein Vorschlag, 
von dem ich denke, dass er eine gute Möglichkeit wäre, Entsprechendes in diesem Zusammen-
hang modellhaft anzuschieben – finanziert durch die Stiftung Jugendmarke oder durch das 
zuständige Bundesministerium – könnte zum Beispiel so etwas wie eine Internet-Homepage 
sein („Suche – Finde“), an der sich alle Anbieter beteiligen und auf der sich Jugendliche erst 
einmal informieren können, wo es in Deutschland oder im Ausland interessante Angebote im 
Rahmen der Freiwilligendienste gibt. Das wäre ein ganz konkretes Projekt, das sich sicherlich 
organisieren ließe, und mit dem Jugendliche auf einen Schlag die Möglichkeit hätten, nach 
ihren Interessengebieten sortiert einen Überblick zu erhalten. Der eine wohnt beispielsweise in 
Süddeutschland, will aber gerne nach Norddeutschland, will vielleicht auch ins Ausland, weiß 
aber nicht so recht wie, wo und was – und kann auf der Homepage surfen. Der andere kennt 
sich einfach nicht in den einzelnen thematischen Möglichkeiten, in den Kombi-Paketen und in 
den rechtlichen Zusammenhängen aus und kann sich auf diese Weise erst einmal trägerunab-
hängig, unverbindlich, schnell, anonym und zuverlässig auf der Internetseite informieren. Das 
wäre wirkliche praktische Hilfe und ein Höchstmaß an Nutzerfreundlichkeit, Trägerunabhän-
gigkeit und Transparenz. Daran können sich alle Träger beteiligen. Also auch in dieser Hin-
sicht könnte man etwas machen.  
 
(4) Was schließlich die Finanzierung anbelangt wäre mein Vorschlag, gerade angesichts der 
Internationalisierungsdebatte noch stärker über EU-Mittel und EU-Projekte nachzudenken. Es 
wird nicht möglich sein, allein aus Mitteln des Bundes und allein von Deutschland aus ein 
großes, attraktives europäisches Programm zu finanzieren, sondern müssen, genau umgekehrt, 
das ganze Thema insgesamt stärker zu einem EU-Projekt machen, damit auch ein Austausch 
zwischen den europäischen Staaten möglich wird. Damit würden nicht nur die Länder, die 
Kommunen und die freien Träger, sondern  auch die EU und der europäische Gedanke noch 
stärker in das Boot der Freiwilligendienste geholt. Der zentrale Punkt in Sachen Finanzierung 
ist aber in jedem Fall ebenso banal wie zentral: dass die Mittel bedarfsdeckend sein müssen; 
alles andere wäre Augenwischerei und würde riesige Legitimationsprobleme schaffen. In der 
Tat, da würde ich allen denen folgen, die das auch formuliert haben – und mindestens in dem 
Punkt würde ich die Bosch-Stiftung deutlich unterstützen: Es ist, finde ich, ein gesellschaftspo-
litischer Skandal, wenn Jugendliche, die etwas freiwillig machen wollen, dieses nicht dürfen, 
nicht können, weil die entsprechenden Mittel fehlen, während gleichzeitig über Zivilgesell-
schaft, über freiwilliges Engagement und alle diese ehrenwerten Dinge geredet wird. Das ist 
ein Glaubwürdigkeitsproblem der Politik. Nur, wir müssen dann im Gegenzug allerdings auch, 
glaube ich, fairerweise sagen: Die Attraktivität der Freiwilligendienste geht – nach allen In-
formationen, die ich habe – nicht so ungebrochen nach oben wie das viele vielleicht gerne 
hätten. Sie ist jahrelang nach oben gegangen, aber sie stagniert im Moment etwas und da muss 
man dann auch umdenken. Ich bin deshalb unter dem Strich auch bei weitem nicht so optimis-
tisch wie die Bosch-Stiftung, was die Zielgrößen anbelangt, nicht nur, weil es aus meiner Sicht 
zu teuer ist. Auch wenn man deshalb Abstriche machen muss, ist es dennoch notwendig, wenn 
man dem Freiwilligendienst eine Zukunft und einen größeren Stellenwert geben will, dieses 
Vorhaben zu einem politischen Gesamtprojekt zu machen. Dafür aber muss es aus der Nische 
des Sozialen raus und muss zu einem breiten, attraktiven Gesamtangebot werden. 
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Herr Prof. Dieter Kreft 
 
Herr Dr. Linckelmann, Sie haben jetzt die dankbare Aufgabe, uns wieder auf den Boden der 
Tatsachen zurückzuholen und uns zu sagen, was denn nun das Machbare sein wird bei der 
Weiterentwicklung oder sein kann. 
 
 
Herr Dr. Wolfgang Linckelmann 
 
Ja, ich will das gerne versuchen, denn das kann mehr als ein Versuch natürlich nicht sein. Wir 
sind ja, wie Sie wissen, in einem Stadium, das man sozusagen work in progress ..... bezeichnen 
kann, das heißt, dieser gesetzgeberische Entwurf ist im Abstimmungsverfahren innerhalb der 
Ressorts zunächst mit vorrangig betroffenen Ressorts und wird dann weiter mit allen Ressorts 
abgestimmt. Ich möchte aber eines noch vorausschicken. Ich denke, hier in dieser Diskussion 
ist deutlich geworden, der rechtliche Rahmen ist eine Sache, aber die Umsetzung und gesell-
schaftliche Anerkennung und das Engagement von Trägern und auch von einzelnen Teilneh-
mern ist das andere. Und wir können mit einem rechtlichen Rahmen nicht alleine zu gesell-
schaftlicher Anerkennung führen, sondern dieses muss im gesellschaftlichen Diskurs insgesamt 
passieren. Und wir werden auch andere Partner suchen müssen, um das insgesamt voranzu-
bringen.  
 
Nun zur Frage des Machbaren. Sie haben von Frau Ministerin Bergmann ja die Eckpunkte 
gehört. Also zu der Verbreiterung der Einsatzfelder. Ich denke, da gibt es durchaus weitgehen-
den Konsens. Das wird, denke ich, machbar sein. Ob man da noch Grenzen einziehen muss, ob 
also insbesondere bestimmte Bereiche noch spezifischer hervorzuheben sind, muss man sehen. 
Das wird die Diskussion erbringen. Ich meine, es gibt auch Konsens darüber, dass die Ge-
meinwohlorientierung und das Gemeinnützige in den Vordergrund gestellt werden müssen. Die 
Grenzen zum Kommerziellen sollen nicht vermischt werden. Weiterhin die Frage, die ja junge 
Menschen noch zunehmend interessiert, welche Orientierungsfunktionen und zusätzliche Qua-
lifikationen können sie zertifiziert über ein solchen Einsatz im Freiwilligen Jahr denn errei-
chen? Also wir wollen dieses einführen, stehen aber in der Umsetzung noch am Anfang, das 
muss ich gleich sagen. Man kann zwar das Prinzip in ein Gesetz hineinschreiben, aber die 
Umsetzung wird dann entscheidend davon abhängen, inwieweit mit Arbeitgeberverbänden und 
mit Bildungseinrichtungen hier tatsächlich dieses zum Tragen kommt, was an „Softskill“, was 
über die Bedeutung und Anerkennung dessen erreicht werden kann, was erworben worden ist, 
in welcher Weise die Persönlichkeitsentwicklung aus den Ergebnissen informellen Lernen 
auch zertifizierbar ist. Ich denke, auch da stehen wir noch am Anfang. Zum Dritten die Frage 
der Flexibilisierung zeitlichen Einsatzes. Hier gibt es unterschiedliche Auffassungen. Wir wol-
len den Rahmen bieten, dass es ermöglicht wird. Ob es dann angenommen wird, ist eine andere 
Sache. Zum Weiteren die Frage der Anerkennung für Zivildienstleistende, die zwölf Monate 
einen solchen Freiwilligendienst leisten. Dieses wird nicht in dem Gesetz passieren, sondern 
soll im Zivildienstgesetz geregelt werden. Das heißt, es gibt hier die klare Trennung, wenn ein 
junger Mann freiwillig so etwas machen will, dann wird er später nicht herangezogen und die 
Ausgestaltung ist eine Sache des Freiwilligendienstes. In welcher Weise man Grenzen etwa 
haben muss im Hinblick auf die Tätigkeitsfelder, ist noch eine offene Diskussion, die im Detail 
sicher noch zu diskutieren ist, denn Sie wissen, Zivildienst als Ersatzdienst für den Wehrdienst 
erfordert einen belastenden Dienst. Das ergibt sich aus den Vorgaben des Bundesverfassungs-
gerichtes. Eine Grundsatzdiskussion, die auch hier hochgekommen ist und da gibt es nach 
meiner Auffassung zur Zeit auch noch keine definitive Lösung, betrifft die Frage sozialversi-
cherungsrechtlicher Absicherung im Ausland. Einerseits wird eine Gleichstellung gefordert 
wie im Inland. Andererseits wird gefordert, eine andere Nichtvolleinbeziehung in alle Sozial-
versicherungszweige, um die Finanzbelastung  insbesondere der Träger nicht zu hoch zu ges-
talten. Hier wird im Grunde eine Quadratur des Kreises gefordert. Damit verbunden ist die 
Frage, ob wir eine unterschiedliche Behandlung gesetzlich einführen können und die Frage, ob 
wir eine Verschlechterung  des status quo zum Sozialversicherungsschutz, den wir bereits im 
gegenwärtigen Recht haben, einführen wollen. Das ist letztlich eine politische Frage und natür-
lich hängt sie eng mit der Finanzierbarkeit zusammen. Was die Finanzierbarkeit betrifft, so 
möchte ich das, was hier einige gesagt haben, insbesondere auch Frau Kortmann und Herr 
Simmert noch einmal unterstreichen. Die freiwilligen Dienste sind ein Gemeinschaftsunter-
nehmen von Bund, Ländern und Trägern und natürlich auch Kommunen. Und der Bund alleine 
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kann es nicht machen. Und wenn wir bisher die Finanzierung des Freiwilligen Sozialen Jahres 
im Wesentlichen seitens des Bundes leisten, so denke ich, müssen sich Länder fragen bei einer 
gewünschten Ausweitung, die sie auch mittragen wollen, wie sie diese in Zukunft mitfinanzie-
ren wollen. Und wir werden uns auch andere Partner suchen müssen im Gesamtfeld. Das wird 
auch die Träger betreffen, die etwa gefordert sind, etwa auf der Ortsebene ihre Bürgerstiftung 
und die ansässige Wirtschaft zu Patenschaften für Freiwillige heranzuziehen zu versuchen und 
was immer es hier an Möglichkeiten gibt. Im Hinblick auf die Frage, ob wir gezielt für eine 
bestimmte Gruppe von benachteiligten Jugendlichen die Bundesanstalt für Arbeit ins Boot 
kriegen, hat sich bei dem speziellen Programm Freiwilliges Soziales Trainingsjahr für junge 
Menschen ja erwiesen, dass das möglich ist. Und ich denke, auch hier müssen wir kreativ wei-
terdenken und sehen, inwieweit dies gerade für die Zielgruppe, die  tatsächlich noch zu wenig 
ja Berücksichtigung findet, hier mit eingebunden werden kann. Soweit von mir aus. 
 
 
Herr Prof. Dieter Kreft 
 
Ganz herzlichen Dank. So ich habe einen Hinweis vom Publikumsanwalt, dass es da Bünde-
lungen gibt. Ich bin ja im Übrigen auch außerstande, alles das, was bisher hier gesagt worden 
ist, in vernünftiger Weise zu bündeln. Ich muss das auch nicht, weil die Frau Dobslaw uns eine 
wunderbare, Bündelung derjenigen, die diese Dienste nutzen, gegeben hat. Und meine Bitte ist, 
dass vielleicht im Laufe der Diskussion darauf geachtet wird, diese Punkte, die sie angespro-
chen hat, so was wie eine Orientierung bleiben. Also ich nenne die Stichwörter von Frau Dobs-
law: Bildungsjahr, Seminare erhalten, Betreuungsschlüsselbedenken, mehr Hauptschüler, Real-
schüler, aber keine Quote, Einsatzfelder öffnen, stärkere pädagogische Betreuung, Öffentlich-
keitsarbeit, Zertifikate, höhere gesellschaftliche Anerkennung, keine Blöcke, mehr Mitbestim-
mung und sie hat nicht angesprochen den Punkt Absicherung sozialversicherungsrechtliche 
Absicherung. Der gehört m. E.  noch in dieses Paket, über das wir jetzt reden sollten. 
 
 
Herr Hartmut Brocke (Publikumsanwalt) 
 
Es liegt eine Vielzahl von Anfragen vor und die allermeisten gehen in die Richtung Stärkung 
der Stellung der Freiwilligen. Und hier ist konkret das Ministerium gefragt, ob nicht die Frei-
willigen selbst als Ansprechpartner und nicht nur die Träger als Ansprechpartner benutzt wer-
den können, im Sinne eines Angebotes der Kooperation, dass die Jugendlichen direkt als Ex-
perten der eigenen Sache eingebunden werden. Und es wird eine stärkere Öffentlichkeitsarbeit 
und auch Werbung vorgeschlagen, ob nicht das Ministerium mit den Freiwilligen einmal im 
Jahr so was wie ein Freiwilligentag gestaltet, von den Freiwilligen für diese Sache durchge-
führt werden kann. Es gibt einen großen Zwiespalt bei der Zertifizierungsdiskussion. Es geht 
darum, dass man auf der einen Seite befürchtet, durch Zertifizierung in so eine Form von Ver-
schulung zu geraten. Es ist darauf zu achten, dass hier nicht die formalisierte Bildung allein 
gemeint ist, sondern es geht auch um die Anerkennung von informellen Bildungsprozessen und 
wie dies auszusehen hat, finden Sie ja auch in den Arbeitspapieren. Und an die MdB‘s geht 
immer wieder die Frage, wie wollen sie denn jetzt das Freiwilligenjahr von dem Zivildienst 
abgrenzen. Die „Freiwilligen“ möchten gerne auch von den politischen Parteien wissen, wel-
chen Beitrag sie dazu leisten, dass Freiwilligendienste die gesellschaftliche Anerkennung be-
kommen, die ihnen gebührt. Die Freiwilligen würden eher auf zielgerichtete berufsmäßige 
Anerkennung verzichten, weil ihnen selbst für ihr Selbstbild und für ihre Persönlichkeit das 
soziale Engagement, das Gemeinwohlengagement wichtiger ist als die Zweckmäßigkeit. Sie 
möchten nicht reduziert werden auf die Formel „nun seit mal schön freiwillig, das nutzt euch 
später“.  
 
 
Herr Prof. Dieter Kreft 
 
Gut, dann schlage ich vor, diese drei Punkte: Stärkung der Stellung der Freiwilligen, Zertifizie-
rungszwiespalt und Abgrenzung zum Zivildienst, dass wir die hier behandeln und empfehle, 
mit der Abgrenzung zum Zivildienst anzufangen, weil ich das auch für eine zentrale Frage 
halte und ich gebe die Frage noch mal an die drei Bundestagsabgeordneten weiter. Bitte, Herr 
Riegert. 
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Herr Klaus Riegert 
 
Ja, danke schön. Ich sehe die Abschaffung des Zivildienstes, wie sie Herr Simmert angekün-
digt hat, noch nicht so. Also zumindest meine Partei und wenn ich das richtig sehe auch die 
SPD hält am Wehrdienst fest und alle politischen Prozesse, die momentan eingeleitet sind, sind 
darauf ausgerichtet, den Wehrdienst in der Zukunft zu erhalten und damit auch den Zivildienst. 
Und ich glaube, dass gerade dort das Problem liegt. Wenn die Dienste vermengt werden, be-
steht die Gefahr, dass die Freiwilligendienste eher abgewertet werden. Und wir werden natür-
lich über eine Grundsatzfrage entscheiden müssen. Nehmen wir an, es sind nur wenige Pro-
zent, die sich freiwillig melden. Ist es dann in Ordnung, wenn die große Mehrheit nach dem 
Abitur sofort zum Studium durchstartet und mit Wehrdienst, Zivildienst, Freiwilligendienst, 
also mit wichtigen Bereichen der Gesellschaft überhaupt nicht in Kontakt kommt. Sie werden 
nicht lernen, dass die Gesellschaft nicht nur die Summe der Individuen ist, sondern dass sehr 
viel mehr innerhalb einer Gesellschaft, in den vielen verschiedenen Bereichen stattfindet. Man 
muss dann in der Tat klären, ob man dann der Meinung ist, wenn der Wehrdienst abgeschafft 
wird, ob es dann ein Pflichtjahr für alle geben soll. Ob das überhaupt finanzierbar ist, ist dann 
auch schon die zweite Frage. Und die Dritte, in der Tat jetzt etwas losgelöst, der Freiwilligen-
dienst. Ob der nicht Schaden leidet, wenn man diese  Dinge miteinander verquickt.  
 
 
Herr Prof. Dieter Kreft 
 
Frau Kortmann 
 
 
Frau Karin Kortmann 
 
Es wäre schön, wenn wir die Mittel, die zur Zeit noch für den Zivildienst vorhanden sind, um-
schichten könnten, um Freiwilligendienste auszubauen. Aber doch nicht um allein das FSJ zu 
ermöglichen. Warum fordern die Träger weitere Einsatz-Stellen? Wir haben in der Zivildienst-
debatte immer wieder zu hören bekommen, dass Zivildienststellen arbeitsplatzneutral seien. 
Diese Arbeitsplatzneutralität ist auch im Bereich des FSJ notwendig. Deshalb kommt der 
Wunsch, den Freiwilligendienst als weiteren Einsatzort für Kriegsdienstverweigerer nutzen zu 
können, auch aus dem verständlichen Trägerinteresse, darüber die abgebauten Zivildienstplätze 
auszugleichen. Wenn wir also jetzt mehr Stellen haben wollen, dann sollten wir gucken, wo 
gibt es die Finanzierungsmöglichkeiten alleine für Freiwilligendienste ohne auf die Frage der 
Umschichtung, die ich für völlig illusorisch halte. Herr Riegert hat darauf hingewiesen, dass es 
nicht die Frage ist, ob Rot-Grün oder Schwarz-Gelb an der Regierung ist. Es gibt den von 
Christian Simmert favorisierten Weg nicht, Mittel von einem Ressort in das andere umzu-
schichten. Das funktioniert leider nicht. Auch wenn wir es noch so sehr wollen. Aber deswegen 
ist es ja auch so wichtig, über das Wünschbare und über das Machbare zu reden. Ich will nicht, 
dass es zu einer Ungleichbehandlung derer führt, die einerseits als Freiwillige das FSJ oder 
FÖJ leisten und derer, die das als Kriegsdienstverweigerer tun. Wir wissen, die Rahmenbedin-
gungen sind andere. Der Zuschuss, der von öffentlicher Hand kommt, ist ein anderer. Wer wird 
denn jetzt besser gestellt? Besser gestellt werden doch eigentlich nur die männlichen 
Abiturienten, die nach ihrem Abitur sagen können, wir unterliegen jetzt der allgemeinen 
Wehrpflicht und wir machen diesen Freiwilligen Sozialen Dienst und das bekommen wir dann 
als Pflichtdienst dann auch anerkannt. Wir kommen zu einer Verschlechterung einerseits der 
Frauen, die nämlich diejenigen sind, die unter den schlechteren Bedingungen weiter ihren 
Freiwilligendienst machen und wir kommen zu einer weiteren Verschlechterung der 
Hauptschüler, die sich nach Beendigung ihrer Schulpflicht ihr FSJ / FÖJ im nachhinein nicht 
anrechnen lassen können. 
 
 
Herr Christian Simmert 
 
Ja, so ist das Leben. Erstens haushaltstechnisch. Es geht hier nicht um verschiedene Ministe-
rien. Es geht um das Familienministerium. Es geht hier nicht um verschiedene Einzelpläne, es 
geht um Titelgruppen. Diejenigen unter Ihnen, die sich ein wenig auskennen wissen, dass der 
Freiwilligendienst, die Bundesförderung zur Zeit im Bundesjugendplan geregelt ist mit unge-
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fähr 20-21 Millionen Mark. Zieht man die Freiwilligendienstregelung aus dem Bundesjugend-
plan raus, macht daraus eine eigene Titelgruppe im Einzelplan 17, macht in den Bereichen des 
Zivildienstes einen Haushaltsvermerk, der da heißt, im laufenden Haushaltsjahr freiwerdende 
Mittel im Bereich des Bundesamtes für Zivildienst werden von der Titelung, ich habe sie jetzt 
da, ich sage mal Bundesamtes Zivildienstes überführt in den Bereich der Freiwilligendienste. 
Ist es ein einfaches gängiges haushaltstechnisches Instrument. Mehr nicht. Das geht. Wenn 
man nicht möchte, dass der Zivildienst so finanziert, die freiwerdenden Mittel aus dem Zivil-
dienst so überführt werden, dann muss man sich die Frage stellen lassen, wie will man denn 
sonst die Freiwilligendienste fördern und finanzieren. Es gibt meiner Ansicht nach keine ande-
re Möglichkeit als aus den freiwerdenden Mitteln des Zivildienstes einen Teil zu überführen in 
den Freiwilligendienst. Alles andere heißt keine zusätzlichen Mittel. Das ist meine realistische 
politische Einschätzung. Da kann man sich viel wünschen, aber ich glaube, das wird verdammt 
schwierig sozusagen aus anderen. Da muss man über Erziehungsgeld reden, da muss man über 
alle anderen Punkte reden, denn in der Tat wird es schwierig aus dem Verteidigungsministeri-
um Mittel zu akquirieren für den Freiwilligendienst oder aus dem AA oder wo auch immer her. 
Das wird nicht möglich sein. Diese Einschätzung teile ich mit der Kollegin Kortmann. Deswe-
gen geht nur eine Umschichtung innerhalb des BMFSFJ und diese Umschichtung wird nur 
ganz realistisch gewährleistet werden können durch die verminderten Einberufungen zum 
Beispiel Entlassungsgeld etc. pp. wo Mittel freiwerden und diese freiwerdenden Mittel müssen 
in den Bereich Freiwilligendienst investiert werden. Jetzt noch ein Satz. Man kann ja unter-
schiedlicher politischer Auffassung darüber sein, ob man der Zivildienst jetzt und der Wehr-
pflicht insgesamt noch bestehen bleibt über X Jahre. Klar ist aber im Rahmen europäischer 
Prozesse, unsere Nachbarn haben keine Wehrpflicht mehr, Spanien, Italien haben sie abge-
schafft, im Rahmen einer NATO-Politik, WEU-Politik wird es auf absehbare Zeit, so ist die 
politische Einschätzung an vielen Stellen, keine Wehrpflicht mehr geben. Man kann nicht erst 
mit der Konversion des Zivildienstes anfangen, wenn das Kind in den Brunnen gefallen ist, 
weil nämlich natürlich der Zivildienst nicht arbeitsmarktneutral ist. Er hat eine gewisse soziale 
Funktion in diesem Land. Und ich finde, dass es, wenn man sozusagen auch ein Stück weg 
wegweisende Politik machen will, es zur Ehrlichkeit dazu gehört, jetzt darüber zu diskutieren. 
Deswegen bin ich natürlich jetzt nicht wahnsinnig glücklich, dass es da Verquickungen zwi-
schen Zivildienst und Freiwilligendienst gibt. Auch das halte ich sozusagen nicht für ein Opti-
mum. Auch im Sinne der Wehrgerechtigkeit finde ich es nicht das Optimum, dass sozusagen 
die jungen Männer dann 12 Monate länger für weniger Geld arbeiten müssen. Aber meine 
Hoffnung und die politische Intension ist, dass das Geld, was über den Bund mit den Zivil-
dienstleistenden zum Freiwilligendienst wandert, eben auch den Trägern mehr finanziellen 
Spielraum für den Ausbau von Freiwilligen eröffnet. Abgesehen davon, wenn man die politi-
sche Richtung teilt, dass es in X Jahren keine Wehrpflicht mehr geben wird, dann haben wir 
hier eine Finanzierungsbrücke und die müssen wir jetzt bauen und nicht erst, wenn das große 
Gerangel darum losgeht, wie denn sozusagen zukünftig was zu organisieren ist. Noch mal, ich 
finde es auch nicht optimal. Nichtsdestotrotz glaube ich, dass es realistischerweise und das 
gehört zur Ehrlichkeit dazu, auch wenn sie in ein paar Punkten unbequem, realistischerweise 
keine andere Möglichkeit für die Ausweitung der Dienste gibt.  
 
 
Herr Prof. Dieter Kreft 
 
Meine Damen und Herren. Ich verstehe mich ab jetzt in der Rolle des guten Maklers, dass 
nichts unterdrückt wird, was von Ihrem Bereich gekommen ist. Und dass das so behandelt 
wird, dass man vielleicht die Konfliktlinien besser erkennen kann als vorher - mehr werden wir 
nicht leisten können, wenn wir nicht bei einem Punkt hängen bleiben wollen. Zu diesem Punkt 
hat sich jetzt Herr Slüter noch gemeldet und dann würde ich, Herr Gerstberger noch dazu um 
seine Meinung bitten. Aber dann gehen wir in einem anderen Punkt über, weil wir sonst bei der 
Behandlung eines Komplexes sitzen bleiben. Das wäre nicht so gut. Okay.  Herr Slüter zuerst. 
 
 
Herr Uwe Slüter 
 
Herr Gerstberger hatte sich zuerst gemeldet. 
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Herr Prof. Dieter Kreft 
 
Herr Gerstberger, dann Herr Slüter 
 
 
Herr Günter Gerstberger 
 
Die Ausführungen von Herrn Simmert drängen mich nun doch, diese Frage ausdrücklich zu 
stellen. Eigentlich müssten die großen Träger, ich meine jetzt wirklich die großen Träger, sie 
müssen doch vor Freude an die Decke springen. So hoch ist keine Decke, wie hoch die sprin-
gen müssten über die Aussicht, die freiwerdenden Zivildienstmittel, vorausgesetzt das geht so, 
wie es skizziert wurde, für die Freiwilligendienste einzusetzen. Warum tun sie es nicht? Wa-
rum wehren sie sich dagegen, das Freiwillige Soziale Jahr als Ersatz für den Zivildienst aner-
kannt zu sehen? 
 
 
Herr Prof. Dieter Kreft 
 
Okay? Herr Slüter 
 
 
Herr Uwe Slüter 
 
Herr Gerstberger, Sie haben meine Ausführungen vorhin nicht richtig verstanden. Ich habe 
vorhin deutlich gesagt, dass, wenn die zivildienstpflichtigen jungen Männer als Freiwillige 
kommen, dann sind sie bei uns Willkommen und dazu stehe ich auch. Was ich allerdings mei-
ne, wir sollen nicht der Versuchung aufsitzen, zu meinen, alle Zivildienstplätze ließen sich 
konvertieren in Freiwilligendienstplätze. Es geht in erster Linie darum, Arbeitsplätze zu schaf-
fen und es gibt eine Anzahl von Zivildienstplätzen, die auch geeignet wären, dass sie durch 
Freiwillige besetzt werden können, aber es muss die Wertigkeit klar sein. Wir können hier 
nicht 130.000 Zivildienstplätze in Freiwilligenplätze umwandeln. Dann kommen wir ja einem 
Pflichtdienst wieder ziemlich nah. Ich glaube, das ist auch realistischerweise nicht möglich und 
da müssten die Rahmenbedingungen noch mal andere sein. Ich möchte einfach einmal ein 
Rechenbeispiel aufzeigen, im Zivildiensthaushalt sind 1,9 Milliarden Mark jährlich drin. Wenn 
die Dienstzeitverkürzung um einen Monat greift, würde dies 10.000 Zivis weniger bedeuten, 
das heißt 150 Millionen Mark. Wenn die Tauglichkeitskriterien verändert werden, dann fallen 
noch mal 13.000 Zivis weg. Das heißt noch mal 195 Millionen Mark. Die volle Erstattung der 
Sozialversicherungskosten für alle FSJ-ler/innen, FÖJ-ler/innen würde 74 Millionen Mark 
jährlich kosten. Also, um die Dimension deutlich zu machen, über die wir hier reden, wenn es 
möglich wäre, einen kleinen Teil dieser Mittel, wie Herr Simmert es angedeutet hat, umzu-
schichten, dann wäre das ein Riesenerfolg für Freiwilligendienste und würde ein Signal für alle 
Träger sein, auch für neue Träger, sich in diesem Bereich noch stärker zu engagieren. Ich wür-
de das begrüßen. 
 
 
Herr Prof. Dieter Kreft 
 
Die Frage nach der Stärkung der Stellung der Freiwilligen würde ich gerne ans Ministerium, 
konkret an Herrn Dr. Linckelmann weitergeben. Und ich würde Ihnen auch noch übertragen 
wollen, dass Sie auch was zu dem Zertifizierungszwiespalt sagen, also Stärkung der Stellung 
der Freiwilligen, Zertifizierungszwiespalt und dann gehen wir in die neue Runde.  
 
 
Herr Dr. Wolfgang Linckelmann 
 
Ja, bevor ich das tue, möchte ich doch noch mal die Euphorie ein bisschen auf den Boden der 
Realitäten bringen. Im Hinblick auf die Frage der Umschichtung von Mitteln des Zivildienst 
auf den freiwilligen Dienst. 
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Herr Prof. Dieter Kreft 
 
Aber aus Sicht des Ministeriums 
 
 
Herr Dr. Wolfgang Linckelmann 
 
Ja, ja ich muss das einmal aus Sicht des Ministeriums sagen. Zunächst kann ich die Zahlen so 
nicht bestätigen, dass also tatsächlich Mittel frei werden, weil die Verkürzung ja keineswegs 
bedeutet, dass die Zahl der Zivildienstleistenden pro Jahr sich verringert, sondern dass diese 
einfach in einem kürzeren Durchlauf  d. h. mehr pro Jahr ihren Dienst ableisten. Also, es wer-
den keine Mittel frei. Jetzt aber die Fragen, die Sie an mich noch besondert gestellt hatten. 
Stärkung der Freiwilligen insgesamt im Hinblick auf ihre Rolle im gesellschaftspolitischen 
Diskurs sowohl mit dem Ministerium wie in der Politik usw.. Also wir haben im FÖJ ja ein 
Sprechersystem der Jugendlichen, das hatte hier die Bundessprecherin sehr deutlich gemacht, 
ein sehr leuchtendes Beispiel von einer engagierten jungen Freiwilligen. Wir haben auch in 
dem Freiwilligen Sozialen Jahr natürlich sehr viel engagierte Freiwillige, die aber nicht in 
dieser Funktion von Sprechern, wenn ich recht informiert bin, jedenfalls bisher organisiert 
sind. Das ist eine Frage, die müssen die Träger gemeinsam mit den Freiwilligen aufgreifen und 
klären, ob sie auch vor dem Hintergrund der ganz  anderen Größenordnung eine solche Organi-
sation hinkriegen. Wenn das gelingt, könnte man sich durchaus, wenn es denn finanzierbar ist, 
mit dieser Beschränkung muss ich das auch sagen, in begrenztem Umfang einen solchen Frei-
willigentag vorstellen. Ich will aber auch deutlich sagen, dass solche nationalen Versammlun-
gen, meinetwegen mit 1.000 Freiwilligen einmal im Jahr oder so, nach meiner Auffassung m. 
E. nicht so furchtbar viel bringen würden. Vielmehr würden solche Treffen auf regionaler Ebe-
ne effizienter sein. Regional organisiert mit den Medien, Schulen und Arbeitsämtern und wie 
auch mit der Wirtschaft. Das Zweite, die konkrete Anregung Internet. Ich denke, das sollten 
wir und können wir aufgreifen. Ich finde das einen guten Vorschlag. Unsere bisherige Öffent-
lichkeitsarbeit hat Broschüren sowie den Film über das Freiwilliges Ökologisches Jahr und 
andere umfasst, aber ich denke mit Unterstützung der Träger und der vielen Initiativen kann 
man so etwas durchaus in die Gänge kriegen. Das bedarf aber der engen Zusammenarbeit und 
auch einer intensiven Pflege. Also darauf möchte ich nur noch aufmerksam machen. Ja und 
dann noch die Frage der Zertifizierung.  
 
 
Herr Prof. Dieter Kreft 
 
Der Zwiespalt, Verschulung, Sorge vor Verschulung 
 
 
Herr Dr. Wolfgang Linckelmann 
 
Ja, wir haben uns natürlich in den ersten Kontaktaufnahmen mit dem zuständigen Bildungsmi-
nisterium wie mit dem Wirtschaftsministerium auch über die Frage unterhalten, ob es eigent-
lich denkbar ist, dass so etwas in das Berufsbildungsgesetz eingeführt wird und zwar über die 
bestehenden Möglichkeiten hinaus, die es begrenzt gibt, außerhalb des dualen Systems liegen-
de Lernfelder im Ausnahmefall entsprechend zu zertifizieren. Da war die erste Reaktion erst 
mal nein. Und man muss sich auch tatsächlich vor dem Hintergrund des Verschulungsrisikos 
fragen, ob es Sinn macht. Ganz anders ist die Frage, wie man denn sozusagen die Ergebnisse 
dieses Lernjahres, dieses Bildungsjahres in der Persönlichkeitsentwicklung und in den Auswir-
kungen auf die Kompetenzentwicklung, auf das was die Betriebe heute gerne die Sozialkompe-
tenz ihrer Mitarbeiter nennen, anerkennen kann. Wie man das deutlich machen kann und wie 
man das auch im Diskurs mit Arbeitgebern stärker zum Tragen bringen kann, muss im einzel-
nen noch geprüft werden. Gleichwohl sollte das Erfordernis einer solchen Zertifizierung in das 
Gesetz mit aufgenommen werden und man muss dann die geeignete Form in der Praxis finden.  
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Hartmut Brocke (Publikumsanwalt) 
 
Ich habe eine kecke Frage, die ich direkt weiterleite an Herrn Gerstberger, der gesagt hat: 
„Mein Gott, so ein allgemeines Freiwilligengesetz, brauchen wir das überhaupt?“ Offensicht-
lich werden Sie ein bisschen so eingeschätzt, als wäre die Notwendigkeit noch nicht genug 
begründet, ob man überhaupt so was wie ein allgemeines Gesetz, Freiwilligengesetz, ob man 
so was überhaupt braucht. Und die 2. Frage an die Vertreter der Sprecher und des Ministeriums 
lautet: Warum gibt es denn da kein Sprechersystem? 
 
 
Hartmut Brocke (Publikumsanwalt) 
 
Es gibt darüber hinaus die Bitten an die Wissenschaft, zum Beispiel Herrn Dr. Linckelmann 
(als Vertreter des BMFSFJ) plausibel zu machen, dass die Aufrechterhaltung der Seminartage, 
dass die professionelle Begleitung und Organisation der Freiwilligenjahre im Sinne eines Be-
kenntnisses nicht jedes Mal wieder zur Disposition gestellt wird.  
 
 
Herr Prof. Dieter Kreft 
 
Gut, dann schlage ich vor, dass Herr Gerstberger bitte mit dieser etwas provozierenden Frage 
anfängt. 
 
 
Herr Günter Gerstberger 
 
Allerdings bin ich versucht, natürlich dann das Podium zu nutzen. Alle meine anderen Kom-
mentare dann auch los zu werden. Ich unterdrücke es. Ja, warum brauchen wir ein Freiwilli-
gengesetz. Ich dachte, das sei derart selbstverständlich, dass es keiner Erläuterung mehr bedür-
fe. Aber die Frage war ja, warum bedarf es eines allgemeinen Freiwilligengesetzes. Damit ist 
gemeint, nicht ein Gesetz zu einem ganz spezifischen Freiwilligengesetz, dieses Freiwillige 
Soziale Jahr, das Freiwillige Ökologische Jahr, das Freiwillige Jahr im Denkmalschutz usw., es 
geht vor allen Dingen um die Definition des Status. Es ist bisher nicht festgelegt, wer ein Frei-
williger ist, ein Freiwilliger in unserem Sinne. Ein junger Mensch, der einen Freiwilligendienst 
leistet von einer bestimmten Dauer von sechs bis zehn Monate oder zwölf Monate, der weder 
Arbeitnehmer noch Auszubildender ist, diesen Begriff gibt es ganz einfach nicht. Und wenn 
wir deswegen unsere Leute gerade in andere Länder schicken, bei uns, das passiert aber den 
anderen Freiwilligendiensten ebenfalls, den deregulierten, dann sind sie mit allen möglichen 
Fragen konfrontiert. Da sind sie der Steuer unterworfen, weil sie dort als Arbeitnehmer geführt 
werden. Sie kriegen keinen, wenn junge Menschen aus den östlichen Ländern, sie kriegen 
keine Einreiseerlaubnis, keine Arbeitserlaubnis, sie dürfen nur drei Monate reinkommen mit 
einem Touristenvisum, müssen dann wieder hin und her. Diese Dinge sind es. Es muss einen 
Begriff geben von Freiwilligen, der in Europa akzeptiert ist. Das ist das A und O der Status und 
davon abgeleitet dann natürlich die versicherungsrechtlichen, die arbeitsrechtlichen usw. Fra-
gen. Ist das durchgedrungen? 
 
 
Herr Prof. Dieter Kreft 
 
Ja. Klar. Vielen Dank. Zweite Frage ist auch ganz konkret. Warum hat eigentlich das FSJ nicht 
eine entwickelte Sprecherinnen- und Sprecherstruktur wie das FÖJ? 
 
 
Herr Uwe Slüter 
 
Doch, eine Sprecher/innenstruktur ist im FSJ durchaus bekannt. 
 
Erstens, im FSJ gibt es viele Partizipationsmöglichkeiten für die Freiwilligen. Sie beginnt  mit 
der Frage, wie die Seminarvorbereitung geschieht, wie die Freiwilligen in die Seminarvorberei-
tung eingebunden werden, wie selbständig Seminareinheiten vorbereitet und durchgeführt 
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werden, wie Verantwortung übernommen wird auch als Prozess in einem Jahr hin zu sehr viel 
mehr Selbständigkeit und Partizipation. Es gibt bei uns einzelne Träger, die haben ein Spre-
cher/innensystem. Bei uns im katholischen Trägerbereich gibt es zwei regionale Träger, die ein 
Sprecher/innensystem haben, aber wir haben uns bisher im Bundesarbeitskreis nicht dazu 
durchringen können, dieses bundesweit einzuführen. Das FÖJ ist etwa von der Anzahl her ein 
Zehntel, also diesen Prozess zu organisieren, dass 11.000 Freiwillige dann in irgendeiner Wei-
se ihren Sprecher oder Sprecherin oder ihr Sprecher/innenteam bestimmen, ist mit einem we-
sentlich größeren bürokratischen Aufwand verbunden und ehrlicherweise haben wir an der 
Stelle deshalb auch zurückgeschreckt. Zum anderen hatten wir auf Drängen des Bundesminis-
terium vor drei oder vier Jahren verstärkt die Diskussion um ein Sprecher/innensystem und 
haben erst mal sehr verhalten reagiert. Ich möchte mich an der Stelle nicht dazu abschließend 
verhalten. Ich sehe, wie gut die Interessenvertretung im FÖJ an dieser Stelle klappt. Ich finde 
das toll und ich denke, wir nehmen den Gedanken in eine unserer nächsten Sitzungen noch mal 
mit und auch mit dem Hinweis, dass Treffen dann unter Umständen auch mit finanzieller Un-
terstützung des Bundes begleitet würden. 
 
 
Herr Prof. Dieter Kreft 
 
Gut also jetzt zur Bildung, zum Stichwort Bildung. Herr Prof. Dr. Rauschenbach, bitte. 
 
 
Herr Prof. Dr. Thomas Rauschenbach 
 
Ich will nur kurz einen Satz zum Letzten sagen. Ich finde schon, diese Thematik hat auch ein 
bisschen mit Trägerstrukturen und Traditionen zu tun. Das FSJ war aus seiner Geschichte 
heraus nun nicht gerade das Politischste, was in dieser Gesellschaft entwickelt wurde. Ich 
glaube, das FÖJ hat einen anderen Zeitpunkt, einen anderen Aufwind erwischt – und da 
müssen die Träger und Akteure einfach auch lernen, mit den veränderten Strukturen klarzu-
kommen. Und das FÖJ kann in diesem Punkt durchaus ein guter Impulsgeber sein. 
 
Was die Rolle der Wissenschaft als Helfer angeht: Ich weiß nicht, ob Herr Dr. Linckelmann die 
braucht. Ich glaube auch nicht, in Herrn Dr. Linckelmann als Person überhaupt einen Skeptiker 
zu haben, was die Bedeutung der Bildungsfrage in Sachen Freiwilligendienst anbelangt. Man 
muss noch mal deutlich sagen: Freiwilligendienste sind, wenn man sie für junge Menschen 
anbietet – es gibt ja auch Diskussionen, diese altersmäßig zu entgrenzen –, Lerndienste und 
haben den Charakter einer Bildungszeit. Und ich bin überzeugt, dass wir als Gesellschaft end-
lich zur Kenntnis nehmen müssen, dass Bildung weit mehr ist – z.B. als informelle Bildung 
außerhalb der formalisierten Bildung – als das, was wir bislang dafür halten. Das fängt biogra-
phisch ganz früh im Kindergarten an, bei dem jetzt heftig diskutiert wird, was dessen Bil-
dungsaufgabe ist, das geht bei der Jugendarbeit als Bildungsprojekt weiter, um nur zwei Bei-
spiele zu nennen.  
 
Und diese Gesellschaft hat ein so verengtes Bildungsverständnis, dass nur das, was in Schule 
und Unterricht läuft – und am Ende ordentlich benotet, zertifiziert wird –, als Bildung wahrge-
nommen wird. In dem Augenblick, in dem wir sagen, der Freiwilligendienst ist ein Bildungs-, 
ein Lern-, ein Lehrjahr und eine echte Chance, soziale Schlüsselqualifikationen zu entwickeln, 
andere, nicht-schulische Kompetenzen zu erlernen – wenn man beispielsweise ins Ausland 
geht und nicht nur Sprach-, sondern auch kulturelle Kompetenz erwirbt, wenn man lernt, mit 
behinderten, kranken, hilfebedürftigren Menschen umzugehen, wenn man erstmals die Erfah-
rung macht, dass man Verantwortung in Ernstsituationen außerhalb der eigenen Familie tat-
sächlich erfolgreich übernehmen kann, dann wird deutlich, wohin die Bildungsreise bei den 
Freiwilligendiensten gehen müsste. Dann sind hierin so vielfältige wichtige Bildungsdimensio-
nen enthalten, dass deutlich werden dürfte – vielleicht muss man es aber gesellschaftlich auch 
noch deutlicher machen –, welchen Bildungscharakter Freiwilligendienste annehmen können, 
so dass vielleicht die Diskussion, die wir uns in den letzten Jahren geleistet haben, nämlich die 
Verkürzung der formalisierten Bildungszeit, d.h. der Verkürzung der Schulzeit bis zum Abitur 
von 13 auf 12 Jahre, auf einer anderen Ebene weitergeführt werden müsste: in neuen Formen 
eines freiwilligen Bildungsjahres zu Fragen, Aufgaben und Erfahrungs-gelegenheiten, die 
Schule nicht bieten kann, die in schulisch-unterrichtlichen Prozessen so eigentlich nicht vor-
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kommen. Darin liegt tatsächlich eine Chance eines Bildungserwerbs und eine Quali-
fikationsperspektive der Freiwilligendienste. Daran gemessen, muss ich sagen, finde ich es 
lächerlich, was die Bildungstage finanziell bedeuten, gemessen an dem, was ein Schuljahr 
kostet, wenn man das einmal bildungsökonomisch betrachtet und zusammenrechnet. Und die-
sen Zusammenhang muss man auch deutlich machen – und dafür werben. Da wäre das Minis-
terium vielleicht auch gut beraten, wenn es zur der Einsicht käme: Das wollen wir einmal ge-
nauer wissen, das wollen wir untersuchen, um zu prüfen und gegebenenfalls nachzuweisen, 
wie die Leistungsqualität in Sachen Bildung, die in den Freiwilligendiensten liegt, gesellschaft-
lich anders sichtbar gemacht werden könnte. 
 
 
Herr Prof. Dieter Kreft 
 
So wir kommen jetzt noch zu dem dritten Punkt, Internationalisierung, existentielle Absiche-
rung im europäischen, außereuropäischen Ausland. Das ist gewiss ein schwieriger Punkt. Ich 
schaue mich einfach mal in der Runde um, wer dazu noch mal was sagen möchte.. Dann fan-
gen Sie an, Herr Simmert. 
 
 
Herr Christian Simmert 
 
Also in den Punkten, die ich jetzt da gesehen habe, die sind ja auf unseren verschiedenen An-
hörungen, die wir in der Bundestagsfraktion gemacht haben, der Grünen auch aufgetaucht, 
besteht im Prinzip Konsens. Es geht da, das hatte ich ja im Eingangsstatement auch schon 
gesagt, gerade um die anderen Dienste im Ausland. Es geht aber natürlich auch um die Frage, 
wie wird der Internationalisierung gerecht, auch eine Strukturierung dann getragen werden. 
Also, es geht für uns darum, dass wir wie gesagt, auf Basis des FSJ, FÖJ eine Internationalisie-
rung vorantreiben wollen, weil das gesetzliche Rahmenbedingungen sind, die bereits bestehen. 
Es gab ja mal auch die Überlegung des Entsendegesetzes. Ich habe gehört, das ist gestern von 
dem Kollegen Bürsch auch wieder aufgeworfen worden. Wir haben uns aber darauf festgelegt 
jetzt erst mal, dass wir auf bestehender Gesetzgebung aufbauen wollen. Es hat auch ein biss-
chen was damit zu tun, dass wir klare Rahmenbedingungen haben wollen, wo wir auch darauf 
aufbauen können. Also, wir überlegen auch in Richtung eines Freiwilligengesetzes zu gehen. 
Da geht es allerdings dann um andere Punkte. Da geht es um den Bereich Jobrotation, wie 
kann man den Nutzen für freiwilliges Engagement, wie kann man den Bereich der Seniorinnen 
und der Senioren da reinpacken, aber wir brauchen für den Bereich der jungen Menschen eine 
besondere soziale Absicherung, weil sie nämlich noch nicht über ein Erwerbseinkommen von 
X verfügen, weil sie eben noch nicht X-Rentenanwartschaften haben etc. pp., das heißt also, 
hier gilt es, ein besonders dichtes soziales Netz zu knüpfen, das heißt ad 1, keine Anrechung 
des Kindergeldes, habe ich vorhin gesagt, das heißt also, dass Kindergeld auch weiterhin be-
zahlt werden soll für diejenigen, die einen Auslandsdienst machen. Es geht aber auch dann 
darum, die Auslandskrankenversicherung so zu gestalten, dass die Kosten übernommen wer-
den. Es geht darum, dass man mit einem Bereich der Arbeitslosenversicherung eine Regelung 
im BMA trifft, dass es eine Freistellungsregelung möglicherweise gibt für junge Menschen, um 
beitragsfrei eben auch in der Arbeitslosenversicherung zu sein und es geht dann um den letzten 
Punkt für uns um die Frage der Rentenanwartschaften, das heißt also, dass ein Jahr im Ausland 
eben als Rentenanwartschaft gilt und wir wollen, dass es in der Diskussion nicht, na ja nach 
den letzten Gesprächen, die ich im Ministerium geführt hab, weiß ich nicht, ob das sozusagen 
umgesetzt werden kann, wir wollen einen Einstieg in eine private Säule und zwar, dass die 
jungen Menschen auch als Anreiz dafür, dass sie ein Freiwilliges Soziales Jahr im Ausland, 
auch im Inland machen, eine Säule an die Seite stellen, wo man klar sagt, es gibt einen Einstieg 
in die private Säule der Rentenversicherung, die zu 50 % vom Bund und zu 50 % von den 
Trägern getragen wird. Das als Anreiz. Jetzt muss man darüber diskutieren. Das ist kein Mo-
dell, glaube ich, was ad hoc umgesetzt wird, was aber, finde ich, in der Diskussion sein kann. 
Denn ich würde gerne auch mal von den Trägern hören, ob es denn die Bereitschaft gibt, mehr 
Taschengeld zu zahlen, denn die Frage der Existenzsicherung ist nicht nur eine Frage an die 
Politik, sondern sie ist natürlich auch eine Frage an alle anderen. Und ich finde, da sollte man 
eine gemeinsame saubere Diskussion führen, ohne dass man die Hoffnung und Erwartungen 
hier überzieht. Ich glaube, zum Schluss, dass der Freiwilligendienst, wenn er Lerndienst ist, 
junge Menschen sozial absichern muss, ohne dass er jungen Menschen an diesem Punkt etwas 
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kostet, weil das die Attraktivität erhöht. Von daher glaube ich aber gibt es natürlich auch einen 
Unterschied zur Erwerbsarbeit und diesen Unterschied zwischen Lerndienst als Freiwilligen-
dienst und Erwerbsarbeit möchte ich auch sozusagen ein Stück weit schon gewahrt, weil frei-
williges Engagement ist freiwilliges Engagement und Erwerbsarbeit ist Erwerbsarbeit. 
 
 
Herr Prof. Dieter Kreft 
 
Okay. Jetzt noch Frau Kortmann und Herr Riegert kurz dazu und dann haben wir noch einmal 
den Wunsch von Frau Dobslaw, dass sie noch was zu einem Punkt sagen möchte und dann 
würden wir zum Schlusswort kommen.  
 
 
Frau Karin Kortmann 
 
Der Staat kann es doch nicht verantworten, junge Freiwillige aus Deutschland ins europäische 
oder internationale Ausland zu entsenden, ohne ihnen die bestmöglichsten Rahmenbedingun-
gen und die bestmöglichsten Formen der individuellen, der materiellen aber auch der rechtli-
chen Absicherung zu geben. Das wissen wir und deswegen brauchen wir ein Freiwilligenge-
setz, das diesen Rahmen beschreibt und die unterschiedlichen Freiwilligendienste berücksich-
tigt. Wir könnten den Anspruch so formulieren, dass wir sagen, wir müssen die Freiwilligen in 
dieser Zeit ihres Freiwilligendienstes der Sorge um ihren Lebensunterhalt entbinden und darauf 
achten, dass es nicht zu einer Benachteiligung der Freiwilligen kommt, wenn sie im Ausland 
statt im Inland ihren Dienst leisten. Grundlage für die zu beschreibenden Standards sind die 
FSJ- und FÖJ-Regelungen, die bundeseinheitlich geregelt sind. Unter diesen Standard dürfen 
wir nicht gehen. Wir müssen in dieser Diskussion aber auch berücksichtigen, dass Träger im 
Ausland andere, manchmal auch gegenläufige Sichtweisen haben als die Einsatzstellen im 
Inland. Für sie ist nämlich oft nicht zu verstehen, warum die Freiwilligen neben dem regulären 
Urlaub 25 Bildungstage haben. Sie rechnen das Taschengeld, die Unterkunfts- und Verpfle-
gungskosten zusammen und fragen, was haben wir von einem Freiwilligen und für was bekä-
men wir für den gleichen Betrag an einheimischer professioneller Hilfe. Ich würde gerne noch 
einen Punkt zu den Bildungstagen sagen. Ich habe Sorge, dass wenn wir über die Möglichkeit 
der zeitlichen Ausweitung der Freiwilligendienste auf 18 Monate nachdenken, 12 Monate plus 
6, die Träger Ansprüche formulieren, zu den bisherigen 25 Bildungstagen noch weitere 12 oder 
13 hinzu bekommen zu wollen. Ich glaube auch, dass wir bei den Bildungstagen viel stärker im 
Sinne von einem Modulsystem planen müssen. Die 16-jährigen Hauptschüler haben andere 
Bedürfnisse, haben andere Notwendigkeiten als 27-jährige, die diesen Dienst leisten und da 
rede ich auch nicht mehr von jungen Erwachsenen, das sind erwachsene Menschen, die viel-
leicht vorher eine Berufsausbildung oder ein Studium abgeschlossen haben. Diese Zielgruppen 
haben so unterschiedliche vielschichtige Zugänge, dass es sich lohnt, über dieses Modulsystem 
und auch über die Frage nachzudenken, inwieweit solche Erfahrungen, die in den Bildungsta-
gen zum Tragen kommen, nicht auch trägerübergreifend organisiert werden können. Ist es 
nicht bereichernd, Teilnehmerinnen aus einem wertegebundenen Jugendverband, die dort viel-
leicht in einer Familieneinrichtung tätig sind, mit Freiwilligen, die beispielsweise beim BUND 
einen ökologischen Dienst, ein Freiwilliges Ökologisches Jahr leisten, in einen Austausch zu 
bringen? 
 
 
Herr Prof. Dieter Kreft 
 
Gut, der Herr Riegert noch dazu. 
 
 
Herr Klaus Riegert 
 
Ja, mich drängt noch ein Satz zur Anerkennung zu sagen. Molière soll ja mal gesagt haben, die 
Dinge haben den Wert, den man ihnen verleiht. Da sollte man aus meiner Sicht sehr viel stär-
ker nicht nur auf Gesetze, Verordnungen und  Haushaltstitel, sondern auch auf Einstellungen 
Einfluss nehmen. Dies ist für mich ein wichtiger Punkt bei der Diskussion um Anerkennung. 
Der zweite Punkt: Es ist ja ganz offensichtlich so, dass die Rot-Grüne Bundesregierung beim 
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Koalitionsvertrag die Materie noch sehr viel optimistischer betrachtet hat als heute. Das hat 
sich ja auch bei der Diskussion deutlich gezeigt und da wird man in der Tat das Wünschens-
werte und das Machbare prüfen müssen. Ich wünsche  Herrn Simmert viel Glück bei seinen 
eigenen Haushaltspolitikern und beim Finanzminister. Ich habe da unter Waigel schon Erfah-
rungen gemacht. Das geht bei Eichel nicht wesentlich anders. Aber ich kann das unterstützen 
und dann werden wir sehen, ob und wie wir das eine oder andere tatsächlich zusammen hinbe-
kommen. Ich möchte zum Abschluss noch eine gewisse Sorge äußern. Momentan werden alle 
politischen Punkte, die hinsichtlich des großen Bereiches bürgerschaftliches Engagement  von 
der Politik nicht entschieden werden,  bei der Enquete-Kommission abgeladen. Damit kommt 
ungemeiner Erwartungsdruck auf diese Enquete-Kommission zu. Und ich fürchte für das bür-
gerschaftliche Engagement, dass hinterher es zu einer großen Enttäuschung kommen könnte, 
weil die Erwartungen einfach zu hoch aufgebaut wurden. Man muss auch realistisch sehen, 
was kann eine Enquete-Kommission leisten und was kann tatsächlich an Wünschenswertem 
und Machbarem umgesetzt werden. Ich baue da schon deswegen etwas vor, weil es mir um die 
Sache, um das bürgerschaftliche Engagement geht. Den Freiwilligendienst sehe ich als einen 
wichtigen Teil in dem Gesamtbereich bürgerschaftliches Engagement an. Diese Arbeit müssen 
wir für die Demokratie und eine lebenswerte Gesellschaft gemeinsam vorantreiben. 
 
 
Herr Prof. Dieter Kreft 
 
So, ich muss jetzt also in die unpopuläre Rolle hineingehen, also, es gibt ja jetzt eine ganze 
Reihe von Punkten, die nicht angesprochen worden sind und die ich jetzt unterdrücke. Ich 
unterdrücke die jetzt und alle müssen die Beschwerden an die Leitung des SPI richten. Und 
zwar ist der Ablauf jetzt folgendermaßen. Das Schlusswort ist auch dazu gedacht, dass noch 
berichtet wird, wie es weitergeht, auch was in die Dokumentation reinkommt. Also wir wollten 
ja mit dem, was wir hier diskutiert haben, was uns berichtet worden ist, auch Einfluss nehmen 
auf den Prozess der Gesetzgebung und dazu muss das eben vernünftig dokumentiert werden. 
Da wird Hartmut Brocke im Schlusswort etwas zu sagen. Bevor er aber das Wort hat, gibt es 
den Wunsch von Frau Dobslaw und den werden wir jetzt auch erfüllen, dass sie zum Stichwort 
Bildung noch mal kurz was sagt und dann hat Hartmut Brocke das Wort und danach ist es 
wahrscheinlich 12.35 Uhr und dann konnten wir die Zeit ungefähr eingehalten, die wir ver-
sprochen haben. Ja? Bitte Frau Dobslaw. 
 
 
Frau Anka Dobslaw 
 
Danke schön. Ich wollte noch mal kurz zu ein paar Punkten was sagen, die angesprochen wur-
den. Zum Bildungsaspekt und Kosten Nutzen Vergleich mit einem Schuljahr, dieses eine Jahr 
Freiwilligendienst bringt den Leuten persönlich so viele Qualifikationen, die die Schule nie-
mals vermitteln kann, weil heutzutage die Schule sehr theoretisch ist. Ich und auch viele andere 
haben in diesem Jahr so viele Dinge gelernt, die uns später im Berufsleben nutzen und die uns 
besser aufs Leben vorbereiten, als es die Schule jemals gemacht hat. Also das ist sehr wichtig. 
Und dann möchte ich noch was zu dem Punkt der Partizipation sagen und gerade eben der 
Möglichkeit, die wir haben als FÖJ-Bundessprecher haben. Durch diese Möglichkeit des FÖJ-
Bundessprechers ist vielen von uns einfach mal bewusst geworden, dass man als Jugendlicher 
auch aktiv an der politischen Gestaltung mit teilhaben kann und dass man wirklich die Mög-
lichkeit hat, fern von der häufig so abstrakten Form der Wahl, auf Politik Einfluss zu nehmen, 
wenn natürlich auch nur in sehr begrenzten Rahmen. Und viele von uns haben wirklich in 
dieser Zeit sich auch mehr mit Politik auseinandergesetzt und sich stärker dafür interessiert. Ich 
denke, das ist auch ein Weg, Jugendlichen die Politik näher zu bringen und die angebliche 
Politikverdrossenheit, die ja unter Jugendlichen vorherrschen soll, zu bekämpfen, gerade eben 
diese Tätigkeit hat auch bei mir Gedanken wach gerufen, sich stärker politisch zu engagieren 
Es ist auch aus diesem Grund ganz wichtig das Sprechersystem zu erhalten, weil es eben auch 
eine wichtige Möglichkeit ist, Politik aktiv erlebbar zu machen. 
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Herr Hartmut Brocke 
 
Ich möchte es mir nicht nehmen lassen, Sie manierlich zu verabschieden. Was bleibt von der 
Tagung, eine Dokumentation. In der Dokumentation wird enthalten sein: die Referate, die wir 
gehört haben, der Mitschnitt des Podiums, die Ergebnisse der Fachforen und wenn sie mir zur 
Verfügung gestellt werden, die Referate oder Inputs, die von den drei einzelnen Referenten in 
diesen Arbeitsforen gemacht werden. So viel zur Tagung. Es wird weiter einen Anhang geben. 
Ich habe in der Müllerstraße bei der Stiftung SPI schon einen ganzen Stapel, ich hatte angebo-
ten, weil so eine Tagung nicht alle Interessen befriedigen kann, dass ihre Stellungnahmen zum 
Gesetzgebungsverfahren aus ihrer spezifischen Sicht, dass ich diese, wenn Sie mir in einer doc- 
oder pfd-Datei zur Verfügung stellen, als Anlagenpaket zu dieser Tagung an das BMFSFJ 
überreiche.  
 
Eine Sache ist den Veranstaltern und mir persönlich ein Anliegen. Wir hatten ja die Vorkonfe-
renz mit den Jugendlichen. Und ich muss Ihnen sagen, dass wir alle tief beeindruckt waren von 
dem Ernst und von den Persönlichkeiten von den jungen Leuten. Und ich hoffe inständig, Sie 
lassen sich nicht frustrieren und sind bereit in den Organisationen, ja auch in den Parteien, 
weiter mitzuarbeiten. Wir würden Ihnen das ohne Weiteres zutrauen, dass Sie Führungspositi-
onen in diesen Organisationen und auch in den Parteigliederungen übernehmen können. Also 
bitte lassen Sie sich nicht frustrieren, bleiben Sie uns erhalten. Das ist uns wirklich ein Anlie-
gen. Und ich möchte Ihnen mitteilen, dass dieses Beeindrucktsein uns auch noch mal mutig 
machen lässt, offensiv die Partizipationsdebatte bei der internen Auswertung der Tagung mit 
dem BMFSFJ zu führen. Und ich möchte Ihnen sagen, dass nicht nur Ihre Eltern auf Sie stolz 
sein können. Aber Sie sehen, selbst so geübte Beteiliger wie die Stiftung SPI versäumen es, so 
ein Riesenpodium noch mit Jugendlichen zu bestücken. Ja, weil wir gar nicht mehr wussten, 
wen sollen wir hier wegstreichen, ohne dass wir Kloppe kriegen. 
 
Und das ist der nächste und letzte Punkt. Es gab im Vorfeld dieser Tagung, viele Diskussionen, 
viele Anregungen und ich möchte meinen Respekt noch mal an Herrn Dr. Linckelmann und 
Herrn Thomer Ausdruck geben und auch ein ausdrückliches Dankeschön. Da sind ja viele 
Interessen im Spiel. Diese Tagung hat ja nichts abschließend geklärt, sondern hat deutlich 
gemacht, welche Felder da noch zu bearbeiten sind. Und ich bedanke mich ganz herzlich bei 
den Kolleginnen und Kollegen aus dem Werkstattgespräch. Ich bedanke mich ganz, ganz herz-
lich bei Frau Bundesministerin Dr. Christine Bergmann, bei den Referentinnen und Referenten 
und ich bedanke mich bei Ihnen, dass Sie eine solche Eselsgeduld mit uns und der Tagung bei 
diesem schönen Wetter gehabt haben. Ich wünsche Ihnen, dass Sie da jetzt gut ankommen, wo 
Sie gleich hingehen werden. Auf Wiederschauen. 
 
 
Herr Prof. Dieter Kreft 
 
Verlassen Sie uns noch nicht. Herr Dr. Linckelmann möchte noch ein kurzes Wort für das 
Bundesministerium sagen. 
 
 
Herr Dr. Wolfgang Linckelmann 
 
Also, ich möchte gerne auch ein paar Blumen verteilen und jedenfalls sehr herzlich allen Betei-
ligten an dieser Tagung und insbesondere jenen, die so aktiv in der Vorbereitung und in den 
Arbeitsgruppen und Foren, die diese Tagung doch zu einem lebendigen Forum gestaltet haben 
und Ihnen für die Zukunft Ihrer Arbeit alles Gute wünschen. Danke. Kommen Sie gut nach 
Hause. 
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Freiwilligendienste für junge Frauen und Männer weiter entwickeln 
und ausbauen 

 
- Positionspapier der AGJ - 

 
 
 
Vorbemerkung 
 
Die derzeitige Diskussion um Freiwilligendienste bewegt sich in unterschiedlichen Zu-
sammenhängen wie zum Beispiel: 
• Im Kontext der Leitorientierungen einer Bürgergesellschaft sind Freiwilligendienste 

ausgewiesene Möglichkeiten zum bürgerschaftlichen Engagement. Insbesondere 
junge Menschen sollen mit Hilfe von Freiwilligendiensten an ein dauerhaftes Enga-
gement herangeführt werden. 

• Unter der Chiffre „Umbau des Sozialstaates“ besteht die Vorstellung, über die Stär-
kung von Selbsthilfe und von freiwilligem Engagement, Sozialausgaben senken zu 
können. Auch Freiwilligendienste spielen in diesem Szenario eine bedeutende Rolle. 

• Soziale Kompetenzen sind längst als bedeutende Schlüsselqualifikationen auch von 
der Wirtschaft erkannt. Freiwilligendienste eröffnen Möglichkeiten zum Erwerb so-
zialer Kompetenzen und werden deshalb als förderungswürdig erachtet. 

• Im Kontext der Verkürzung der Zivildienstzeit und dem Abbau von Zivildienstplät-
zen werden Freiwilligendienste als eine Möglichkeit gesehen, die hinterlassenen Lü-
cken zu kompensieren. 

• Freiwilligendienste werden von der EU als ein Beitrag für das Zusammenwachsen 
Europas und als Möglichkeiten zum interkulturellen Lernen angesehen und geför-
dert. 

 
In diesem Geflecht von Zielen und Interessen dürfen die jungen Menschen selbst, ihre 
Interessen und Ziele nicht außer Acht geraten. Vielmehr müssen sie in der Auseinander-
setzung um die Weiterentwicklung von Freiwilligendiensten ins Zentrum gerückt wer-
den. 
 
Mit Blick auf das vom BMFSFJ angekündigte Vorhaben zur gesetzlichen Neuordnung 
der Freiwilligendienste FSJ und FÖJ und einer damit beabsichtigten Ausweitung und 
Flexibilisierung der bestehenden Freiwilligendienste, bezieht die AGJ Stellung zur Wei-
terentwicklung und Zukunft von Freiwilligendiensten. Auf dieser Grundlage wird sich 
auch die AGJ selbst mit der Weiterentwicklung der Freiwilligendienste beschäftigen 
und ihre Positionen fortschreiben. 
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Derzeitiger Stand und Stellenwert von Freiwilligendiensten 
 
Es gibt denkbar vielfältige Formen freiwilligen und ehrenamtlichen Engagements jun-
ger Menschen. Freiwilligendienste sind eine spezifische Form. Unter „Freiwilligen-
dienst“ werden bisher Einsätze im sozialen und ökologischen Bereich verstanden, die 
mindestens sechs Monate dauern und in Vollzeitform geleistet werden. Neuerdings for-
ciert die Bundesregierung auch Einsätze im sportlichen und kulturellen Bereich im 
Rahmen des FSJ-Gesetzes. Die beschriebenen Freiwilligendienste sind in der Regel 
angesiedelt in der biografischen Phase zwischen Schule und Studium bzw. zwischen 
Schule und Ausbildung/ Beschäftigung. Freiwilligendienste in Form des Freiwilligen 
Sozialen Jahres (FSJ), der Freiwilligen Ökologischen Jahres (FÖJ), der internationalen 
Jugendgemeinschafts- und Friedensdienste und der Europäischen Freiwilligendienste 
(EVS) haben zum Teil eine lange Tradition. Als Maßnahmen der Jugendhilfe haben sie 
einen besonderen jugendpolitischen Stellenwert und werden als Bildungsjahre ausges-
taltet. Sie erweisen sich als persönlichkeitsförderndes für den weiteren Lebenslauf jun-
ger Menschen prägendes Ereignis und leisten wichtige Orientierungshilfen für die 
berufliche Entwicklung junger Menschen wie auch für die das Einüben demokratischen 
Verhaltens. 
 
Unter der Prämisse, dass Freiwilligendienste potentiell allen jungen Menschen offen 
stehen sollen, ist mit Blick auf die bestehenden Freiwilligendienste kritisch anzumer-
ken, dass junge Menschen mit einem formalen Bildungsabschluss unter dem Abitur 
trotz der Anstrengungen und Erfolge der FSJ- und FÖJ-Träger noch unterhalb der Quo-
te ihrer zahlenmäßigen Anteils an der Altersgruppe erreicht werden. Das gleiche gilt für 
junge Menschen ausländischer Herkunft. 
Die derzeitigen Freiwilligendienste gehen in der Regel von leistungsfähigen jungen 
Menschen aus, die für die Dienste und Einrichtungen, in denen sie tätig werden, er-
kennbar nützlich sein können. Diese Voraussetzung jedoch erschwert den Zugang für 
benachteiligte Jugendliche, die oftmals auf ein höheres Maß an Begleitung angewiesen 
sind und so auch von den Einsatzstellen ein höhere Engagement erfordern. Die Ausstat-
tung derzeitiger Freiwilligendienste bietet hierfür in aller Regel keine hinreichende 
Grundlage. 
Dass die derzeitigen Freiwilligendienste von jungen Männern weitaus weniger in An-
spruch genommen werden als von jungen Frauen, mag zum einen damit zu tun haben, 
dass junge Männer in dieser Phase der Biografie in der Regel noch der Wehrpflicht un-
terliegen. Sicherlich kommen hier aber auch überkommene Rollenverständnisse zum 
Tragen, die ein freiwilliges Engagement im sozialen oder ökologischen Bereich eher als 
Frauensache ansehen. 
 
Die derzeitige Ausgestaltung und Ausstattung von Freiwilligendiensten ermöglicht es 
auch unter quantitativen Gesichtspunkten bisher bei weitem nicht, allen jungen Men-
schen, die einen Freiwilligendienst absolvieren wollen, diese Möglichkeit auch zu bie-
ten. Insbesondere ist die Nachfrage nach einem Freiwilligendienst im Ausland weitaus 
höher als das mögliche Angebot. 
 
Die AGJ ist der Ansicht, dass Freiwilligendienste so weiter zu entwickeln sind, dass sie 
für alle jungen Menschen – gleich welchen formalen Bildungsabschluss sie mitbringen 
und unabhängig von ihrer Nationalität – zugänglich sind und alle jungen Menschen, die 
einen solchen Dienst leisten wollen, hierzu auch die Möglichkeit erhalten. Freiwilligen-
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dienste sind hierbei von den Bedürfnissen, Interessen und Möglichkeiten der Jugendli-
chen her zu gestalten und auszustatten. 
 
 
Freiwilligendienste von den Bedürfnissen, Interessen und Möglichkeiten der Ju-
gendlichen her gestalten 
 
Jugendliche wollen sich sinnvoll engagieren. Sie wollen zur Gestaltung des Zusammen-
lebens beitragen und die Gesellschaft in ihrem Sinne mit gestalten. Dabei wollen auch 
sie selbst davon profitieren. Sie wollen Anerkennung, soziale Kontakte zu Gleichaltri-
gen, über ihre Erfahrungen miteinander reden können, sich selbst ausprobieren, Ent-
scheidungshilfen für ihre weitere Lebensplanung, Kompetenzen erwerben, die auch im 
beruflichen Leben Anerkennung finden, u.a.m.. 
 
Einerseits wollen Jugendliche für ihr Engagement Einsatzstellen und Möglichkeit zum 
Engagement nach ihren Vorstellungen angeboten bekommen. Andererseits wollen sie 
aber auch ihre Vorstellungen zur Gestaltung ihres Lebensraumes in eigenen Aktivitäten 
und Projekten verwirklichen. 
 
Die bisherigen Freiwilligendienste werden in sog. Lebensphasenübergängen absolviert. 
Insbesondere zwischen Schule und Berufseinstieg bzw. Schule und Studium suchen 
viele Jugendliche nach Orientierung für ihre weitere Lebensplanung. Viele der Jugend-
lichen, die sich in dieser Phase für einen Freiwilligendienst entscheiden, sind noch nicht 
festgelegt was ihre weitere berufliche Laufbahn betrifft. Gleichwohl wollen sie jedoch 
für ihre weitere berufliche Entwicklung profitieren. 
 
Freiwilligendienste geraten zum Teil auch als Gegenpol zu den erwarteten oder erlebten 
Anforderungen in Studium und Beruf in den Blick. Freiwilligendienste entziehen sich 
ökonomischen Zielen und Zwängen und werden insofern auch als Möglichkeit gesehen 
und wahrgenommen, jenseits dieser Ziele und Zwänge wirklich das zu tun, was 
menschlich und gesellschaftlich sinnvoll ist und gebraucht wird. 
 
Auch wenn bei der Weiterentwicklung von Freiwilligendiensten an dem Konzept des 
„Vollzeitdienstes“ über einen Zeitraum von 6 bis 12 bzw. 18 Monaten festgehalten wer-
den sollte, ist es mit Blick auf die Bedarfslage von jungen Menschen erforderlich, dem 
Wunsch nach Flexibilisierung zu entsprechen. In dem Zuge wie biografische Verläufe 
nicht mehr dem traditionellen Muster „Schule - Ausbildung - Beschäftigung“ entspre-
chen, sondern innerhalb der Biografie eines Menschen immer wieder „Zwischenzeiten“ 
vorkommen können, müssen die zeitlichen Bedingungen von Freiwilligendiensten dies 
berücksichtigen. 
 
Freiwilligendienste sollen auch zukünftig als Lern- und Gemeinschaftsdienste gestaltet 
werden, indem Freiwillige während ihrer Einsatzzeit zum Erfahrungsaustausch, zur ge-
genseitigen Beratung, zum Reflektieren und Lernen zusammenkommen können. In die-
ser Weise sind Freiwilligendienste Bildungszeit, in die Elemente sozialer, politischer 
und berufsbezogener Bildung einbezogen werden, Prozesse der Selbstbildung angeregt 
und ermöglicht werden und die Jugendlichen die Möglichkeit erhalten, ihre individuel-
len Erfahrungen in einen Gesamtzusammenhang zu stellen. Bildung sollte hier nicht 
utilitaristisch verstanden werden, sondern sich als lebenswelt- und erfahrungsbezogenes 
Lernen vollziehen. 
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Die Zahl der Plätze für Freiwilligendienste im Ausland müssen entsprechend der stei-
genden Bedeutung dieser Dienste für junge Menschen ausgeweitet werden. Sie bieten 
ausgezeichnete Möglichkeiten zum Spracherwerb und zum interkulturellen Lernen. 
 
Einsatzplätze für Freiwilligendienste sind bisher überwiegend einrichtungsbezogen an-
gesiedelt und in vorgezeichneten Abläufen eingebunden. Daneben ist es jedoch auch 
denkbar, Freiwilligendienste als Projekte von den Gestaltungserkenntnissen und –
bedürfnissen der Jugendlichen her zu entwickeln und zu vollziehen. Solche Projekte 
könnten zum Beispiel sein: Sanierung eines Jugendhauses, Vorbereitung und Durchfüh-
rung eines Jugendtheater-Festivals, EDV-Kurse für Kinder in sozialen Brennpunkten 
oder sonstige gemeinwohlorientierte Projekte. 
Je nach Vorhaben bedarf es hierzu begleitender Berater/-innen, die die Jugendlichen bei 
der Projektentwicklung, der Ressourcenbeschaffung, der Einbindung ihrer Vorhaben in 
den Sozialraum bzw. in ein unterstützendes Netzwerk und der Projektumsetzung unter-
stützen. 
 
 
Freiwilligendienste offen für alle jungen Frauen und Männer gestalten 
 
Freiwilligendienste sind so zu gestalten, dass Jugendliche unabhängig von ihrem Ge-
schlecht, ihrer sozialen und nationalen Herkunft und ihres Bildungsabschlusses an ihnen 
teilnehmen können. Dies stellt an die Gestaltung der Freiwilligendienste besondere An-
forderungen: 
• So bedarf es eines differenzierten Spektrums an Einsatzfeldern und Einsatzstellen 

im In- und Ausland, um den jeweiligen Voraussetzungen und spezifischen Interes-
sen und Fähigkeiten der jungen Menschen gerecht werden zu können. Ein Freiwilli-
gendienst sollte grundsätzlich möglich sein im pädagogischen, im betreuenden, 
pflegerischen, im ökologischen und im sportlichen und kulturellen Bereich in Ein-
richtungen der Wohlfahrtspflege, einschließlich der Kinder- und Jugendhilfe oder in 
Einrichtungen der Gesundheitshilfe und in Projekten und Initiativen, die ein ge-
meinwohlorientiertes Ziel verfolgen. 

• Bisherige Erfahrungen innerhalb des FSJ, FÖJ und der Europäischen Freiwilligen-
dienste zeigen, dass sozial benachteiligte Jugendliche zur Vorbereitung und während 
ihres Einsatzes eine intensive Begleitung benötigen, damit sie bei Konflikten oder 
belastenden Erfahrungen ihren Einsatz nicht abbrechen und damit die Bewältigung 
der Konflikte zu einer ihr zukünftiges Leben prägenden Erfahrung werden kann. In-
nerhalb der Europäischen Freiwilligendienste wird die Einbeziehung von sozial be-
nachteiligten Jugendlichen über eine höhere finanzielle Förderung der EU ermög-
licht, da für diese Zielgruppe ein erkennbar höherer Betreuungsbedarf nötig ist. Dies 
muss bei der Gestaltung zukünftiger Freiwilligendienste unbedingt berücksichtigt 
werden. 

• Freiwilligendienste, die für alle jungen Menschen offen stehen, bieten die Möglich-
keit zur interkulturellen Begegnung und zum interkulturellen Lernen im umfassen-
den Sinne. Nicht nur die Begegnung zwischen Menschen verschiedener nationaler 
Herkunft ist eine interkulturelle Erfahrung und bedarf der interkulturellen Vermitt-
lung, sondern auch die Begegnung von Menschen unterschiedlicher sozialer Her-
kunft. Die Vermittlung interkultureller Kompetenzen in diesem umfassenden Sinne 
muss ausdrückliches Ziel von Freiwilligendiensten sein. Dies impliziert einen hohen 
pädagogischen Anspruch mit den entsprechenden Anforderungen an das Begleitper-
sonal und an die Ausstattung der Freiwilligendienste. 
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Freiwilligendienste für junge Menschen sichern und verankern 
 
• Freiwilligendienste müssen freiwillig absolviert werden können. Die Freiwilligkeit 

ist gefährdet, wenn etwa Pflicht- und Regelaufgaben mittels Freiwilligendienste ge-
sichert werden sollen. 
Die Schnittstelle zum derzeitigen Pflichtdienst „Zivildienst“ für junge Männer kann 
bis zu einer Abschaffung der Wehrpflicht so gestaltet werden, dass die Ableistung 
eines Freiwilligendienstes zum Erlöschen der Pflicht zum Absolvieren des Zivil-
dienstes führt. Die unterschiedlichen Förderungen dürfen aber nicht zu einer unter-
schiedlichen materiellen Ausstattung der Freiwilligen führen, weil damit eine Ver-
drängung und Benachteiligung von jungen Frauen verbunden wäre. 

 
• Freiwilligendienste sind Bildungszeit. Bildung soll sich prozesshaft als lebenswelt- 

und erfahrungsbezogenes Lernen vollziehen. Ein offensives Konzept von Freiwilli-
gendienste als Orientierungs- und außerschulische Bildungszeit muss auch berufs-
orientierende Aspekte beinhalten. Durch ein wesentlich auszuweitendes Spektrum 
unterschiedlicher Tätigkeitsfelder können junge Menschen mit ihren Fähigkeiten 
experimentieren und neue Kompetenzen erwerben, die sie beim Einstieg in die Be-
rufsausbildung /das Studium unterstützen. Deshalb sollte die Beendigung eines 
Freiwilligendienstes mit einem entsprechenden Zertifikat verbunden sein, das den 
Einstieg in Ausbildung und Berufsleben erleichtert und unterstützt. 

 
• Tätigkeitsfelder und Einsatzstellen sollen international ausgeweitet werden. Der 

Erwerb von interkulturellen Kompetenzen und der damit einhergehende Abbau von 
Vorurteilen ist eine wichtige Voraussetzung für das Zusammenwachsen der Völker 
in Europa und für die Stärkung des weltweiten  friedlichen und gerechten Zusam-
menlebens. Freiwilligendienste können hier noch viel stärker zu einem unverzicht-
baren Gestaltungsinstrument werden. 

 
• Es muss sichergestellt werden, dass die Einsatzstellen in der Lage sind, entspre-

chend der Anforderungen an einen Freiwilligendienst, eine adäquate Begleitung der 
Jugendlichen zu leisten. Die Einsatzfelder müssen derart gestaltet sein, dass Jugend-
liche sich dort mit ihren Vorstellungen und Möglichkeiten einbringen können. 
Aufgrund der zum Teil unterschiedlichen Interessenlagen von Freiwilligen und 
Einsatzstellen ist es erforderlich, Freiwilligendienste auch zukünftig in dem Drei-
ecksverhältnis Freiwillige/r – Träger – Einsatzstelle zu gestalten. Die Träger der 
Dienste sind für die Auswahl geeigneter Einsatzstellen, für die Rahmenbedingungen 
und die Ausgestaltung der begleitenden Bildungsarbeit, für die Beratung von Frei-
willigen und Einsatzstellen und für die Vermittlung in Konfliktfällen zuständig. 

 
• Freiwilligendienste sollen offen sein für alle jungen Menschen. Eine Ausweitung 

der bisherigen Zielgruppe des FSJ und des FÖJ auf jüngere Menschen, auf Jugendli-
che mit niedrigeren Bildungsabschlüssen und auf benachteiligte Jugendliche erfor-
dert einen höheren Aufwand an pädagogischer und ggf. sozialpädagogischer Beglei-
tung. Zielgruppenspezifische und tätigkeitsfeldbezogene Begleitungsmodelle und 
Bildungsformen sind daher ebenso notwendig wie die Ausweitung der Tätigkeits-
felder, damit ein Freiwilligendienst auch für diese Zielgruppen attraktiv wird. Zu-
künftige rechtliche Regelungen müssen den Anforderungen auf Flexibilisierung ge-
nügen. 
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• Freiwilligendienste sollen auch weiterhin grundsätzlich als Vollzeitdienste mit min-
destens 6 Monaten Dauer vollzogen werden. Sie sollen sich aber zeitlich flexibel an 
biografische Verläufe junger Menschen anpassen. 

 
• Freiwilligendienste sind ein wirkungsvoller Beitrag für die Gestaltung einer demo-

kratischen Gesellschaft. Junge Menschen beteiligen sich damit an der Ausgestaltung 
sozialer Kultur in unserer Gesellschaft und übernehmen Mitverantwortung, indem 
sie gesellschaftlich notwenige Aufgaben erfüllen. Die Förderung von gesellschaftli-
chem Engagement und die Übernahme von Verantwortung für die gesellschaftliche 
Entwicklung zählt unter dem Vorzeichen des beschleunigten gesellschaftlichen 
Wandels zu den hauptsächlichen Herausforderungen von Politik. Deshalb ist es rich-
tig, zivilgesellschaftliche Entwicklungsinstrumente wie Freiwilligendienste, die mit 
einem hohen Bildungsanspruch verbunden werden, ausreichend finanziell auszustat-
ten, damit die erwartete Qualität erbracht werden kann und sie für junge Menschen 
attraktiv werden. Dazu gehört auch die materielle Absicherung der Freiwilligen 
während ihrer Dienstzeit. Um eine unbedingt notwendige Gleichbehandlung in allen 
Tätigkeitsfeldern und im In- und Ausland zu erreichen, sollten folgende Mindest-
standards garantiert werden: 

• Bezüglich der Sozialversicherung der Freiwilligen müssen die bisherigen Rege-
lungen im FSJ- und FÖJ-Gesetz erhalten bleiben (gesetzliche Kranken-,  Ren-
ten-, Arbeitslosen-, Pflege- und Unfallversicherung). 

• Darüber hinaus ist der Abschluss einer Haftpflichtversicherung sicherzustellen. 
• Die Ableistung eines Freiwilligendienstes sollte als Anrechnungszeit - zusätzlich 

zu den derzeitigen 36 Monaten für Ausbildungszeit - bei der Rentenversicherung 
gelten. 

 
Junge Freiwillige erbringen für die Gesellschaft Leistungen, die einerseits unver-
zichtbar, andererseits auf dem Markt nicht realisierbar sind. Soll dieser unverzicht-
bare Beitrag auch zukünftig realisiert werden, und sollen diese Dienste auch durch 
Menschen ohne eigene (familiären) Ressourcen erbracht werden, müssen sie ange-
messen honoriert und sozial abgesichert werden. Die derzeitige finanzielle Ausstat-
tung der freiwilligen sozialen und ökologischen Dienste sind dazu deutlich aufzu-
stocken. 

 
• Aus gesellschafts- und insbesondere bildungspolitischer Sicht handelt es sich bei 

Freiwilligendiensten um ein unverzichtbares Instrument gesellschaftlicher Zukunfts-
steuerung. Es ist deshalb folgerichtig, dass der Staat für deren Finanzierung ( soziale 
und materielle Absicherung der Freiwilligen, hinreichende Ausstattung der Einsatz-
stellen-, Begleitungs- und Bildungsangebote für eine qualifizierte Erfüllung der 
Aufgaben) die Verantwortung übernimmt und dafür Sorge trägt, dass auch andere 
gesellschaftliche Kräfte sich an der Ermöglichung eines Freiwilligendienstes für 
möglichst viele junge Menschen beteiligen. 

 
 
Bonn, 06. Juni 2001   
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LANDESJUGENDRING BRANDENBURG TRÄGERWERK E.V. 

FREIWILLIGES ÖKOLOGISCHES JAHR 
 
 
 
 
 
LJR Brandenburg Trägerwerk e.V., Luisenplatz 8, 14471 Potsdam 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
per Email 
 
Ihr Schreiben vom 14.07.01 per Email 
FÖJ 
 
 
 
Sehr geehrte Frau Wossidlo, 
 
Sie baten um unsere Stellungnahme bezüglich des Arbeitsentwurfes der Bundesregierung zur 
Änderung des FÖJ-Gesetzes. Auf dem Trägertreffen am 18.06.01 einigten wir drei brandenbur-
ger FÖJ-Träger uns, eine gemeinsame Stellungnahme auf der Grundlage des Positionspapieres 
vom 31.05.01 des Bundesarbeitskreises der FÖJ-Träger hierzu abzugeben: 
 
1. Flexibilisierung der Dauer des Dienstes 
Der zeitliche Rahmen des FÖJ sollte so gesteckt sein, dass die Teilnehmer/innen in der Regel 12 
Monate lang ihren Freiwilligendienst absolvieren. Die Mindestdauer der Freiwilligendienste soll-
te weiterhin 6 Monate betragen. Diese zeitliche Regelung ist sinnvoll, denn: 
 
- erst nach ca. einem halben Jahr trägt die Einarbeitung der Jugendlichen Früchte und sie können 

ihre Aufgaben eigenständiger ausführen; erst dann können die Freiwilligen wirklich sinnvolle, 
gesellschaftsdienliche Aufgaben übernehmen und gleichzeitig persönliche Erfolgserlebnisse er-
fahren, die ihr Selbstbewusstsein stärken und zu ihrer Persönlichkeitsentwicklung beitragen 

 
- der Arbeitsaufwand für die Einsatzstellen, einen Freiwilligen einzuarbeiten und kontinuierlich 

zu betreuen, ist zu aufwändig, wenn der Freiwillige nur wenige Monate in der Einsatzstelle 
bliebe; das hätte zur Folge, dass die meisten Einsatzstellen nicht mehr bereit wären, einen 
Freiwilligen aufzunehmen 

 
 

Büro 
Luisenplatz 8 
14471 Potsdam 
Tel.  0331/90 979 16 
Fax. 0331/90 979 18 

Email 
foej@ljr-brandenburg.de 
 
Homepage 
www.ljr-brandenburg.de 

Ihr Zeichen Unser Zeichen Telefon Datum 
 Tr 0331/90 979 16 Potsdam, den 31.01.02 

Ministerium für Landwirtschaft, Umweltschutz und 
Raumordnung 
Referat 53, Frau Wossidlo 
Heinrich-Mann-Allee 103 
14473 Potsdam 
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- es wird argumentiert, eine Flexibilisierung des FÖJ sei nötig geworden, da Studien (sprich: Die 
Shell Jugendstudie) gezeigt hätten, dass Jugendliche sich nicht mehr für längere Zeit binden 
und projektorientiert arbeiten wollen; unseres Erachtens entspricht jedoch das FÖJ schon in 
seiner jetzigen Form diesen Wünschen der Jugendlichen: 
- in der Studie heißt es, die Jugendlichen wollten sich nicht mehr ein Leben lang an einen 

Verband binden; genau das ist beim FÖJ nicht nötig: ein Jahr ist ein relativ kurzer Zeit-
raum, und es entsteht keine darüber hinaus gehende Verpflichtung 

- projektorientiertes Arbeiten wird schon jetzt im FÖJ praktiziert: alle Freiwilligen werden 
auf diese Möglichkeit von Anfang an hingewiesen und das Jahr über von Seiten des Trä-
gers und der Einsatzstelle bei der Durchführung eines eigenen Projektes unterstützt 

 
- entscheidende Lerneffekte und Erlebnisse, die ein FÖJ für die Freiwilligen bietet, würden ver-

loren gehen, wenn eine gewisse Dauer des Dienstes unterschritten würde: Dinge wie Persön-
lichkeitsentwicklung, Entwicklung von Verbindlichkeit, Verantwortungsbewusstsein, Durch-
haltevermögen sowie Integration ins Mitarbeiterteam und Durchführung von eigenen Projekten 
brauchen alle Zeit und zwar weit mehr als drei oder sechs Monate 

 
- die in den Einsatzstellen anstehenden Aufgaben ebenso wie die eigenen Projekte der Freiwilli-

gen erfordern eine kontinuierliche, nicht eine abschnittsweise Bearbeitung 
 
- ein kürzerer Dienst würde sich nicht mehr von einem Praktikum unterscheiden, in dem der 

Freiwillige nur den Mitarbeiter/innen „über die Schulter schaut“, statt – wie bisher – auch die 
Möglichkeit zu haben, eigene Projekte von Anfang bis Ende selbständig durchzuführen 

 
- der Rhythmus des bisherigen FÖJ – Sommer bis Sommer des Folgejahres - entspricht auch 

dem Rhythmus von Schulabschluss, Ausbildungs- und Studienbeginn; somit würde eine Flexi-
bilisierung diesem Rhythmus nicht mehr Rechnung tragen, und für die Freiwilligen entstünden 
unter Umständen nicht nutzbare „Leerzeiten“ 

 
- nur bei einem einjährigen Dienst können die FÖJler/innen den ganzen Jahresablauf der Natur 

erleben (FÖJ-Ziel: Naturerlebnis) 
 
- soziales Lernen in den Seminargruppen entsteht gerade durch die Konstanz der Gruppen und 

die Kontinuität durch mehrere aufeinander folgende Seminare in derselben Gruppe 
 
- bei anderer, evtl. je nach Freiwilligem unterschiedlicher Dauer, ist der Verwaltungsaufwand für 

Träger, Bund und Land unverhältnismäßig größer  
 
- abschnittsweises Ableisten des Freiwilligendienstes z. B. von mehreren Blöcken von wenigen 

Monaten, würde unweigerlich dazu führen, dass Plätze in den Einsatzstellen zeitweilig nicht 
besetzt wären; dies hätte zur Folge, dass entsprechend bereitgestellte Fördermittel nicht abgeru-
fen werden können und somit für die Durchführung der Freiwilligendienste verloren gehen 

 
Aus obigen Argumenten wird ersichtlich, dass eine Verkürzung der Mindestdauer bzw. eine ab-
schnittsweise Ableistung des FÖJ in kleinen Blöcken für alle Beteiligten – für die Freiwilligen, 
die Einsatzstellen, die Träger sowie Bund und Land – viele Nachteile mit sich bringen würde. 
Aus diesem Grunde votieren wir Träger gegen eine solche Regelung. 
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2. Ausweitung auf das außer-europäische Ausland 
Die Möglichkeit, ein FÖJ im Ausland zu absolvieren, sollte gefördert werden. Allerdings bei 
entsprechender sozialer und finanzieller Absicherung der Freiwilligen (Sozialversicherung, Kin-
dergeld etc.) und entsprechender personeller sowie finanzieller Ausstattung der Träger (erhöhter 
Aufwand). 
Darüber hinaus sollte auch an die ausländischen Jugendlichen in Deutschland gedacht und diesen 
vermehrt eine Teilnahme am FÖJ in Deutschland ermöglicht werden. 
 
3. Herabsetzung des Mindestalters 
Aufgrund der geringeren Selbständigkeit und allgemeinen Reife sowie der Problematik der Auf-
sichtspflicht bringt die Beteiligung von Jugendlichen unter 18 Jahren – erst recht wenn sie gar 
unter 16 Jahren sein sollten - generell einen erhöhten Betreuungsaufwand für die Einsatzstellen 
und die Träger mit sich. Dies betrifft sowohl die Begleitung während des ganzen Jahres und die 
Hilfe bei Krisen in der Einsatzstelle als auch die Durchführung der Seminare. Das sollte z.B. 
auch beim Betreuungsschlüssel berücksichtigt werden. 
 
4. Ausstellung eines Zeugnisses mit berufsqualifizierenden Merkmalen 
Auch schon bisher erhielten unsere FÖJ-Teilnehmer/innen qualifizierte Zeugnisse. 
 
5. Anrechnung des FÖJ auf den Zivildienst 
Voraussetzung hierfür sollte sein, dass das FÖJ zu den üblichen Bedingungen (z.B. Pflichtteil-
nahme an den Seminaren, dieselben finanziellen Leistungen) abgeleistet wird, egal, ob es später 
als Zivildienst angerechnet werden soll oder nicht. Außerdem muss sichergestellt sein, dass den 
Trägern die entstehenden Kosten vollständig erstattet werden, also nicht nur die Kosten für Ta-
schengeld, Zuschuss zu Unterkunft und Verpflegung sowie Sozialversicherung, sondern auch die 
für pädagogische Begleitung, Seminare und Verwaltung.  
Die durch die Einsparungen im Zivildienst freiwerdenden Mittel sollten zum Ausbau der 
Freiwilligendienste genutzt werden. 
 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
Beate Seidel, Förderverein“ Märkischer Wald“ e.V. 
Susanne Meier, Internationale Jugendgemeinschaftsdienste LV Brandenburg e.V. 
Annette Trierweiler, Landesjugendring Brandenburg Trägerwerk e.V. 
 
 
Im Auftrag 
 
Annette Trierweiler 
(FÖJ-Referentin) 
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Stellungnahme der Teilnehmer   
des Freiwilligen Ökologischen Jahres  
zu den Anforderungen an ein neues Freiwilligengesetz 
 

• Freiwilligendienst muss ein Bildungsjahr bleiben, deren elementare Bestandteile sind 
mindestens 25 Bildungstage und eine angemessene pädagogische Betreuung. 

• Neue Zielgruppen und Einsatzfelder sollen erschlossen werden, jedoch ohne Quote, 
sondern durch gezielte Öffentlichkeitsarbeit und neue Kooperationen. 

• Die finanzielle Absicherung der Teilnehmer ist zu gewährleisten, ebenso ist der sozi-
alversicherungsrechtliche Status jener zu regeln, auch international, jeder sollte sich 
die Teilnahme an einem Freiwilligendienst leisten können. 

• Das FÖJ/ FSJ soll als Zivildienstersatz anerkannt werden, jedoch nur, wenn alle 
Teilnehmer unter den gleichen Bedingungen am Freiwilligendienst teilnehmen, und 
den Einsatzstellen keine Vorteile durch die Beschäftigung junger Männer entstehen. 

• Eine zeitliche Stückelung ist zu überdenken, erst ab 6 Monaten ist der Freiwilligen-
dienst gewinnbringend, sowohl für den Teilnehmer, als auch für die Einsatzstelle. 

• Um neue Zielgruppen zu erschließen und eine Zertifizierung sinnvoll werden zu las-
sen, muss alles getan werden, damit die gesellschaftliche Annerkennung der Freiwil-
ligendienste steigt. Sie sollten jedermann bekannt sein und im Allgemeinverständnis 
nicht als verlorene Zeit gelten. 

• Ein Ausbau ist nur dann erstrebenswert, wenn es gelingt die bisherigen Standards 
beizubehalten. 

• Stärkere Kooperation unter den Trägern ist anzustreben. 
• Die Partizipationsmöglichkeiten für Freiwillige sollten erhalten und ausgebaut wer-

den, insbesondere sollte ein funktionierendes Sprechersystem in allen Freiwilligen-
diensten existieren, um eine qualitativ hochwertig, gewinnbringende Beteiligung der 
Freiwilligen an Diskussionen zur Gesetzgebung auch weiter zu gewährleisten. 
Die Freiwilligen sollten besser über sie betreffende Vorgänge informiert werden, und 
ihre Aktivitäten, insbesondere was die Öffentlichkeitsarbeit betrifft stärker unter-
stützt und gefördert werden, z.B. Aktionstage, Internetseite 
 
 
 
gez. Anka Dobslaw  
im Auftrag der Teilnehmer am Freiwilligen Ökologischen Jahr 2000/ 2001 

 
Kontakt: anka_dobslaw@yahoo.de 
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Die Freiwilligendienste 
 
Die Freiwilligendienste bieten jungen, engagierten Men-
schen die Chance, einen Beitrag zum Erhalt der Umwelt 
und Gesellschaft zu leisten. Im Rahmen des Freiwilligen 
Ökologischen Jahres (FÖJ) und des Freiwilligen Sozialen 
Jahres (FSJ) arbeiten die Jugendlichen an gemeinnützigen 
Projekten, die zum einen der Gesellschaft zu Gute kom-
men, zum anderen aber auch für die Jugendlichen selber 
eine Orientierung bei der Berufsfindung, der Persönlich-
keitsentwicklung und der Ausbildung von gesellschaftspoli-
tischem Verantwortungsbewußtsein sein sollen. 
 
 
Zum Ausbau und zur Verbesserung des Freiwilligen Ökologischen Jahres: 
$ Gesellschaftliche Anerkennung der Freiwilligendienste  
$ Aufwertung des Freiwilligendienstes, z.B. durch problemlose Anerkennung als Praktika, 

Wartesemester an den Universitäten, in Teilen auch für manche Ausbildungsgänge  
$ mehr Mitbestimmung der Freiwilligen bei politischen Entscheidungen - 

     höhere Transparenz der Arbeit zw. Träger und Bund -  Unterstützung der Sprecher und  
Sprecherinnen des FÖJ’s, z.B. durch Anerkennung der Sprecherzeit als Arbeitszeit ( zeitli-
cher und finanzieller Mehraufwand, der durch die Sprechertätigkeit entsteht, wird in den ein-
zelnen Bundesländern sehr unterschiedlich unterstützt) und Einführung ähnlicher Sprecher-
strukturen in allen Freiwilligendiensten 

$ Umwandlung freiwerdender Zivildienststellen in FÖJ-Stellen unter Beibehaltung der bis-
herigen FÖJ-Struktur, d.h. vor allem keine Reduzierung der Seminartage (dies würde den pä-
dagogischen Grundgedanken des FÖJ’s entgegenstehen, denn das FÖJ soll zuallererst ein Bil-
dungsjahr bleiben!) 

$ Die Altersgrenze für das FÖJ sollte nicht angehoben werden, da jüngere Menschen ohne 
Berufserfahrung sonst möglicherweise weniger Chancen bei der Bewerbung erhalten; da aber 
grundsätzlich freiwilliges Engagement für die Umwelt nicht nur bei Jugendlichen gefördert 
werden sollte, müsste man für ältere Interessierte gesonderte Konzepte entwerfen. 

$ Evt. Einführung eines Freiwilligenausweises um den Status zu klären (Ermäßigungen...) 
$ Keine Quoten (zum verstärkten Anwerben von Hauptschülern sollten andere Möglichkeiten 

ausgeschöpft werden) 
$ Internationalisierung des FÖJ’s, d.h. Ausbau der Stellen im Ausland (z.B. durch den Auf-

bau von Patenschaften; ausreichender Betreuungsschlüssel für ausländische Teilnehmer muß 
dabei aber gewährleistet sein) 

$ Verbesserung des Betreuerschlüssels, da pädagogische Betreuung ein sehr wichtiger 
Faktor ist und auch zur Gewinnung anderer Zielgruppen für die Freiwilligendienste un-
abdingbar ist 

$ Keine Zertifizierung im Sinne der Festlegung von Schlüsselqualifikationen, da sie sich in 
den einzelnen Freiwilligendiensten zu sehr unterscheiden, 

      stattdessen schlagen wir eine Bescheinigung vor, die alle  Teilnehmer nach Abschluss ihres      
Freiwilligendienstes erhalten, diese Bescheinigung sollte in allen Dingen identisch sein (also, 
gleiche Farbe, gleicher Stempel, gleiches Layout...) und bestätigen das man einen Freiwilli-
gendienst über ... Monate absolviert hat (näheres dazu bei dine.braun@web.de oder 
RUZ-Schortens@t-online.de ) 

(Es gibt zu mehreren Punkten dieser Vorschläge auch Belege aus einer internen FÖJ-Umfrage, an der 420 FÖJ’ler 
teilgenommen haben, über die sie sich bei anka_dobslaw@yahoo.de informieren (evt. auch zuschicken lassen) kön-
nen 
 
Kontakt:                      Ines Fehrmann  :   ines_girl@hurra.de                                       

Anka Dobslaw  : anka_dobslaw@yahoo.de                                                 
Nadine Braun  :     dine.braun@web.de                                      

                                      Claudia Grabenstedt :     claudia-gr@gmx.de 
                                      Silke Moseberg  :     RUZ-Schortens@t-online.de 

Bundessprecher 
des Jahrgangs  
2000/2001 
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Zukunft der Freiwilligendienste 
Sicht der Teilnehmer 

 
Hallöchen liebe Leute, liebe FÖJ’ler, sehr geehrte Trägervertreter, Referatsleiter der Ministerien und alle 
die es interessiert !!!  
 
Ich habe es geschafft, na ja so gut wie, ich habe versucht mit Hilfe von GrafStat (dank der Zentrale für Politische 
Bildung und der Bundestagswahl 98 ), die eingegangen Fragebögen auszuwerten. Vielen Dank erst mal an alle 
die mitgemacht haben, ganze 420 Fragebögen sind bisher angekommen, ich werde auch noch weiter welche 
sammeln, denke jedoch, daß man jetzt mit ca. 25% der FÖJ’ler schon von einer repräsentativen Masse sprechen 
kann, und deshalb die Ergebnisse durchaus, als Spiegel des aktuellen Meinungsbildes unter FÖJ’lern, erst ge-
nommen werden sollte.  
Im Folgenden werte ich die Ergebnisse sämtlicher Fragen aus, und versuche zudem noch interessante Querver-
bindungen herzustellen. Im Endeffekt wäre das mit allen Fragen möglich, aber man muss ja nicht übertreiben. 
Leider ist dieser Fragebogen unter Zeitdruck und sehr spontan entstanden, weshalb er einige Mängel aufweist, 
auf die ich an gegebener Stelle eingehen werden. Besonders handelt es sich hierbei um Verständnisschwierigkei-
ten, da ich zu häufig auf Erklärungen verzichtet habe. Auch habe ich, jedoch absichtlich keinerlei Fragen zum 
Schulabschluß, Alter, sowie sozialen Hintergrund gestellt. Ich wollte eine Schubladenzuordnung vermeiden und 
den FÖJ’ler, als von solchen Dingen unabhängiges, Individuum sehen. Jedoch wäre es bestimmt bei einigen 
Fragen interessant, solche Punkte hinzuziehen. 
Auch kam ich leider zu spät auf die Idee, die Angaben der einzelnen Bundesländer getrennt auszuwerten und 
später zusammenzufügen. Im Nachhinein lässt das Programm ein Trennen nicht zu, oder ich habe es noch nicht 
herausgefunden. Jedoch können Interessierte die ausgefüllten Fragebögen einzelner Länder, teilweise sogar 
Träger, gerne bei mir bekommen. 
Jetzt nochmal kurz zur Entstehungsgeschichte dieses Fragebogens, der eigentlich als Experiment gedacht war, 
und ganz schön weite Kreise zog. Am Anfang stand eine öffentliche Anhörung der Enquete-Kommission zur 
Zukunft des bürgerschaftlichen Engagement, zum Thema: „Die Zukunft der Freiwilligendienste“ am 12.02.2001 
im Bundestag. An dieser nahmen Nadine Braun und ich, als FÖJ- Bundessprecher, sowie 4 weitere Sprecherin-
nen aus Berlin teil. Während dieser Anhörung wurde hauptsächlich über die Zukunft von FSJ/ FÖJ diskutiert, 
dabei wurden Vertreter aus Politik, der Träger und der Einsatzstellen befragt. Wir durften nur zuhören, aber 
hatten mehr als einmal das Gefühl, daß man diese Fragen vielleicht lieber uns stellen solle. Es ist interessant 
andere Menschen darüber reden zu hören, was man als Freiwilliger so denkt und sich wünscht. Durch Vermitt-
lung von Hinrich Goos, FÖJ- Projektleiter in Schleswig-Holstein, gelang es uns, einen persönlichen Gesprächs-
termin mit Dr. Wolfgang Bürsch, den Vorsitzenden der Enquete-Kommission zu vereinbaren. In Vorbereitung 
auf dieses Gespräch kam mir die Idee, auch andere FÖJ’ler zu den aufgetretenen Fragen zu interviewen, denn 
wir Bundessprecher sind wohl kaum in der Lage für alle zu sprechen. Der Fragebogen entstand also in direkter 
Reaktion auf die damals im Bundestag diskutierten Themen. Aufgrund der knappen Zeit rechnete ich nur damit, 
einen kleinen Teil der FÖJ’ler zu erreichen, Sprecher, meine Seminargruppe etc. 
Dies war auch so. Da ein Ski- Unfalls kurz vor dem Gespräch meine Teilnahme verhinderte und ich auch nie-
mand anderem die Daten übermitteln konnte, fanden sie leider keinerlei Verwendung. 
Beim FÖJ- Bundesdelegiertentreffen im April entschieden wir jedoch, die Umfrage fortzusetzen, und die Ergeb-
nisse später der Enquete- Kommission, sowie anderen, mit dem Thema beschäftigten, Institutionen zur Verfü-
gung zu stellen. Als wir die Einladung zum Kongress für Freiwilligendienste erhielten, erschien uns das als per-
fekt Chance, unsere Ergebnisse in größerem, passenden Rahmen zu präsentieren. 
Wir hoffen ein Beitrag zur Debatte um ein neues FÖJ/ FSJ- Gesetz leisten zu können. Es würde uns sehr freuen, 
wenn die Stimme von über 400 Freiwilligen nicht einfach überhört wird. 
Vielen Dank für ihre Aufmerksamkeit und viel Spass beim Lesen. Für die Beantwortung entstehender Fragen 
stehe ich Ihnen bis Ende August unter folgender Adresse zur Verfügung: 
 
Anka Dobslaw 
FÖJ- Bundessprecher 
c/o Sächsische Umweltakademie der Urania e.V. 
Schützengasse 16 
01067 Dresden 
Tel. 0351/ 4943342 
Fax 0351/ 4943341 
anka_dobslaw@yahoo.de ( per e-mail bin ich auch ab September jederzeit zu erreichen ) 
 
Unter dieser Adresse können auch spezielle Fragebögen zu Extraauswertung angefordert werden, oder auch 
bestimmte Querauswertungen aller Fragen. 

Anka Dobslaw 
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Fragebogen 

 
01. Wie hast du vom FÖJ erfahren ? 

A durch Freunde/ Bekannte   B durch die Schule C durch das Arbeitsamt 
D d. spezielle Publikationen f. Schulabgänger E durch Magazine F durch die Tagespresse 
G durch Anzeigen in Stadtmagazinen 

 
02. Was hat dich motiviert am FÖJ teilzunehmen ? 

A kein Ausbildungs/ Studienplatz  B Pause zwischen Schule/ Studium einlegen 
C gesellschaftliches Engagement  D praktisch tätig sein E Lust auf Neues   
F Praktikum/ Berufsorientierung  G Interesse im Umweltschutz aktiv zu sein 

 
03. Was soll der Freiwilligendienst dir bringen ? 

A Erfahrung im Berufsleben B höhere Qualifikation/ bessere Chancen C soziale Unabhängigkeit 
D Hilfe bei Studienwahl E soziale Kompetenz erlernen  FNeuorientierung im Berufsleben 
G neue Erfahrungen/ Einblicke 

 
04. Bist du durch das FÖJ finanziell unabhängig ? 

a ja  b nein 
 
05. Würdest du dich noch mal für ein FÖJ entscheiden, wenn die finanzielle Unterstützung deutlich 

geringer ausfallen würde ? 
a ja  b ja, aber nicht bei weniger als 500DM c nein 
 

06. Ist Freiwilligkeit deiner Meinung nach ein Sozialprivileg ? 
a ja  b nein 

 
07. Würdest/ hast du für das FÖJ einen Studien/ Ausbildungsplatz abgelehnt ? 

A Habe Ausbildungsplatz B Habe Studienplatz C Würde Ausbildungsplatz   
D Würde Studienplatz E nein 

 
08. Hast/ würdest du ein Studium für ein FÖJ unterbrechen ? 

a habe b würde  c nein 
 
09. Kannst du dir die Ausübung eines Ehrenamtes vorstellen ? 

a ja, schon vor dem FÖJ b ja, erst seit dem FÖJ c nein 
 
10. Nach welchen Gesichtspunkten hast du deinen FÖJ- Träger ausgesucht ? 

A Einsatzstellenangebot B kirchliche Organisation   
C hoher Bekanntheitsgrad der Organisation D vorheriges Engagement in Organisation 
E Empfehlung durch Freunde/ Bekannte 

 
11. Befürwortest du eine zentrale Vermittlungsagentur ? 

a für Bundesland b für Deutschland c nein 
 
12. Was siehst du als Aufgabe des Trägers ? 

A Bindeglied Einsatzstelle/ FÖJ’ler B pädagogische Betreuung  
C Umsetzung des Bildungsaspekts D qualifizierte Vermittlung 

 
13. Erscheint dir eine Angleichung der FÖJ- Rahmenbedingungen auf Bundesebene sinnvoll ? 

a ja  b nein 
 
14. Befürwortest du eine Quotierung der Plätze in bezug auf Herkunftsland/ Schulabschluß ? 

a nein b ja c ja, nur Schulabschluß d ja, nur Herkunftsland 
 
15. Wie lässt sich deiner Meinung nach der Anteil der Absolventen der SEK I im FÖJ steigern ? 

A Quote  B Werbung C Änderung des Einsatzstellenangebots  
D engere Zusammenarbeit mit Schulen/ Arbeitsämtern 
E Veränderung der Seminarinhalte F Intensivierung der pädagogischen Betreuung 
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16. Soll die Altersgrenze im FÖJ verändert werden ? 
a nein b ja, 15- 27 c ja, 15-  d ja, 16-  e ja, 18-  f ja, 18- 27 

 
17. Befürwortet ihr die Einführung eines Anreizsystems ? ( bsp. Praktikumsanerkennung/  

Wartesemester etc.) 
a ja  b nein 

 
18. Würdest du die Einführung eines Mentorensystems begrüßen ? 

a ja  b nein 
 
19. Würdest du die Einführung eines Gutscheinsystems für die finanziellen Ausgleichsleitungen befür-

worten ? 
a ja  b nein 

 
20. Soll das FÖJ für anerkannte KDV’s geöffnet werden ? 

a ja  b nein 
 
21. Würdest du eine andere Zeiteinteilung befürworten ? 

a länger b kürzer  c halbtags d bestimmte Stundezahl in Zeitraum mehrer Jahre 
e nein 

 
22. Wie wichtig ist dir der Aspekt des umfassenden Bildungsjahres ? 

a sehr wichtig b wichtig c unentschieden  d unwichtig  
e noch nie darüber nachgedacht 

 
23. Siehst du die Seminare als Bereicherung ? 

a Bereicherung b Einschränkung 
 
24. Befürwortest du eine stärkere Einbeziehung der Einsatzstellen in die Seminargestaltung ? 

a ja  b nein  c ja, aber nur teilweise 
 
25. Sollten Seminare stärkeren Bezug zur Arbeit in der Einsatzstelle haben ? 

a ja  b nein 
 
26. Bist du mit der pädagogischen Betreuung zufrieden ? 

a ja  b nein  c teilweise 
 
27. Beeinträchtig deiner Meinung nach die Seminarpflicht die Verantwortungsfähigkeit des FÖJ’lers in 

der Einsatzstelle ? 
a ja  b nein  c teilweise 

 
28. Bist du an Kontakten mit FÖJ’lern aus anderen Bundesländern interessiert ? 

a ja  b nein 
 
29. Welche Möglichkeiten siehst du dafür ? 

 
30. Wie gut gefallen dir die bisherigen Möglichkeiten ? 

a gut b weiß nicht c unzureichend  d gut, aber ausbaufähig 
 
31. Welche demokratischen Beteiligungsmöglichkeiten der FÖJ’ler sind dir bekannt ? 

A SG- Sprecher B Landessprecher C Bundesdelegierte D Bundessprecher 
 
32. Seid ihr mit dem bisherigen Vertretersystem zufrieden ? 

a ja  b nein  c nur bedingt 
 
33. Was könnte man ändern ? 
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Worterklärungen !!! 
 
Mentorensystem: Mentoren begleiten die Freiwilligen im Dienst, beraten sie praktisch und sind in belas-

tenden, konflikthaften Situationen Ansprechpartner 
 Sie übernehmen damit eine spezifische Aufgabe des pädagogischen Betreuers 
 
Grundausstattung per Gutschein: es sollte eine Grundausstattung für jeden Teilnehmer zur Verfügung 

stehen, ca. 950DM abzüglich 270 DM Versicherungskosten, bleiben 
680 DM. 
Diese Mittel sollten in Form von Gutscheinen direkt an die Teil-
nehmer, oder über den Träger, abgegeben werden. Hiermit entsteht 
ein Anreiz für Jugendliche selber initiativ zu werden, sich selbst 
Einsatzmöglichkeiten zu organisieren. 
 

Quelle: Robert Bosch Stiftung,  
Manifest Jugend erneuert Gesellschaft 

 
Meiner Meinung nach stellen diese Vorschläge das Trägerprinzip in Frage. 
 
Sozialprivileg: nur ein bestimmter, sozial besser gestellter Teil der Gesellschaft kann sich eine Teilnahme 
  leisten 
KDV:   Kriegdienstverweigerer 
SG:  Seminargruppe 
SEK I:  Sekundarstufe 1, d.h. Haupt/ Realschüler 
A:  Mehrfachnennung möglich 
A:  nur Einfachnennung 
 
Zusammensetzung der Teilnehmer nach Träger/ Bundesländer 
 
Sachsen:  Urania:   29 
   Jugendamt:  21 
   IB Löbau:  30 
   IAJ Annaberg:  03 
   Pscherer:  01 
   Ökohof Auterwitz  11 
   SLANU   14 
      109 
Berlin:   Stiftung:   04 
   VjF   03 
      07 
Bremen:     04 
Schleswig- Holstein/ Hamburg:   51 
Hessen:   Kirche:   01 
Niedersachsen:     95 
Bayern:      34 
Thüringen:  VHS:   25 
   IB Jena:   19 
      43 
BaWÜ:      19 
NRW:      26 
Sachsen- Anhalt:    23 
Mecklenburg Vorpommern:   03 
 
Insgesamt:     415 Teilnehmer 
 
Wichtig: Falls sie diesen Fragebogen als schwarz- weiß Kopie erhalten, wird es schwierig sein die Kreis-
diagramme richtig zu interpretieren, deshalb liegt eine Liste mit den genauem prozentualen Antwortver-
halten zu allen Fragen bei. Bei Säulendiagrammen, gibt die oberste Säule, den Punkt an, der auch in der 
Legend zu oberst geführt wird. 
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Die ersten drei Fragen, des Fragebogens beschäftigten sich mit den Gründen, sowie den Erwartungen zur Absol-
vierung des FÖJ’s, des weiteren wurde versucht herauszufinden, wodurch spätere Teilnehmer auf ein FÖJ auf-
merksam geworden sind. Bei all diesen Fragen waren Mehrfachantworten möglich. 
Hier mussten wir mit Bedauern feststellen, daß noch immer die Mundpropaganda ( über 50% ) die häufigste 
Informationsquelle ist. Durch diese lassen sich nur schwer neue Zielgruppen gewinnen, es besteht die Gefahr, 
daß durch Mundpropaganda geworbene Teilnehmer häufig einer ähnlichen sozialen Schicht entstammen, wie die 
bisherigen, als auch über einen ähnlichen Schulabschluß verfügen. Die Möglichkeiten Arbeitsamt und Schule ( 
jeweils ca. 20% ), erfreuen sich jedoch auch einer Nutzung, diesen kann jedoch durch engere Zusammenarbeit 
zwischen Träger und jenen, noch ein größerer Raum eingeräumt werden. Die Presse ( verschiedene Arten jeweils 
10% ) als Informationsquelle ist ebenfalls nicht unwichtig, jedoch denken wir das hier noch Steigerungsmög-
lichkeiten vorhanden sind. Wahrscheinlich muss insbesondere geklärt werden,  welche Zielgruppen mit bisheri-
gen Veröffentlichungen erreicht worden sind. Aufgrund der mangelnden Zielgruppenunterscheidung, kann der 
Fragebogen darüber keinerlei Auskunft geben. 
In der zweiten Frage wird Auskunft über die Indikatoren zur Teilnahme gegeben. Überraschenderweise mussten 
wir feststellen, daß die Lust an praktischer Arbeit ( 65% ) der Hauptindikator war, jedoch auch die Pause nach 
der Schule, das häufig zitierte Jahr zum Orientieren, sich selbst finden ( 60% ), ist häufig ein Grund, ebenso wie 
das Interesse aktiv am Umweltschutz mitzuarbeiten. ( ca. 50% ). 
Hiermit wird widerlegt, daß der fehlende Ausbildungs/ Studienplatz der Hauptindikator ist, nicht einmal 30% 
gaben dies als Grund an, selbst Lust auf Neues, als auch Nutzung des Dienstes als Praktikum/ Berufsorientierung 
wurden häufiger genannt. Nur gesellschaftliches Engagement war bei noch weniger Teilnehmern der Grund, ich 
denke wir müssen hier wohl zugeben, daß nur ein geringer Teil der Teilnehmer das FÖJ macht, um sich gesell-
schaftlich zu engagieren, obwohl es natürlich wünschenswert wäre, wenn dieser Anteil steigen würde. Wahr-
scheinlich sehen wir uns auch hier mit den Grundproblem der zu geringen gesellschaftlichen Akzeptanz dieses 
Engagements konfrontiert. 
Natürlich haben wir die Freiwilligen auch gefragt, was ihnen der Dienst bringen soll. Fast 90% sahen vor allem 
in der Gewinnung neuer Erfahrungen, sowie neuer Einblicke, den Hauptnutzen ihres Freiwilligendienst. Auch 
die ersten Berufserfahrungen stellen für viele Teilnehmer ( ü. 50% ) einen Nutzen des Dienstes dar. Doch auch 
Hilfe bei der Studienwahl, das Erlernen sozialer Kompetenz, als auch die soziale Unabhängigkeit, die häufig 
durch den Freiwilligendienst erstmals gewährleistet wird, spielen eine Rolle. Bei älteren Teilnehmer, die schon 
über eine berufliche Ausbildung verfügen, wird häufig auch die berufliche Neuorientierung, genannt. Bei Aus-
bildungssuchenden spielt die Hoffnung auf verbesserte Chancen, durch die höhere Qualifikation. Zusätzlich 
nannten Teilnehmer Fernsehen als Informationsquelle und Spass als erwarteten Nutzen.   
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In einem zweiten Abschnitt, beschäftigten wir uns mit der finanziellen Situation der FÖJ’ler, hierbei insbesonde-
re damit, ob man während seines FÖJ’s finanziell unabhängig ist. Leider sind nur 42% der FÖJ’ler finanziell 
unabhängig, während 56% sich nicht in dieser Lage zu befinden scheinen. Natürlich spielen hier einerseits die 
unterschiedlichen Vorstellung einer finanzieller Unabhängigkeit eine Rolle, als auch die teilweise vielleicht 
erfolgte, oder nicht erfolgte Hinzurechnung des Kindergeldes, mit dem man dann, zusätzlich zur FÖJ- Unterstüt-
zung, finanziell unabhängig sein kann. Daher lässt sich annehmen, daß ein bestimmter Teil derer, die mit nein 
geantwortet haben, finanziell unabhängig wären, wenn man dafür eine genaue Betragsgrenze nennen würde. 
Jedoch bleibt auch anzumerken, daß ein Großteil der nein- Antworten, von niedersächsischen und Bremer- 
FÖJ’lern stammen ( ca. ¼ der Befragten stammen aus diesen Ländern ), diesen ist es aufgrund der geringen 
finanziellen Unterstützung wirklich nicht möglich, in diesem Jahr finanziell unabhängig zu leben. 
Wir fragten dann zusätzlich, wie wichtig denn die finanziellen Ausgleichsleistungen für die Absolvierung des 
FÖJ’s wären, ob eine Verringerung viele davon abhalten würde. Wir haben hier 500 DM als Grenze gesetzt, ein 
Betrag der zwischen 200- 500 DM unter den bisher gezahlten Beträgen liegt, mit Ausnahme der genannten Län-
der. Die Nennung dieses Betrags stifte gerade unter den genannten Gruppen große Verwirrung, und ein dement-
sprechendes Antwortverhalten. Eigentlich hätten alle Betroffenen mit ja antworten müssen, da sie ein FÖJ für 
deutlich weniger als 500 DM absolvieren. Dies war jedoch nicht der Fall, wodurch das Ergebnis etwas verzerrt 
wird. Hier wäre es interessant, dies noch mal ohne die betreffenden Länder auszuwerten, was jedoch zur Zeit 
nicht möglich ist. Insgesamt sprachen sich jedoch trotz allem 26% dafür aus, ein FÖJ auch bei weniger als 500 
DM abzuleisten, für 38% war dies die Grenze, und nur 34% lehnen ein FÖJ bei geringerer Unterstützung ab. Ich 
denke dies zeigt, das ein Großteil der FÖJ’ler an diesem Jahr teilnimmt, um einen gemeinnützigen Dienst abzu-
leisten, und nicht um Geld zu verdienen. Im vierten Diagramm wird noch mal genauer auf den Zusammenhang 
der Bereitschaft sich mit weniger zu begnügen, und der bestehenden finanziellen Unabhängigkeit eingegangen. 
Es wird ganz deutlich, das gerade die, die sich als finanziell unabhängig sehen, bereit wären, sich auch mit weni-
ger zu begnügen. Meist jedoch nicht mit weniger als 500 DM. Die, die jetzt schon nicht finanziell unabhängig 
sind, würden sich bei einer Verringerung der Unterstützung gegen ein FÖJ entscheiden. Abschließend zu diesem 
Komplex stellten wir die Frage, ob das FÖJ ein Sozialprivileg sei, denn dieser Eindruck war entstanden, und 
falls es stimme, könne gerade dies auch ein Grund sein, das vor allem Jugendliche aus der gehobenen Mittel-
schicht am FÖJ teilnehmen, also solche, deren Eltern es sich leisten können, ihre Kinder über einen sehr langen 
Zeitraum zu unterstützen, über den einer normalen Schulausbildung hinaus, eben beispielsweise im FÖJ. 50% 
sehen das FÖJ als ein Sozialprivileg, nur 36% nicht, der Rest beantwortete, wahrscheinlich aufgrund von Ver-
ständnisschwierigkeiten, diese Frage nicht. Auch hier stellten wir abermals einen Quervergleich her, dieser er-
gab, daß ein Großteil derer, ( ü. 50% ) die das FÖJ für ein Sozialprivileg halten, nicht finanziell unabhängig sind. 
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Unter denen, die finanziell unabhängig sind, halten nur knapp über 40% das FÖJ für ein Sozialprivileg. Gerade, 
wenn man jedoch daran interessiert, mehr Absolventen der Sekundarstufe I für das FÖJ zu gewinnen, darf es 
kein Sozialprivileg sein. Es sollte im Interesse aller sein, daß das FÖJ allen Gruppen der Bevölkerung offen 
steht, dafür muss jedoch die finanzielle Unabhängigkeit der Teilnehmer gewährleistet sein. Diese scheint zur 
Zeit nicht überall möglich zu sein, insbesondere nicht in Niedersachsen.  
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Der dritte Teil beschäftigt sich mit dem Vorurteil, daß junge Leute nur an einem FÖJ teilnehmen, weil sie keinen 
Ausbildungs- oder Studienplatz erhalten haben. Schon die Auswertung der zweiten Frage, nach den Indikatoren 
für die Teilnahme, hat gezeigt, daß dies zwar ein Grund ist, aber nicht der Hauptsächliche. Nichtsdestotrotz woll-
ten wir noch mal genau wissen, ob die Bereitschaft zur Ablehnung eines Studien- oder Ausbildungsplatz besteht, 
oder ob das Studium dafür unterbrochen wird. Erwartungsgemäß war die Zahl derer, die bereit waren einen sol-
chen Platz abzulehnen, äußerst gering ( ca. 30% Ablehnung/ Unterbrechung ). Jedoch wurde auch häufig als 
Anmerkung hinzugefügt, daß man sich gar nicht für einen solchen Platz beworben habe. Die Zahl derer, die ein 
FÖJ machen, weil sie es machen wollen, und nicht weil sie nichts anderes gefunden haben, liegt höchstwahr-
scheinlich weit über 30%. Jedoch lässt sich auch erkennen, daß unter eben jenen, die einen Studien/ Ausbil-
dungsplatz ablehnen würden, auch die Motivation ein Studium zu unterbrechen besonders groß ist. Die Gruppen 
der Ablehner und Unterbrecher überschneiden sich stark und stellen eben jene Gruppe dar, in der, der Wunsch 
ein FÖJ zu absolvieren, besonders im Vordergrund steht. Ich denke die Zahlen belegen durchaus, daß das FÖJ 
eben nicht ein Jahr für die ist, die nichts anderes finden, sondern als Bildungsmaßnahme eine ganz besondere 
Rolle spielt. Es ist besonders wichtig, daß dieses Vorurteil aus den Köpfen verschwindet und das FÖJ als durch-
aus in besonderer Weise qualifizierender Bestandteil in der Berufsbiographie anerkannt wird, und nicht als verlo-
renes Jahr gilt. 
Im folgenden haben wir noch versucht darzustellen, wie sich die Motivationen, derer, die ein Studium unterbre-
chen oder einen Ausbildungs/ Studienplatz ablehnen, von der, der restlichen FÖJ’ler unterscheidet. Hier wird 
deutlich, daß insbesondere in dieser Gruppe das gesellschaftliche Engagement eine übergeordnete Rolle spielt, 
das im Gesamten als Indikator eher unwichtig ist. 
In Anlehnung an die erwähnten Thesen wurde die Frage gestellt, ob die FÖJ’ler bereit wären, ein Ehrenamt zu 
bekleiden. Dies erschien uns als sehr wahrscheinlich, da sie ja auch in ihrem FÖJ im weitesten Sinne ehrenamt-
lich tätig sind. Unseren Erwartungen entsprechend, waren 51% der FÖJ’ler schon vor ihrem Dienst bereit, sich 
ehrenamtlich zu engagieren, zusätzlich dazu sind 21% seit ihrem FÖJ, zu so einem Engagement bereit. Insge-
samt kann man also damit rechnen, das sich über 70% der FÖJ’ler auch nach ihrem Dienst ehrenamtlich enga-
gieren. Damit liegt das Engagement sowohl vor dem Dienst, als erst recht danach, weit über dem Durchschnittli-
chen der Bevölkerung. ( zwischen 30- 50%, je nach Definition laut Freiwilligensurvey 1999 ). 
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Auch unterscheiden sich wiederum die Motivationen zur Teilnahme am FÖJ zwischen jenen, die bereit sind ein 
Ehrenamt auszuüben, und jenen, die sich dies nicht vorstellen können. So ist deutlich daß gerade unter denen, die 
sich schon vorher die Ausübung eines Ehrenamtes vorstellen konnten, wiederum ebenso gesellschaftliches En-
gagement eine verstärkte Motivation zur Teilnahme am FÖJ darstellt, ebenso bei denen, die sich nach dem FÖJ 
die Ausübung eines Ehrenamtes vorstellen können. In dieser Gruppe ist jedoch Lust auf Neues, die 
Hauptmotivation, dieses Neue, kann eben auch ein Ehrenamt sein, mit dem man vielleicht bei FÖJ erstmals 
praktisch konfrontiert wird. Bei beiden Gruppen ist kein Ausbildungs/ Studienplatz, als Motivation eher 
unwichtig, während sie bei jenen, die sich die Ausübung eines Ehrenamts gar nicht vorstellen können, überwiegt. 
Aufgrund der Ergebnisse der Auswertung der letzten Fragen, ließe sich die These aufstellen, daß es zwei grund-
sätzlich zu unterscheidende Gruppen von FÖJ’ler gibt. Jene, bei denen die Absolvierung des FÖJ’s im Vorder-
grund steht, und jene die das FÖJ zu Überbrückung nutzen. In der ersten Gruppe tritt gesellschaftliches Engage-
ment verstärkt als Motivation auf, ebenso die Bereitschaft ein Ehrenamt zu übernehmen. Dies ist jedoch ein sehr 
grobe Unterteilung, die man noch genauer untersuchen müsste. 
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Nun beschäftigen wir uns mit dem Träger und ihn betreffenden Fragen, sowie Änderungsvorschlägen, die direkt 
auch die Rolle des Trägers beeinflussen. Anfänglich haben wir versucht, herausfinden, was die Indikatoren für 
die Trägerauswahl waren. Hierbei wird deutlich, daß nicht der Träger gewählt wird, sondern die Einsatzstelle, 
und der Träger, der eben jene anbietet, dazu genommen wird. Fast 90% begründeten ihre Wahl mit den angebo-
tenen Einsatzstellen. Ein gewisse Rolle spielt auch hier wieder die Mundpropaganda, also die Empfehlung durch 
Freunde und Bekannte. Andere Punkte, insbesondere den, der kirchlichen Organisation als Träger, welcher ja im 
sozialen Jahr ein besondere Rolle spielen soll, kann man beim FÖJ fast komplett außer Acht lassen. Hin und 
wieder kam bei dieser Frage auch die Bemerkung der Regionalität, das heißt, es gab keine Möglichkeit den Trä-
ger zu wählen, wenn man in ein bestimmtes Bundesland wollte. Ob es ein Nachteil ist, nur einen Träger im Bun-
desland zu haben, bleibt dahingestellt. Es scheint jedoch eher keiner zu sein, da ja eben nicht der Träger ausge-
sucht wird, sondern sowieso die Einsatzstelle, egal bei welchem Träger. 
Die nächste Frage beschäftigt sich nun mit dem Thema einer zentralen Vermittlungsagentur, denn häufig haben 
wir von Fällen gehört, in denen Jugendliche erst später ihre Traumeinsatzstelle entdeckten, oder gar nicht wuss-
ten, wo überall man ein FÖJ machen kann. Aufgrund der existierenden Trägervielfalt, ist es für viele Jugendliche 
mit einem hohem finanziellen, als auch zeitlichen Aufwand verbunden, sich über alle möglichen Einsatzstellen 
in einer Region zu informieren. Auch müssen häufig mehrere Bewerbungen geschrieben werden, nur weil man 
sich, um seine Chancen zu erhöhen um mehrere Stellen bemüht. Auch kommt es erfahrungsgemäß hin- und 
wieder vor, das jemand abgelehnt wird, obwohl er für einen möglichen anderen Platz in der Umgebung geeignet 
gewesen wäre, und sogar daran interessiert, nur weil dieser von einem anderen Träger verwaltet worden ist. 
Auch für die Träger wäre es leichter, denn sie müssten nicht eine Absage fürchten, sondern könnten mit einer 
festen Größe von motivierten Bewerbern rechnen, die Erfahrung zeigt, daß viele Bewerber häufig bereit sind, 
auch eine andere Stelle anzunehmen, ja sich meist sogar kaum entscheiden können. Aus diesem Gründen finden 
wir eine zentrale Vermittlungsagentur für erstrebenswert und befragten die FÖJ’ler danach. Hierbei kam heraus, 
daß ein Großteil sich für eine zentrale Vermittlungsstelle im Bundesland ausspricht ( 41% ), sowie 30% sogar  
für eine deutschlandweite Vermittlungsstelle, jedoch nur 24% dagegen. Das macht deutlich, daß ein Bedarf nach 
einer klareren Strukturierung des Vermittlungssystems besteht. Ein letzter Punkt in diesem Komplex war die 
Frage nach den Aufgaben des Trägers. Hier wird besonders häufig die Aufgabe, als Bindeglied zwischen FÖJ’ler 
und Einsatzstelle zu fungieren, genannt, gefolgt von der, der qualifizierten Vermittlung. Jedoch werden die pä-
dagogische Betreuung, als auch die der Umsetzung des Bildungsaspekt kaum seltener genannt. Dies scheint 
beeinflusst durch die persönliche Herangehensweise an das FÖJ zu sein, weshalb man resümieren kann, das 
gerade diese vier Dinge, wohl die Hauptaufgaben der Träger sind, und weiter auch von ihnen qualifiziert wahr-
genommen werden sollten.   
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Als letztes in diesem Block, stellten wir die Frage nach der Angleichung der Rahmenbedingungen auf Bundes-
ebene, obwohl dies eigentlich nicht die Träger betrifft, da diese häufig nur die Bedingungen bieten können, die 
ihnen die finanziellen Vorgaben der Ministerien diktieren. Die Frage der angeglichenen Rahmenbedingungen ist 
schon seit Jahren, insbesondere auf der Bund- Länder- Klausurtagung ein Streitpunkt, zwischen FÖJ- Bundes-
sprechern und Vertretern der Länder. Zu den Rahmenbedingungen zählen unserer Meinung nach Punkte, wie 
finanzielle Unterstützung, gleiche Bewerbungsfristen, -verfahren, keine Quoten, gleiche Anzahl an Seminarta-
gen, als auch gleiche Rechte bei der Gestaltung dieser. Ebenso zählen dazu Urlaubstage/ Arbeitszeit, die Finan-
zierung der Bahncard, sowie gleiche Anfangszeiten, Einarbeitung und ein angeglichenes Sprechersystem mit 
gleichen Rechten in allen Ländern.    
Es wird sehr deutlich, daß ein Großteil eine solche Angleichung für erstrebenswert hält ( 78% ), jedoch sei auch 
zu bemerken, das insbesondere die Befragten der Länder Bayern und Schleswig- Holstein eine Angleichung auf 
ihrem Niveau, einem der besten im FÖJ deutschlandweit, verlangen. Abschließend zu dieser Frage sei gesagt, 
daß auch sie etwas zu einfach gestellt ist. Gerade in unserer Bundessprecherarbeit haben wir uns mit einigen 
dieser Fragen beschäftigt und erkannt, daß es durchaus Gründe für diese unterschiedlichen Arbeitsbedingungen 
gibt. So erscheint es uns sinnvoll die finanzielle Unterstützung anhand der Lebenskosten in den entsprechenden 
Bundesländern zu gestalten, ein FÖJ’ler in Dresden braucht nicht dieselbe Unterstützung wie einer in München. 
Jedoch muss sie ein entsprechendes Minimum betragen, was in Niedersachsen und Bremen nicht der Fall ist. 
Ähnlich verhält es sich mit der Finanzierung der Bahncard, auch hier ist es uns klar geworden, daß gerade in 
Stadtstaaten oder bei Trägern, die sich auf ein kleines Gebiet mit ihren Einsatzstellen beschränken, es keinen 
Sinn macht, den FÖJ’ler eine Bahncard zu finanzieren. Denn hier senkt diese, die Seminarfahrtkosten nicht, da 
Gruppenfahrten ja noch wesentlich preiswerter sind. Trotzdem bleibt es natürlich eine interessante Idee, die 
FÖJ’ler durch eben so eine Bahncard zusätzlich zu unterstützen, und vor allem auch die Nutzung umweltscho-
nender Verkehrsmittel zu fördern. Es gibt jedoch Punkte bei denen eine Angleichung erstrebenswert erscheint, 
um keine regionalen Benachteiligungen zu fördern, und zu verhindern, das man zwar das FÖJ empfiehlt, aber 
eben nur in bestimmten Länder. Hierzu zählen die Angleichung der Bewerbungsfristen, die Abschaffung von 
Quoten, die gleiche Anzahl von Seminartagen, sowie die Teilhabe an deren Gestaltung. Nur, wenn diese Punkte 
angeglichen werden, werden regionale Qualitäts- und Annerkennungsunterschiede verhindert. Ganz wichtige 
sind uns auf jeden Fall die Urlaubstage/ Arbeitszeit, eine unterschiedliche Bezahlungen lässt sich sicher mit 
unterschiedlichen Lebenskosten begründen, aber eine unterschiedliche Arbeitszeit/ Urlaubsregel nur schwer. Es 
ist uns schon klar, das dies mit den unterschiedlichen Tarifverträgen im öffentlichen Dienst zwischen Ost und 
West zusammenhängt, jedoch lehnen wir auch diese ab. Des weiteren berücksichtigt unserer Meinung nach 
schon die Bezahlung diesen Punkt.  Gerade in einem Bundesland wie Berlin finden wir es eine Zumutung, daß 
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jemand der im Osten lebt, dort sein FÖJ absolviert weniger arbeitet, als ein Jugendlicher in der gleichen Situati-
on, nur weil sein Träger seinen Sitz im Westen Berlins hat. Es gibt auch den umgekehrten Fall, das jemand eben 
im Westen arbeitet, aber trotzdem volle 40h, weil der Träger im Osten ansässig ist. Wir denken diese Regelung 
sollte abgeschafft werden, sie sorgt unter anderen auch dafür, daß bei Jugendlichen erneut Ost/ Westschranken 
im Kopf entstehen. Eine sehr unerfreuliche Entwicklung. 
Ganz wichtig erscheint uns ebenfalls die einheitliche Regelung des Sprechersystem, es sollten in allen Ländern 
die gleichen Sprechertypen vertreten sein, und alle die selben Rechte, Aufgaben und Pflichten haben. Dies er-
leichtert unserer Meinung nach die Zusammenarbeit sehr, und erhöht die Transparenz des Systems, sowie deren 
Handlungsfähigkeit. Es darf keine Sprecher zweiter Klasse geben, sie sollten alle anerkannt sein. 
Bei der Frage nach der Bekanntheit der unterschiedlichen Sprecherarten wird sehr deutlich, daß diese zum Teil 
leider äußerst mangelhaft ist. Dies hat natürlich verschiedene Ursachen, wieder ist hier wieder ein von mir ver-
schuldeter Verständnisfehler aufgetreten. Viele FÖJ’ler erkannten hinter der Abkürzung SG-Sprecher höchst-
wahrscheinlich nicht das Amt des Seminargruppensprechers, welches, zumindest wenn das System funktionieren 
würde, eigentlich allen bekannt sein müsste. Auffällig ist jedoch, daß das Amt des Bundesdelegierten relativ 
unbekannt ist, das liegt wohl vor allem daran, daß dieses selten von dem des Landessprechers unterschieden 
wird. In Sachsen wurde es in diesem Jahr so gehandhabt, daß es eine klare Unterscheidung gab, ich hab dies als 
äußerst positiv empfunden, da so mehrere Person sich in einer Verantwortung wiederfanden, und versuchten 
dieser gerecht zu werden. Gerade wenn ein Bundesdelegierter eine wichtige Rolle im Bundessprecherkreis ein-
nimmt, kann er häufig nicht auch noch die Arbeit des Landessprechers erledigen. Erfreulicherweise sind alle 
Ämter sehr bekannt, was auf einen guten Infofluß hindeutet. Es ist aber sehr wahrscheinlich, daß gerade unter 
denen, die dieser Fragebogen nicht erreicht hat, die Unwissenheit über das Sprechersystem wesentlich größer 
sein wird. Denn wie dieser Fragebogen, werden auch viele andere Informationen diese Jugendlichen nie errei-
chen. 
Erfreulicherweise ist ein Großteil der Teilnehmer mit dem Sprechersystem zufrieden, trotz allem gibt es 
viel berechtigte Kritik und eine Menge Verbesserungsvorschläge, die bei der freiauswertbaren Frage 33, von 
einigen gemacht worden sind. Mit Bedauern mussten wir feststellen, das jedoch auch 3% unzufrieden sind.  
Ich denke es ist nicht verwunderlich das 19 % nur bedingt zufrieden sind, denn auch unserer Meinung nach gibt 
es einige Mängel im System, die hoffentlich in Zukunft abgestellt werden können.  
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Die Befragten, sowohl die Zufriedenen, als auch die Kritiker des Systems waren dazu aufgefordert, Änderungs-
vorschläge anzubringen. Ein kleiner Teil äußerte sich hierzu und brachte durchaus produktive Vorschläge ein. 
Besonders häufig wurde gefordert das Sprechersystem stärker zu fördern und zu unterstützen. Insbesondere 
wurden hier die Punkte mehr Mitsprachrechte, weniger Bevormundung, finanzielle Unterstützung, mehr Ent-
scheidungskompetenzen genannt. Hier sind die Ministerien gefragt, denn nur, wenn die Sprecher unterstützt 
werden und Kompetenzen bekommen, hat so ein System einen Sinn. Wir, als Sprecher möchten handlungsfähig, 
und keine Alibivertreter sein. Aufgrund des Zeitmangels und unserer häufig sehr geringen Erfahrung, sind wir 
auf eine stärkere Unterstützung durch die Politik angewiesen. Es würde uns sehr freuen, wenn unsere Arbeit in 
Zukunft stärker unterstützt und akzeptiert wird. Hier sollten auch die Ministerien einen Schritt in Richtung der 
Sprecher unternehmen, um deren Ängste abzubauen. 
Es wurden jedoch noch einige weitere Punkte angesprochen, vielen Befragten war es sehr wichtig, daß gerade 
die Einsatzstellen Sprecherarbeit stärker, als einen Teil des gesamten FÖJ’s, anerkennen. Ich denk hier könnten 
vor allem die Träger mehr Aufklärungsarbeit leisten, und damit verhindern, daß jemand seiner übernommenen 
Verantwortung, aufgrund des Drucks der Einsatzstelle, nicht nachkommen kann. Ein letzter Punkt der vielen 
sehr wichtig war, ist die Vernetzung zwischen Sprechern, sowie Sprechern und FÖJ’ler. Leider fließen die In-
formationen häufig sehr langsam und kommen selten überall an, die von den Berliner Sprechern initiierte Mai-
lingliste ist hier ein erster Schritt in die richtige Richtung, und sollte unbedingt beibehalten werden. Auch hier 
muss man jedoch sagen, ohne engagierte Träger und Sprecher, sowie einer stärkeren Unterstützung durch die 
Ministerien, wird es schwer, die Informationen wirklich an alle zu verteilen. 
Vereinzelt wurden noch andere Punkte angesprochen, auf die nicht näher eingegangen wird, die ich jedoch der 
Vollständigkeit halber nennen möchte; bezahlte Vertreter, die länger als ein Jahr arbeiten und alles koordinieren 
( eine sehr schöne Utopie muss ich sagen ), Themen stärker in Seminargruppen diskutieren, mehr Engagement/ 
Ernst, Aufgabenbereiche konkretisieren vor der Wahl, klare Strukturen, gesetzliche Verankerung, bessere 
schnellere Übergabe zwischen den Jahrgängen, Kontaktmöglichkeiten mit EX- Sprechern erhöhen, um kontinu-
ierliches Arbeiten zu gewährleisten, Transparenz des Systems erhöhen, mehr Treffen mit hoher Regelmäßigkeit, 
neue Strukturen, gleiches System/ Standards in allen Bundesländern, Konsensfähigkeit, Toleranz, Basisdemokra-
tie, mehr Leute in Sprecherarbeit einbeziehen, mehr Zeit für Sprecherarbeiten. Was wünschen wir den Sprecher 
der Zukunft, ein klar strukturiertes System in allen Bundesländern, demokratische Wahlen, gleiche Rechte, ganz 
viel Engagement, mehr Unterstützung und viele motivierte Kollegen. 
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Das jetzt angesprochene Problem bestimmte in den letzten Jahren den Konflikt zwischen FÖJ’lern und Länder-
vertretern, es handelt sich hierbei um die Frage der Quoten. Wie uns vom Bundesministerium versichert wurde, 
wird es in nächster Zeit keine bundesweite Quote für Absolventen der SEK I geben, dies begrüßen wir sehr. 
Ebenso gibt es keine offizielle Landekinderegelung, jedoch mussten wir feststellen, daß diese Art der Quotierung 
trotz allem in einiger Länder existiert. Wir wollen hier nicht falsch verstanden werden, jedoch glauben wir das 
eine Quote keine Lösung ist, zumal dadurch vielleicht höher motivierte Teilnehmer abgelehnt werden müssen, 
nur weil sie überqualifiziert sind, das kann keine Lösung des Problems sein. Zumal die Gefahr besteht, daß jene, 
die über die Quotenregel ein Platz bekommen haben, nicht die entsprechende Motivation besitzen, dies bringt 
Teilnehmern und Einsatzstelle wenig. Das FÖJ darf nicht zu einer reinen Überbrückungsmaßnahme verkommen, 
es soll ein Bildungsjahr bleiben, das allen offen steht, unabhängig von Qualifikation und Herkunft. Aus eben 
jenem Grund lehnen wir auch die Landeskinderregelung ab, wie selber erlebt, und auch oft gehört, ist es durch-
aus keine Seltenheit, daß jemand abgelehnt wird, weil er zuvor nicht in dem Bundesland gelebt hat, in dem er ein 
FÖJ machen möchten. Dies behindert die Bereitschaft zur Mobilität der Jugend, die gerade in der Zeit des Zu-
sammenwachsens Europas immer wieder gefordert wird. Schade, wenn man bereit ist, aber dann keine Chance 
erhält, weil es veraltete Landeskinderregelungen gibt. 
Wir würden uns freuen, wenn die betroffenen Länder ihre Positionen überdenken, und sich mit unseren Argu-
menten auseinander setzen würden. Hier seien insbesondere Nordrhein- Westfalen, Niedersachsen und Berlin 
angesprochen. Der Großteil der FÖJ’ler ist in dieser Frage unserer Meinung, so sprachen sich 84% generell ge-
gen eine Quote aus. 
Es liegt jedoch auch in unserem Interesse, möglichst vielen Jugendlichen aus unterschiedlichen sozialen Schich-
ten, die Teilnahme an einem FÖJ zu ermöglichen. Von einer stärkeren Durchmischung werden alle Beteiligten 
profitieren können. Hierzu ist es jedoch vor allem nötig, die finanzielle Unabhängigkeit zu gewährleisten. Im 
folgenden fragten wir nach Möglichkeiten, den immer noch zu geringen Anteil der Absolventen der SEK I zu 
steigern. Hierbei kristallisierten sich zwei zu favorisierende Wege heraus, die engere Zusammenarbeit mit Schu-
len/ Arbeitsämtern ( 80% ), sowie die Werbung ( 70% ). Dies sind genau die Wege, die viele Träger schon 
bestreiten. Ich denke hier sind sowohl Träger, Länder, als auch FÖJ’ler schon auf dem richtigen Weg. Es sei 
jedoch anzumerken, das rund 15% auch eine intensivere Betreuung fordern, ein Argument, das auch häufig von 
den Träger gebracht wird, als auch eine Änderung des Einsatzstellenangebots. Leider müssen wir mit bedauern 
feststellen, daß die Erhöhung des Betreuungsschlüssels auf 1:40 hier wohl ein Schritt in die falsche Richtung ist. 
Zum Punkt Einsatzstelle, lässt sich sagen, daß es gerade im FÖJ wirklich eine Anzahl von Stellen gibt, die eine 
hohe Selbstständigkeit voraussetzen, die meist nur bei Abiturienten gewährleistet scheint. Es ist hier Aufgabe 
des Trägers, mehr andere Einsatzstellen zu schaffen, jedoch ist auch die Auswahl an möglichen Einsatzstellen 
begrenzt, so daß diese Umwandlung wohl nur langsam und schrittweise erfolgen kann, wenn überhaupt. 
Äußerst interessant ist, das unter jenen, die eine Quote fordern, besonders viele der Meinung sind, daß durch die 
Veränderung der Seminarinhalte eine Steigerung des Anteils der SEK I Absolventen zu erreichen sei. Dies legt 
die Vermutung nahe, daß, falls jene, die die Quote fordern hauptsächlich selbst Absolventen der SEK I sind, 
diese sich durch die Seminarinhalte überfordert fühlen und diese gerne überarbeitet sehen. 
Auch in diesem Punkt würde eine spezielle Fragestellung sicher interessante Ergebnisse bringen. Zusätzlich 
sehen eben jene die eine Quote fordern, also hauptsächlich die Absolventen der SEK I, auch nur in dieser eine 
Möglichkeit ihre Anzahl im FÖJ zu erhöhen. 
Diese Thesen werden noch verdeutlicht, da eben der Großteil deren, die eine Quote fordern, vor allem den man-
gelnden Ausbildungs/ Studienplatz als Motivation angaben, aber besonders selten das gesellschaftliche Engage-
ment. Bei jenen die sich gegen eine Quote aussprachen, war das, anders als in Gesamtheit, jedoch das vorrangige 
Argument, wenn auch nur knapp. 
Bleibt die Frage, ob wir in Zukunft ein FÖJ wollen, das vor allem von wenig motivierten Jugendlichen, die die 
Wartezeit auf einen Ausbildungsplatz sinnvoll überbrücken wollen, genutzt wird. Oder das es weiterhin eine 
Möglichkeit für junge Leute bleibt, sich zu engagieren und einen Beitrag für die Gesellschaft zu leisten, als auch 
für sich selbst viel zu lernen. Nur wenn beide Seiten motiviert sind, hat das FÖJ einen Nutzen. Ich denke die 
generelle Ablehnung von Quoten ist ein Schritt in die richtige Richtung, ein Schritt zur Steigerung und Erhaltung 
der Qualität des FÖJ’s, sowie zu deren verbesserter gesellschaftlicher Anerkennung.   
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Die Fragen 16- 21 beschäftigten sich mit möglichen Änderungen, die aktuell zur Diskussion stehen, und der 
Stellung der FÖJ’ler dazu. Bei der erste Frage nach der veränderten Altersgrenze wird klar für die jetzige Alters-
regelung votiert, 76% wollen die Grenze beibehalten wissen, 10% finden es erstrebenswert, auch schon 15 jähri-
gen, also Hauptschulabgänger, die Möglichkeit zur Absolvierung eines ökologischen Jahres zu geben. Nur 10% 
stehen einer Öffnung der Grenzen nach oben positiv gegenüber. Hierzu muss jedoch gesagt werden, daß ein 
Großteil dieser, eigene Altersangaben eintrug, die sich meist um die 30 Jahre bewegten, für eine unbeschränkte 
Öffnung sprachen sich nur ganz wenige aus. Aus diesem Votum geht klar hervor, das es im Interesse der Teil-
nehmer liegt, daß das FÖJ eine Jugendbildungsmaßnahme bleibt. Gerade der spezielle Charakter der Seminare, 
und der Bildungseffekt, wären erheblichen Veränderungen ausgesetzt, falls man die Altersgrenze zu weit nach 
oben verschieben würde. Für Ältere müssen andere Formen des Freiwilligendienstes gefunden werden. 
Auch liegt es im Interesse der FÖJ’ler, das ihr freiwilliges Engagement stärker in der Gesellschaft anerkannt 
wird, es wäre durchaus in ihrem Interesse ein Zertifizierungssystem einzuführen, das heißt die Absolvierung 
eines FÖJ’s damit zu honorieren, daß es als Praktikum und als besondere Wartesemester anerkannt wird. Hier 
sind vor allem die Länder gefordert, diese Punkte erfolgreich umzusetzen. Wie wir mit Freude auf der Bund- 
Länder- Klausurtagung feststellen konnten, werden gerade in diesen Bereichen wichtige Schritte unternommen. 
Es bleibt festzuhalten, das mehr als 80% ein solches Anreizsystem für erstrebenswert halten. 
Eine Auswertung der folgenden Fragen ist nur schwer möglich, denn häufig wurden sie leider nicht verstanden, 
daher auch die hohen Prozentzahlen fehlender Antworten. Leider habe ich es unterlassen, die Begriffe genauer 
zu erklären. Es ist bedauernswert, das nur der FÖJ’ler, der sich eingehender mit den Vorschläge zu einem neuen 
Freiwilligengesetz beschäftigt hat, etwas mit diesen Begriffen anfangen konnte. Dies waren natürlich nur weni-
ge, trotz allem möchte ich hier nicht auf eine Auswertung verzichten. Ich beschränke mich jedoch hier auf die 
einfachste Form. So sprachen sich nur 48% für ein Mentorensystem aus, und 36% dagegen, 15% blieben ohne 
Antworten. Daraus lässt sich kein klarer Trend ableiten, auch sind die Ursachen für das Antwortverhalten nur 
schwer nachzuvollziehen. Hier kann nur ein Beispiel gebracht werden, ein Befragter fand ein solches System 
eines persönlichen Mentors für jeden FÖJ’ler durchaus erstrebenswert, konnte sich jedoch nur schwer vorstellen, 
das genügend Mentoren gefunden werden können. Bei der Frage nach den finanziellen Ausgleichsleistungen ist 
schon ein etwas deutlicherer Trend zu erkennen. Nur 30% sprechen sich dafür, und knapp 60% dagegen aus, 
doch ist auch hier die Zahl derer, die ohne Antwort blieben mit mehr als 10% sehr hoch. Gründe für die Fürspra-
che könnten vielleicht sein, daß sich die Befragten erhoffen, eine größere Unabhängigkeit bei der Auswahl der 
Stellen vom Träger zu haben. Ob dies immer so erstrebenswert ist, möchte ich in Frage stellen. 
Dem Großteil der Befragten scheint es ebenso zu gehen, sie finden das existierende Trägerprinzip wohl durchaus 
als sinnvoll. 
Frage 20 beschäftigte sich wieder mit einem äußerst aktuellen Problem, soll das FÖJ als Zivildienst anerkannt 
werden. Leider traten auch hier Verständnisprobleme auf, da die Abkürzung KDV, wohl doch nicht so geläufig 
ist, wie ich dachte. Wie in der Süddeutschen Zeitung ( 23./24.05.01 ) zu lesen war, soll das FÖJ, als auch das 
FSJ, als Zivildienst in Zukunft anerkannt werden. Wir begrüßen das, jedoch sind erstaunlicherweise nur 58% der 
FÖJ’ler dieser Meinung, während 30% das ablehnen, der Rest blieb aus den oben geschilderten Gründen ohne 
Antwort. Ich denke diese doch sehr hohe Ablehnung, findet seine Begründung darin, daß viele Mädchen denke, 
sie könnten von männlichen Bewerbern, die bisher einen Zivildienst geleistet haben, aus dem FÖJ gedrängt 
werden. Vereinzelt wurde auch die Befürchtung geäußert, das die FÖJ- Zivis eine bessere Bezahlung erhielten, 
oder aber die Einsatzstellen weniger kosten könnten, was dazu führen würde, daß diese bevorzugt eingestellt 
werden. Wir hoffen, daß dort bald klare Regelungen geschaffen, und vor allem auch die Betroffenen besser über 
solche Vorhaben informiert werden. 
Die letzte Frage dieses Blocks dreht sich um die Ideen zu einer anderen Zeiteinteilung, die in vielfältiger Form 
zur Zeit existieren. Auch hier lassen sich klare Trends erkennen. So sprechen sich über 70% dafür aus, die Zeit-
einteilung beizubehalten, jeweils ca. 6- 11% würde ein kürzeres, ein längeres oder ein halbtags FÖJ bevorzugen. 
Die Idee der unterschiedlichen Blöcke verteilt auf mehrere Jahre findet kaum Anklang. Auch aus der Praxis 
heraus ist diese Idee eher abzulehnen, denn oftmals ist der Nutzen für die Einsatzstelle und auch für den FÖJ’ler 
erst nach einer gewissen Anlaufzeit da. Persönlich kann ich sagen, daß gerade das 2. Halbjahr meines FÖJ’s, das 
war, was Ergebnisse gebracht und meine Entwicklung geprägt hat, natürlich wäre das ohne die Geschehnisse im 
ersten Halbjahr nie möglich gewesen. 
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Der nächste Block beschäftigt sich mit den Thema Seminare, diese sind ein wichtiger Bestandteil des Freiwilli-
gendienst und sollen unbedingt erhalten bleiben. 75% der FÖJ’ler sehen in den Seminaren eine Bereicherung, 
nur 13% empfinden sie als Einschränkung, während wiederum 12% diese Frage nicht beantwortet haben. Es ist 
jedoch auffällig, daß vor allem jene, die die Seminare als Bereicherung empfinden, auch hauptsächlich angege-
ben haben, daß ihnen der Aspekt des umfassenden Bildungsjahr besonders wichtig ist.  
In diesem Komplex wollten wir auch die Frage diskutieren, inwiefern die Inhalte der Seminare stärker durch die 
Einsatzstellen beeinflusst werden sollten. Mehr als die Hälfte aller Befragten lehnen eine stärkere Einbeziehung 
der Einsatzstellen ab, fast 40% würde diese mit Einschränkungen begrüßen, und nicht mal 10% halten sie grund-
sätzlich für erstrebenswert. Diese Werte verdeutlichen, daß eine teilweise Gestaltung der Seminarprogramm-
punkte durch Einsatzstellen, durchaus erwünscht ist, jedoch deren Gestaltung hauptsächlich weiter dem Träger 
überlassen werden sollte. Erfahrungsgemäß praktizieren einige Träger das schon in dieser Art und Weise. Auch 
die Ergebnisse zur Frage, ob die Themen der Seminare einen höheren Bezug zur Arbeit haben sollten, unterstützt 
die These, daß die Seminare ein eigener, von den Einsatzstellen unabhängiger Teil, des FÖJ’s bleiben sollen. 
70% der FÖJ’ler wünschen sich keinen höheren Bezug zur Arbeit, nur knapp 25% halten dies für erstrebenswert. 
Im Quervergleich lassen sich wiederum einzelne Typen von FÖJ’ler erkennen. So wünschen hauptsächlich jene 
sich eine stärkeren Bezug zur Einsatzstellenarbeit bei den Seminaren, die die Seminare als Einschränkung emp-
finden, ebenso wünschen sich auch gerade diese eine stärkere Einbeziehung der Einsatzstellen in die Seminar-
gestaltung. Es ist jedoch interessant zu sehen, das gerade die, die sich eine teilweise Einbeziehung der Einsatz-
stellen in die Seminargestaltung wünschen, die Seminare als Bereicherung empfinden.  
In diesem Komplex wurden die Teilnehmer auch gefragt, wie zufrieden sie mit der pädagogischen Betreuung 
sind. Erfreulicherweise sind mehr als 60% mit der pädagogischen Betreuung zufrieden, jedoch finden ca. 35% 
dies treffe nur teilweise zu, und knapp 10% sind unzufrieden. Es scheint also auch in diesem Bereich Mängel zu 
gebe, hier wäre sicherlich eine Trägerinterne Auswertung äußerst aufschlussreich. Es lässt sich auch feststellen, 
daß jene, die mit der pädagogischen Betreuung nicht zufrieden sind, auch die Seminare überdurchschnittlich oft 
als Einschränkung empfinden. 
In der Diskussion um die Zukunft der Freiwilligendienste, hörten wir von einigen Einsatzstellenvertretern häufig 
das Argument, die Seminarpflicht würde die Verantwortungsfähigkeit in der Einsatzstelle einschränken. Wir 
empfinden das nicht so, jedoch wollten wir auch hierzu alle FÖJ’ler befragen.  66% Prozent aller Befragten 
stimmen uns hier ohne Einschränkung zu, und weitere 25% Prozent sehen nur eine teilweise Einschränkung. Nur 
knapp 10% sind derselben Meinung wie die Einsatzstellenvertreter. Auch wird wieder deutlich, daß dies vor 
allem jene sind, die die Seminare als Einschränkung empfinden. 
Bleibt am Ende nur ganz dringend darauf hinzuweisen, daß die Seminare in ihrer jetzigen Form unbedingt erhal-
ten bleiben müssen, damit das FÖJ von jungen Menschen auch weiterhin als attraktives Bildungsangebot wahr-
genommen wird. Es sei jedoch auch darüber nachzudenken, die Einsatzstellen teilweise, und äußerst behutsam, 
in Absprache mit den FÖJ’lern, stärker in die Seminargestaltung einzubinden. In diesem Punkt sind vor allem 
die Träger gefragt. Wir hoffen jedoch inständig, daß diese Ergebnisse verdeutlichen, daß die FÖJ’ler es schätzen 
an den Seminaren teilzunehmen, und dort auch über Dinge zu sprechen, die keinen direkten Bezug zur ihrer 
täglichen Arbeit in der Einsatzstelle haben. Es würde uns freuen, wenn wir hiermit, die von den Naturschutzver-
bänden angebrachten, Argumente, zur Änderung der Seminarstruktur entkräften könnten. 
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Als letztes werfen wir nun noch ein kurzen Blick auf einen Bereich, der vor allem auch unsere Arbeit als Bun-
dessprecher tangiert. Wir haben es uns vordergründig nicht nur  zur Aufgabe gemacht, die Interessen der FÖJ’ler 
gegenüber übergeordneten Institutionen zu vertreten, sondern wir wollen auch versuchen, die Kontaktmöglich-
keiten zwischen den FÖJ’ler zu erhöhen. Leider beschränkt sich dieser Kontakt häufig auf die Seminargruppe, 
darüber hinaus gelingt es meist nur Sprechern andere FÖJ’ler kennenzulernen. Dies ist sehr bedauernswert, und 
wir wollen unseren Teil dazu beitragen es zu ändern. Aus diesem Grund fragten wir jedoch erst einmal, ob über-
haupt ein Interesse an solchen Kontakten besteht. Erfreulicherweis haben 64% der FÖJ’ler Interesse an bundes-
weiten Kontakten, und nur 33% nicht, man könnte hier natürlich die Vermutung aufstellen, das vor allem jene, 
die sich nicht an der Umfrage beteiligt haben, auch ein geringeres Interesse an solchen Kontakten habe. Ich hof-
fe, das dem nicht so ist. Im Folgenden haben wir nun versucht, ein bisschen zu analysieren, welcher Typ FÖJ’ler 
sich besonders für bundesweite Kontakte interessiert. Hierbei ist auffällig, das insbesondere jene, denen der 
Aspekt des Bildungsjahr äußert wichtig ist, und die die Seminare als Bereicherung sehen, auch an überregionalen 
Kontakten interessiert sind. Jene, die die Seminare als Einschränkung sehen, und denen der Bildungsaspekt eher 
unwichtig erscheint, sind auch weniger an bundesweiten Kontakten interessiert. 
Es lässt sich also resümieren, daß es auch in dieser Frage zwei FÖJ’ler- Typen gibt, jene, die sich ein umfassen-
des Bildungsjahr wünschen, indem sie so viel Neues wie möglich kennen lernen und Eindrücke gewinnen, jene 
sehen eben die Seminare als Bereicherung und sind auch an anderen Kontakten interessiert. Eine zweite Gruppe 
stellen die dar, die stärker auf die Arbeit in ihrer Einsatzstelle fixiert sind, das FÖJ als Jahr zum Sammeln von 
Berufserfahrung oder zur Überbrückung nutzen, diese sind häufig weniger an den Seminaren, sowie auch weni-
ger an weitergehenden Kontakten interessiert. In einem zweiten Schritt wurden die Befragten aufgefordert, Vor-
schläge zu machen, wie solche Kontakte aussehen könnten. Natürlich hat sich nur ein geringer Teil der Befrag-
ten hierzu geäußert, jedoch traten einige Antworten gehäuft auf. Insbesondere wurden hier der schon existieren-
de TauschRauschÖkiglück genannt. ( 90 Stimmen ). Hier können mit Hilfe eines von der Zentralstelle für Frei-
willigendienste erstellten Katalogs, Freiwillige sich gegenseitig auf ihren Einsatzstellen besuchen. Diese Besu-
che, bei denen der Gast- FÖJ’ler sich aktiv an der Arbeit in der Gastgebereinsatzstelle beteiligt, werden von den 
FÖJ selbstständig organisiert und finanziert, sie gelten jedoch als Arbeitszeit. 
Weitere häufig genannte Möglichkeiten waren der Bundesaktionstag ( 71 Stimmen ), dieses Ergebnis bestärkt 
uns darin, daß es durchaus seine Berechtigung hat, diesen als zentrale Veranstaltung durchzuführen, und landes-
weite, bundesweite Treffen und Seminare ( 98 Stimmen ). Es ist uns jedoch klar, das Vorschläge, wie ein Semi-
nar für alle FÖJ’ler oder jeder kann zwischen den deutschlandweit angebotenen Seminaren wählen, nicht reali-
sierbar sind. Ebenso werden bundesweite Treffen für mehr FÖJ’ler als die Sprecher, wohl an finanziellen Gren-
zen scheitern. Daran scheiterte ja auch häufig die Teilnahme am Bundesaktionstag. Die ist bedauerlich, aber 
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nicht zu ändern, es sollten jedoch gerade deshalb unbedingt Möglichkeiten wie der Tauschrausch erhalten blei-
ben. Auch das Internet, wie beispielsweise eine von uns eingeführte Mailingliste/ Newsgroup,  
( 46 Stimmen ), sowie die Pusteblume, die von uns reaktivierte FÖJ- Zeitung ( 19 Stimmen ), wurden als mögli-
che Foren zur Information und Kontaktaufnahme genannt. 
Daneben gab es noch einzelne, teilweise sehr außergewöhnliche Vorschläge, die wir auch nicht immer verstan-
den. Der Vollständigkeit halber, werde ich sie alle kurz auflisten; Infoaustausch über Träger, Veranstaltungen 
wie JUKß nutzen, Demos, Sprecherarbeit, Besuche im Urlaub, internationale Projekte, Rundbrief, bessere Ver-
netzung, Telefonseminar, Treffen während der Arbeitszeit, Praktika in verschiedenen Einsatzstellen, Pflichtakti-
onen, gemeinsame Eröffnungs/ Schlussveranstaltung. 
Wir wollten natürlich auch wissen wie die bisherigen, von uns angebotenen Möglichkeiten, so ankommen. Er-
freulicherweise hielten 18% sie für gut, und 33% für gut, aber ausbaufähig, was auch unsere Meinung ist. Nur 
14% befanden sie für unzureichend, und 27% waren sich nicht sicher. Wie zu erwarten, sehen vor allem jene, die 
an Kontaktmöglichkeiten interessiert sind, diese als ausbaufähig an. Jene die sich eher nicht für Kontaktmög-
lichkeiten interessieren, waren auch häufig nicht in der Lage sich ein Urteil über die bestehenden Möglichkeiten 
zu bilden. Es bleibt zu hoffen, das die angeboten Möglichkeiten in Zukunft auch möglichst vielen FÖJ’lern be-
kannt sind, und von diesen rege genutzt werden. 
 



 231  
 

genaue Prozentangaben 
 
Am 16.06.01 waren insgesamt 424 Fragebögen bei mir eingegangen, danach ergaben sich 
folgenden prozentuale Werte. In die Auswertung sind, aufgrund Zeitdrucks nicht alle diese 
Fragebögen eingegangen, jedoch haben sie das Ergebnis auch nicht entscheidend verändert. 
Trotz allem möchte ich nun noch mal alle genauen Werte auflisten. Die Befragung wird fort-
geführt, und die jeweils aktuellen können bei mir angefordert werden. Insgesamt haben bisher 
25% aller FÖJ’ler an der Befragung teilgenommen. 
 
Frage 01: A 56,8% B 17,1% C 20,0% D 11,6% E 12,3% 
  F 11,3% G 2,6  o.A. 2,2% 
Frage 02: A 26,8% B 59,6% C 18,5% D 65,8% E 46,1% 
  F 41,6% G 50,8% o.A. 07% 
Frage 03: A 55,4% B 18,0% C 17,8% D 31,9% E 27,8% 
  F 23,0% G 90,2% o.A. 1,7% 
Frage 04: a 42,2% b 56,4% o.A. 1,4% 
Frage 05: a 25,7% b 37,7% c 33,7% o.A. 2,8% 
Frage 06: a 50,5% b 36,3% o.A. 13,2% 
Frage 07: a 1,6%  b 9,5%  c 6,1%  d 11,1% e 68,9% 
  o.A. 2,7% 
Frage 08: a 1,4%  b 25,2% c 71,0% o.A. 2,4% 
Frage 09: a 52,4% b 20,8% c 25,5% o.A. 2,4% 
Frage 10: A 85,9% B 0,5% C 4,2% D 3,0% E 20,8% 
  o.A. 5,2% 
Frage 11: a 40,3% b 30,7% c 23,8% o.A. 5,2% 
Frage 12: A 65,4% B 50,5% C 51,5% D 57,3%  o.A. 3,4% 
Frage 13: a 78,3% b 14,2% o.A. 7,6% 
Frage 14: a 84,7% b 6,9%  c 3,1%  d 0,9%  o.A. 4,5% 
Frage 15: A 4,1% B 70,6% C 17,3% D 81,2% E 4,6% 
  F 15,0% o.A. 7,6% 
Frage 16: a 75,0% b 9,7%  c 2,6%  d 5,7%  e 2,4% 
  f  3,5%  o.A. 1,2% 
Frage 17: a 81,4% b 15,6% o.A. 3,1% 
Frage 18: a 36,8% b 47,9% o.A. 15.3% 
Frage 19: a 28,5% b 58,5% o.A. 13,0% 
Frage 20: a 57,8% b 30,2% o.A. 12,0% 
Frage 21: a 5,7%  b 10,8% c 8,5%  d 1,4%  e 70,5% 
  o.A. 3,1% 
Frage 22: a 32,8% b 41,3% c 10,6% d 2,1%  e 9,2% 
  o.A. 4,0% 
Frage 23: a 86,1% b 8,5%  o.A. 5,4% 
Frage 24: a 8,0%  b 52,6% c 37,3% o.A. 2,1% 
Frage 25: a 25,5% b 70,5% o.A. 4,0% 
Frage 26: a 63,9% b 8,3%  c 25,7% o.A. 2,1% 
Frage 27: a 7,5%  b 65,1% c 25,0% o.A. 2,4% 
Frage 28: a 63,7% b 33,3% o.A. 3,1% 
Frage 30: a 17,4% b 26,4% c 14,9% d 32,3% o.A. 9,0% 
Frage 31: A 62,1% B 69,6% C 58,8% D 69,4% o.A. 18,1% 
Frage 32: a 71,2% b 2,9%  c 18,6% o.A. 7,3%             
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Grenzenlos e.V. - Vereinigung ehemaliger und aktiver Auslandsdienstleistender 
Unkeler Str. 24 
50939 Köln 
info@grenzenlos.org 
www.grenzenlos.org 
 
 

Stellungnahme zur geplanten gesetzlichen Neuregelung 
der internationalen Freiwilligendienste 

 
 
 
Einleitung  
Wir bedauern, dass die Bundesregierung davon Abstand genommen hat, ein eigenes Entsen-
degesetz zu verabschieden, welches den besonderen Bedürfnissen der internationalen Freiwil-
ligendienste eher Rechnung getragen hätte, als dies die geplante Einbindung der internationa-
len Dienste in das bestehende FSJ-Gesetz leisten kann. Die Möglichkeit, einen internationalen 
Dienst nach dem FSJ-Gesetz zu leisten besteht bereits heute, sie wird von den Trägern aus 
Kostengründen allerdings nur sehr wenig angeboten (nur ca. 150 Plätze jährlich im Vergleich 
zu ca. 1500 Plätze in „ungeregelten“ Diensten). Das von der Bundesregierung angestrebte 
Ziel, endlich eine gesetzliche Regelung der internationalen Dienste zu gewährleisten, kann 
nur erreicht werden, wenn die neue Regelung innerhalb des FSJ-Gesetzes so gestaltet wird, 
dass für Träger und Freiwillige genügend Anreize geschaffen werden, den Dienst auch in die-
sem gesetzlichen Rahmen anzubieten bzw. zu leisten. Sonst wird die große Mehrheit der in-
ternationalen Dienste auch weiterhin im „ungeregelten“ Bereich stattfinden.  
Folgende Punkte sind aus Sicht der Freiwilligen bei der gesetzlichen Neuregelung der interna-
tionalen Freiwilligendienste besonders zu berücksichtigen: 
 
Sozialversicherung  
Die geplante volle Einbindung der internationalen Freiwilligendienste in die gesetzliche Sozi-
alversicherung würde den Trägern ohne eine finanzielle Unterstützung durch öffentliche Mit-
tel zu hohe Kosten aufbürden und ist aus unserer Sicht auch nicht notwendig. Angesichts des 
Lerncharakters dieser Dienste  regen wir eine sozialrechtliche Gleichstellung von Freiwilligen 
mit Studenten bzw. Praktikanten im Ausland an. Daraus würde für die Freiwilligen eine Bei-
tragsbefreiung für die Renten- und Arbeitslosenversicherung resultieren, die Kosten für Bei-
träge zur Kranken- und Unfallversicherung sollen aus öffentlichen Mitteln finanziert werden. 
Gleichzeitig weisen wir auf ein Problem hin, das sich in der Praxis ergeben kann: Durch eine 
volle Einbindung des Freiwilligen in die gesetzliche Sozialversicherung würde der Arbeit-
nehmerstatus des Freiwilligen (!) im Ausländerrecht des Gastlandes manifestiert, was zu er-
heblichen Problemen führen kann. Grenzenlos e.V. sind diverse Fälle bekannt, in denen der 
Freiwillige seinen Dienst aufgrund von rigiden Aufenthaltsbestimmungen des Aufnahmelan-
des nicht planmäßig beenden oder sogar gar nicht erst antreten konnte.  
Nur bilaterale Abkommen mit den entsprechenden Staaten könnten diese Problematik behe-
ben.  
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Pädagogische Begleitung  
Der geplante Gesetzesentwurf sieht eine pädagogische Begleitung (Vor- und Nachbereitungs-
seminare) der Freiwilligen im Umfang von insgesamt sechs Wochen vor.  
Die Notwendigkeit einer qualifizierten pädagogischen Begleitung steht außer Frage; dennoch 
möchten wir warnen vor einer „Überbetreuung“ der Freiwilligen. Eine interne Umfrage unter den 
Mitgliedern von Grenzenlos e.V. hat ergeben, dass die meisten Ehemaligen eine pädagogische 
Begleitung in von 15 bis 20 Tagen für ausreichend halten. Die Lernerfahrung eines internationalen 
Freiwilligendienstes ergibt sich schließlich nicht aus einer bestimmten Anzahl von Bildungstagen 
sondern durch das Leben und Arbeiten in einem anderem Kulturkreis. 
Wir regen an, die pädagogische Begleitung nicht auf Veranstaltungen in Seminarform zu be-
schränken, sondern auch Kurzpraktika in Deutschland in einem der ausländischen Einsatzstelle 
ähnlichen Projekt als Vorbereitungsmaßnahmen innerhalb der gesetzlich geplanten sechs Wochen 
gelten zu lassen. 
Dass die pädagogische Vorbereitung nach den bisherigen Plänen ausschließlich in Deutschland 
stattfinden darf (zumindest auf die sechs Wochen „anrechenbar“), ist absurd. Wir fordern die Mög-
lichkeit, die „anrechenbare“ pädagogische Begleitung auf das Ausland auszuweiten, da naturge-
mäß dort die internationalen Dienste geleistet werden. 
Um eine qualifizierte pädagogische Begleitung durch die Träger gewährleisten zu können, müssen 
diese entsprechende finanzielle Unterstützung aus öffentlichen Mitteln erhalten. 
 
Dauer  
Der aktuelle Entwurf sieht eine Begrenzung des Dienstes auf maximal 12 Monate innerhalb des 
gesetzlichen Rahmens vor. Dies widerspricht der Praxis vieler Entsendeorganisationen, die längere 
Dienste anbieten. Mit Rücksicht auf die Projektpartner im Ausland und auf die Freiwilligen, die 
einen längerfristigen Dienst planen, fordern wir eine Erhöhung der Maximaldauer auf 24 Monate. 
 
Kindergeld  
Der Anspruch der Eltern des Freiwilligen auf Kindergeld soll während des Dienstes bestehen blei-
ben. Damit können Kosten wie Anreise, Impfungen, Visa etc. gedeckt werden. 
 
Taschengeld 
Eine Erwerbsabsicht steht bei den Freiwilligendiensten nicht im Vordergrund. Dennoch sollte den 
Freiwilligen ein angemessenes Taschengeld zur Verfügung gestellt werden, dass den Lebenshal-
tungskosten des Gastlandes gerecht wird.  
 
Trägeranerkennung 
Die geplante Anerkennung der Träger auf Landesebene garantiert den Trägern ungeheuren Ver-
waltungsaufwand. Wir fordern eine Anerkennung auf Bundesebene oder alternativ die Anerken-
nung im Bundesland des Hauptsitzes des Trägers mit bundesweiter Gültigkeit. 
Um einen verantwortungsvoll durchgeführten Freiwilligendienst zu gewährleisten, befürworten 
wir strenge Kriterien bei der Anerkennung neuer Träger. Allerdings sollte dann die bisherige Pra-
xis, jedes einzelne Projekt anerkennen lassen zu müssen in lediglich eine Anzeigepflicht umge-
wandelt werden. 
Bei der Überführung der derzeitigen Träger für „Andere Dienste im Ausland“ nach § 14b Zivil-
dienstgesetz in FSJ-Träger müssen ausreichende Fristen gewährt werden. Von einer Verpflichtung 
zur Neuanerkennung sollten nur Träger ausgenommen werden, die nachweislich über ausreichend 
Erfahrung mit internationalen Freiwilligendiensten verfügen.  
Eine automatische Anerkennung der derzeitigen FSJ-Träger auch als Träger für die internationalen 
Dienste lehnen wir ab. Erfahrung mit nationalen Freiwilligendiensten und pure Größe allein quali-
fizieren noch nicht zur Durchführung von internationalen Diensten.



 235  
 

 Ausländische Freiwillige 
Wir möchten auf die zu erwartende Verschlechterung der Situation der ausländischen Freiwilligen 
aufmerksam machen. Die geplanten Änderungen erschweren die Ableistung eines Freiwilligen-
dienstes ausländischer Freiwilliger in Deutschland erheblich bzw. drohen, diese ganz unmöglich 
zu machen. Dies widerspricht dem von der Bundesregierung propagierten Gedanken der Völker-
verständigung. Wir sprechen uns gegen die geplante Abschottung Deutschlands gegenüber Frei-
willigen aus dem Ausland aus und fordern eine uneingeschränkte Öffnung des FSJ-Gesetzes auch 
für ausländische Freiwillige. 
 
BaföG-ähnliche Förderung  
Vor dem Hintergrund der stetig wachsenden Bedeutung der internationalen Freiwilligendienste als 
„Lerndienste“ mit Orientierungscharakter für die spätere Berufswahl der Freiwilligen regen wir 
eine Überprüfung an, die klären soll ob die Freiwilligen während ihres Einsatzes im Ausland be-
rechtigt werden können, eine BAföG-ähnliche Förderung zu beziehen.  
 
 
Neuregelung „Andere Dienste im Ausland“ 
 
Überführung in das FSJ-Gesetz 
Die Planung der Bundesregierung sieht vor, die „Anderen Dienste im Ausland“ nach § 14b Zivil-
dienstgesetz (Zivildienstersatz) in ihrer jetzigen Form abzuschaffen und statt dessen in das FSJ-
Gesetz zu überführen. Dieser Regelung stehen wir skeptisch gegenüber. Es ist zu befürchten, dass 
nun insbesondere kleine Träger den mit der FSJ-Anerkennung verbundenen Verwaltungsaufwand 
nicht leisten können und folglich diese Dienste nicht mehr anbieten können. Es soll nicht ver-
schwiegen werden, dass durch diese Regelung auch einige „schwarze Schafe“ unter den derzeiti-
gen14b-Trägern ihre Tätigkeit einstellen werden müssen, was durchaus im Sinne der Freiwilligen 
ist. Dennoch darf die Fortführung der Arbeit einer Vielzahl kleiner, innovativer, oft ehrenamtlich 
geführter Träger, nicht gefährdet werden. 
Altersgrenze 
Nach der bisherigen Planung soll die Altershöchstgrenze für die Ableistung des Auslandsersatz-
dienstes von 25 auf 22 Jahre herabgesetzt werden. Wir befürworten analog zum FSJ die dort gel-
tende Altersgrenze von 27 Jahren.  
Sozialversicherung, pädagogische Begleitung, Taschengeld 
Wir freuen uns, dass die geplante Neuregelung für die künftigen Auslandszivis, abgesehen von der 
Herabsetzung der Altersgrenze, wesentliche Verbesserungen mit sich bringt. Sozialversicherung, 
pädagogische Begleitung und ein Taschengeld sollen demnach aus öffentlichen Mitteln finanziert 
werden. Außerdem sollen die Eltern der Dienstleistenden Berechtigung auf Kindergeld erhalten. 
Schritte, die – auch im Vergleich mit den Rahmenbedingungen der Zivildienstleistenden in 
Deutschland – längst überfällig waren. Viele der weiter oben genannten Forderungen werden für 
den Auslandsersatzdienst nach dieser Planung also Realität. 
Kompatibilität mit den anderen Diensten 
Diese Bedingungen sollen nach den Planungen der Bundesregierung allerdings ausschließlich für 
diejenigen gelten, die mit diesem Dienst der Erfüllung ihrer Wehrpflicht nachkommen. Die damit 
verbundene massive Benachteiligung für weibliche Freiwillige ist nicht akzeptabel. 
Wir fordern einen internationalen Freiwilligendienst mit gleichen Standards für Frauen und Män-
ner, wobei sich der Standard an den geplanten Regelungen für die Ersatzdienstleistenden zu orien-
tieren hat. Es droht sonst eine Verminderung der Attraktivität des FSJ nicht nur für die weiblichen 
Freiwilligen; auch für die Träger lohnt es sich weniger, ihre Stellen an weibliche Bewerber zu ver-
geben. Konsequenz wäre der Vorzug männlicher Bewerber seitens der Trägerorganisationen aus 
rein finanziellen Motiven.  
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Wer jedoch, wie einige Träger, mit dem Vorwand der mangelnden Gleichberechtigung eine deutli-
che Verbesserung des künftigen Status der Auslandszivis zu verhindern sucht, weil er den durch 
die Änderungen zu erwartenden Verwaltungsaufwand scheut, handelt nicht im Sinne der Freiwilli-
gen. 
 
 
Schlussbemerkung  
 
Wer in Sonntagsreden soziales Engagement von Jugendlichen einfordert und auf die große Bedeu-
tung von interkultureller Erfahrung für eine Gesellschaft hinweist, der darf sich internationale 
Freiwilligendienste auch etwas kosten lassen. Schließlich verbinden internationale Freiwilligen-
dienste diese Aspekte auf vorbildliche Weise.  
Es bleibt zu hoffen, dass die Bundesregierung im „Internationalen Jahr der Freiwilligen“ die 
schlechte Situation der internationalen Freiwilligendienste nicht zementiert, sondern endlich die in 
der Koalitionsvereinbarung von 1998 angekündigte Verbesserung der rechtlichen Stellung dieser 
Dienste in die Tat umsetzt. 
 
 
 
Diese Stellungnahme wurde erarbeitet von Jörn Fischer (Vorsitzender Grenzenlos e.V.) sowie der 
AG Politische Arbeit des Vereins (Roland Freund, Oliver Gräf, Claudio Jax, Benjamin Rossbach).  
Sie wird unterstützt von weiteren Ehemaligeninitiativen: 
 
 
AG Freiwilligendienste innerhalb der Freunde der Erziehungskunst Rudolf Steiners e.V., 
Karlsruhe 
 
Ánimo e.V. i.G., Münster 
 
Ayuda e.V., Bergheim 
 
Ex-EVS-Association Deutschland, Dresden/Osnabrück 
 
Förderkreis Iwanuschka e.V., Witten 
 
Horizont e.V., Frankfurt/Oder 
 
Initiative Makeba e.V., Heidelberg 
 
Long-Term-Volunteer-Civil International AG des Service e.V., Berlin 
 
Mika e.V. i.G., Esslingen 
 
Pro-jekte e.V., Essen 
 
ZiviAusland.de, Karlsruhe 
 
 
 
Köln, 22. Juni 2001 



 237 

Position der Internationalen Jugendgemeinschaftsdienste e.V. 
zur Zukunft der Freiwilligendienste  

und zur Novellierung des FSJ/FÖJ-Gesetzes 
 
Die Internationalen Jugendgemeinschaftsdienste e.V. setzen sich für eine Ausweitung von Freiwil-
ligendiensten ein. Um eine Erweiterung sowohl quantitativ wie auch qualitativ zu realisieren 
schlagen wir die folgenden Rahmenbedingungen für Langzeitfreiwilligendienste vor: 
 
1. Die ijgd fordern ein Gesetz, das alle Tätigkeitsfelder (Umweltschutz, Kunst und Kultur, Aktivitäten mit 

Kindern, Jugendlichen oder älteren Menschen, Kulturerbe, Sport) umfaßt und nicht ein Nebeneinander 
verschiedener Gesetze.  
 

2. Alle Altersgruppen sollen einen Zugang zu Langzeitfreiwilligendiensten haben. Die Vollzeitschulpflicht 
muß vor Beginn des Freiwilligendienstes erfüllt sein. 
 

3. Langzeitfreiwilligendienste sollen in der Regel zwischen 6 und 18 Monaten dauern und an einem Stück 
geleistet werden. Als Ausnahme ist eine Teilzeitregelung (bis zu 24 Monaten) und eine Aufteilung des 
Freiwilligendienstes (Stückelung) möglich, wobei die Mindestzeit je Stück 6 Monate beträgt. 
 

4. Langzeitdienste für junge Freiwillige (bis 26 Jahre) sind Lerndienste. 25 Bildungstage (gemessen an 12 
Monaten Dienstzeit) sind verpflichtend. Für ältere Freiwillige gibt es einen Anspruch auf 25 Bildungsta-
ge, für die die Einsatzstelle auf Wunsch des Freiwilligen eine Freistellung erteilen muß. 
 

5. Von den 25 Bildungstagen werden 15 Tage vom Träger organisiert. Für die weiteren 10 Tage können 
die Freiwilligen selbst einen Anbieter wählen, welcher auch der Träger sein kann.  
 

6. Junge Männer können bei den IJGD an einem Freiwilligendienst teilnehmen. Sofern sie dies dazu nut-
zen, sich von der Pflicht zu Ableistung eines Zivildienstes befreien zu lassen, wird dies von den IJGD 
akzeptiert. 
Es steht im Widerspruch zum Gleichheitsgrundsatz des Grundgesetzes, wenn der Bund den Trägern für 
die Beteiligung von Männern nach § 14 b Zivildienstgesetz Kosten erstattet, ohne die bei den Trägern 
unter Vertrag stehenden Frauen in gleicher Weise zu bedenken. Dadurch werden Träger angereizt, be-
vorzugt anerkannte Kriegsdienstverweigerer unter Vertrag zu nehmen und Frauen zu vernachlässigen. 
 

7. Das Freiwilligengesetz muß einen Entsendeteil (Freiwillige aus Deutschland gehen ins Ausland) und 
einen Empfangsteil (Freiwillige aus dem Ausland kommen nach Deutschland) umfassen. Der pädagogi-
sche Standard orientiert sich am Europäischen Freiwilligendienst. 
 

8. Die Kosten der Sozialversicherung der Freiwilligen sollen von der öffentlichen Hand getragen werden. 
Als Alternative können sich die IJGD auch vorstellen, dass ein modifiziertes Konzept des Versiche-
rungsschutzes der Freiwilligen entwickelt wird. Dabei soll die Zeit des freiwilligen Dienstes als Anwart-
schaft in der Rentenversicherung berücksichtigt werden. Die Förderung der Bildungsarbeit soll nach den 
Standards FSJ/FÖJ erhalten bleiben. 
 

9. Im Freiwilligengesetz müssen Mindeststandards für die Leistungen an die Freiwilligen festgelegt wer-
den. Bei jungen Freiwilligen bis 26 Jahren ist das Taschengeld öffentlich zu finanzieren. 
 

10.Freiwilligendienste finden auch als Kurzzeit- und Mittelzeitdienste bis zu 6 Monaten Dauer statt, die 
von den gesetzlichen Regelungen des Freiwilligengesetzes ausgenommen sind. Dies soll in dem Freiwil-
ligengesetz konstatiert werden. 

 
Magdeburg, 26. Mai 2001 
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Erläuterungen 
 
Die Internationalen Jugendgemeinschaftsdienste begrüßen die Initiativen, die von verschiedenen 
Seiten aus Anlaß des Internationalen Jahres der Freiwilligen unternommen werden, um Freiwilli-
gendienste für mehr Menschen zugänglich zu machen. Als Verein mit einer über 50-jährigen Er-
fahrung mit internationalem freiwilligem Engagement junger Menschen möchten wir einen Bei-
trag dazu leisten, daß die Rahmenbedingungen für Langzeit-Freiwilligendienste Jugendlicher so 
gestaltet werden, daß sie für junge Menschen wie für die Einrichtungen, in denen die Dienste ge-
leistet werden, attraktiv sind. 
 
Wir beziehen uns dabei in erster Linie auf den angekündigten Entwurf der Bundesregierung zur 
Novellierung des FSJ/FÖJ-Gesetzes. Und nehmen auch Stellung zum Konzept Soziale Zeit, das 
der Paritätische Wohlfahrtsverband entwickelt hat. 
 
Wir begrüßen, daß in beiden Vorlagen das bewährte und aus vielerlei Gründen sinnvolle Dreieck 
zwischen freien Trägern -Einsatzstellen - und Freiwilligen beibehalten wird und nicht durch zum 
Beispiel ein Bundesamt für den Freiwilligendienst oder Landesagenturen oder ein reines Mento-
rensystem (Robert-Bosch-Stiftung) oder durch eine interne Betreuung ersetzt wird. 
 
 
1. Die ijgd fordern ein Gesetz, das alle Tätigkeitsfelder (Umweltschutz, Kunst und Kultur, 
Aktivitäten mit Kindern, Jugendlichen oder älteren Menschen, Kulturerbe, Sport) umfaßt 
und nicht ein Nebeneinander verschiedener Gesetze. 
 
Wir begrüßen die Ausweitung der Tätigkeitsfelder über das Soziale und Ökologische hinaus. Denn 
auch Kultur, Denkmalpflege, Gemeinwesenarbeit, Stadtteilarbeit und Sport trifft das Interesse von 
Jugendlichen einerseits und anderseits sind Freiwilligeneinsätze in diesen Feldern ebenfalls sinn-
voll. 
 
Geht man von dem gesellschaftspolitischen Ziel aus, Freiwilligendienste auszuweiten und für 
möglichst viele Menschen zugänglich zu machen, ist es sinnvoll, ein Regelwerk für alle Freiwilli-
gendienste zu schaffen, das durch klare Bedingungen Transparenz schafft. Eine Beschränkung des 
Gesetzes auf FSJ und FÖJ halten wir deshalb nicht für sinnvoll. Einzubeziehen wäre auch der Eu-
ropäische Freiwilligendienst und darüber hinaus Inlandsdienste in den oben genannten Tätigkeits-
feldern. 
 
Bei einer von uns begrüßten Zusammenfassung in einem Gesetz sollen die vorhandene öffentli-
chen Finanzierungen, wie sie jetzt in den unterschiedlichen Diensten gegeben sind, mindestens 
erhalten bleiben. 
 
 
2. Alle Altersgruppen sollen einen Zugang zu Langzeitfreiwilligendiensten haben. Die Voll-
zeitschulpflicht muß vor Beginn des Freiwilligendienstes erfüllt sein. 
 
Vollzeit-Freiwilligendienste sollten für alle Altersgruppen zugänglich sein. Von daher begrüßen 
wir die Initiative des Paritätischen Gesamtverbandes, mit der Sozialen Zeit einen Freiwilligen-
dienst auch für Menschen nach der Jugendphase anzubieten.  
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3. Langzeitfreiwilligendienste sollen in der Regel zwischen 6 und 18 Monaten dauern und an 
einem Stück geleistet werden. Als Ausnahme ist eine Teilzeitregelung (bis zu 24 Monaten) 
und eine Aufteilung des Freiwilligendienstes (Stückelung) möglich, wobei die Mindestzeit je 
Stück 6 Monate beträgt. 
 
Es soll bei der bisherigen Mindestdauer von 6 Monaten bleiben. Eine Höchstdauer von 18 Mona-
ten soll nicht überschritten werden. Als Ausnahmen sind Teilzeitregelungen und Stückelungen 
über einen Zeitraum bis zu 24 Monaten denkbar. 
 
Insoweit decken sich unsere Vorstellungen mit dem Konzept der Sozialen Zeit. Allerdings sollte 
der Dienst „in einem Stück“ von mindestens 6 Monaten geleistet werden. Denn bei einer kürzeren 
Stückelung wäre die Bildung von Lerngruppen nicht möglich, und diese sollten unverzichtbarer 
Bestandteil von Freiwilligendiensten sein. 
 
 
4. Langzeitdienste für junge Freiwillige (bis 26 Jahre) sind Lerndienste. 25 Bildungstage 
(gemessen an 12 Monaten Dienstzeit) sind verpflichtend.  
Für ältere Freiwillige gibt es einen Anspruch auf 25 Bildungstage, für die die Einsatzstelle 
auf Wunsch des Freiwilligen eine Freistellung erteilen muß. 
 
Freiwilligendienste unterscheiden sich von Praktika dadurch, daß mit ihnen ein expliziter Bil-
dungsanspruch verbunden ist. Die Freiwilligen lernen durch praktisches Tun und durch die Refle-
xion dessen. Die Reflexion dient dem Einbauen des Erfahrenen in das eigene Leben. Das gleiche 
wird in der neueren Diskussion über das Ehrenamt als Eigennutz von freiwilligem Engagement 
beschrieben. Der Freiraum für diesen Eigennutz muß institutionalisiert werden und kann nicht dem 
Gutdünken der Einsatzstelle überlassen werden. Das gilt nicht nur für Jugendliche sondern in glei-
chem Maß auch für ältere Freiwillige. 
 
Freiwilligendienste Jugendlicher und junger Erwachsener sind Lerndienste. Der Bildungsanspruch 
sollte gesetzlich festgeschrieben werden für alle Freiwilligendienste, die junge Menschen im Alter 
von 16 bis 26 Jahren betreffen. Damit positionieren sich Freiwilligendienste als Angebot der au-
ßerschulischen Jugendbildung. Sie verbinden freiwilliges gesellschaftliches Engagement mit Maß-
nahmen des sozialen Lernens und der Persönlichkeitsbildung und mit Möglichkeiten der berufli-
chen Orientierung.  
 
Für ältere Freiwillige schlagen wir vor, dass sie Bildungsangebote wahrnehmen können aber nicht 
müssen. Wenn Freiwillige einen Wunsch nach Bildungsangeboten äußern, ist die Einsatzstelle 
allerdings verpflichtet, dafür eine Freistellung zu erteilen. 
 
Wir halten es nicht für hilfreich, daß es im Bereich des KJHG zwei unterschiedliche Freiwilligen-
dienstarten gibt, einen mit Bildungscharakter und einen ohne. Deshalb empfehlen wir, das Konzept 
Soziale Zeit aus dem Geltungsbereich des KJHG herauszunehmen und es ausschließlich für Men-
schen ab dem 27. Lebensjahr anzubieten. 
 
 
5. Von den 25 Bildungstagen werden 15 Tage vom Träger organisiert. Für die weiteren 10 
Tage können die Freiwilligen selbst einen Anbieter wählen, welcher auch der Träger sein 
kann.  
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Unserer Meinung nach soll der Bildungsanteil weiterhin 25 Seminartage bei einjährigen Diensten 
umfassen. Dabei organisiert der Träger 15 Tage (als Einführungs- Zwischen-, und Auswertungs-
seminare).  
Die zehn weiteren Tage können für andere Angebote des Trägers oder anderer Träger genutzt 
werden, aber auch weiter in festen Gruppen verbracht werden. 
 
 
6. Junge Männer können bei den IJGD an einem Freiwilligendienst teilnehmen. Sofern sie 
dies dazu nutzen, sich von der Pflicht zu Ableistung eines Zivildienstes befreien zu lassen, 
wird dies von den IJGD akzeptiert. 
Es steht im Widerspruch zum Gleichheitsgrundsatz des Grundgesetzes, wenn der Bund den 
Trägern für die Beteiligung von Männern nach § 14 b Zivildienstgesetz Kosten erstattet, oh-
ne die bei den Trägern unter Vertrag stehenden Frauen in gleicher Weise zu bedenken. Da-
durch werden Träger angereizt, bevorzugt anerkannte Kriegsdienstverweigerer unter Ver-
trag zu nehmen und Frauen zu vernachlässigen. 
 
Die aktuelle politische Diskussion um Wehrpflicht/Zivildienst läuft derzeit darauf hinaus, daß an-
erkannte Kriegsdienstverweigerer statt eines Zivildienstes an einem FSJ teilnehmen können. Dies 
bietet einerseits die große Chance mehr junge Männer in das FSJ aufnehmen zu können , anderer-
seits wird dadurch ein Freiwilligendienst enger mit einem Pflichtdienst verbunden. Für uns als 
Träger ist bei dieser Entwicklung von Bedeutung, daß das FSJ als jugendpolitische Maßnahme, als 
Bildungsjahr in seiner Eigenständigkeit inklusive einer eigenen gesetzlichen Grundlage erhalten 
bleibt. 
 
Falls die Entwicklung ihren Abschluß im Wegfall  der Wehrpflicht und damit auch des Zivildiens-
tes finden sollte, muß schon jetzt deutlich gemacht werden, dass nicht alle Zivildienstplätze durch 
FSJ-TeilnehmerInnen ersetzt werden können. Hier müßten die Bundesregierung und die Wohl-
fahrtsverbände neue und andere Wege beschreiten. 
 
In Folge der Eröffnung der Option auf einen Ersatz-Ersatz-Dienst können sich für Träger und 
Einsatzstellen Probleme ergeben: Die Sozialversicherungsbeiträge wären in diesem Falle durch 
den Staat zu finanzieren, damit die gesetzlich eröffnete Entscheidungsoption dem „Ersatz-
Freiwilligen“ keine sozialversicherungsrechtlichen Nachteile beschert. Damit können sich für Trä-
ger und Einsatzstellen „teure“ (ohne Finanzierung der Sozialversicherung) und „billige“ (mit staat-
lichem Sozialversicherungs-Zuschuß, da Ersatz für Zivildienst) Freiwilligendienste ergeben. 
Die Eröffnung dieser Option wird zu einem steigenden Anteil junger Männer in FSJ und FÖJ füh-
ren. Bildungs- und sozialpolitisch (Unterrepräsentanz von Männern in Sozialberufen) sowie hin-
sichtlich der „Emanzipation der Geschlechter“ (Männer entwickeln helfende, pflegende und näh-
rende Kompetenzen) wäre dies eine wünschenswerte Entwicklung. 
Allerdings ist zu befürchten, dass es nicht zu einer Ausweitung von Freiwilligenplätzen kommt, 
sondern vielmehr die vorhandenen Plätze stärker von jungen Männern besetzt werden und demzu-
folge für die jungen Frauen weniger Plätze zur Verfügung stehen. Darin sehen wir eine Benachtei-
ligung von jungen Frauen, gegen die wir uns aufs schärfste wenden. 
 
 
7. Das Freiwilligengesetz muß einen Entsendeteil (Freiwillige aus Deutschland gehen ins Aus-
land) und einen Empfangsteil (Freiwillige aus dem Ausland kommen nach Deutschland) um-
fassen. Der pädagogische Standard orientiert sich am Europäischen Freiwilligendienst. 
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Die internationale Dimension von Freiwilligendiensten ist in den letzten Jahren stärker in das Be-
wußtsein der Bevölkerung gerückt. Durch den grenzüberschreitenden Freiwilligendienst werden 
Lernprozesse initiiert, die sowohl individuell als auch gesellschaftlich notwendig sind, um im Pro-
zeß der Globalisierung Schritt halten zu können, die Öffnung der deutschen Gesellschaft für ande-
re Kulturen voranzutreiben und so auch dem zunehmenden Rassismus in Deutschland Einhalt zu 
bieten. 
 
Die Freiwilligendienste ermöglichen exemplarisch das Vorleben einer zivilen, internationalen 
Bürgergesellschaft, welches zur Realisierung allerdings rechtlicher und finanzieller Rahmenbedin-
gungen bedarf. 
 
Die Sozialversicherungspflicht ist bei einem grenzüberschreitenden Freiwilligendienst nicht nütz-
lich, da zumeist die erworbenen Ansprüche im Heimatland nicht geltend zu machen sind. Einen 
Freiwilligendienst im außereuropäischen Ausland macht eine Sozialversicherungspflicht aufgrund 
der wirtschaftlichen Situation im Zielland in den meisten Fällen unmöglich. 
 
Die Durchführung von internationalen Diensten bedeutet nicht nur die Vermittlung von deutschen 
Jugendlichen ins Ausland, sondern ebenso die Aufnahme von ausländischen Freiwilligen in 
Deutschland. Um es ihnen zu erleichtern einen Dienst in Deutschland zu leisten, müssen aufent-
halts- und arbeitsrechtliche Hürden fallen.  
 
Gesetzlichen Bestimmungen müssen insbesondere entwickelt werden zu folgenden Punkten: 
• arbeitsrechtliche und versicherungsrechtliche Absicherung: das Beschäftigungsverhältnis wird 

definiert als ein Sonderstatus „Freiwillige“ bzw. „Freiwilliger“ (Abgrenzung zu tariflich gere-
gelten und bezahlten Arbeitsverhältnissen) 

• aufenthaltsrechtliche Absicherung: Es muss geregelt werden, dass Freiwillige aus dem Ausland 
ein Visum für die Einreise nach Deutschland erhalten 

• die inhaltliche Ausgestaltung muß den Charakter der „produktiven Bildungmaßnahme“ deutlich 
machen und Verwechslungsgefahr mit ungelernten Billigjobs ausschließen. 

 
Das Ziel des gleichgewichtigen Austausches (Entsendung von Freiwilligen und Aufnahme von 
Freiwilligen) sollte verfolgt werden, um so über die internationale Vernetzung von Organisationen 
auch einen Beitrag zur „europäischen Zivilgesellschaft“ zu leisten. Die Konzentration auf die Ent-
sendung von Freiwilligen ins Ausland könnte den Verdacht nähren, daß es - durchaus einer großen 
Nachfrage folgend - vorrangig um „Erlebnis und Abenteuer für Deutsche in der Fremde“ geht. 
 
 
8. Die Kosten der Sozialversicherung der Freiwilligen sollen von der öffentlichen Hand ge-
tragen werden. Als Alternative können sich die IJGD auch vorstellen, dass ein modifiziertes 
Konzept des Versicherungsschutzes der Freiwilligen entwickelt wird. Dabei soll die Zeit des 
freiwilligen Dienstes als Anwartschaft in der Rentenversicherung berücksichtigt werden. Die 
Förderung der Bildungsarbeit soll nach den Standards FSJ/FÖJ erhalten bleiben. 
 
Wenn es darum geht, Freiwilligendienste auszuweiten, dann sollte das in quantitativer und qualita-
tiver Richtung geschehen. Dabei müssen neue Einsatzfelder erschlossen und Einsatzmöglichkeiten 
auch bei kleineren Trägern entwickelt werden.  
 
Das geht nur wenn der Freiwilligendienst kostengünstiger als das jetzige FSJ gestaltet wird. Denn 
wenn eine Einsatzstelle alle Kosten zu tragen hat, die das FSJ-Gesetz zuläßt, dann ist das FSJ - vor 
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allem durch die Sozialversicherungspflicht - eine teure Angelegenheit. Zur Zeit bieten unserer Er-
fahrung nach viele geeignete Einrichtungen aus Kostengründen keine Plätze für Freiwillige an. 
 
Die Finanzierung des FÖJ ist zur Zeit besser als die des FSJ. Die Kosten, die von der öffentlichen 
Hand für das FÖJ übernommen werden, sollen nicht gekürzt werden. 
 
Wir schlagen vor, daß die Bundesregierung ihre wortreiche Unterstützung für freiwilliges Enga-
gement finanzpolitisch umsetzt und die Einsatzstellen und Träger finanziell stärker entlastet, und 
zwar an zwei Punkten: bei der Versicherung und beim Taschengeld. 
 
Bezüglich der Versicherung können wir uns zwei Alternativen vorstellen. Entweder der Staat ü-
bernimmt die vollen Sozialversicherungskosten, das sind zur Zeit zwischen 200 und 440 DM pro 
Freiwilligem pro Monat. Die Alternative dazu ist, auf die Sozialversicherungspflicht zu verzichten. 
Damit wäre den Trägern freigestellt, die Freiwilligen privat zu versichern. Zu vereinbaren wären 
hier Mindeststandards wie sie zum Beispiel im Europäischen Freiwilligendienst vorgegeben sind. 
Danach sind mindestens Risiken wie Krankheit, Haftpflicht, Unfall ausreichend abzusichern. 
 
Um sicherzustellen, daß Freiwilligendienste aus unterschiedlichen Finanzquellen bezahlt werden 
können, sollte der Staat den Einsatzstellen nicht verbieten, Umlagen an die Träger zu zahlen. 
 
 
9. Im Freiwilligengesetz müssen Mindeststandards für die Leistungen an die Freiwilligen 
festgelegt werden. Bei jungen Freiwilligen bis 26 Jahren ist das Taschengeld öffentlich zu 
finanzieren. 
 
Um eine Ausbeutung von Freiwilligen durch die Einsatzstellen/Träger zu verhindern, müssen 
Mindesthöhen in bezug auf Taschengeld, Unterkunft (bzw. Zuschuß zur Unterkunft) und Verpfle-
gung festgelegt werden. Das FSJ-Gesetz sieht hier zur Zeit nur Maximalhöhen vor. 
 
Der Staat sollte die vollen Kosten für das Taschengeld der Freiwilligen übernehmen, das sind 
320/345 DM pro Freiwilligem pro Monat. Damit wird unmittelbar die Einsatzstelle und mittelbar 
auch der Träger entlastet. 
 
 
10. Freiwilligendienste finden auch als Kurzzeit- und Mittelzeitdienste bis zu 6 Monaten 
Dauer statt, die von den gesetzlichen Regelungen des Freiwilligengesetzes ausgenommen 
sind. Dies soll in dem Freiwilligengesetz konstatiert werden. 
 
Auch wenn das Freiwilligengesetz und die Diskussion bislang nur die Dienste ab 6 Monaten Dauer 
umfassen, finden daneben eine große Zahl kurz- und mittelfristige Freiwilligendienste statt.  
Aufgrund ihrer langen Tradition und Geschichte, ihrer unterschiedlichen Ausprägungen und ihrer 
in der Regel auf zwei bis vier Wochen begrenzten Zeit halten wir es zur Zeit nicht für notwendig, 
sie in das Freiwilligengesetz mit ein zu beziehen. Wir wünschen uns aber eine deutliche Nennung 
dieser Dienste in dem Gesetz, um sie der öffentlichen Wahrnehmung nicht gänzlich zu entziehen.  



 243 

Positionen zum FÖJ         Jugendwerk Aufbau Ost e.V. / Zeidler 
März 2001 

 
Im internationalen Jahr des Ehrenamtes und in einer Zeit des Dialogs um die Zukunft der Freiwil-
ligendienste und des bürgerschaftlichen Engagements in Deutschland und Europa vertritt das 
FÖJ-Projekt von JAO e.V. folgende Positionen: 
 
I. Im internationalen Jahr des Ehrenamtes kann die Bundesrepublik Deutschland darauf ver-

weisen, dass ehrenamtliches Engagement junger Menschen bereits seit den sechziger Jah-
ren mit dem FSJ befördert wird und Anfang der 90er Jahre jugendliche Freiwillige im nach-
haltigen Bereich des Umwelt- und Naturschutzes durch ein eigenständiges Bundesgesetz 
zum Freiwilligen ökologischen Jahr und spezifische Förderung durch Bund und Länder be-
sondere Möglichkeiten erfahren. 

 Die in Deutschland staatlich geförderten Freiwilligendienste sind konsequent als Bildungs-
jahr ausgelegt. Sie geben jungen Menschen neben einem auch sozial gesicherten Rahmen 
für bürgerschaftliches Engagement vor allem die gestaltete Chance für Persönlichkeitsent-
wicklung, soziale und Umweltbildung, berufliche und Lebensorientierung. 

 Der Träger des FÖJ sieht seine Aufgabe in diesem Kontext zuvorderst darin, die spezifi-
schen Potenzen des Freiwilligen ökologischen Jahres in die Zukunft der Freiwilligendienste 
einzubringen, das Engagement junger Bürger für und in der Gesellschaft im global wie regi-
onal sensiblen Bereich des Umwelt- und Naturschutzes zu ermöglichen, der für die Jugend-
lichen wie für die Gesellschaft nachhaltig zukunftsorientiert ist. 

 
II. Das Freiwillige ökologische Jahr bringt in die Freiwilligendienste eigenständige Komponen-

ten ein: 
 

- FÖJ ist ein Jugendbildungsjahr mit spezifischen, qualitativ hoch anspruchsvollem Kon-
zept (Pädagogische Rahmenkonzeption) für die Verbindung von Umweltbildung, 
Persönlichkeitsentwicklung, gesellschaftlichem und Umweltengagement. 

- FÖJ wird als ein gesellschaftliches und Lebensorientierungsjahr mit besonderer Orien-
tierungsfreiheit und -breite für alle Gruppen von Jugendlichen in der Mannigfaltigkeit der 
Einsatzbereiche und der landesweiten Einsatzorte angeboten. Bei der  Erweiterung der 
Einsatzfelder entsprechend der Bedürfnislage der Jugendlichen geht das FÖJ schon seit 
Jahren (motiviert auch durch DBU) konstruktive Wege und die Vielfalt der Einsatzstellen 
ermöglicht schon heute, einer Vielfalt an jugendlichen Interessen zu entsprechen. 

- FÖJ erweist sich in der Vielfalt der Einsatzfelder und Einsatzstellen als ein besonders 
vielschichtiges inhaltliches Angebot für berufliche Orientierung und Erprobung, für das 
Erlangen von Schlüsselqualifikationen und den Abbau sozialer Benachteiligung. 

- FÖJ ist ein Chancenjahr für die Selbstfindung junger Menschen in der individuellen Situ-
ation und in der Gesellschaft unter durchgängiger ganzjähriger pädagogischer Beglei-
tung. 

- FÖJ vermag, ganz in den Intentionen inhaltsübergreifender Jugendarbeit ent-sprechend, 
ein Jahr des Engagements und der Jugendbildung für nachhaltige Entwicklung zu reali-
sieren. 

 
 Das Freiwillige ökologische Jahr bietet unter den Freiwilligendiensten und anderen Formen 

freiwilligen Engagements die einzigartige Chance für junge Menschen, sich in der Einheit 
von Ökonomie, Ökologie und Sozialem für eine nachhaltige, zukunftsfähige Entwicklung zu 
sensibilisieren und sich zu befähigen, Subjekt und Multiplikator dieser zu werden. 

 Erwachsend aus dem Charakter der Einsatzfelder und Einsatzstellen leben und wirken jun-
ge Menschen im FÖJ im Zusammenspiel ökologischer, sozialer und ökonomischer Prozes-
se und lernen, sie mitzugestalten. 
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III. Der FÖJ-Träger sieht sich in der Lage und in der Praxis bestätigt, den neuen Richtlinien 
zum Kinder- und Jugendplan des Bundes, den FÖJ-Erwartungen der Länder und vielen Er-
wägungen der Enquetkommission „Zukunft des bürgerschaftlichen Engagements“ zu ent-
sprechen. 
Das FÖJ kann wirksam dazu beitragen 
- dass junge Menschen ihre Persönlichkeit frei entfalten, ihre Rechte wahrnehmen und ih-

rer Verantwortung in Gesellschaft und Staat gerecht werden können; 
- dass die Gleichstellung von Mädchen und Jungen gefördert, die geschlechterspe-

zifische Benachteiligung abgebaut und die spezifischen Belange von Mädchen und 
Jungen berücksichtigt werden; 

- dass die junge Generation in Deutschland und Europa zusammenwächst, Verständi-
gung und Toleranz über Grenzen hinweg wachsen, der Dialog zwischen den Generatio-
nen verstärkt und ausländische Mitbürger integriert werden; 

- dass die Chancen junger Menschen insbesondere mit besonderen sozialen, persönli-
chen und beruflichen Schwierigkeiten oder Behinderung verbessert werden; 

- dass die Partizipation von Jugendlichen und die angemessene Berücksichtigung von 
Jugendlichen aus den unterschiedlichen Bildungswegen gefördert werden. 

 
Das FÖJ realisiert in seinen Möglichkeiten diese Belange: 
- Das FÖJ arbeitet mit Jugendlichen aus unterschiedlichen Bildungswegen, mit unter-

schiedlichen Bildungsabschlüssen, qualifiziert dem inhomogenen Klientel entsprechend 
die pädagogische Begleitung, die Seminararbeit und das Einsatzstellenangebot. 

- Das FÖJ zielt auf soziale und berufliche Integration als wichtige Voraussetzung für eine 
selbstbestimmte Lebensführung und Persönlichkeitsentwicklung junger Menschen durch 
Erlangen von Schlüsselqualifikationen im FÖJ und Förderung des Engagements für ge-
sellschaftliche Belange. 

- Das FÖJ fördert bei den Jugendlichen ein demokratisches Wertebewusstsein und Ver-
halten, trägt bei zur Befähigung für die Gestaltung des sozialen Zusammenlebens und 
der gesellschaftlichen Partizipation, trägt bei zur politischen und kulturellen Bildung. 

- Die Seminare und die Tätigkeit in den Einsatzstellen stehen im Zeichen der Verbindung 
von Lernen und Handeln, der Befähigung der Jugendlichen zum Gestalten ihrer und der 
gesellschaftlichen Zukunft. 

- Das FÖJ berücksichtigt, dass in der heutigen Medien- und Wissenschaftsgesellschaft 
Kompetenz zur Erschließung und Bewertung von Informationen, zur Nutzung der 
medialen Ressourcen sowie der kompetente Umgang damit erlangt werden müssen. 

- Das FÖJ stellt sich der Aufgabe, Defizite abzubauen, die die Integration in die deutsche 
Berufs- und Lebenswelt behindern. Es unterstützt interkulturelle Angebote. 

- Das FÖJ ermöglicht gerade durch seine Strukturen einen klaren Anteil an den vom Kin-
der- und Jugendplan gewollten Querschnittsaufgaben. 

- Die Vielfalt der Einsatzstellen in der Weiterentwicklung ihrer Inhalte und der durch die 
pädagogische Begleitung geförderte Austausch darüber befördern die Weiterentwick-
lung der Erfahrungs- und Lernwelt der teilnehmenden Jugendlichen und damit sowie in 
Verbindung Evaluation und Qualitätsmanagement durch den Träger die Weiterentwick-
lung des FÖJ als soziale Bildung im Rahmen der Kinder- und Jugendhilfe. 

- Evaluation und Selbstevaluation sind zwingender Alltag für den FÖJ-Träger, sich be-
ständig ergebend aus den immer wieder „neuen“ Jugendlichen, aus den individuellen 
Erwartungen und Entwicklungen sowie den Entwicklungen der Einsatzstellen und Tätig-
keitsprofile, aus der Beteiligung der Jugendlichen selbst an Seminargestaltung und Ges-
taltung des FÖJ-Verlaufs im Gesamten. 
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IV. Im achten Jahr des FÖJ-Förderungsgesetzes, im Dialog um die Entwicklung der Freiwilli-
gendienste, geht es um den Anspruch auf neue Qualitäten bei Wahrung des Erreichten. 

 
Die Zukunft der Freiwilligendienste darf sich nicht aus Sachzwängen wie der Perso-
naldecke im sozialen oder Umweltbereich oder neuen Zivildienststrukturen ableiten. 
 
Das Freiwillige ökologische Jahr ist in der Lage, bisherige Zivildienstplätze im Bereich des 
Umwelt- und Naturschutzes in den Interessenlagen der jungen Menschen mittels der beste-
henden Trägerstruktur zu übernehmen, falls Notwendigkeiten und Bedürfnisse aus den 
Veränderungen im Zivildienst erwachsen, die finanziellen Mittel übertragen, der Einsatzort, 
die Einsatzstelle vom Engagement-Interesse des einzelnen Jugendlichen bestimmt wird. 
Die Auswahl bzw. Vermittlung der Einsatzstelle muss dem individuell, freiwillig gewählten 
Ziel bürgerschaftlichen Engagements und dem Bildungsziel des FÖJ vorbehalten bleiben. 
 
Bereits jetzt ist im FÖJ das von Herrn Staatssekretär Haupt vor der Enquetkommission an-
gemahnte Prinzip gewährleistet, dass die Jugendlichen und nicht die Einsatzstellenbedürf-
nisse Vorrang haben. 
 
 

 Beförderung bürgerschaftlichen Engagements darf sich nicht in Überlegungen für 
„nun ganz andere“ Freiwilligendienste erschöpfen. 
 
Gesellschaftliche Integration junger Menschen, Entwicklungsmöglichkeiten und Felder täti-
gen Engagements bedürfen strukturierter Freiwilligendienste. 
Anknüpfen an Interessenlagen und Sozialräume Jugendlicher, um sie zu erreichen, darf 
nicht zu Beliebigkeit im inhaltlichen Profil freiwilliger Dienste führen. 
 
Eine Vielfalt an zeitdauerflexiblen, örtlichen, am individuellen Bezug einzelner Jugendlicher 
orientierte Jugendhilfemaßnahmen einerseits und strukturierte, längerfristig kontinuierliche, 
persönlichkeitsbildende Freiwilligendienste andererseits sind keine sich ausschließenden 
Alternativen. 
Jugendhilfestrukturen und Freiwilligendienste sind in ihren unterschiedlichen Ansätzen und 
Potenzen parallel nötig und müssen sich wechselseitig ergänzen. 
 
Strukturierter Freiwilligendienst schließt ein, die ihm immanente pädagogische Begleitung 
und soziale Absicherung (Taschengeld, SV) zu bewahren. Nur so lässt sich dem Anliegen 
entsprechen, das FÖJ noch mehr den sozial Schwächeren, den gesellschaftlich wie beruf-
lich Gehinderten, den Jugendlichen in sozialen Brennpunkten zu öffnen. 
Schon jetzt bewerben sich vielfach (auch unter den Abiturienten) die mit schwachen schuli-
schen Leistungen, oft resultierend aus sozial „schwachen“ Familien. Erhalten diese keine 
Hilfen für den Lebensunterhalt während eines FÖJ, können sie sich kein FÖJ leisten, kann 
damit das FÖJ nichts für dieses Klientel leisten. 
Gleichzeitig darf eine Überbetonung des Hauptschüleranteils nicht das dem FÖJ immanente 
Ziel vernachlässigen, ökologisch hoch motivierten jungen Leuten ein Jahr des freiwilligen 
Engagements zu ermöglichen. 
 
Gerade strukturierte Freiwilligendienste können Jugendlichen noch mehr an die Gesell-
schaft und an Engagement heranführen, Regionalbezug und Stadtteilarbeit befördern. 
Durch und mit der konkreten Einsatzstelle werden im FÖJ vielfach regionale Bezüge gelebt. 
Eine Erweiterung des Einsatzstellenpools kann diese Effekte verstärken. 
Zum anderen ist der Rahmen des FÖJ - die feste (helfende) Einbindung in eine Team an 
der Einsatzstelle, dauerhafte Bezugspersonen über ein Jahr, pädagogische Begleitung, 
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FÖJ-Dauer selbst - aus pädagogischer und sozialpädagogisch-psycho-logischer Sicht oft 
besser geeignet, Jugendliche in die Gesellschaft zu integrieren, als völlig lose Strukturen. 
 

 
V. Es ist ggf. zu akzeptieren, dass die Bundesmittel angesichts der Haushaltlage zeitweilig 

eingefroren werden. Erwartet wird allerdings ein Moratorium der Höhe der Zuwendungen für 
die pädagogische Begleitung aus dem KJP. 
 
Es ist angesichts der dargestellten Potenzen und Erfordernisse kontraproduktiv, ausgerech-
net im internationalen Jahr der Freiwilligen die Bundesförderung des FÖJ zurück zu fahren.  
 
Der besondere Bedarf an pädagogischer Begleitung im FÖJ ergibt sich aus den benannten 
spezifischen Potenzen dieses Dienstes und Bildungsjahres im Umweltbereich. 
Hinzu kommt: 

- Betreuung im FÖJ braucht Zeit und Raum für Einzelbetreuung vor allem in Flä-
chenländern. Teilnehmende sind im FÖJ in der Regel nicht an wenigen Einsatz-
stellen konzentriert, weshalb FÖJ-Betreuung vieler, über das Land reichende 
Einsatzstellenkontakte bedarf. 

- Betreuung im FÖJ verlangt aufgrund der Vielfalt der Einsatzgebiete und Motivatio-
nen der Jugendlichen einen hohen Umfang an individueller Begleitung. 

- Betreuung im FÖJ mit sich veränderndem Klientel (längst bewegt sich die Zahl der 
Abiturienten auf 50% zu) erfordert in der Seminararbeit und individuellen Beglei-
tung sehr differenzierte pädagogische Arbeit mit zunehmend sozialhelferischem 
Anteil. 
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Positionen des Nds. Landesamtes für Ökologie als Träger des FÖJ in  
Niedersachsen zur Novellierung der FSJ/FÖJ-Gesetzgebung 
 
Die Zukunft der Freiwilligendienste in den Mittelpunkt einer öffentlichen Diskussion 
zu stellen, halten wir als Träger des Freiwilligen Ökologischen Jahres in Niedersach-
sen für sinnvoll. Eine damit verbundene Novellierung des FÖJ sollte allerdings be-
währte Gesetzesteile beibehalten oder sogar ergänzen. 
Für ein erfolgreiches FÖJ-Jahr halten wir daher folgende Rahmenbedingungen für 
unverzichtbar: 
1.  Art und Höhe der bestehenden Bildungsarbeit (siehe §1 des FÖJ-Gesetz v. 

17.12.93 und ABC-Wegweiser) 
2.  Betreuung- und Konfliktmanagement des Trägers (siehe FÖJ-Gesetz v. 17.12.93) 
3.  Beibehaltung des persönlichkeitsentwickelnden Charakters der Freiwilligenarbeit 

im Gesetz 
Neben den Ausführungen zum persönlichkeitsentwickelnden Charakter eines FÖJ ist 
im neuen Gesetz (bzw. in den Gesetzeserläuterungen) ausdrücklich die jugendge-
rechte und partizipative Ausrichtung der Freiwilligenpraxis zu benennen. 
Daher schlagen wir Folgendes vor: 
4.  Der Paragraph 1 des FÖJ-Förderungsgesetzes ist durch einen Abschnitt zu ergäeinen Abschnitt zu ergäeinen Abschnitt zu ergäeinen Abschnitt zu ergän-n-n-n-

zenzenzenzen, der den Rahmen für einen jugendgerechten und partizipativenjugendgerechten und partizipativenjugendgerechten und partizipativenjugendgerechten und partizipativen    EinsatzEinsatzEinsatzEinsatz    in 
den Einsatzstellen beschreibt (siehe Standortbestimmung des Werkstattge-
sprächs zur Zukunft der Freiwilligendienste). Dazu gehört sowohl ein projektori-
entierter Einsatz, ein selbstbestimmtes Mitwirken der Jugendlichen im Sinne der 
Einübung von Verantwortung als auch ein „sichtbares“ Arbeiten mit der Au-
ßenwirkung, andere Jugendliche zum „Mitmachen“ im Umwelt- und Natur-
schutz anzustiften. 

Um dem Anspruch der Wahrung der Arbeitsplatzneutralität stärker Rechnung zu 
tragen, ist es sinnvoll, dass im neuen Gesetz und / oder in den Gesetzeserläuterun-
gen (ABC-Wegweiser) folgende Qualitätsstandards der Freiwilligenarbeit benannt 
werden: 
5.  Um die Forderung nach einem selbstbestimmten Arbeiten in die Praxis umsetzen 

zu können, müssen auch „Gestaltungs“Gestaltungs“Gestaltungs“Gestaltungs“----FreiräumeFreiräumeFreiräumeFreiräume reserviert bzw. festgelegt 
werden. Mit einem Mindestzeitraum von durchschnittlich einem Tag pro Woche 
(also mind. 20% der Arbeitszeit)mind. 20% der Arbeitszeit)mind. 20% der Arbeitszeit)mind. 20% der Arbeitszeit) zur selbständigen Verfügung für eigene Projek-
te, aber mit Anspruch auf fachliche Unterstützung, kann auch der Aspekt der 
Arbeitsplatzneutralität mit Leben gefüllt werden. 

 
 



 248 

6. Des Weiteren ist es unter dem Grundsatz der Arbeitsplatzneutralität unumgäng-
lich, dass die „Pflichtaufgaben“ einer EinsatzstellePflichtaufgaben“ einer EinsatzstellePflichtaufgaben“ einer EinsatzstellePflichtaufgaben“ einer Einsatzstelle im Arbeitsprogramm der Ju-
gendlichen nicht überwiegennicht überwiegennicht überwiegennicht überwiegen. Wir schlagen daher eine 50 %50 %50 %50 %----RegelungRegelungRegelungRegelung vor. Die 
übrige Zeit des Einsatzes Jugendlicher ist gemäß den Zielen des FÖJ so zu gestal-
ten, dass zusätzliche Arbeiten vorzugsweise mit Außenwirkung, die durch 
Hauptamtliche nicht geleistet werden können, angeboten werden. Dazu gehört 
auch der oben beschriebene Gestaltungs-Freiraum (20%-Regelung). Diese pro-
zentualen Richtzeiten sind als Angebot an die Jugendlichen zu verstehen und 
über einen längeren Zeitraum vorzuplanen. Dabei ist auch der Jahresablauf mit 
dem wachsenden Bedürfnis der Jugendlichen, aktiver in ihrer öffentlichen Wir-
kung zu werden, zu berücksichtigen. Wir hier in Niedersachsen haben mit bei-
den Regelungen einen großen Erfolg in der Qualitätsentwicklung erzielt. Beides 
gesetzlich zu verankern bzw. im ABC-Wegweiser zu benennen, erscheint uns 
daher geboten. 

Sollte der Gesetzgeber anerkannten Zivildienstleistenden die Wahlmöglichkeit eines 
FÖJ zugestehen, dann ist dies nur unter folgenden Bedingungen umsetzbar: 
7.  „Ersatz-Zivildienst“ nur zu FÖJ-Bedingungen (Änderungen des Zivildienstgeset-

zes) 
8.  Wahl des FÖJ als Zivildienst-Ersatz muss entsprechende Aufstockung der FÖJ-

Plätze bedeuten (nicht zu Lasten der bestehenden FÖJ-Platzzahlen) 
9.  Vollständige Erstattung der für die Durchführung des „Wahl“-FÖJ (als Ersatz-

Zivildienst) anfallenden Kosten, wie: 
! Taschengeld 
! Sozialversicherungskosten 
! Personalkosten des Trägers nach dem aktuellen Betreuungsschlüssel 
! Kosten der begleitenden Seminararbeit 
! Evtl. Nutzung der eingesparten Mittel von Zivildienststellen für eine Förde-

rung der Unterkunfts- und Verpflegungskosten von „Wahl“-FÖJ-Plätzen 
10. Öffnung des FÖJ auch für Jugendliche anderer Nationalität unabhängig vom 

Wohnort. Solche aus anderen Ländern kommende FÖJ-Teilnehmer sind als 
„Botschafter“ Deutschlands und im Interesse der Internationalisierung umwelt-
schützerischer Arbeit besonders wertvoll. 
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Freiwilligendienste (Community Service) im internationalen Jugendaustausch 

von AFS Interkulturelle Begegnungen e.V. 
 

1. Organisation 
1947 "erfand" die amerikanische Organisation freiwilliger Sanitätsfahrer in den beiden Weltkrie-
gen, American Field Service, den langfristigen Schüleraustausch. Deutsche Jugendliche fuhren 
zum ersten Mal 1948 mit AFS in die USA. Heute sind die Nachfolgeorganisationen AFS Intercul-
tural Programs, Inc. und die nationalen AFS-Organisationen in 55 Ländern in einem Verbund-
system auf vertraglicher Basis zusammengeschlossen.  
AFS Interkulturelle Begegnungen e.V. ist die deutsche AFS-Organisation, die als eingetragener 
gemeinnütziger Verein und als anerkannter Träger der freien Jugendhilfe langfristige Schüleraus-
tauschprogramme von und nach Deutschland in über 40 Ländern auf allen Kontinenten und seit 
1997 Jahren auch Freiwilligendienste (Community-Service-Programme) in derzeit 22 Ländern in 
allen Kontinenten durchführt.    
AFS Interkulturelle Begegnungen e.V. arbeitet auf vorwiegend ehrenamtlicher Basis mit ca. 
1000 meist jugendlichen Ehrenamtlichen in derzeit 73 Komitees in allen Bundesländern für den 
Schüleraustausch und  in vier Regionalgruppen für die Freiwilligendienste. 
 
2. Freiwilligendienste 
AFS Interkulturelle Begegnungen e.V. vermittelt drei- bis sechsmonatige internationale Freiwil-
ligendienste (Community-Service-Programme) mit dem Ziel, den Teilnehmern an diesen Pro-
grammen (Freiwillige im Alter zwischen 18 und 27 Jahren) folgendes zu ermöglichen: 
• sich freiwillig und unentgeltlich in einem Einsatz in einer gemeinnützigen Organisation, vor-

wiegend in Entwicklungsländern, zu engagieren und für sich selbst und bei Menschen im Gast-
land ein besseres Verständnis von freiwilliger ehrenamtlicher Arbeit als konstitutivem Element 
der Zivilgesellschaft zu gewinnen, 

• die kulturelle Vielfalt dieser Welt kennen und schätzen zu lernen,  
• sich der eigenen kulturellen Identität und Geschichte sowie der daraus resultierenden Prägung 

und Verantwortung bewußt zu werden,  
• Einstellungen und Fertigkeiten zu erlernen, die eine Verständigung über kulturelle Grenzen 

hinweg ermöglichen, 
• einen Beitrag zur Lösung von lokalen Problemen mit globaler Bedeutung zu leisten und der 

Völkerverständigung und dem Frieden zu dienen. 
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1997 gingen 19 junge Freiwillige mit AFS Interkulturelle Begegnungen e.V. in Länder Mittel- 
und Lateinamerikas und Afrikas, 1998 waren es bereits 67, und ein asiatisches Land war hinzuge-
kommen. 1999 erhöhte sich die Zahl auf 72 junge Freiwillige, ein weiteres afrikanisches Land kam 
dazu. 2000 vermittelte AFS insgesamt 100 Freiwillige. Für 2001/02 werden 150 Plätze angeboten. 
Weitere Steigerungen des Angebotes sind für die kommenden Jahre geplant. Einsatzstellen in ge-
meinnützigen Organisationen mit pädagogischer, sozialer und ökologischer Ausrichtung sind bis-
her in Zusammenarbeit mit den AFS-Organisationen bisher in folgenden Ländern genutzt worden: 
Ägypten, Belgien, Bolivien, Brasilien, Costa Rica, Dänemark, Dominikanische Republik, Ecua-
dor, Ghana, Guatemala, Honduras, Jordanien, Kolumbien, Malaysia, Mexiko, Panama, Paraguay, 
Peru, Rußland, Südafrikanische Republik, Thailand.  
Ein 6-wöchiger Freiwilligendienst für junge Deutsche in Israel wird ebenfalls von AFS seit Mitte 
der 90er Jahre angeboten. An diesem haben mehr als 75 junge Freiwillige teilgenommen. 
Seit 1999 ist AFS Interkulturelle Begegnungen e.V. auch anerkannter Träger des "Anderen 
Dienstes im Ausland" nach §14 b Zivildienstgesetz und wird in diesem Zusammenhang bis Ende 
2001 voraussichtlich 60 Einsatzplätze an eben diese Zahl von Zivildienstleistenden vermittelt ha-
ben. 
Zurzeit ist für AFS Interkulturelle Begegnungen e.V. das Entsenden von Freiwilligen noch vor-
rangig vor dem Aufnehmen von Freiwilligen aus dem Ausland, da für die Aufnahme die spezifi-
sche Ehrenamtlichenstruktur noch aufgebaut wird. Dennoch sind schon erste Erfahrungen mit dem 
Aufnehmen ausländischer Freiwilliger gemacht worden. Darüber hinaus werden 2001 auch deut-
sche Freiwillige im Rahmen einer Förderung durch die Robert Bosch Stiftung zusätzlich zu der 
ohnehin ehrenamtlichen Arbeit der Komitees in denselben in den neuen Bundesländern eingesetzt.  
AFS Interkulturelle Begegnungen e.V. beteiligt sich auch am Europäischen Freiwilligendienst 
der Europäischen Union und erfährt eine weitere Förderung für Freiwillige durch die Robert Bosch 
Stiftung beim Aufbau von Organisationsstrukturen der russischen AFS-Organisation für Freiwilli-
gendienste.  
Das internationale AFS-Partnerschaftssystem arbeitet auf der Basis gemeinsamer Standards, deren 
Einhaltung in einem Qualitätsmanagementsystem jährlich überprüft und gesteuert wird. Die AFS-
Organisationen verpflichten sich zur Abstellung etwaig festgestellter Mängel.  
 

3. Grundsätze der Programmdurchführung 
Zu den Grundsätzen der Programmdurchführung gehören die Auswahl der Freiwilligen, ihre Vor-
bereitung in Deutschland, drei  Orientierungsveranstaltungen im Gastland (Beginn, Mitte, Ende) 
sowie eine Nachbereitung in Deutschland, der Einsatz in einer ausgewählten Einsatzstelle einer 
gemeinnützigen Organisation mit pädagogischer, sozialer oder ökologischer Ausrichtung im Gast-
land, der Aufenthalt in einer ausgewählten Gastfamilie, die Betreuung durch haupt- und ehrenamt-
liche Mitarbeiter der AFS-Organisation im Gastland, die Erreichbarkeit der AFS-Organisation des 
Gastlandes in Notfällen rund um die Uhr, die enge Zusammenarbeit zwischen AFS Interkulturel-
le Begegnungen e.V. und der AFS-Organisation im Gastland während des Freiwilligendienstes, 
die Vermittlung eines Wechsels der Einsatzstelle/gemeinnützigen Organisation oder der Gastfami-
lie bei nicht zu behebenden Konflikten, die Beendigung des Programms  und die Rückführung des 
Freiwilligen bei Katastrophen, Kriegen, etc.  



 251 

Die Seminare, die Teilnahme des Freiwilligen ist Pflicht, folgen einer austauschspezifischen di-
daktischen Konzeption. Verbunden mit Informationen über das jeweilige Gastland sollen sie dem 
Freiwilligen helfen, Situationen und Erlebnisse in seinem Freiwilligeneinsatz einzuordnen, ge-
danklich zu verarbeiten und zu meistern. 
Der Freiwillige erhält nach der positiven Auswahl einen schriftlichen Vertrag mit ausführlichen 
Teilnahme- und Vertragsbedingungen inkl. der Erläuterung der Rechte und Pflichten sowie der 
Haftungs-, Zahlungs- und Rücktrittsbedingungen. Die im Programmpreis enthaltenen Leistungen 
sind klar dargestellt. Im Gesamtpreis inbegriffen sind insbesondere auch Reisekosten und Kran-
kenversicherung. Der Freiwillige erhält einen Sicherungsschein gemäß  § 651k Abs. 3 BGB und 
nach Abschluss seines Dienstes und nach seiner Teilnahme auch an der Nachbereitung ein Zertifi-
kat über die Teilnahme. 
 
4. Handlungs- und Regelungsbedarf 
Heute stehen in Deutschland drei Kategorien von Freiwilligendiensten ins Ausland mit unter-
schiedlichen rechtlichen Regelungen nebeneinander: Freiwillige des FSJ und FÖJ, "Freiwillige" 
des "Anderen Dienstes im Ausland" nach § 14 b Zivildienstgesetz, Freiwillige auf der Basis privat-
rechtlicher Vereinbarungen. Aufgrund der Schwierigkeiten, die AFS Interkulturelle Begegnun-
gen e.V. bei der Durchführung seiner Freiwilligendienste auf privatrechtlicher Basis (u.a. Visums-
problematik) erfährt und aufgrund der benachteiligenden Differenzen im Rechtsstatus der zu un-
terschiedlichen Kategorien gehörenden Freiwilligen äußert AFS den Wunsch nach einem umfas-
senden Freiwilligengesetz. Darin sollten geregelt sein: 
• Definition und Anerkennung des Status des Freiwilligen (nicht Arbeitnehmer, nicht Auszubil-

dender; Dauer des Dienstes von mindestens drei Monaten bis zu 18 Monaten; unbezahlte Tä-
tigkeit, die dem Gemeinwohl dient, in einer gemeinnützigen oder öffentlichen Einrichtung in 
einer Vielfalt von Aktionsfeldern; einheitlich Sozialversicherungs-, Steuer- und Kindergeldre-
geln), 

• Öffnung der Förderung  für den Einsatz von Freiwilligen auch in Länder außerhalb der EU,  
• Anspruch auf eine für die Dauer des Freiwilligendienstes befristete Aufenthaltserlaubnis in 

Deutschland für Freiwillige aus allen Ländern der Welt (damit Wegfall der Visums-
problematik durch Änderung der Arbeitsgenehmigungsverordnung), 

• Finanzielle Förderung von Freiwilligendiensten (Stipendien) und der Vermittlungstätigkeit von 
Trägern und ihrer interkulturellen pädagogischen Begleitmaßnahmen 

• Kompatibilität mit Regelungen innerhalb der Europäischen Union. 
Die jetzt bekannt gewordenen Novellierungsabsichten der Bundesregierung  hinsichtlich des 
FSJ/FÖJ erfüllen AFS Interkulturelle Begegnungen e.V.  mit Sorge, da  
• sie die Uneinheitlichkeit im Status in den verschiedenen Kategorien von Freiwilligen nicht 

aufheben, sondern verschärfen, 
• sie nicht zu einem Abbau von Hindernissen für die Mobilität von Freiwilligen und damit zu 

einer Erweiterung von Freiwilligendiensten beitragen, 
• eine rigide pädagogische Begleitung vorschreiben, die in Lage, Dauer und Verortung nicht den 

Erfordernissen der Freiwilligen entspricht,  
• keine zusätzlichen Fördermöglichkeiten vorgesehen sind, 
• die Visumsproblematik für Freiwillige nach Deutschland aus anderen Ländern als der EU nicht 

löst. 
 
Juni 2000  
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Zusammenfassung der Arbeitsergebnisse der Tagung 
 

Freiwilligendienste im Ausland 
die Gesetzreform im kritischen Dialog 

 
am 14. und 15. Mai 2001 in Berlin 

 
 
 
 
VertreterInnen von 31 Organisationen, die kurz- und längerfristige internationale Freiwilligendienste im Aus-
land durchführen (auf der Grundlage der Gesetze über ein freiwilliges und ökologisches Jahr -FSJG und 
FÖJG- oder in anderer Trägerschaft), sowie ehemalige Freiwillige an solchen Diensten berieten am 
14./15.5.2001 die inzwischen bekannt gewordenen Regelungen im Arbeitsentwurf (Stand Mai 2001) des 
Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ) für ein „Gesetz zur Änderung 
eines Gesetzes zur Förderung eines freiwilligen sozialen Jahres und anderer Gesetze“ (FSJG-
Änderungsgesetz – FSJGÄndG) mit folgendem Ergebnis: 
 
Die bisher bekannt gewordenen Einzelheiten des Entwurfes zum FSJGÄndG erfüllen, bezogen 
auf internationale Dienste im Ausland, nicht die Erwartungen, die die Koalitionsvereinbarung vom 
20.10.1998 hinsichtlich „grenzüberschreitender“ Freiwilligendienste geweckt hat. Es ist bedauer-
lich, daß kein Entwurf für ein einheitliches und umfassendes Gesetz zum internationalen Freiwilli-
gendienst vorliegt. Die beabsichtigte Novelle ist nicht dazu geeignet, die seit langem bekannten 
Mobilitätshindernisse für im Ausland tätige Freiwillige zu beseitigen. Sie könnte im Gegenteil dazu 
beitragen, die gegenwärtigen Probleme zu verschärfen und die Freizügigkeit von jungen Freiwilli-
gen in Europa einzuschränken.  
 
 
I. Folgende Punkte wurden besonders kritisch gesehen: 
 
1. Der Arbeitsentwurf fordert die Einbeziehung der Freiwilligen in alle Zweige der deutschen ge-

setzlichen Sozialversicherung. Damit würden die Freiwilligen in vielen Ländern der Welt unter 
den Status eines Arbeitnehmers fallen, mit negativen Folgen für die Einreise, das Auf-
enthaltsrecht, die Arbeitserlaubnis, der Zahlung von Steuern sowie hinsichtlich ihrer Vermitt-
lung, dem Abschluss von Arbeitsverträgen und Mindestlöhnen. 

 
Wegen der Programmatik des Freiwilligendienstes, des Bildungscharakter des Dienstes und 
der spezifischen Beziehung zwischen dem/der Freiwilligen, der Aufnahme- und der Entsen-
deorganisation muß jedoch ausgeschlossen werden, dass Freiwillige Arbeitnehmern gleich-
gestellt werden können. 
  
Diese Einbeziehung widerspricht auch den Bemühungen in der EU, zu einem Abbau der Hin-
dernisse für die Mobilität von Freiwilligen zu kommen. So hat der Rat der EU erst am 

 
Aktionsgemeinschaft 
Dienst für den Frieden 
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19.1.2001 in einem Gemeinsamen Standpunkt zur geplanten Empfehlung für die Mobilität1 
die EU-Mitgliedsstaaten aufgefordert, „die von ihnen als geeignet erachteten Maßnahmen zu 
ergreifen, um die Hindernisse rechtlicher und administrativer Art aus dem Weg zu räumen, 
welche die Mobilität derjenigen beeinträchtigen, die in einem anderen Mitgliedstaat – vor al-
lem im Rahmen von Gemeinschaftsprogrammen (insbesondere ...Jugend), aber auch un-
abhängig davon -  eine Freiwilligentätigkeit absolvieren möchten“ (Nr. I 1 a). 

 
Besonders für die Freiwilligen werden die Mitgliedstaaten aufgefordert,  
„die von ihnen im Rahmen der nationalen Rechtsvorschriften als geeignet erachteten Maß-
nahmen zu ergreifen, damit die anerkannte, unentgeltlich geleistete Freiwilligentätigkeit nicht 
mit einer Beschäftigung gleichgestellt wird.“ 

 
2. Auch die Regelungen zur pädagogischen Begleitung (insgesamt mindestens 6 Wochen) und 

der Dauer des Dienstes (bis zu 12 Monaten) werden mit Vorschriften der Sozialversiche-
rungen begründet. Dies führt zu unflexiblen Vorgaben, die den tatsächlichen Anforderungen 
an die pädagogische Vorbereitung, Begleitung und Nachbereitung sowie an eine sinnvolle 
Dauer eines Auslandsaufenthaltes nicht entsprechen. So wurde u.a. festgelegt, dass die Vor-
bereitung auf den Dienst immer vier Wochen beträgt und in Deutschland vor der Ausreise 
durchgeführt werden muss. Dagegen spricht die erfolgreiche Praxis vieler Träger, die regio-
nalspezifisch unterschiedliche Vorbereitungslängen haben und auch Teile der Vorberei-
tungszeit im Projektland selbst durchführen.  

 
3. Der Europäische Freiwilligendienst (EFD) wird in dem Arbeitsentwurf nicht berücksichtigt, was 

besonders gravierend ist, da hier erstmals europaweit einheitliche Erfahrungen vorliegen, die 
die deutsche Legislative nutzen könnte. 

 
4. Freiwillige aus dem außereuropäischen Ausland, die in Deutschland tätig werden wollen, 

können dies nicht im Rahmen des geplanten Gesetzes. Dies widerspricht der Zielsetzung der 
internationalen Freiwilligendienste, die von einer partnerschaftlich organisierten interkul-
turellen Lernerfahrung ausgeht, zu der auch Dienste an deutschen Projektorten und Aus-
tauschprogramme gehören. 

 
5. Der vom BMFSFJ vorgesehene Zwang, dass ein „Anderer Dienst“ im Inland oder im Ausland 

nach § 14b ZDG nur für FSJ- oder FÖJ-Träger möglich ist, wird dazu führen, dass eine Viel-
zahl der jetzigen Träger ihr Programm nicht mehr aufrecht erhalten können und dadurch das 
Angebot für die jungen Freiwilligen eingeschränkt wird. 

 
Die Kostenübernahme (Taschengeld und Sozialversicherungsbeiträge) durch das Bundesamt 
für den Zivildienst wurde sehr kritisch gesehen, da damit der Freiwilligendienst junger Män-
nern (die den Kriegsdienst verweigern) gefördert wird, während kein entsprechender Aus-
gleich für junge Frauen vorgesehen ist. 

 
6. Ohne eine erhebliche staatliche finanzielle Förderung der Träger sind diese nicht in der Lage, 

die hohen Kosten für die im FSJG geforderte soziale Absicherung und das umfangreiche Bil-
dungsangebot für die Freiwilligen zu finanzieren. Dies gilt primär für die Entsendung von 
Deutschen ins Ausland, weil die dortigen Träger (resp. Einsatzstellen) in der Regel diese Kos-
ten nicht – wie dies in Deutschland zumeist der Fall ist - durch den Einsatz der Freiwilligen 
(teilweise) refinanzieren können. 

 

                                                           
1 Gemeinsamer Standpunkt des Rates im Hinblick auf den Erlass der „Empfehlung des Europäischen Parlamentes und 

des Rates über Mobilität von Studierenden, in der Ausbildung stehenden Personen,  Freiwilligen, Lehrkräften und 
Ausbildern der Gemeinschaft“ vom 19.1.2001 (Nr. 7/2001, 2001/C 70/01). 
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Auch zukünftig wird es drei Gruppen von Deutschen geben, die als Freiwillige im Ausland un-
terschiedliche Konditionen bezüglich Kosten, Absicherung und Anerkennung haben: 
• Einige wenige Freiwillige im Rahmen des FSJG und des FÖJG,  
• Freiwillige  von anderen deutschen Trägern, die ihre längerfristigen Freiwilligendienste aus 

den genannten Gründen nicht nach dem FSJG oder dem FÖJG anbieten können, selbst 
wenn sie zugelassen sind,  

• Freiwillige des Europäischen Freiwilligendienstes (EFD) der Europäischen Union. 
 
II. Vorschläge zum Gesetzentwurf 
 
An Stelle der bisher bekannt gewordenen Vorschläge des Arbeitsentwurfes werden für inter-
nationale Freiwilligendienste Regelungen gefordert, die sich – unter ausdrücklicher Belassung der 
eventuell zu modifizierenden Regelungen für das FSJ und FÖJ im Inland – auf Deutsche im Aus-
land (outgoing) und ausländische Freiwillige in Deutschland (incoming) beziehen. Außerdem wird 
eine Einbeziehung des EFD nach dessen strukturell gegebenen Möglichkeiten als Förderinstru-
ment der EU vorgeschlagen.  
 
Besonders wichtig ist dabei, dass die deutschen Regelungen künftige EU-weite Lösungen und 
solche für das übrige Europa und für das außereuropäische Ausland in komplementärer Weise 
berücksichtigen und nicht im voraus präjudizieren. 
 
Im Einzelnen: 
• strikte Behandlung der internationalen Freiwilligen als Nicht-Arbeitnehmende, also keine volle 

Einbeziehung in alle Zweige der gesetzlichen Sozialversicherung.  
 Der neue Entwurf sollte hinsichtlich des Standards der sozialen Sicherung dem Vorschlag für 

ein „Gesetz zur Förderung eines Freiwilligen Internationalen Dienstes“ (FIDG) vom 22.6.1999 
und der „Eckpunkte“ dazu vom 16.11.1999 folgen, die dem BMFSFJ von dem Bevollmächtig-
ten der EKD und dem Kommissariat der deutschen Bischöfe im Juni 1999 vorgelegt worden 
sind. Zielgruppen sollen einreisende und ausreisende Freiwillige, auch im Rahmen des EFD, 
sein. Den Freiwilligen soll der sozialrechtliche Status erhalten bleiben, den sie vor Beginn des 
Dienstes hatten (status quo ante) bzw. eine beitragsfreie Versicherung ermöglicht werden. 
Die Freiwilligen sind während des Dienstes in angemessener Weise in der gesetzlichen Sozi-
alversicherung als Nichtarbeitnehmer bzw. außerhalb eines sozialversicherungsrechtlichen 
Beschäftigungsverhältnisses abzusichern, u.a. im Bundeskindergeldgesetz. (vgl. auch Rolf 
Schuler, Der arbeits-, sozial- und steuerrechtliche Status von Teilnehmern am Europäischen 
Freiwilligendienst für Jugendliche, in: Klaus Sieveking, Europäischer Freiwilligendienst für Ju-
gendliche – Statusfragen und rechtspolitische Probleme, Luchterhand, 1999, S. 141 ff., S. 
151)  

 
• Ermöglichung des Dienstes von ausländischen Freiwilligen in Deutschland (incoming), auch 

aus dem außereuropäischen Ausland, ohne die Notwendigkeit einer Arbeits- und Aufenthalts-
genehmigung. Ergänzung des Leistungskataloges für lokale Fahrtkosten und Erstattung von 
Visagebühren nach dem Vorbild des EFD. 

 
• Praktikable, weil flexible Regelung einer obligatorischen pädagogischen Begleitung (für Vor-

bereitung, Begleitung, Nachbereitung, örtlich durchzuführen im In- und Ausland, unter Einbe-
ziehung des Partners und anderer Freiwilliger, unter Anwendung verschiedener Methoden 
und bei finanzieller Förderung). 

 
• Anerkennung von bundesweit tätigen Trägern nach bundesweit geltenden Kriterien (nicht 

nach Kriterien, die von Bundesland zu Bundesland unterschiedlich sein können). 
 
• Dienstdauer von Deutschen im Ausland in der Regel von bis zu 24 Monaten. 
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• Gleiche Förderung aller Dienste und Freiwilligen, dadurch Gleichberechtigung von Männern 

und Frauen. 
 
III.  Empfehlung zum weiteren Vorgehen 
 
Die Teilnehmenden empfehlen eine grundlegende Veränderung der bisher für den Freiwilli-
gendienst im Ausland im FSJÄndG geplanten Regelungen. Wenn dieses zum jetzigen Zeitpunkt 
oder generell innerhalb des FSJG/FÖJG nicht möglich ist, sollte zur Vermeidung nicht rückholba-
rer Fehlentwicklungen bis zum Vorliegen eines geeigneten Entwurfes der jetzige Rechtszustand 
hinsichtlich der grenzüberschreitenden Dienste beibehalten und nur die Teile des FSJG und des 
FÖJG novelliert werden, die den Dienst im Inland regeln, darin eingeschlossen der Aspekt des 
„Incoming“.   
§ 14b ZDG („Anderer Dienst im Ausland“ für anerkannte Kriegsdienstverweigerer) sollte dann 
weiterhin auch für die Träger außerhalb des FSJ/FÖJ durchgeführt werden können, die ihn zur 
Zeit anbieten. Die Förderung aus dem Kinder- und Jugendplan des Bundes nach den „Förderkri-
terien für längerfristige Freiwilligendienste“ vom 1.1.1997 soll fortgesetzt werden.  
 
Falls eine grundlegende Verbesserung der Regelungen für grenzüberschreitende Freiwilli-
gendienste innerhalb des FSJG/FÖJG nicht möglich ist, ist die Regelung von internationalen 
Freiwilligendiensten spätestens in der nächsten, der 15. Legislaturperiode des Deutschen Bun-
destages in Angriff zu nehmen. Zur Wahrung der Komplementarität sollte auf europäischer Ebene 
eine Richtlinie der EU für die Freizügigkeit von Freiwilligen entsprechend z.B. der Richtlinie für 
Studierende verabschiedet werden.  
 
Für die aus Ländern von außerhalb der EU einreisenden Freiwilligen soll schon jetzt die Arbeits-
genehmigungsverordnung vom 17.9.1998 in § 9 Nr. 16 für „vergleichbare Programme“ dahinge-
hend erweitert werden, daß diese Freiwilligen ebenfalls keine Arbeitsgenehmigung für ihren Auf-
enthalt in Deutschland benötigen. 
 
Bonn, 5.6.01 
 
Die VeranstalterInnen: 
 
Jan Gildemeister (AGDF) 
 
Marcus Göetz-Guerlin (Evangelische Akademie) 
 
Heidi Thiemann (AK LHÜ) 
 



 257 

 
 

Stellungnahme der Aktion Sühnezeichen Friedensdienste 
zur Fachtagung "Zukunft der Freiwilligendienste" 

am 26. und 27. Juni 2001 in Berlin 

1 Die Arbeit der Aktion Sühnezeichen Friedensdienste 
1.1 Hintergrund 
Die kritische Auseinandersetzung mit dem Nationalsozialismus und seinen Verbrechen 
ist für die Aktion Sühnezeichen Friedensdienste (ASF) Motiv und Verpflichtung für kon-
kretes Handeln in der Gegenwart. Seit der Gründung der christlichen Friedensorganisati-
on im Jahr 1958 haben mehrere zehntausend Menschen durch ihre Friedensdienste mit 
ASF kleinere und größere Zeichen gesetzt: geschichtsbewusstes Arbeiten mit den 
Überlebenden des Holocaust und ihren Nachkommen, gegen Rassismus und Aus-
grenzung – für Frieden und Toleranz, gegen das Vergessen – für eine menschliche 
Zukunft. 

1.2 Langfristige Friedensdienste 
Im Mittelpunkt der Aktivitäten der Aktion Sühnezeichen Friedensdienste stehen die lang-
fristigen Freiwilligendienste. 150 ASF-Freiwillige arbeiten jeweils für 18 Monate in Part-
nerprojekten in zwölf Ländern. Die Tätigkeiten reichen von der Mitarbeit in Gedenkstätten 
und Erinnerungsinitiativen oder bei Friedens- und Antirassismusorganisationen bis zur 
sozialen Arbeit in Behinderten- und Alteneinrichtungen oder der Hilfe für Obdachlose, 
Flüchtlinge und ethnische Minderheiten. ASF-Projekte gibt es in Belgien, Deutschland, 
Frankreich, Großbritannien, Israel, den Niederlanden, Norwegen, Polen, Russland, 
Tschechien, den USA und Weißrussland.  
1.3 Kurzfristige Freiwilligendienste 
Als kurzfristige Freiwilligendienste bietet Aktion Sühnezeichen in jedem Sommer mehr als 
20 internationale Sommerlager an. Jugendliche aus vielen Ländern leben und arbeiten 
für zwei bis drei Wochen in ausgewählten Projekten. 
Zu den Schwerpunkten der internationalen Sommerlager gehören Arbeiten zur Erhaltung 
von Synagogen, jüdischen Friedhöfen und Gedenkstätten, Mitarbeit bei Bau- und Erhal-
tungsmaßnahmen an sozialen Einrichtungen sowie gemeinsame Freizeiten mit behinder-
ten Kindern und Erwachsenen. Mit der praktischen Arbeit ist eine inhaltliche Auseinan-
dersetzung mit der NS-Geschichte verbunden, um politisches Bewusstsein für die Ge-
genwart und die Zukunft zu schärfen. 
 
 



 

 258 

1.4 Verantwortung für die Gesellschaft 
Wer sich mit der Vergangenheit beschäftigt, kann zur Gegenwart nicht schweigen. Des-
halb meldet sich die Aktion Sühnezeichen Friedensdienste zu politischen Themen zu 
Wort. Besonderes Augenmerk gilt dabei der Anerkennung und Entschädigung von NS-
Verfolgten sowie den Bereichen Frieden, Rechtsextremismus, Rassismus, Asyl und dem 
christlich-jüdischen Dialog. Im Projektbereich „Erinnerung und Interkulturalität“ geht ASF 
der Frage nach, wie sich die Auseinandersetzung mit dem Nationalsozialismus in einer 
zunehmend interkulturell geprägten Gegenwart verändert und verändern muss. 

2 Politische, rechtliche und gesellschaftliche Rahmenbedingungen 
der internationalen Freiwilligendienste 

2.1 Rechtliche Rahmenbedingungen 
In der augenblicklichen Situation sind die Langzeit-Freiwilligen im Ausland rechtlich 
gleichsam statuslos. Zwar regelt der §14b des Zivildienstgesetzes die nachzeitige Aner-
kennung des Freiwilligendienstes als Zivildienst, davon bleibt aber der rechtliche Status 
in der Freiwilligenzeit unberührt. Das hat Folgen für Aufenthaltsstatus, Kindergeld usw. 
Längerfristige Freiwilligendienste werden zur Zeit nur in den Gesetzen zur Förderung ei-
nes  Freiwilligen Sozialen bzw. Freiwilligen Ökologischen Jahres geregelt. Diese werden 
den Anforderungen von internationalen Freiwilligendiensten bisher nicht gerecht. Dies 
betrifft u.a. dessen Definition, Anerkennung von Trägern, Kreis der einbezogenen Perso-
nen, geographischer Geltungsbereich, pädagogische Begleitung sowie soziale Absiche-
rung. Daher war  in der Koalitionsvereinbarung von 1998 das Ziel vorgesehen, rechtliche 
und institutionelle  Hindernisse abzubauen. 
In § 14b des Zivildienstgesetzes (ZDG) ist die Möglichkeit vorgesehen, dass anerkannte 
Kriegsdienstverweigerer einen sog. anderen Dienst im Ausland als Ersatz für den Zivil-
dienst leisten. 
Die Europäisches Parlament und der Rat haben einen Vorschlag für eine Richtlinie über 
die Mobilität entwickelt, nach der sich Freiwillige innerhalb der EU uneingeschränkt be-
wegen können und keine Arbeitnehmer sind. Diese Richtlinie muss ebenso wie geeignete 
Rahmenbedingungen für den Europäischen Freiwilligendienst ( EFD) in nationales Recht 
umgesetzt werden. Denn es gibt innerhalb der EU, wie natürlich auch außerhalb enorme 
aufenthaltsrechtliche Probleme für ASF-Freiwillige. Hier muss es darum gehen, durch 
bilaterale Verhandlungen den FW-Status abzusichern. 
Die rechtlichen Regelungen im Bundeskindergeldgesetz, aber auch hinsichtlich der 
sozialen Absicherung sind für Freiwillige, je nach dem, in welchem Rahmen sie ihren 
Dienst leisten, sehr unterschiedlich. (FSJ/FÖJ, Europäischer Freiwilligendienst, 14b, 
Internationaler Freiwilligendienst außerhalb FSJ / EFD). Dadurch werden die Freiwilligen 
von ASF, die nicht als EVS-Freiwillige gefördert werden, gegenüber anderen erheblich 
benachteiligt. Das führt bei ASF zu der absurden Lage, dass auch innerhalb eines 
Freiwilligendienstes die Bedingungen sich verändern, da ASF mit einer 18monatigen 
Dienstzeit die EVS-Regelzeit von 12 Monaten überschreitet. 

2.2 Forderungen 
Dringend notwendig ist eine bereits seit 1974 von ASF und der Aktionsgemeinschaft 
Dienst für den Frieden e.V. (AGDF) geforderte Regelung für einen sozialen und in-
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terkulturellen Dienst von Deutschen im Ausland. Grundzüge hierfür sind in den "Eck-
punkten zur Diskussion über ein ´Gesetz zur Förderung eines Freiwilligen Internationalen 
Dienstes`" benannt, die unter Federführung der AGDF und der Kath. BAG unter Mitwir-
kung des Ökumenischen Ad-hoc-Arbeitskreises "Freiwilligendienste" beim Bevoll-
mächtigten des Rates der EKD, Berlin, und beim Kommissariat der deutschen Bischöfe, 
Berlin, erarbeitet wurden. Außerdem müssen die Rahmenbedingungen für den Dienst 
von ausländischen Freiwilligen in Deutschland geregelt werden. 
Wesentliche Kriterien für entsprechende gesetzliche Regelungen sind, dass  
- Freiwillige nicht den Status von Arbeitnehmern erhalten (da es sich um Lerndienste 

handelt), 
- Freiwillige, aber auch ihren Trägerorganisation durch den Dienst keine Nachteile, z.B. 

in Bezug auf die Sozialversicherung haben, 
- Kindergeld für alle deutschen Freiwilligen weiter gezahlt wird, 
- Freiwilligendienste bei der Aufnahme eines Studiums entsprechend des FSJG/FÖJG 

einheitlich anerkannt werden, weitergehend sollte ein Zertifizierungssystem erarbeitet 
werden, das den Freiwilligen gesellschaftliche und berufliche Anerkennung verschafft,  

- die Situation der Partnerorganisationen im jeweiligen Land hinsichtlich der Abwe-
senheit der Freiwilligen (Urlaubsanspruch, Bildungstage) sowie der Dauer des Diens-
tes (in Entwicklungsländern mindestens 18 Monate) berücksichtigt wird und dass die 
Höhe des  Taschengeldes (sowie Unterkunft, Verpflegung ...) für die Freiwilligen den 
Rahmenbedingungen vor Ort angemessen ist (keine Besserstellung gegenüber ande-
ren Freiwilligen), 

- die "Mobilitätsrichtlinie“ der EU und der Europäische Freiwilligendienst berücksichtigt 
werden.  

- die Bedingungen des EVS einer Trägerstruktur von Nichtregierungsorganisationen 
angepasst wird, d.h. die obligatorische Begleitung durch die jeweiligen Nationalen 
Strukturen durch ein Optionensystem ersetzt wird.  

Außerdem sollte überprüft werden, ob die gesetzliche Regelung nicht auch ältere Men-
schen umfassen sollte, die beispielsweise ein "Sabbatjahr" einlegen möchten. 

2.3 Finanzielle Förderung 
Aus jugend- und bildungspolitischer Sicht, insbesondere im Hinblick auf die Prävention 
gegen Rassismus, Fremdenfeindlichkeit und Antisemitismus sollten Freiwilligendienste 
insbesondere in anderen Ländern verstärkt gefördert werden. Dies betrifft vor allem 
- die Vorbereitung und pädagogische Begleitung der Freiwilligen und 
- deren soziale Absicherung. 
 
Für die Begleitung der Freiwilligen gerade im Ausland sind eine hauptamtliche Struktur 
bei den Trägern und ein umfangreiches Bildungsprogramm notwendig. Damit dies si-
chergestellt werden kann, bedarf es einer stärkeren finanziellen Förderung seitens der 
öffentlichen Hand für die Freiwilligendienste, die durch Qualitätssicherungsstandards 
auch überprüfbar gemacht werden können.  
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Gerade das Internationale Jahr der Freiwilligen 2001 sollte Anlass sein, kurz- und länger-
fristigen Freiwilligendiensten mehr Aufmerksamkeit zu widmen. 

3 Trends und Zukunftsperspektiven 
3.1 Interesse  
Das Interesse an lang- und kurzfristigen FW-Diensten ist bleibend auf hohem Niveau, 
wenn es auch durch EVS und die Dauer des Dienstes bei ASF kleinere Rückgänge der 
BewerberInnenzahlen gegeben hat, die aber immer noch die Zahl der vorhandenen Plät-
ze übersteigen. Dabei werden von uns verstärkt Anstrengungen unternommen, um - so-
zusagen in Vorbereitung auf Veränderungen bei der Wehrpflicht – unsere Werbung deut-
lich zu intensivieren. 
Wir gehen davon aus, dass das Interesse an längerfristigen Freiwilligendiensten im Aus-
land weiter zunehmen wird. Soweit dies durch verbesserte Rahmenbedingungen des 
Staates ermöglicht wird, ist davon auszugehen, dass verschiedene Mitglieds-
organisationen ihr Angebot ausweiten. 
3.2 Beitrag internationaler Freiwilligendienste zur Reform der Gesellschaft 
Der Ausbau internationaler Freiwilligendienste bietet die Chance, verschiedene gesell-
schaftspolitische Diskussionen der letzten Monate und Jahre konkret aufzugreifen: 
- Stärkung von Hilfsbereitschaft, solidarischem Handeln und gesellschaftspolitischer 

Verantwortung junger Menschen 
- Stärkung des Bewusstseins für Toleranz gegenüber Fremden und gegen die An-

wendung von Gewalt  
- Förderung von Frieden, Versöhnung und Völkerverständigung 
- Förderung von interkultureller Kompetenz, kommunikativer Fähigkeiten und anderer 

sozialer Schlüsselqualifikationen 
- Integration verschiedener Altersgruppen und sozialer Schichten bezogen auf Werte-

orientierung und gesellschaftlichem Engagement. 
- Verbesserung beruflicher Einstiegsmöglichkeiten junger Menschen (z. B.. durch 

Kenntnisse über andere Länder, deren Sprache und Kultur) 
Ein breites, vielfältiges und qualifiziertes Angebot gesellschaftlicher Träger an nationalen 
und internationalen Freiwilligendiensten ist unverzichtbar bei notwendigen gesellschaftli-
chen Reformen. 
Aufgabe des Staates wäre dabei, die geeigneten Rahmenbedingungen zu schaffen (s.o.) 
und die Qualität der Angebote und der Begleitung der Freiwilligen zu fördern und mit 
Qualitätsstandards zu begleiten. Die Träger übernehmen wie bisher die Verantwortung 
für ihre Programme und deren Weiterentwicklung - sowie letztlich für die Freiwilligen 
selbst. 
 
Berlin, den 25. Juni 2001 
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